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Die Muskeltiere 



Ohohoho, drei Musketiere

 Die zieh'n um die Welt

 Für sie ist das Leben ein Scherz





(aus dem Schlager "Drei Musketiere" von Conny Froboess)



Vier Muskeltiere, die zieh'n um die Welt. Für sie ist das Leben ein Scherz.
Was allerdings für die Vier nur ein Scherz ist, geht für die meisten anderen
übel aus und ist eher schmerzhaft, stechend und tödlich.

Wer sind diese Vier, die dem Menschen derzeit ihre Wuchten und Lasten
aufzwängen, in den modernen Zeiten andere als Trump, Putin, Benjamin Netanjahu
und Xi Jinping. Sie stehen an der Spitze der Weltmächte oder gar im Mittelpunkt
der Konflikte, an denen sie mehr als regen Anteil haben. Im höchsten Maße
geraten sicherlich diejenigen unter Verdacht, die ihre eigenen Ziele und
Absichten mehr verfolgen, als ein Verhandlungskompromiss es möglich erscheinen
ließe. Dabei verzichten sie absehbar nicht auf die Mittel der Gewaltandrohungen
oder auf leere Versprechungen und, vornehmlich vor den Augen der Weltöffentlichkeit,
der Medien sowie ihres Gegenübers, auf Rechtsstandpunkte und die Ratio ihrer
Behauptungen. Ihre Überzeugungskraft folgt den Regeln politischen Ringens und
konfliktdiplomatischen Strebens. Dominierend am Ende sind jedoch die
militärische Präsenz und der Anschein der Berechtigung.

Aber waren es nicht immer schon die evolutionären Konsequenzen, die
biologisch betrachtet die Herrschaft des Menschen über den Menschen nach
sich ziehen wie die Gravitationskräfte die flammenden Sterne mit ihren Planeten,
Monden, Asteroiden und Trümmern, eingebettet in die Finsternis und die Kälte
des sogenannten Weltraums, welcher nur deshalb möglich erscheint, weil
sämtliche Atmosphären, Gasbildungen und Flüssigkeiten ihren Anfang und
ihr Ende in der unendlichen Weite des Weltalls finden.

Müssten sich nicht in historischer Hinsicht alle großen Führer der
Menschheitsgeschichte wie Alexander der Große, Caesar oder Weltherrscher
wie die Pharaonen sowie Kaiser und Könige altchinesischer oder auch
indischer Reiche diesem Auf und Nieder weltalltechnisch beugen?

Sind nicht Bänder, Sehnen und Muskeln in ihrer humanen Ausgestaltung das
augenblickliche Format natürlicher Prozesse, Reibungen, Wandlungen und
Lösungen? Warum nun sollten nicht die modernen Führer der gegenwärtigen
Gesellschaften an der Spitze des Verbrauchs stehen und zu Muskeltieren
unseres gesellschaftlichen Wandels werden?

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Juli 2025
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Realer Humanismus

Begriff und Geschichte
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"Menschlichkeit" - der anheimelnde Klang des Wortes
verweist auf eine Utopie, auf ein niemals realisiertes
Ideal. Wäre es anders, bedürfte es keiner Beschwörung des
Prinzips der Menschenliebe, ihre Praxis wäre an die Stelle
dessen getreten, was weltweit im Argen liegt und kein
Zeichen umfassender Besserung aufweist.

Ideal und Wirklichkeit eines gewaltfreien Umgangs
miteinander in Deckung zu bringen ist der Anspruch des
klassischen Humanismus, ob er den Menschen nun durch
zivilisatorische Höherentwicklung oder bildungsbürgerliche
Verfeinerung dazu ermächtigen will. Unabgegolten ist beides
zumindest in Sicht auf jene humanitas, die dem Begriff des
Menschen das Ideal der Liebe hinzufügt, von der in allen
Sprachen viel gesungen und geträumt wird, gerade weil ihre
universale Verwirklichung aussteht.

Um diese Leerstelle kreist auch der Versuch des
Philosophen, Literaturwissenschaftlers und Journalisten
Konrad Lotter, die zwischen unhinterfragtem Alltagsverständnis
und wissenschaftlicher Definition weit ausschwingende Deutung
dieses weltanschaulichen Begriffs auf den Punkt
praktischer Handhabbarkeit zu bringen.

Die von ihm in Angriff genommene geschichtliche
Betrachtung bedarf des Anscheins von Neutralität und
Objektivität nicht, um faktisches Wissen zur
Geschichte des Begriffs vom Humanismus zu vermitteln. Auch
dort, wo Lotter dessen Stationen und Wandlungen chronologisch
von der Antike bis zu heutigen Positionierungen, die sich
einer Erweiterung oder gar Überwindung klassischer
Rezeption verpflichtet fühlen, umfassend bespricht, zieht
sich sein Anliegen, die Idealisierung des
Humanismus zugunsten einer historisch-materialistischen
Gegenposition zu verwerfen, wie ein roter Faden durch die
Lektüre.

Von daher ist die Analyse dessen, was bisher unter diesem
Etikett zu Markte getragen wurde, vom Grundton
produktiven Scheiterns bestimmt. Um dem Humanismus im
globalen Zustand spätkapitalistischer Krise, fortgesetzter
kolonialistischer Ausbeutung, nationalchauvinistischer
Identitätsbildung und interimperialistischer Kriege
etwas abzugewinnen, bedarf es der schonungslosen Kritik
idealistischer Entwürfe, die im schlimmsten Fall das
Gegenteil ihrer Hoffnung spendenden Zielsetzung bewirken.
Wo dem Attribut des Menschlichen - wie etwa im Namen der
Menschenrechte geführter Aggressionskriege - die Funktion
eines Wundpflasters zugewiesen wird, das die Misere nicht
beseitigt, sondern mit kosmetischen Mitteln
beschönigt, machen sich Zynismus und anwachsende
Zustimmung zu faschistischem Krisenmanagement breit.

"Wirklicher Humanismus lässt sich nicht in den Grenzen des Staats
verwirklichen. Wirklicher Humanismus besteht nicht in der
Emanzipation der Staatsbürger von der Religion, sondern in der
Emanzipation der Menschheit von der 'Unmenschlichkeit der
heutigen Lebenspraxis, die im Geldsystem ihre Spitze hat'." (S. 62)

Ob "wirklich" oder "real" - für Lotter kann der
Humanismus nur in der Überwindung des Privateigentums und
der damit entfesselten Gewaltverhältnisse aufgehen. Unter
Berufung auf Karl Marx macht der Autor die
Eigentumsfrage zum Dreh- und Angelpunkt seiner
Untersuchung. Schritt für Schritt zeigt er anhand der Untersuchung
der philosophischen Positionen, die im Disput zwischen Hegel,
Feuerbach, Marx, Bauer, Heß, Stirner und anderen im
sogenannten Vormärz von 1830 bis 1848 bezogen wurden, wie die
Abkehr von der Religion in Wirklichkeitsauffassungen mündete,
deren Spektrum wiederum von idealistischer Verklärung bis
historisch-materialistischer Widerspruchsbewältigung reichte.

Insbesondere die große Bedeutung Ludwig Feuerbachs und
seiner Rückführung der Theologie auf Anthropologie für die
Überwindung religiöser Glaubensvorstellungen nimmt in dem
Text viel Raum ein. Der Autor zitiert aus der berühmten Schrift
"Zur Kritik der Hegelschen Rechts-Philosophie", in der Marx 1844
zum Abschluss der Kritik an der Religion den kategorischen
Imperativ aufstellte, "alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der
Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein
verächtliches Wesen ist". Lotter ergänzt: "Real wird der
Humanismus aber erst dann, wenn er nicht bei der Kritik des
Staats, der Politik oder der Verhältnisse stehenbleibt, sondern
dazu übergeht, diese Schranken praktisch umzuwerfen und alle
Fremdbestimmungen zu beseitigen." (S. 68)

Darauf zu hoffen, dass die sozialen und gesellschaftlichen
Gewalten mit bloßer Menschlichkeit einzuhegen seien,
entspräche hingegen dem humanistischen Appell, die Welt möge
an der vermeintlichen Höherentwicklung des Homo sapiens
genesen gemäß der Hoffnung, dass die Evolution schon jene
zivilisatorischen Früchte tragen werde, die in Sicht auf eine
Befreiung vom Naturzwang in Aussicht gestellt werden. Die
verbreitete Annahme, die Bewegungsrichtung des Fortschritts
gehe mit allgemeiner Verbesserung der Lebensverhältnisse einher,
hat allerdings bis heute nur für eine Minderheit der Menschen
gestimmt.

So wie die antiken Philosophen der Sklaverei bedurften, um
den Höhenflug ihrer Ideen auch ganz materiell zu befeuern,
so basierte der Renaissance-Humanismus auf
feudalistischen Ausbeutungsverhältnissen, die in den
modernen Industriegesellschaften in Form der bis heute
unabgeschlossenen ursprünglichen Akkumulation brutal
ins Werk gesetzt werden. Das Hervorbringen
humanistischer Ideale hat die Aufhebung dieser
Gewaltverhältnisse bis heute nicht ermöglicht, und an der
Ernsthaftigkeit dieses Vorhabens können angesichts der geringen
Anstrengungen, die gemacht werden, um die desaströse Polykrise
zwischen Krieg, Klimakatastrophe und neofeudalem
Kapitalismus zu überwinden, mehr Zweifel denn je geltend
gemacht werden. So fristet der klassische Humanismus seine
Existenz in den institutionellen Apparaten
des bürgerlichen Legitimationsbetriebs, dessen in die
Spiegelkabinette widerspruchsbereinigter Selbstvergewisserung
führende Produktivität den jeweiligen Stand gesellschaftlicher
Verwerfungen recht genau markiert.

Dies ist dem Autor bei seinem Versuch, den Humanismus als
Motor sozialen Widerstands und Protests zu reanimieren, bewusst.
Um der auf eine positive und idealistische Zukunftsperspektive, die allzu
leicht als Ersatz für reale Veränderung missbraucht wird, orientierten Lesart
des Humanismus entgegenzutreten, schlägt Lotter die Bewegungsform
fortgesetzter Negation vor: "Stattdessen definiert er sich negativ, als
fortschreitende Überwindung von Fremdbestimmungen, die die Menschen
daran hindern, so frei und selbstbestimmt zu leben, wie es aufgrund
der Entwicklung der Produktivkräfte und des gesellschaftlichen
Reichtums möglich wäre." (S. 84)

Davon unberührt bleibt ein Begriff vom Menschen, der sich im Sinne
evolutionärer Höherentwicklung gegen alle anderen Bioorganismen
abgrenzt, als habe seine tierliche Herkunft nie stattgefunden. Mit beiden
Beinen im Feuer metabolischer Wechselverhältnisse stehend bleibt der
Mensch ein höchst flüchtiges Wesen und das Haus des affirmativen
Humanismus akut einsturzgefährdet.

Ob der Mensch in Bezug auf antike Quellen als "Maß aller Dinge" (S. 12)
gesetzt oder seine Existenz mit Kant im "Zweck an sich selbst" (S. 217)
angesiedelt wird, ob "die Rückführung der Substanz auf das
Selbstbewusstsein oder, anders ausgedrückt, die Erklärung der Substanz
(des objektiven und absoluten Geistes) als Produkt oder Objektivation
des Selbstbewusstseins" (S. 57) bestimmt wird, gemahnt der Versuch,
mit dem Mittel sprachlicher Definition dingfest zu machen, was in den
vielen Komposita mit dem Präfix "selbst" in zirkelschlüssiger
Reflexion auf der Stelle tritt, an eine Form religiöser Beschwörung.

Welcher Seinsanspruch auch immer mit "Ich" oder "Selbst" erhoben
werden mag, im Endeffekt bedarf es stets weiterer Instanzen, um
ontologisch festzuklopfen, was schon vom binären Charakter
sprachlicher Bestimmung her frei im Universum permanenter
Veränderung schwebt. Die Unterstellung eines vermeintlichen
Wesenskerns - der Mensch - ist eingebettet in ein Umfeld - die Natur
- und vice versa. Ist die Beschwörung derartiger Seinspostulate noch
so sehr von selbstevidenter Gültigkeit untermauert, bleibt der quasi
religiöse Charakter derartiger Seinsbestimmungen doch unübersehbar.

Konsequente Negation der philosophischen und
anthropologischen Befestigung des Begriffs vom Menschen
führte allerdings in Bereiche, die sich gesellschaftlich nur bedingt
vermitteln lassen. Der zweckrationale Konsens, die Stellung des
Menschen im Kosmos anhand universaler Werte zu bestimmen,
stößt wiederum auf den Widerstand jener Kräfte, die die hierarchische
Ordnung des Lebens nicht zuletzt zu eigenen Gunsten als Norm setzen.
Konrad Lotter nennt hier an erster Stelle Friedrich Nietzsche, dessen
Idee von Humanität das Prinzip des Teilens und Herrschens auf die
Spitze treibt.

Das Opfern großer Teile der Menschheit auf dem Altar der
Höherentwicklung ist das explizite Credo seines
"Elite-Humanismus" (S. 94), dessen verächtliche Haltung
gegenüber der Masse jener Menschen, die nicht zur
Entwicklung einer "stärkeren Species Mensch" (S. 94)
taugen und daher entbehrlich sei, zur Legitimation des deutschen
Faschismus gerne in Gebrauch genommen wurde. Für Nietzsche
hat der Humanismus den Menschen in seinen Möglichkeiten
beschränkt und herabgesetzt. Dessen "Entwilderung" setzt der
Philosoph mit "Zähmung" und "Dressur" gleich, er verliere "seine
ursprüngliche Größe, Freiheit, Schönheit und Würde und wird
zum Massenmenschen und 'Hausthier' domestiziert" (S. 12).

Der Philosoph Peter Sloterdijk habe an das von
Nietzsche attestierte Scheitern des Humanismus mit seiner
Rede und seinem Buch 1999 zu den "Regeln für den
Menschenpark" angeknüpft, kritisiert Lotter. Indem er den Begriff der
"Züchtung" positiv bewertet und ihn lediglich im Kontext
humanistischer Orientierung in Frage gestellt habe, soll sich
Sloterdijk dem Post- oder Transhumanismus Julian Huxleys
angedient haben. Der Bruder des Verfassers dystopischer Romane
Aldous Huxley war ein Vordenker des evolutionären Humanismus
und hat den Gedanken eugenischer Selektion durch wissenschaftliche
Einflussnahme auf die Höherentwicklung des Menschen ganz
so propagiert, wie es sein Bruder 1932 im Roman "Schöne neue Welt"
auf hellsichtige Weise als dystopisches Szenario einer humangenetisch
verfügten Welt in Szene setzte.

Die insbesondere in Bezug auf die Ermordung als
"minderwertig" eingestufter PsychiatriepatientInnen und Sterilisierung
für den NS-Rassestaat vermeintlich ungeeigneter Frauen allgemein
verworfene Praxis staatlicher Bevölkerungspolitik findet sich heute
wieder im ideologischen Überbau einer um "Biotechnologie,
KI-Forschung, Robotik, Nanomedizin, Computer- oder
Informationstechnik" (S. 14) kreisenden Innovationsoffensive. Deren
Vordenker haben nichts Geringeres als die Entwicklung des Menschen über
seine biologischen Grenzen hinaus zum Ziel. Der Elitencharakter
transhumanistischer Zukunftsentwürfe lässt sich anhand der Aussagen und
Forschungsprojekte jener Tech-Milliardäre studieren, für die sich die
Menschheit in einem Übergangszustand zur totalen Entkörperlichung in
virtuellen Welten und zur Auswanderung ins All befindet.

Die dazu erforderliche Überwindung egalitärer Werte, die der Dynamik
marktförmiger Innovation im Wege stehen, wird unter dem Etikett
"Longterminism" damit begründet, es sei effizienter, anstatt die zur
Verfügung stehenden Ressourcen für den Erhalt ohnehin zum Untergang
verdammter ErdenbewohnerInnen zu verschwenden, sie in die Zukunft einer
lebenstüchtigeren, technologisch optimierten und mikroelektronisch
transformierten Menschheit zu investieren.

Seit die BigTech-Entrepreneure um Elon Musk und Peter Thiel
maßgeblichen Einfluss auf die Regierungspolitik des Trump-Regimes
nehmen, hat die materielle Umsetzung derartiger Fantasmen deutlich
an Fahrt aufgenommen. Sie fügt sich nahtlos ein in die scheinbar
unaufhaltsame Durchsetzung nationalchauvinistischer und rassistischer
Identitätspolitiken, die als Sprungbrett expliziter
Ermächtigungsbestrebungen eine Form faschistischer Herrschaft ins
Werk setzen, die nur bedingt die vertrauten Merkmale ihrer
historischen Vorläufer aufweist. Was sich heute als KI-beschleunigtes
Stadium der technologischen Moderne inszeniert, verfügt über Mittel
den Menschen maximal atomisierender und determinierender
Verfügungsgewalt, die für sich genommen erhebliche Gefahren
autoritärer Ermächtigung mit sich bringen.

Ob ein antikapitalistischer Humanismus dieser
technophilen Überwältigung etwas entgegenzusetzen hat,
hängt nicht zuletzt davon ab, ob eine emanzipatorische
Kritik bisheriger Menschheitskonzepte außerhalb philosophischer
Diskurse, deren Reichweite auf kleine Minderheiten besonders
interessierter Kreise beschränkt ist, Widerhall findet. Konrad
Lotters Analyse und Kritik des Humanismus und seine Präzisierung
als Instrument sozialökonomischer Gesellschaftstransformation leistet
dazu wichtige Vorarbeit und ist zur Auseinandersetzung mit
bürgerlich-säkularen Emanzipationsbestrebungen bestens
geeignet.
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In der westlichen Kultur und ihrer Geschichte gibt es kaum eine Figur,
die allen so geläufig ist wie Faust: der Mann, der aus
materialistischen Beweggründen die eigene Seele an den Teufel verkauft
oder zumindest mittels einer Wette mit dem satanischen Mephistopheles
ewige Verdammnis in der Hölle riskiert. In verschiedenen Abwandlungen
begegnet man stets aufs Neue der Legende vom "faustischen Pakt", der
in zahlreichen Sprachen als geflügeltes Wort Eingang gefunden hat.
1587 veröffentlichte der Frankfurter Buchdrucker Johann Spies eine
erste schriftliche Version der damals in deutschen Landen unter
anderem als Puppenspiel kursierenden Unheilsgeschichten um den 41
Jahre zuvor verstorbenen Alchimisten und Nekromantiker Johann Georg
Faust. Prompt erschienen in England, Frankreich und den Niederlanden
erste Übersetzungen des für die frommen Christenmenschen der Ära der
westeuropäischen Hexenverfolgungen lasterhaften Stoffs.

1589, nur zwei Jahre nach der Spiesschen Veröffentlichung, verfasste
William Shakespeares großer Rivale, Christopher Marlowe, eine eigene
"tragische Historie von Doktor Faustus", die wiederum ab 1600 von
englischen Schauspieltruppen nach Deutschland reimportiert wurde. Jene
Marlowe-Interpretation der Gruselgeschichte hat der walisische
Schauspieltitan Richard Burton 1967 auf die Kinoleinwand gebracht, mit
sich selbst in der Rolle des Gelehrten Faust und seiner damals
angehimmelten Gattin, Hollywood-Diva Elizabeth Taylor, als die durch
Hokuspokus wieder ins Leben gerufene Helena von Sparta, die tragische
Heldin aus Homers Ilias, deren unübertroffene Schönheit ihr
bekanntlich den unsterblichen Ruhm als "the face, that launched a
thousand ships" (Marlowe) einbrachte.

Bereits 1926 auf dem Höhepunkt des expressionistischen Films in
Weimar-Deutschland hat Nosferatu-Regisseur F. W. Murnau eine
schwarzweiße Stummfilmfassung der Faust-Geschichte gedreht, die auch
heute durch überwältigende Bilder beeindruckt, wie zum Beispiel von
oben herab eine harmlose gothische Kleinstadt von den übernatürlichen
Kräften eines riesenhaften, geflügelten Prinzen der Dunkelheit
heimgesucht wird. Hartnäckig hält sich in Musikerkreisen die These,
1936 habe der bettelarme, vagabundierende Gitarrist und Sänger Robert
Johnson an einer staubigen Straßenkreuzung in Clarksdale, Mississippi,
seine Seele dem Teufel verkauft und sei dadurch zum unbestrittenen
König des Delta Blues aufgestiegen - eine sonderbare Begegnung, an die
das vielfach, unter anderem von Jimi Hendrix, Eric Clapton und den
Cowboy Junkies, gecoverte Stück "Crossroads" erinnert.

1947 wagte der Literaturnobelpreisträger Thomas Mann mit dem Roman
"Doktor Faustus" eine allegorische Erklärung für das Abgleiten
Deutschlands in die Herrschaft der Nazis um Adolf Hitler und deren
Entfesselung der Schrecken des Zweiten Weltkrieges. Die in Pestzeiten
des späten Mittelalters angesiedelte cineastische Moralität "Das
siebente Siegel" des schwedischen Ausnahmeregisseurs Ingmar Bergman
von 1957, vor allem das immer wieder reproduzierte Bild des
Schachspiels zwischen dem Ritter und dem Tod, weckt unweigerlich
faustische Assoziationen. Ähnliches gilt für den vielgelobten
Horrorthriller "The Devil's Advocate" ("Im Auftrag des Teufels") aus
dem Jahr 1997 mit Al Pacino als ruchloser Satan an der Spitze der New
Yorker Geschäftswelt und Keanu Reeves als sein junger, allzu
ambitionierter Rechtsbeistand. Im Rahmen der künstlerisch
bahnbrechenden und weltumspannenden Zoo-TV-Tournee 1992/1993 hat Bono,
Sänger und Frontmann der irischen Rockgruppe U2, mit seiner
allabendlichen Verwandlung in die schalkhafte, zwielichtige Figur des
MacPhisto dem Faustmotiv eine weitere Seite abgewonnen bzw.
hinzugefügt - je nachdem, wie man es beurteilt.

All dies und viel mehr steht jedoch ganz im Schatten der Verarbeitung
des Faust-Mythos durch Johann Wolfgang von Goethe. Mit "Faust. Eine
Tragödie" von 1808 und "Faust. Der Tragödie zweiter Teil" von 1832,
auch Faust I & II genannt, hat der in Frankfurt geborene und
aufgewachsene Dichter, Dramatiker, Jurist, Romancier,
Naturwissenschaftler, Politiker und Philosoph einen künstlerischen
Meilenstein gesetzt, der jedem Vergleich mit Shakespeares Oeuvre oder
Dante Alighieris "Göttlicher Komödie" aus dem 14. Jahrhundert
standhält. Dabei ist anzumerken, dass Goethe die beiden berühmten
Vorgänger verehrte und sich von ihnen inspirieren ließ. Was auch
vollends gelungen ist, denn so wie sie durch geniale Zeilen und
Redewendungen mehr als jede(r) andere jeweils die moderne englische
und italienische Sprache geprägt haben, hat sich Goethe um die
deutsche verdient gemacht. Nicht umsonst ist Faust I nach wie vor das
meistgespielte Stück auf deutschen Bühnen, während in 151
Goethe-Instituten in 98 Staaten, weitgehend aus dem Bundeshaushalt
finanziert, Deutsch als Fremdsprache angeboten und kulturelle
Zusammenarbeit gepflegt wird.

Dennoch hat 2021 in einer hochumstrittenen Entscheidung und trotz
erheblicher Kritik das Bildungsministerium im bevölkerungsreichsten
Bundesland Nordrhein-Westfalen Faust I vom Lehrplan für das Abitur
gestrichen. Offenbar meinten die Verantwortlichen in Düsseldorf, in
einer digital vernetzten und zunehmend säkularen Gesellschaft
interessiere sich niemand, insbesondere nicht die leicht zerstreute
TikTok-Jugend, für die Erzählung vom Konflikt zwischen einem
verstaubten alten Akademiker und einem möglicherweise nicht einmal
existierenden, sondern lediglich herbeifabulierten Plagegeist. Wie
sehr die pädagogischen Entscheidungsträger in Düsseldorf damals im
Unrecht waren, geht zweifelsfrei aus dem neuen Buch Thomas Metschers,
Deutschlands führendem marxistischen Literaturwissenschaftler,
hervor. Einerseits ist die 610-seitige Lektüre "Faust und die
Dialektik - Studien zu Goethes Dichtung" eine veritable Hommage an
Deutschlands größten Schriftsteller im allgemeinen und dessen
wichtigstes Werk im besonderen, andererseits eine akribisch
durchgeführte philologische Untersuchung, die jedem Leser klarmachen
dürfte, mit welch geistig-philosophischer Schärfe und beeindruckendem
Sprachwitz Goethe in Faust I & II die existentiellen Probleme des
Menschen in der bürgerlichen Moderne nicht nur analysiert, sondern
auch noch Lösungsansätze dafür präsentiert hat.

Metscher vertritt den Standpunkt, dass Goethes Faust in den rund
zweihundert Jahren seit seinem Erscheinen weitgehend missverstanden
bzw. falsch interpretiert worden ist. Dafür gibt es aus seiner Sicht
zwei Hauptgründe, die sich gegenseitig bestärken. Hier zu benennen ist
erstens der schiere Umfang des Werks, zweitens die relative
Zugänglichkeit von Teil I und die angebliche Unspielbarkeit von Teil
II. Faust I umfasst 4.600 Verse, Faust II 7.600. Ungekürzt ergäbe das
eine Spielzeit von über 20 Stunden. Im Mittelpunkt von Teil I, der ein
Vierteljahrhundert vor Teil II herauskam, steht die Tragödie um
Gretchen, die brave, herzensgute Bürgerstochter, die vom Lüstling
Faust durch allerlei Liebeseinflüsterungen sowie die zauberische
Mithilfe von Mephistopheles verführt, geschwängert und sitzengelassen
wird, nur um etwas mehr als neun Monate später als gesellschaftlich
Ausgestoßene ihren Säugling aus Verzweiflung zu ertränken und dafür
auf dem Schafott den Kopf zu verlieren. Dazu stellt Metscher fest:
"Faust I - Gretchens Tragödie - ist eine der härtesten Tragödien der
deutschen, ja der weltliterarischen Theaterliteratur". (S. 177)

Die überschaubare Handlung, gepaart mit der emotionalen Wucht der von
Goethe eigens ausgedachten Parabel von der Vernichtung des
unschuldigen, gutmütigen Gretchens führte dazu, dass Faust I im Laufe
des 19. Jahrhunderts zum festen Bestandteil des theatralischen Kanons
im deutschsprachigen Raum wurde. Teil II, der erheblich länger und
dessen Dramaturgie wegen der weit höheren Anzahl historischer und
mythologischer Figuren und Schauplätze um ein Vielfaches komplexer
ist, wurde bis heute höchst selten gespielt und blieb mehr oder
weniger dem Lesepublikum überlassen. Eine Aufführung beider Teile
zusammen hat es nur im absoluten Ausnahmefall gegeben und dann auch
nur in einer mehr oder minder stark gekürzten Form wie zuletzt in der
Inszenierung Peter Steins für die Expo 2000 in Hannover mit Bruno Ganz
als Faust.

Für Metscher ist Faust I & II nur in Gänze richtig zu verstehen und
zwar wegen der darin enthaltenen Fülle philosophischer, sozialer,
theologischer und wirtschaftlicher Widersprüche, die Goethe auf
höchstem ästhetisch-künstlerischen Niveau und "in singulärer
Radikalität" (S. 138) hervorhebt, durch bestimmte Personen und
Ereignisse repräsentieren lässt und dialektisch weiterentwickelt.
Goethe hat 60 Jahre lang, praktisch bis zum letzten Lebenstag im Jahre
1832, an Faust gearbeitet. Eingeweiht in das Mammutvorhaben, machte
sich sein Freund am Deutschen Nationaltheater in Weimar und
Schriftsteller-Kollege Friedrich Schiller recht früh Sorgen, ob es
Goethe gelingen würde, die selbstgestellte Herkules-Aufgabe zu
bewältigen. Goethe war das Anliegen mit Faust II so wichtig, dass die
Endfassung des Manuskripts erst nach seinem Tod veröffentlicht werden
durfte.

In Faust I führt uns Goethe das engstirnige christliche
Spätmittelalter vor, wo der Hauptprotagonist die Fesseln des
thomistischen Scholastizismus abwirft, um mit Unterstützung eines
neuen, wundersamen Verbündeten aus der Unterwelt die Suche nach der
finalen Erkenntnis, "was die Welt im Innersten zusammenhält", zu
unternehmen. Bis dahin ist es ein langer und steiniger Weg, der
manches Opfer kosten wird - allein in Teil I Gretchen, ihrer Mutter und
ihrem Bruder das Leben und Faust seine Unschuld.

Ganz am Ende des ersten Teils wird Gretchens Seele doch noch durch
göttliche Gnade gerettet, während für Faust im zweiten Teil die
eigentliche Probe bevorsteht. Dort fungiert er als das neuentstandene
bürgerliche Subjekt. Zusammen mit Mephisto steigt er zum Berater am
kaiserlichen Hof auf, löst eine Finanzkrise durch die Einführung des
Papiergelds aus und leitet damit gleichzeitig den Untergang des
Feudalismus ein. Der Landadel wird durch den Kapitalisten abgelöst mit
allen verheerenden Konsequenzen: Piraterie, Kolonialismus, Kriege,
Vertreibung der ländlichen Bevölkerung in die Städte. Mit der
 Verbrennung des pfälzisch-deutschen Kaisers spielt Goethe auf die
französische Revolution und die napoleonischen Kriege samt den damit
einhergehenden Umwälzungen der damaligen Staatenwelt Europas an.

War Marlowes Helena im Grunde nur eine elisabethanische Chimäre, so
macht Goethe aus ihr eine eigenständige Akteurin, in die sich der gute
Faust gleich nach ihrer Heraufbeschwörung aus dem Hades verliebt, sie
zur Gattin macht und mit ihr ein Kind, Euphorion, zeugt. Helena
verkörpert zwar die Schönheit in Vollendung, doch durch ihre
Erscheinung schafft es Goethe, den ganz großen Bogen über die
Jahrtausende zu schlagen zwischen dem antiken Griechenland, dem alten
Rom und der Renaissance, der Wiedergeburt von Kultur und Wissenschaft
in Europa, und von der Schlacht von Pharsalos, wo 48 v. Chr. der
Imperator in spe Gaius Iulius Cäsar die republikanischen Kräfte des
Senats um Gnaeus Pompeius Magnus, entscheidend schlug, zum Tod seines
englischen Brieffreunds, des schon zu Lebzeiten berühmt-berüchtigten
britischen Romantikers Lord Byron, der 1824 in Messolonghi bei der
Teilnahme am griechischen Unabhängigkeitskrieg gegen das Osmanische
Reich fiel. Die Figur des ungestümen Euphorion, der auf den
elterlichen Rat von Faust und Helena partout nicht hören will, immer
höher in den Himmel fliegt und genau wie Ikarus einen tödlichen
Absturz erleidet, ist auf Byron gemünzt.

Themen, die Anfang des 21. Jahrhunderts nicht aktueller sein könnten,
hat Goethe bereits in Faust II vorweggenommen bzw. problematisiert.
Faust betreibt im großen Stil Landgewinnung und trotzt mit einem
Arbeiterheer dem Meer fruchtbaren Boden ab. Vorbild dafür war der
badische Ingenieur Johann Gottfried Tulla, der 1817 mit der
Rheinbegradigung begann und in den darauffolgenden zehn Jahren die
wesentlichen Maßnahmen des pharaonisch anmutenden Eingriffs in die
Natur vorantrieb. Dabei stellt Goethe ganz im
pantheistisch-spinozistischen Sinne klar, dass der Mensch als Teil der
Natur nur im Einklang mit ihren Schöpfungen agieren und nicht wie
Urvater Adam in der Bibel schlicht als Herr und Gebieter über sie
verfügen darf.

In Faust II begegnen wir auch dem Homunculus, einem von Fausts Schüler
Wagner geschaffenen künstlichen Menschen, der nur in einer Phiole
existiert und sich bei der versuchten Befreiung daraus gänzlich im
Meer auflöst. Der Homunculus stellt zweifelsfrei eine Frühform dessen
dar, was man heute unter "künstlicher Intelligenz" versteht, und sein
eingeschränktes Dasein und trauriges Ende werfen ähnlich wie Mary
Shelleys 1818 erschienener Schauerroman "Frankenstein; or, The Modern
Prometheus" ernsthafte Fragen bezüglich des Strebens nach der
Überwindung der Mortalität durch den Griff zu technologischen
Hilfsmitteln - Stichwort Transhumanismus - auf.

Ein Faden, der sich durch Faust I & II zieht, ist die Anthropodizee.
Um sie zu erklären, muss man auf ein Problem zurückgehen, das
entstand, als in weiten Teilen Europas, Nordafrikas und Westasiens der
Monotheismus den Polytheismus ablöste, nämlich wie man sich Leid und
Übel wie mütterliche Mortalität, Kindersterblichkeit, Seuchen,
Erdbeben, Dürren, Hungersnot et cetera in einer göttlich geschaffenen
Welt erklärt. Die Polytheisten hatten es da leichter; für das
Auftreten von Unheil machten sie böse Kräfte verantwortlich, die sie
personifizierten und mit jeweils eigenen Namen versahen. Mit dem
Umstieg auf den einen Allmächtigen war das weitaus schwieriger. Hat
Gott Böses und Unheil in die Welt - unter anderem in Form des Satans -
gebracht und wenn ja, warum? Um uns zu prüfen, oder ist Gott
vielleicht selbst böse? Solche Fragen beschäftigen nicht nur jüdische,
christliche und islamische Theologen bis heute.

Ende des 17., Anfang des 18. Jahrhunderts hat Gottfried Wilhelm
Leibniz, ein Vordenker der Aufklärung, die Theodizee (Rechtfertigung
Gottes) erdacht, die darauf hinausläuft, Gott habe die bestmögliche
Welt erschaffen; darin seien Übel und Leid als Strafe, als Anreiz zu
moralischem Handeln und als Kontrast zum Guten notwendig. Als
Humanist, der ohne die Berufung auf jenseitige Kräfte oder Instanzen
auskommen sollte, sah sich Goethe verpflichtet, eine Rechtfertigung
des Menschen, der ebenfalls seit seiner Entstehung Unheil anrichtet,
zu formulieren. Dies tat er mit der Geschichte des Faust, des
Tatmenschen, dessen unermüdliches Streben nach Höherem ungeachtet
aller Fehltritte ihn am Ende doch noch rettet. Wie Metscher bereits
2023 im Buch "Sein und Bewußtsein - Ontologische Reflexionen" schrieb;
"Der Mensch ist, nach Marx 'bewußte Lebenstätigkeit' - 'freie bewußte
Tätigkeit'." [1] Nicht umsonst verwirft Faust, ganz der Exeget, am
Beginn des Schauspiels in seinem Arbeitszimmer die herkömmliche
Übersetzung des bedeutungsschweren Satzes um den Logos aus dem
Johannes-Evangelium, "Am Anfang war das Wort", und ersetzt ihn mit "Am
Anfang war die Tat", weil er diese Auslegung sinnvoller findet.

Ein wichtiges Element von Faust ist Goethes Einsatz von Ironie. Dafür
ist Mephistopheles mit seinen verächtlichen, aber dennoch meist
humoristischen Einwürfen und Kommentaren berühmt geworden. Laut
Metscher haben jedoch die Besucher der allermeisten Faust-Aufführungen
und sogar nicht wenige Goethe-Experten die wichtigste Pointe des
ganzen Stücks gar nicht begriffen, entweder weil sie die eigentliche
Schlussszene gar nicht zu sehen bekommen oder nicht richtig ernst
genommen haben. Der sterbende und inzwischen erblindete Faust hält in
der vorletzten Szene, "Grablegung", den Schlussmonolog über seine
positive Vision der menschlichen Zukunft in Harmonie mit der Natur.
Seine letzten Worte lauten wie folgt:

"Ein Sumpf zieht am Gebirge hin,

Verpestet alles schon Errungene;

Den faulen Pfuhl auch abzuziehn,

Das letzte wär das Höchsterrungene.

Eröffn' ich Räume vielen Millionen,

Nicht sicher zwar, doch tätig-frei zu wohnen.

Grün das Gefilde, fruchtbar! Mensch und Herde

Sogleich behaglich auf der neusten Erde,

Gleich angesiedelt an des Hügels Kraft,

Den aufgewälzt kühn-emsige Völkerschaft!

Im Innern hier ein paradiesisch Land:

Da rase draußen Flut bis auf zum Rand!

Und wie sie nascht, gewaltsam einzuschießen,

Gemeindrang eilt, die Lücke zu verschließen.

Ja! diesem Sinne bin ich ganz ergeben,

Das ist der Weisheit letzter Schluß:

Nur der verdient sich Freiheit wie das Leben,

Der täglich sie erobern muß!

Und so verbringt, umrungen von Gefahr,

Hier Kindheit, Mann und Greis sein tüchtig Jahr.

Solch ein Gewimmel möcht ich sehn,

Auf freiem Grund mit freiem Volke stehn!

Zum Augenblicke dürft ich sagen:

'Verweile doch, du bist so schön!

Es kann die Spur von meinen Erdentagen

Nicht in Äonen untergehn.'-

Im Vorgefühl von solchem hohen Glück

Genieß ich jetzt den höchsten Augenblick."[2]

Faust glaubt, die eifrigen Lemuren schafften gerade diesen "freien
Grund"; tatsächlich schaufeln sie im Auftrag von Mephistopheles sein
Grab. Als Faust nach der obigen Aussage seinen letzten Atem aushaucht,
triumphiert Mephistopheles mit der bissigen, sarkastischen Bemerkung,
"Er fällt! es ist vollbracht", denn er glaubt die Wette gewonnen und
eine weitere Menschenseele ins Verderben gestürzt zu haben. Doch der
Meister der Ironie hat sich verrechnet, denn in der allerletzten
Szene, "Bergschluchten", in der allerlei singende Engel, heilige
Anachoreten und selige Knaben auftreten, die Fausts Erlösung begleiten
und deuten, steigt Gretchen vom Himmel herab, erteilt dem Geliebten
doch noch die Gnade und nimmt ihn mit in die Ewigkeit.

Eros, der Lebenstrieb, mit dem alles begann, ist Agape, der
selbstlosen Liebe, gewichen. Gretchen hat das Versprechen, das sie im
ersten Teil durch das Singen der Ballade "Der König in Thule"
durchklingen ließ, nämlich die Liebe über den Tod hinaus, eingelöst
und ist damit selbst zur Göttin geworden. Mit dem Verweis auf die
selbstlose Liebe als wichtigsten Schlüssel hin zu einer
menschenfreundlichen, gerechten Gesellschaft, die diesen Namen
verdient, hat Goethe am Ende seine wichtigste Botschaft der Nachwelt
übermittelt. Sie ist auch nicht ungehört geblieben. Albert Einstein
zum Beispiel soll in einem Brief an seine Tochter die Liebe als
"universelle Kraft" des Kosmos bezeichnet haben. Vielleicht deshalb
drehten sich zwei der erfolgreichsten Science-Fiction-Filme der
letzten Jahre, Luc Bessons "Das fünfte Element" von 1997 und
Christopher Nolans "Interstellar" von 2014, um das Prinzip Liebe, das
alle anderen Kräfte und Dimensionen übertrifft.

Auch wenn Thomas Metschers "Faust und die Dialektik" in erster Linie
an ein philologisches Fachpublikum gerichtet zu sein scheint, hat er
zweifelsohne mit unzähligen gut nachvollziehbaren Erläuterungen,
Ausführungen und Querverweisen sein Hauptziel erreicht, nämlich einen
jeden Leser damit zu ermutigen, in die wunderbare Welt des
Sprachgenies Goethe einzutauchen.

Ende Spaltenformata


Fußnoten:

[1] REZENSION/772: Thomas Metscher - Sein und Bewußtsein (SB)
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[2] Alle Faust-Zitate nach: Johann Wolfgang Goethe, Faust -
Eine Tragödie. Erster und Zweiter Teil, Deutscher Taschenbuch Verlag, München 1977
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"In der Migration kommt die globale Ungerechtigkeit zum Ausdruck."
Wie bitte? Migration hat einen politischen Hintergrund? Die Menschen
migrieren nicht, weil sie sich im schwarz-rot-goldenen Deutschland in
die Sozialsystem-Hängematte legen und ein sorgenfreies Luxusleben
führen wollen? Diesen Eindruck könnte man zumindest bekommen, wenn
man nichts anderes liest, sieht oder hört als das, was die
einschlägig bekannten Massenmedien tagein, tagaus zu suggerieren
versuchen. Sündenbockpolitik wie aus dem Lehrbuch.

Dass es auch anders geht, zeigt der "telegraph", eine aus der
ostdeutschen Umweltbewegung hervorgegangene Zeitschrift, die es bis
heute geschafft hat, dem Systemwechsel vom Realsozialismus zum
manchmal irreal wirkenden Kapitalismus und allen damit verbundenen
ökonomischen Fährnissen zum Trotz jeden Monat Unbequemes,
Nachdenkenswertes und Diskussionswürdiges zu veröffentlichen. Das
obige Zitat stammt von Gerhard Hanloser, der einen Essay mit dem
Titel "Auch eine Frage der Moral - Versuch zum aktuellen Rechtsruck"
(S. 13) geschrieben hat.

Man muss Hanlosers Ausführungen über die Linke und deren Niedergang,
über die einst nach Regierungsbeteiligung strebende PDS, über
Antideutschtum und Identitätspolitik als Ablenkung vom Klassenkampf,
über Wilhelm Reichs Faschismustheorie, Paolo Virnos These einer
"Multitude" und viele Vor- bzw. Nachdenker aus dem linken Spektrum
mehr nicht in jeder Hinsicht folgen, eines aber ist gewiss: Hier wird
der Finger in die Wunde gesellschaftlicher Widersprüche gelegt und
Position bezogen.

Die These von der Migration als Phänomen globaler Ungerechtigkeit mag
in der heutigen Zeit unpopulär erscheinen und eine Partei, die
diesen Standpunkt vertritt, Wahlstimmen kosten. Aber für Hanloser
steht fest: "Es ist auch eine Frage des ethischen Überlebens der
Linken, hier nicht einzuknicken. Den menschenverachtenden Zynismus
zurückzuweisen und dem nationalistischen Opportunismus die kalte
Schulter zu zeigen, müsste der nicht ganz so neue aufrechte Gang von
Linken sein." (S. 26)

Das schrieb Hanloser zu einem Zeitpunkt, als die Partei die Linke
noch nicht überaus erfolgreich mit 8,8 Prozent der Stimmen aus der
Bundestagswahl hervorgegangen und mit 64 Abgeordneten ins Parlament
eingezogen war.

Peter Nowak macht in seinem Aufsatz "Alles Faschismus oder was?" (S.
27) darauf aufmerksam, dass der Faschismus in der Ukraine hierzulande
gerne negiert wird, während Jörg Kronauer die Ambitionen der
Bundesmarine im pazifischen Raum aufs Korn nimmt (S. 37). Robin
Welsch von der Informationsstelle Militarisierung e.V. (IMI)
verschafft einen Überblick über die Wehrpflichtdebatte (S. 53), und
passend dazu Lutz Greisingers empfehlenswerter Aufsatz zu "Russland
als endzeitlicher Angstgegner" (S. 73). Er schreibt über religiös
begründete antirussische Vorstellungen und geht dabei weit
zurück bis in die frühjüdische Literatur, die Bibel und den Koran. In
ihnen ist von Barbaren die Rede, die meist "Gog und Magog" genannt
werden und in gewaltigen Horden von Norden her in Jerusalem
einfallen.

An das hochumstrittene und zur Zeit fast täglich durch neue Meldungen
aktualisierte Thema Künstliche Intelligenz hat sich José Méndez unter
der Überschrift "KI und Individualität" gewagt (S. 64). In seinem Essay
wäre vielleicht etwas weniger "name dropping" geeigneter gewesen, um
die gesellschaftlichen Folgen der Anwendung Künstlicher Intelligenz
auf das Individuum, das unter den vorherrschenden kapitalistischen
Verhältnissen nichts anderes hat, als seine Arbeitskraft zu Markte zu
tragen, und in Zukunft von den KI auskonkurriert werden könnte, zu
analysieren. Das abschließende Plädoyer für ein "geeignetes
Regelwerk" (S. 71), wenn Maschinen Entscheidungen für Menschen
treffen, scheint als Ergebnis der Ausführungen zur KI dann doch etwas
dünn.

Die aktuelle Ausgabe des "telegraph" umfasst neun Essays, eine
Reihe von Gedichten, eine Abhandlung zu Audiobeiträgen und Neues vom
Büchermarkt. Angereichert werden die 170 Seiten durch eine Vielzahl
von Antikriegs-Grafiken aus der Hand von Otto Dix.

"Als letztes authentisches Projekt der Umwelt-Bibliothek Berlin und
damit auch der linken DDR-Opposition, versucht der telegraph bis
heute in einem ihm schon immer eigenen Verhältnis von Kontinuität und
Brüchen für die nicht eingelösten Ziele der DDR-Opposition zu
streiten. Die Redakteure verstehen sich als Teil der
außerparlamentarischen Opposition, nicht als Ex-Oppositionelle und
nicht als Opfer", heißt es in der Selbstdarstellung des "telegraphen"
im Internet.

Nein, es handelt sich nicht um Ewiggestrige, die den Untergang der
Deutschen Demokratischen Republik beklagen. Die Betonung liegt auf
"nicht eingelöste" Ziele der DDR-Opposition. Daran festzuhalten ist
nicht das Schlechteste, auch und erst recht nicht in der heutigen
Phase der Zeitenwende, erodierter Umwelt- und Sozialstandards und
unter dem immer lauteren Klang der Kriegstrommeln. Zeitschriften wie
der "telegraph" entreißen dem allgemeinen Vergessenstaumel, dass die
vorgesehene gesellschaftliche Entwicklung nicht alternativlos sein
muss.

25. Mai 2025
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AUSSICHTEN/9049: Und morgen, den 5. Juli 2025 (SB)

+++ Vorhersage für den 06.07.2025 bis zum 07.07.2025 +++






[image: Jean-Luc 9049 Wetterfrosch - © 2025 by Schattenblick]






Mit dem Ochs, dem großen Vieh,

möchte Jean nicht raufen.

Besser für ihn, dass er flieh',

und kommt schnell ins Laufen.
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AUGENZEUGENBERICHT/001: Vor dem Sieg in Saigon (1) - In Nordvietnam unter US-Bomben (Irene und Gerhard Feldbauer)

Augenzeugenberichte aus dem Vietnamkrieg aus den Jahren 1967 und 1968

Teil 1: In Nordvietnam unter US-Bomben

Erinnerungen von Irene und Gerhard Feldbauer, 25. April 2025



Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

Diesem ersten Augenzeugenbericht werden sechs weitere folgen, die
dann in Kürze in der Online-Ausgabe des Schattenblick zu finden sind.

Am Abend des 31. Juli 1967 flogen wir auf Hanoi zu, wo wir unseren
ersten Einsatz als Korrespondenten für den "Allgemeinen Deutschen
Nachrichtendienst" der DDR und "Neues Deutschland" begannen. Irene
arbeitete als Foto-Reporterin, ich als Wortberichterstatter. Als wir
die Grenze überflogen, erlosch in unserer IL-14 der China Airlines
die Beleuchtung. Flakscheinwerfer suchten den Himmel ab, MiG-Jäger
eskortierten den Flug. Nach der Landung auf dem Flughafen Gia Lam
erinnerten uns auch die in Dunkelheit gehüllten Flughafengebäude
daran, dass wir in ein vom Krieg heimgesuchtes Land kamen, in ein
Nordvietnam unter dem Hagel amerikanischer Bomben.




[image: Eine Frau mit drei Kindern, neben ihnen ein mit Wasser gefüllter Bombentrichter - Foto: © Irene Feldbauer]

Hanoi, Mai 1969 - diese Familie verlor ihre Hütte nach der
Bombardierung durch ein amerikanisches Kampfflugzeug

Foto: © by Irene Feldbauer



Unzählige Male wurden wir Augenzeugen barbarischer Luftangriffe, der
Zerstörung von Wohnvierteln, Krankenhäusern, Schulen und Betrieben,
Kirchen und Pagoden, Straßen und Brücken, Bewässerungsanlagen der
Reisfelder. Wir sahen blutbefleckte Kleider, zerfetzte Schulbücher,
Krankenbetten, die aus Trümmern ragten, verstümmelte Menschen, Arme,
Beine abgerissen, die vielen, vielen Toten, Opfer der
Zivilbevölkerung, vor allem immer wieder Frauen, Kinder, alte
Menschen. Ein Leid, das man kaum beschreiben konnte.

Wir sahen aber auch den unbeugsamen Willen von Menschen, die ihre
unter unsagbaren Opfern errungene Freiheit und Unabhängigkeit
verteidigten, erlebten das Scheitern der US-Luftaggression gegen die
Demokratische Republik Vietnam (DRV - Nordvietnam) und während des
Tet-Festes im Frühjahr 1968 die strategische Wende im Befreiungskampf
in Südvietnam.

Wir hatten das große Glück, Ho Chi Minh mehrmals zu begegnen. Das
waren nicht nur persönliche Kontakte, bei denen wir direkt mit ihm
zusammentrafen, mit ihm sprachen, er uns die Hand drückte, uns
freundschaftlich umarmte, sich nach unserem Befinden erkundigte, wir
in einer unvergesslichen Weise die kaum wiederzugebende Ausstrahlung
dieser faszinierenden Persönlichkeit spürten. So war es auch während
einer Festveranstaltung am 19. Dezember 1967 zum 23. Jahrestag der
Gründung der Volksarmee. Als Irene auf der Bühne Ho fotografierte,
rief er sie zu sich und unterhielt sich mit ihr über ihre Arbeit.




[image: Eine Frau und zwei Männer drucken in einem Bunker an einer Druckerpresse eine Zeitung - Foto: by Irene Feldbauer]

Vinh Linh, Spezialzone am 17. Breitengrad, Januar 1970 - Vier Jahre
lang lebten und arbeiteten - wie hier beim Zeitungsdrucken - viele
Menschen in Bunkern unter der Erde. Draußen lauerte der Tod. In den
Dörfern entlang des knapp 100 Kilometer langen Grenzstreifens am Ben
Hai wurden 50.000 Bunker gebaut und fast 1500 Laufgräben
ausgehoben.

Foto: © by Irene Feldbauer



Er war aber auch immer bei den vielen Begegnungen dabei, die wir mit
den Menschen Vietnams hatten, und er lebte, auch nach seinem Tod, im
Kampf seines Volkes weiter. Sein Testament, das er im Mai 1969
verfasste, ist durchdrungen von der Liebe zu seinem Volk und der
unerschütterlichen Gewissheit, dass es bis zum Sieg kämpfen werde. Man
möchte fast sagen, dass seine herausragende Führerpersönlichkeit erst
nach seinem Tod sichtbar wurde. Denn als er während des erbitterten
Befreiungskrieges gegen die US-Aggressoren und das südvietnamesische
Marionettenregime im September 1969 starb, hinterließ er nicht, worauf
seine Feinde spekuliert hatten, ein Vakuum, sondern eine
kampfgestählte Partei mit einem starken Führungskollektiv und ein von
seinem Unabhängigkeitswillen beseeltes Volk, die sein Werk
fortsetzten.

Das vietnamesische Volk siegte über die Militärmacht der USA, die
stärkste der westlichen Welt, die als Nachfolger der französischen
Kolonialisten seit 1955 Vietnam mit einem barbarischen
Vernichtungskrieg überzogen hatte. Die große Hilfe des damals
existierenden sozialistischen Lagers, darunter modernste
konventionelle Waffen aus der UdSSR und Lieferungen aus der VR China,
die weltweite Solidarität der Völker und ihrer Friedenskräfte,
eingeschlossen die in den USA, waren entscheidende Grundlagen dieses
Sieges. Aber die letztlich ausschlaggebende Bedingung, dass diese
Faktoren zur Geltung kommen konnten, war der nicht zu brechende
Widerstandswille des Volkes, der in den Traditionen nationalen und
antikolonialen Widerstandes wurzelte, die zu mobilisieren eine
kommunistische Partei verstand, die der legendäre Führer Ho Chi Minh
gegründet hatte.




[image: Mit Laub getarntes Flakgeschütz, mehrere vietnamesische Soldaten in Aktion - Foto: © by Irene Feldbauer]

Februar 1968 - 37-mm-Flak-Stellung in der Nähe der Stadt Vinh, einer
von 27 Städten Nordvietnams, die durch die USA und ihre Verbündeten
nahezu vollständig zerstört wurden. Die Bewohner Vinhs arbeiteten
ungeachtet der Bombardierungen weiter und stellten lebenswichtige
Güter her.

Foto: © by Irene Feldbauer



Einen ersten Eindruck davon erhielten wir schon kurz nach unserer
Ankunft Mitte August während einer fast drei Wochen dauernden schweren
Angriffswelle auf Hanoi. Wir befanden uns gegen 12 Uhr wenige hundert
Meter von der Long-Bien-Brücke entfernt, als F-105 "Thunderchief"
Kampfflugzeuge sie eine halbe Stunde lang in sieben Wellen angriffen.
Zum ersten Mal erlebten wir, dass ihnen ein außerordentlich starkes
Abwehrfeuer von 57- und 100-mm-Flugabwehr-Kanonen wie auch von
SAM-Raketen entgegenschlug. Die F-105 Donnergott warfen ihre Bomben
aus einigen Tausend Metern Höhe ab. Sie hatten zunächst etwa
Streichholzgröße, aber in Sekundenschnelle wuchsen sie zu ihrem vollen
Ausmaß an und explodierten vor uns.

Wir standen in einer Gruppe von vier oder fünf Vietnamesen, die uns,
als wir Deckung suchten, zu sich gewunken hatten. Für sie war das
Kriegsalltag und sie strahlten eine Ruhe aus, die uns, wie auch
später, oft half, mit solchen Situationen fertig zu werden. Wir
standen hinter einer etwa eineinhalb Meter hohen Erdaufschüttung, die
vor ihren Häusern eine Art Schutzwall gegen Bombensplitter bilden
sollte. Ein älterer Vietnamese legte kameradschaftlich seinen Arm auf
meine Schulter, sein Lächeln schien zu sagen: Keine Angst, wir halten
durch. Wenn eine neue Welle der F-105 nahte und die Bomben vor uns
einschlugen, duckten wir uns. Die Long Bien wurde an diesem Tag
übrigens nicht getroffen. Das Sperrfeuer der Luftabwehr hatte das
verhindert.

Mitte Oktober erlebten wir in der Hafenstadt Haiphong eine Woche Tag
und Nacht die Angriffe von Maschinen der im Golf von Tongking
kreuzenden Flugzeugträger. Im Wohnviertel Dong Hai wurden 55
Wohnhäuser zerstört, ganze Häuserreihen waren Ruinenfelder, im Bezirk
Hong Bang war das Krankenhaus schwer beschädigt, darunter die
pharmakologische Forschungsabteilung und die Kinderstation. In ganz
Nordvietnam wurden bis Oktober 1967 74 Krankenhäuser zerstört.




[image: Im Vordergrund ein Bauer mit einem großen Strohschild auf dem Rücken vor einem Erntewagen, rechts ein weiterer Bauer, neben ihm ein in einem kleinen Wasserlauf liegendes Ruderboot - Foto: © by Irene Feldbauer]

Dezember 1967 - Die zweite Reisernte des Jahres in Nordvietnam. In der
Deltaprovinz Hung Yen tragen die Reisbauern - wie hier im Bild - zum
Schutz vor dem amerikanischen Kugelhagel einen dicken Strohschild auf
dem Rücken. 

Foto: © by Irene Feldbauer



Zurück in Hanoi erfuhren wir, dass in den vorangegangenen Tagen nach
Abschuss ihrer Maschinen 15 US-Piloten gefangen genommen worden waren,
darunter der Marineflieger Major John Sydney McCain vom Flugzeugträger
"USS Oriskany" am 26. Oktober 1967 mit seiner F4 "Phantom". Der
prominente Offizier - sein Großvater befehligte im Zweiten Weltkrieg
die US-Flugzeugträger im Pazifik und der Vater war Befehlshaber der
US-Flotte in Europa - gab zu, das Feuer der Luftabwehr sei, besonders
über Hanoi, "sehr dicht und sehr präzise", die Air Force verliere zehn
und mehr Prozent ihrer Maschinen. Bei seinem letzten Einsatz konnte er
noch registrieren, dass von 25 Maschinen, seine mitgerechnet, drei
abgeschossen wurden.

Oberst Robinson Risner, ein Flieger-Ass aus dem Koreakrieg, der
bereits am 16. September 1965 abgeschossen worden war, gab an, dass
die Nordvietnamesen bei einem Angriff von 18 "Thunderchief" seines
Geschwaders fünf vom Himmel geholt hätten. Der britische Konsul sagte
mir einmal, das seien, verglichen mit den Abschussziffern, welche die
Royal Air Force in der Luftschlacht über England gegen Görings Flieger
erzielte, Ergebnisse, die sich sehen lassen könnten.




[image: Im Vordergrund trägt eine junge Frau an einer Tragestange aufgehängte Bombenteile weg - Foto: © by Irene Feldbauer]

Januar 1970 - In der bereits erwähnten Spezialzone Vinh Linh tragen
junge Mädchen Bombenteile weg. Bis zu diesem Zeitpunkt hatten die USA
in vier Kriegsjahren 500.000 Tonnen Bomben über diesem 800 km² großen
Gebiet abgeworfen, Schiffsartillerie und weitreichende Feldgeschütze
hatten die Region mit 700.000 Granaten belegt.

Foto: © by Irene Feldbauer



Im Frühjahr 1968 waren wir mit Hubert Link, der für ADN-Zentralbild
eine Fotoserie gestaltete, auf dem Weg nach Süden bei Vinh nachts am
Lam-Fluss angekommen, wo wir auf die Freigabe der Unterwasserbrücke
warteten. Als wir bemerkten, dass vor uns mehrere Tanklaster standen,
beschlossen wir umzukehren. Wir hatten kaum einen Kilometer
zurückgelegt, als der Flussübergang angegriffen wurde. Wir sahen ein
riesiges Flammenmeer und wussten, dort starben viele Menschen. Wir
übernachteten abseits der Straße Nr. 1 in einem kleinen Dorf, in dem
die Bewohner einfache Bambushütten an Stelle der meisten zerstörten
festen Häuser errichtet hatten. Am späten Nachmittag luden wir unser
weniges Gepäck gerade auf die Jeeps, als das Dorf angegriffen wurde.
Die Maschinen flogen so tief, dass wir die Köpfe der Piloten in den
Kanzeln erkennen konnten. Ringsherum explodierten Bomben und schlugen
Raketen ein. Wir hatten nur eins im Sinn: Das Verbrechen mit unseren
Kameras festzuhalten. Aber unsere vietnamesischen Begleiter wurden,
wie so oft, unsere Lebensretter. Sie zerrten uns förmlich mit Gewalt
auf unsere Jeeps und wir rasten davon, das Dorf im Bombenhagel hinter
uns zurücklassend.

Da die DRV, nicht zuletzt dank der militärischen Hilfe der UdSSR und
der VR China, nicht zur Kapitulation gezwungen werden konnte, musste
Washington, auch angesichts der Proteste in den USA, am 1. November
1968 die bedingungslose Einstellung der Luftangriffe erklären. Bis zu
diesem Zeitpunkt hatte die nordvietnamesische Luftabwehr 3.243
US-Flugzeuge abgeschossen, darunter eine Anzahl Hubschrauber.


Die Autoren schrieben unter anderem das Buch "Sieg in Saigon -
Erinnerungen an Vietnam", Pahl Rugenstein Nachf., 2. Auflage,
Bonn 2005.




[image: Irene und Gerhard Feldbauer mit Fotoapparaten, von vietnamesischen Begleitern umgeben - Foto: © by Irene Feldbauer]

Augenzeugen des Vietnamkriegs - Irene und Gerhard Feldbauer als
Kriegsreporter in Nordvietnam im Einsatz

Foto: © by Irene Feldbauer



 * 

Quelle:

© 2025 by Irene und Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung der Autoren

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Juli 2025 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/409: Virtuelle Zeitreise durchs Europäische Hansemuseum (EHM)

Europäisches Hansemuseum - Pressemitteilung vom 20. Juni 2025

Virtuelle Zeitreise durchs Europäische Hansemuseum



In seinem Jubiläumsjahr lädt das Europäische Hansemuseum (EHM) dazu ein,
die beliebtesten Sonderausstellungen der vergangenen zehn Jahre in
exklusiven und kostenfreien Online-Führungen neu zu entdecken. Wer
"Störtebeker & Konsorten", "Guter Stoff" oder "Hanse steinreich" verpasst
hat oder einfach noch einmal in die Ausstellungen eintauchen möchte, kann
dies nun bequem von zu Hause aus in virtuellen Rundgängen tun.

Anlässlich seines Jubiläums bietet das EHM virtuelle Zeitreisen in Form
exklusiver Online-Führungen durch seine beliebtesten Sonderausstellungen
via Zoom an. Ob "Störtebeker & Konsorten", "Guter Stoff" oder "Hanse
steinreich" - diese Ausstellungen haben große Themen aufgegriffen,
überraschende Perspektiven eröffnet und vielfach begeisterte Rückmeldungen
erhalten.

Für alle, die sie verpasst haben oder die noch einmal zurückkehren möchten,
bietet sich nun eine besondere Gelegenheit: Bequem von zu Hause aus, live
moderiert und mit Raum für Fragen und Austausch können diese Ausstellungen
erneut erlebt werden. Sören Affeldt, Leiter der Kommunikation im EHM, führt
die Teilnehmenden mit fundiertem Wissen, Erzählfreude und einem Blick für
überraschende Details durch die digitalen Räume.

Die nächsten Termine: Den Auftakt macht die Online-Führung zur
Sonderausstellung "Störtebeker & Konsorten" am Freitag, 4. Juli 2025, um
18.30 Uhr. Es folgt "Guter Stoff" am Sonntag, 20. Juli 2025, um 11.00 Uhr.
Die Online-Premiere von "Hanse steinreich" findet am Freitag, 1. August, um
18.30 Uhr statt. Die Online-Führungen dauern jeweils ca. 60 Minuten und
sind kostenfrei. Anmeldungen sind im Ticket-Shop unter hansemuseum.eu
möglich.


Weitere Informationen und Termine:

http://www.hansemuseum.eu/events/virtuelle-zeitreisen-durch-vergangene-sonderaus...

http://www.hansemuseum.eu/tickets/

 * 

Quelle:

Europäisches Hansemuseum

An der Untertrave 1, 23552 Lübeck

Telefon: +49 451 . 80 90 99 0

Öffnungszeiten: Täglich 10.00-18.00 Uhr (Außer 03.07. & 24.12.)

E-Mail: info@hansemuseum.eu

Internet: http://www.hansemuseum.eu

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Juli 2025 
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MEMORIAL/287: Historisch keineswegs neu - Widersprüche im Machtkampf imperialistischer Staaten (Gerhard Feldbauer)

Widersprüche im Machtkampf zwischen den imperialistischen Mächten sind
so neu nicht, wie die Lehren der Geschichte besagen

Aber die haben die herrschenden Kreise schon immer mit Füßen getreten

von Gerhard Feldbauer, 17. März 2025



In der EU sind sie sprachlos ob des Vorgehens Trumps, der mit Putin
über ein Endes des Ukraine-Krieges verhandelt, um sich stärker auf den
Hauptfeind, die VR China, konzentrieren zu können. Dabei sind die
jetzt zu Tage tretenden Widersprüche im Machtkampf zwischen den
imperialistischen Mächten so neu nicht, wie die Lehren der Geschichte
besagen. Aber die haben die herrschenden Kreise schon immer mit Füßen
getreten. Lassen wir die Geschichte am Beispiel der Entwicklung vor
dem Zweiten Weltkrieg zu Wort kommen, wo sich selbst die
faschistischen Regimes in Deutschland und Italien im Kampf um die
Vorherrschaft, um Einflusssphären, Rohstoffe und die besten
Ausgangspositionen für die geplanten Expansionskriege in die Haare
gerieten. [1]

Der 1922 in Rom unter Mussolini an die Macht gekommene Faschismus
wirkte sich besonders nachhaltig auf die Formierung des deutschen
unter Hitler bis zu dessen Machtantritt in Deutschland aus. "Das
Braunhemd", so räumte Hitler in seinen "Monologen im
Führerhauptquartier" noch 1941 ein, "wäre vielleicht nicht entstanden
ohne das Schwarzhemd". Er gestand ebenso, dass Mussolini einmal für
ihn "eine ganz große Persönlichkeit" darstellte. [2] Das zeigte sich
im direkten Einfluss der "Führerpersönlichkeit" Mussolinis auf Hitler,
im Entstehen der Strukturen seiner Bewegung und ihrer Kampfmethoden,
besonders der sozialen Demagogie und des Terrors. Führende Kreise des
deutschen Industrie- und Finanzkapitals beeindruckte, wie es dem
"Duce" gelang, dem italienischen Imperialismus in Gestalt der
faschistischen Bewegung eine Massenbasis zu verschaffen, über die er
vorher nie verfügt hatte. Hitler nannte seine SA wörtlich nach den von
Mussolini geschaffenen Squadre d'Azione (Sturmabteilungen). Er
übernahm den von Mussolini erfundenen Titel "Duce" ("Führer") und den
"römischen Gruß", mit dem sich dieser mit erhobenem rechten Arm grüßen
ließ. Ein unwesentlicher Unterschied bestand in dieser Zeit nur in der
Farbe der Uniformhemden, die bei den italienischen Faschisten schwarz
war, bei den deutschen braun.

Ein Bericht der Münchener Polizei vermerkte, durch Mussolinis
Machtergreifung habe die NSDAP "eine besondere Schwerkraft erlangt".
Es gab in Deutschland keine andere Partei, die der Mussolini-Partei in
allen Belangen in gleicher Weise entsprochen hätte wie die NSDAP. Nach
dem "Marsch auf Rom" begann die Mehrheit der deutschen Kapitalkreise,
die bis dahin dazu geneigt hatten, gestützt auf die Rechtsparteien und
die militaristischen Verbände wie den Stahlhelm, die Monarchie
wiederzuerrichten, sich auf eine andere Erfolg versprechende
Möglichkeit hin zu orientieren - auf eine bürgerliche Partei
faschistischen Typs, wie sie Hitler im Begriff war aufzubauen. [3]

Nach dem erfolgreichen "Marsch auf Rom" begannen dann
Ruhrschwerindustrielle um Thyssen und Stinnes, Hitler und Ludendorff
finanziell kräftig zu unterstützen, damit es diesen gelinge, an der
Spitze der bayrischen Reaktion nach dem Vorbild Mussolinis einen
ebenso erfolgreichen "Marsch auf Berlin" durchzuführen. Thyssen
äußerte bereits im September 1923, es müsse "ein Diktator gefunden
werden, ausgestattet mit der Macht, alles zu tun, was nötig ist". Nach
dem kläglichen Scheitern von Hitlers Novemberputsch 1923 orientierten
sich die führenden Kreise des deutschen Kapitals, auch hier in
Auswertung der 1922 praktizierten römischen Kombination von Putsch mit
anschließender "legaler" Machtübergabe, dahingehend, Hitler auf einem
ähnlichen Weg an die Macht zu verhelfen, wobei der Schwerpunkt auf den
SA-Terror zur Zerschlagung der Arbeiterbewegung gelegt wurde. Hitler
und die deutschen Faschisten konnten, als sie dann 1933 an die Macht
kamen, nicht nur auf ein Jahrzehnt Erfahrungen der Mussolini-Diktatur
zurückgreifen, sondern auch deren Schwächen und Fehler auswerten.

Hitlers Bewunderung für den "Duce" als Wegbereiter des Faschismus in
Deutschland und anderen Ländern Europas [4] ließ nach der eigenen
Machtergreifung 1933 jedoch merklich nach. Die widerstreitenden
Interessen mit Rom zeigten sich als Erstes in der Österreichfrage. Der
von Hitler angestrebte "Anschluss" beunruhigte Rom, das im Falle einer
gemeinsamen Grenze um das deutschsprachige, früher österreichische
Südtirol, seine Kriegsbeute aus dem Ersten Weltkrieg, fürchtete.
Außerdem lag von Wien aus der Balkan in greifbarer Nähe, eine
Einflusssphäre, die Italien für sich beanspruchte. Als am 25. Juli
1934 die SS-Standarte in Wien nach der Ermordung von Bundeskanzler
Engelbert Dollfuß mit einem Putsch das Signal zum Einmarsch geben
wollte, sicherte Mussolini Österreich Unterstützung zu und schickte
demonstrativ vier Divisionen an die Brennergrenze. In Berlin übergab
Mussolinis Botschafter, Vittorio Cerruti, Außenminister von Neurath
eine scharfe Protestnote. In der offiziösen Presse Roms wurde Berlin
für die Ermordung von Dollfuß verantwortlich gemacht und von einer
"Clique von Mördern und Päderasten" gesprochen. Hitlers Botschafter
von Hassel berichtete nach Berlin, dass "die Atmosphäre so gefährlich
sei wie beim Kriegsausbruch 1914/15". [5] Hitler gab nach und verschob
den Anschluss.

Der zehn Jahre vor Hitler an die Macht gekommene Mussolini sah sich zu
dieser Zeit nicht nur als "Führer des Faschismus" über Italien hinaus,
sondern geistig auch über Hitler erhaben. In dieser Haltung hatte ihn
die erste Begegnung mit dem deutschen "Führer" am 14. Juli 1934, die
sehr distanziert verlief, bestärkt. Wie Hitlers Entscheidung in der
"Österreichfrage" - auf den Anschluss vorerst zu verzichten - elf
Tage später bewies, hatte sich der "Duce" durchgesetzt. Mussolini, der
sich gern mit Cäsar verglich und entsprechende geschichtliche
Vergleiche liebte, versäumte nicht, das deutlich zu machen und die
"historische Überlegenheit Italiens" ins Feld zu führen. Auf einer
Kundgebung am 6. September 1934 in Bari verkündete er: "Dreißig
Jahrhunderte Geschichte erlauben uns, mit einem souveränen Mitleid auf
gewisse Ideen von jenseits der Alpen zu blicken, die von einer Brut
vertreten werden, welche wegen Unkenntnis der Schrift unfähig war,
Dokumente ihres Vorhandenseins zu hinterlassen, als Rom einen Cäsar,
Vergil und Augustus besaß." [6]

Der "Duce" fürchtete Hitlers Rivalität auch in Afrika, wo Deutschland
im Ersten Weltkrieg seine Kolonien verloren hatte und eine starke
koloniale Fraktion ihre Rückgabe bereits unmittelbar nach dem
Machtantritt von den Westmächten forderte. Wie Mussolini später -
1940/41 - mit den Überfällen auf Griechenland dem deutschen Vorstoß
auf den Balkan zuvorkommen wollte, hatte er auch mit der Annexion
Äthiopiens beabsichtigt, sich eine Ausgangsbasis für weitere Vorstöße
in Afrika und eine Vormachtstellung gegenüber Hitler zu sichern.


Paris gab Carte blanche für die Aggression

Die Konfrontation mit Berlin führte zu einer zeitweiligen Annäherung
an Paris und London, was die Vorbereitung des Überfalls weiter
begünstigte. Statt eine antifaschistische Position gegenüber Berlin
und Rom zu beziehen, meinten Großbritannien und Frankreich, mit
Italien, dem Verbündeten des Ersten Weltkrieges, eine Allianz gegen
Deutschland bilden zu können. Dafür sollte Mussolini freie Hand für
seine Expansionsansprüche gegenüber Äthiopien erhalten. Während eines
Besuchs des französischen Außenministers Pierre Laval am 7. Januar
1935 in Rom sprachen sich beide Seiten für die Wahrung der
Unabhängigkeit Österreichs und für eine internationale
Balkan-Konferenz aus. Für den Fall etwaiger Meinungsverschiedenheiten
wurden zu ihrer Lösung diplomatische Schritte und Konsultationen
zwischen beiden Regierungen vereinbart. In einem Geheimvertrag
vereinbarten der "Duce" und Laval die Unterstützung der französischen
Politik im Mittelmeer durch Italien, während Frankreich "freie Hand"
für das italienische Vorgehen in Äthiopien gewährte. [7] London, das
um seine angrenzenden Kolonien Kenia und Uganda sowie den
anglo-ägyptischen Sudan fürchtete, sicherte Mussolini zu, dass "seine
Interessen in Ostafrika nicht beeinträchtigt würden". [8]

Im Besitz dieser französischen Carte blanche ging Mussolini
unverzüglich an die konkrete militärische Planung des Überfalls.
Bereits im Februar begann die Verschiffung der Kolonialarmee nach
Eritrea und Somalia. Ende Mai befanden sich bereits über 360.000 Mann
in Ostafrika, die zu Beginn der Aggression auf 400.000 aufgestockt
wurden. Im Juli berief der "Duce" ein "Allgemeines Kommissariat für
die Kriegsproduktion" ein, das alle strategischen Rohstoffe wie Erdöl,
Kohle, Kupfer, Zinn, Nickel und 876 kriegswichtige Unternehmen
kontrollierte.


Unheilvolles Appeasement

Vom 11. bis 14. April 1935 traf Mussolini mit dem Regierungschef
Frankreichs Pierre-Étienne Flandin und dem Großbritanniens James
Ramsey MacDonald im norditalienischen Stresa am Lago Maggiore
zusammen. In Begleitung ihrer Außenminister erörterten sie die
Verletzung des Versailler Vertrages durch Berlin und erklärten, die
Ostgrenzen Frankreichs und Belgiens sowie die Unabhängigkeit
Österreichs zu garantieren. Mit Rücksicht auf Mussolini, der jede
scharfe Reaktion ablehnte, wurde das deutsche Vorgehen jedoch nur rein
formell verurteilt. Wirksame Maßnahmen gegen Hitlers aggressive
Schritte unterblieben. Er wurde so regelrecht ermuntert, seinen Kurs
fortzusetzen.

Das Treffen ging als gegen Deutschland gerichtete Stresa-Front in die
Geschichte ein. Trotz der bekannten italienischen Kriegsvorbereitungen
stand die "Äthiopienfrage" nicht auf der Tagesordnung. Wie Hitler
konnte auch Mussolini das als einen weiteren Beweis dafür werten, dass
Großbritannien und Frankreich seinen Ansprüchen keinen ernsthaften
Widerstand entgegensetzen würden, wenn sie ihre eigenen Positionen
nicht bedroht sahen. Es begann die sogenannte Politik des
"Appeasement", der "Beschwichtigung", welche die Öffentlichkeit über
die Aggressionsabsichten Mussolinis hinwegtäuschen sollte. Mussolinis
Vorbehalte gegen die Verletzung des Versailler Vertrages durch Hitler
entsprangen den Befürchtungen, Deutschland könnte rasch eine starke
Militärmacht und Italien bei seinen eigenen Expansionsplänen ein
ernsthafter Konkurrent werden. Insgesamt dürfte es sich jedoch um eine
taktische Ambivalenz gegenüber Großbritannien und Frankreich gehandelt
haben, um sie zum Wohlwollen gegenüber seinen eigenen Plänen zur
Eroberung Äthiopiens zu veranlassen. [9] Den Beitritt eines Bündnisses
gegen Hitlerdeutschland dürfte der "Duce" nicht ernsthaft erwogen
haben.

Wie gegenüber Deutschland wurde die britische Position auch zu Italien
von der antisowjetischen Stoßrichtung bestimmt. Die Konservativen
hatten Mussolini schon seit seinem Machtantritt unverhohlene
Sympathien dafür bekundet, dass er das Land vor dem "Bolschewismus
gerettet" und es "erneuert" habe. Dem faschistischen Italien wurde das
"Recht auf Expansion" zugebilligt und ihm die Wahrnehmung einer
"zivilisatorischen Mission" in Afrika bescheinigt. Ein
interministerieller Ausschuss hielt im Juni 1935 fest, dass es "keine
vitalen britischen Interessen" gebe, die erforderten, "sich einer
italienischen Eroberung Äthiopiens zu widersetzen". Im Rahmen der
bekannten Vorbereitung des Überfalls beschäftigten London allen
Ernstes andere Sorgen.

Angesichts der beträchtlichen Kampfkraft der äthiopischen Armee
befürchtete man, dass der Feldzug die militärischen Potenzen Italiens
überfordern und dies zu einem "erschöpfenden afrikanischen Abenteuer"
und damit gar einem Zusammenbruch des Faschismus führen könnte. Als
nach dem Beginn der Aggression wirksame Sanktionen des Völkerbundes
gegen Italien ausblieben, wurde der britische Außenminister John Simon
nach einem Bericht des englischen Historikers A. L. Rowse gefragt,
warum die Engländer nicht irgendeinen Zwischenfall arrangierten, zum
Beispiel ein Schiff im Suezkanal versenkten, was die Verbindung
zwischen Italien und seinen Armeen in Äthiopien unterbrechen würde.
Simons Antwort lautete: "Wir können das nicht tun, weil das Mussolinis
Sturz bedeuten würde." [10]

Als die Generalstabschefs Frankreichs und Italiens am 18. und 29. Juni
in zwei Geheimabkommen Maßnahmen ihrer militärischen Zusammenarbeit im
Falle einer deutschen Invasion in Österreich vereinbarten, schien eine
anti-deutsche Allianz in greifbare Nähe zu rücken. [11] Seitens
Marschall Badoglios, zu dieser Zeit italienischer Generalstabschef,
mag das durchaus ernsthaft erwogen worden sein, trat dieser doch 1940
gegen den italienischen Kriegseintritt an der Seite Deutschlands auf
und führte 1943 die Militärs an, die den "Duce" stürzten und den Bruch
mit Hitler vollzogen. Mussolini spielte jedoch lediglich seinen "Part"
im "Appeasement". Es ging ihm nur darum, die Illusion zu nähren, er
könnte in der Äthiopienfrage zu einer "friedlichen Lösung" bewegt
werden, während er klar seinen Aggressionskurs steuerte.


Der Beginn der Aggression

Das "Appeasement" erreichte später im Münchener Abkommen von 1938
seinen Höhepunkt. Aber bereits 1935, in den Monaten vor dem Überfall
auf Äthiopien, wurden seitens Großbritanniens und Frankreichs die
Forderungen des italienischen Aggressors erfüllt bzw. wurde ihnen
nichts entgegengesetzt. Beispiele dafür waren die Begegnungen, bei
denen Mussolini zu einem Kompromiss in der "Äthiopienfrage" bewegt
werden sollte: Am 24. Juni bot der britische Minister für
Völkerbundangelegenheiten, Anthony Eden, dem "Duce" in Rom eine Lösung
der "Äthiopischen Frage" durch den Völkerbund an. Mussolini
verweigerte sich. Am 15. August schlugen Paris und London vor,
gemeinsam mit Rom über Äthiopien ein Protektorat zu verhängen.
Mussolini lehnte wiederum ab. Trotz der offensichtlichen
italienischen Kriegsvorbereitungen waren Laval und der britische
Außenminister Samuel Hoare bei ihrer Zusammenkunft am 10. September
nicht bereit, militärische Maßnahmen zur Sicherung der äthiopischen
Unabhängigkeit zu vereinbaren. Aufschlussreich war, dass sich die
beiden Chefdiplomaten bereits zu eventuell möglichen wirtschaftlichen
Sanktionen des Völkerbundes dahingehend äußerten, dass bei deren
Anwendung "Kriterien der Abstufung" zu beachten seien. [12] Wie die
späteren Völkerbundbeschlüsse zeigten, ging es darum zu gewährleisten,
dass die Sanktionen nicht das militärische Potenzial Italiens
beeinträchtigen sollten.

Mussolini honorierte das in einem Interview für die Londoner "Morning
Post" vom 18. September, in dem er erneut feierlich beteuerte, Italien
habe nicht die Absicht, die Interessen Frankreichs und Großbritanniens
in Ostafrika zu beeinträchtigen. Der verkündete Standpunkt wurde am
28. August durch das Kabinett bestätigt. Die römische
Regierungserklärung entsprach ganz der britisch-französischen
Appeasement-Linie, wenn bezüglich Äthiopiens beteuert wurde, Italien
werde alles Mögliche tun, um einen Konflikt zu vermeiden. [13]

Am 2. Oktober 1935 ließ Mussolini die Maske fallen. Vom Balkon des
Palazzo Venezia in Rom kündigte er in einer vom Radio übertragenen
Rede den Beginn des Eroberungsfeldzuges für den nächsten Tag an. Am
3. Oktober überschritten die italienischen Truppen ohne
Kriegserklärung die Grenze.


Wirkungslose Sanktionen

Der von Paris und London beherrschte Völkerbund war 1931 beim Angriff
Japans auf die chinesische Mandschurei untätig geblieben und hatte das
mit der ungünstigen geografischen Lage begründet. Jetzt sein
Mitgliedsland Äthiopien ebenso völlig im Stich zu lassen, hätte
bedeutet, die eigene Existenz aufs Spiel zu setzen. So versuchte man
in Genf das Gesicht zu wahren und verurteilte am 7. Oktober Italien
als Aggressor, verhängte vier Tage darauf jedoch nur weitgehend
wirkungslose wirtschaftliche und finanzielle Sanktionen und überließ
Äthiopien faktisch seinem Schicksal. Vom Embargo für sogenannte
kriegswichtige Handelsgüter war das für den Einsatz der Luftwaffe und
der Panzer entscheidende Erdöl ausgenommen, ferner Eisenerz und Kohle.

Chamberlain hatte in London Sanktionen regelrecht als "Wahnsinn"
bezeichnet. [14] Auf militärische Maßnahmen, welche die
Völkerbundsatzung ebenfalls vorsah, wurde verzichtet, lediglich
Waffenlieferungen untersagt. Für die Resolutionen stimmten 51
Mitgliedsstaaten, Österreich, Ungarn und Albanien dagegen. Sieben
Mitgliedsstaaten befolgten das Waffenembargo nicht, acht wendeten
finanzielle Maßnahmen nicht an, zehn stellten den Warenexport nach
Italien nicht ein, dreizehn importieren weiter aus Italien. Viele
Völkerbundmitglieder gaben Italien heimlich zu verstehen, dass sie die
Sanktionen nur formal anwenden würden. So konnte Italien Kriegsgerät
und Rohstoffe aus Frankreich, Belgien und der Tschechoslowakei
beziehen, ebenso aus dem befreundeten Österreich, dessen Lieferungen
sehr beachtlich waren. Auch die Schweiz erwies sich als ein
bereitwilliger Lieferant. Aus Frankreich kamen auf Kreditbasis
Traktoren, Kraftwagen, Flugzeugmotoren sowie Granatwerfer. Aus
Großbritannien erhielt Italien große Mengen Treibstoff, die erst nach
Abschluss des Krieges bezahlt werden mussten.

Italien stellte nach seiner Verurteilung die Mitarbeit im Völkerbund
ein. Deutschland, das die Organisation bereits nach dem faschistischen
Machtantritt verlassen hatte, erklärte sich formell neutral und
verweigerte Zwangsmaßnahmen. Die deutschen Exporte nach Italien
stiegen bei Kohle, Koks, Maschinen, Chemieerzeugnissen sowie
Eisen- und Stahlprodukten bis Ende 1935 um etwa ein Drittel an. Ein
höherer Zuwachs war aufgrund der eigenen ungünstigen Rohstofflage
nicht möglich. Die in der Genfer Boykottliste vorgesehenen
rüstungswichtigen Rohstoffe wie Blei, Zinn, Kautschuk, Aluminium,
Chrom, Mangan, Vanadium, Wolfram usw. musste Deutschland selbst
importieren. Berlin interpretierte die italienische Aggression als
einen "Rassenkonflikt" und "gerechten Kampf". Mit seiner
Rechtfertigung bereitete Hitler das Bündnis mit Italien in Gestalt der
späteren "Achse Berlin-Rom" vor.

Hitler versuchte jedoch zunächst, Mussolini die ein Jahr vorher beim
Versuch, in Österreich einzumarschieren, für Wien bezogene Position
heimzuzahlen. So habe er Äthiopien in geringem Umfang Waffen
geliefert. Das sei unter dem Aspekt geschehen: "Je schwieriger es für
Italien wurde, seine Eroberungsträume zu verwirklichen, umso
notwendiger wurde es, sich auf Deutschland zu stützen." Im Auftrag des
Heereswaffenamtes gingen über anonyme Kanäle nach Addis Abeba 10.000
Mausergewehre und -pistolen, 10 Millionen Patronen, Handgranaten sowie
Medikamente. Ferner 30 Panzerabwehrkanonen Kaliber 3,7 cm mit
Munition. Das Kriegsgerät stammte aus der Produktion von
Rheinmetall-Borsig. Von den Waffen wurden die Firmenzeichen entfernt.
In der Schweiz ließ das Heereswaffenamt 36 Oerlikon-Kanonen kaufen und
nach Äthiopien verschicken. Die Lieferungen umfassten einen Wert von
drei Millionen Reichsmark. Später folgten noch kleinere Lieferungen
als Geschenke. Offiziell wurde Italien versichert, dass "die
Reichsregierung weder Waffenlieferungen an den Negus noch die
Anwerbung deutscher Freiwilliger für Abessinien zulassen würde". [15]

Nachdem die italienische Offensive zunächst scheiterte, worüber der
deutsche Botschafter in Rom, Ulrich von Hassel, am 17. Januar 1936
Hitler informierte, kam es jedoch zu einem Meinungsumschwung in
Berlin. Er war auch eine Reaktion auf das Angebot Mussolinis vom
6. Januar, die Meinungsverschiedenheiten über die Österreichfrage
beizulegen. Nach der Niederschrift von Hassels habe der "Führer"
danach erklärt, dass "ein Zusammenbruch des Faschismus in Italien
(...) im höchsten Grade unerwünscht" sei und wir alles tun müssten,
"um zu vermeiden, dass sich die mannigfache Gegnerschaft der Welt
gegen das autoritäre Regierungssystem auf uns als einzigen Gegenstand
konzentriere." Es läge "auch in unserem Interesse, dass Italien als
Faktor im europäischen Spiel nicht allzu sehr geschwächt würde. Eine
Zeit lang hätte man vielleicht, besonders nach den bekannten
Demonstrationen Mussolinis am Brenner, von uns durchaus wünschen
können, dass Italien nicht allzu groß und erfolgreich aus dem Konflikt
hervorgehe, indessen sei diese Gefahr wohl heute nicht mehr in sehr
hohem Grade vorhanden. Vielmehr sei umgekehrt zu befürchten, dass der
Faschismus und überhaupt Italien aus der Prüfung zertrümmert und
schwer beschädigt hervorginge. Wir könnten daher deutscherseits nur
das Bestreben haben, unsererseits das Mögliche zu tun, um einen
solchen Zusammenbruch zu verhindern." [16]

Washington, das dem Völkerbund nicht angehörte, brach die Beziehungen
zu Rom nicht ab. Die bereits am 31. August 1935 vom Kongress
angenommene Resolution über Neutralität spielte dem Aggressor in die
Hände, weil sie den Verkauf von Waffen an beide kriegführenden
Parteien verbot. Für Italien war das nicht entscheidend, denn es war
für den Kriegsbeginn ausreichend gerüstet. Einmal aus seiner eigenen
leistungsfähigen Rüstungsindustrie, zum anderen durch Waffenimporte,
die auch nach dem Beschluss über Sanktionen von einigen Ländern
fortgesetzt wurden. Äthiopien hingegen besaß keine Kriegsindustrie und
war von Waffenimporten abhängig. Washington stellte auch seine
Erdöllieferungen nach Italien nicht ein. Hatte es 1934 für 447.000 $
Erdöl geliefert, so stieg sein Export an den Aggressor bis Ende 1935
auf 1.252.000 $. Für 451.000 $ bezog Rom über seine Afrika-Kolonien
Erdöl.

Den Hintergrund der Haltung Roosevelts, seit 1932 Präsident, bildete
die Stimmung einer Mehrheit der Bevölkerung, die besagte, ihr Land
sollte sich aus künftigen Kriegen heraushalten und seine Söhne nicht
wieder auf die Schlachtfelder Europas schicken. Der Präsident sah eine
Situation entstehen, die "Elemente" enthielt, "welche zu der Tragödie
eines allgemeinen Krieges führen". Er wollte 1936 erneut für das
höchste Staatsamt kandidieren und beugte sich dieser Stimmung. Am
2. Oktober 1935, dem Tag vor dem erwarteten Überfall Mussolinis auf
Äthiopien, erklärte er in einer Rede in San Diego/Kalifornien: "Was
auch in den überseeischen Kontinenten geschehen möge, die Vereinigten
Staaten von Amerika werden und müssen sich (...) von Verpflichtungen
freihalten und frei bleiben." Es war gleichzeitig eine Absage an die
von der UdSSR verfolgte Politik der kollektiven Sicherheit. William E.
Dodd, von 1933 bis 1938 US-Botschafter in Berlin, sah die Haltung der
Großmächte, die Italien gewähren ließen, als vertane Chance: "Wenn
unser Land, England und Frankreich im Oktober 1935 gemeinsam gehandelt
hätten, hätte Hitler keine Allianz mit Mussolini abschließen können."
[17]

Für wirksame Sanktionen trat nur die UdSSR ein. Sie forderte, jegliche
Zufuhr von Erdöl nach Italien und zu dem Kriegsschauplatz zu
unterbinden und dazu auch die Durchfahrt durch den Suezkanal zu
sperren, was den Nachschub für die Kolonialarmee außerordentlich
erschwert hätte. Der Völkerbund ignorierte diese Anträge und Mussolini
konnte ungehindert ans Werk gehen. Obwohl Italien ein wirtschaftlich
wichtiger Absatzmarkt für Erdöl war, stellte die UdSSR dessen Export
ein und beteiligte sich in vollem Umfang an den verhängten Sanktionen.
[18] Den begangenen Völkermord und den anhaltenden barbarischen
Kolonialterror ignorierend hob der Völkerbund die Sanktionen bereits
am 16. Juli 1936 auf. Nach dem Überfall hatten London und Paris dem
Aggressor durch Zugeständnisse einen "legalen" Teilerfolg sichern
wollen. Laval und Hoare unterbreiteten am 11. Dezember einen "Plan zur
Lösung der Äthiopienfrage", der vorsah, Italien große äthiopische
Gebiete von Ogaden und Danakil sowie von Teilen der Provinz Tigray,
darunter Adua, insgesamt etwa die Hälfte des Landesterritoriums, zu
überlassen. Äthiopien wurde dafür der Hafen Assab und ein schmaler
Zugang zu ihm versprochen. Kaiser Selassie lehnte es ab, der Annexion
des Landes auf Raten zuzustimmen. Mussolini wies selbst diese
"diplomatische Lösung" zurück.

Internationale Proteste, die den Schacher um einen Kompromiss mit dem
Aggressor verurteilten, zwangen Laval und Hoare, den Plan
zurückzuziehen. London opferte Hoare, er musste demissionieren. [19]
Für Hitler war die Haltung Frankreichs und Großbritanniens der Beweis,
dass diese nicht gewillt waren, den Status quo zu verteidigen. Er
wurde bestärkt, in das demilitarisierte Rheinland einzumarschieren und
Österreich zu besetzen. Als die Hitlerwehrmacht im März 1936 in das
Rheinland einmarschierte, erklärte der Chef der Tories, Premier
Baldwin, dass seine Regierung keinerlei Aktionen, auch nicht des
Völkerbundes, dagegen unterstützen werde. Der "Daily Worker"
bezeichnete das als "direkte Ermutigung Hitlers, alle Pakte und
Verträge als Fetzen Papier zu behandeln". London marschierte auf dem
Weg zum Münchener Abkommen und in den Abgrund des Zweiten Weltkrieges
weiter vorwärts.


Anmerkungen:

[1] Diese liefern, auch wenn heute die Machtkonstellationen
unterschiedlich sind, wichtige Erkenntnisse. Wobei als ein
grundsätzlicher Aspekt zu sehen ist, dass die VR China mit ihrer
Kommunistischen Partei an der Spitze heute objektiv dazu berufen ist,
den Platz einzunehmen, den in der aufgezeigten Entwicklung am Vorabend
des Zweiten Weltkrieges die UdSSR mit ihrer KPdSU einnahm. Und dass
sich die Rolle Chinas auch auf die Entwicklung des Kräfteverhältnisses
zugunsten der gegen die kapitalistische Restauration ankämpfenden
Kräfte in Russland auswirken dürfte.

[2] Gerhard Schreiber: Deutsche Kriegsverbrechen in Italien, München
1996, S. 13.

[3] Kurt Gossweiler: Kapital, Reichswehr und NSDAP 1919-1924,
Berlin/DDR 1984, S. 304.

[4] So auf das 1920 in Ungarn an die Macht gekommene Horthy-Regime und
in Bulgarien 1923 auf die Etablierung der Zankow-Diktatur ebenso wie
1926 auf die Errichtung der militärfaschistischen Diktatur unter
General António Oscar de Fragoso Carmona in Portugal. Die Putschpläne
Francos wurden 1936 unter Leitung italienischer und deutscher Militärs
und der Nutzung der militärischen Erfahrungen vor allem der
Mussolini-Faschisten ausgearbeitet.

[5] Manfred Funke: Brutale Freundschaft im Legendenschleier: Marginale
zur Vorgeschichte der "Achse" Rom-Berlin. In: Jahresberichte für
deutsche Geschichte, München, Heft 12/1972, S. 716.

[6] I giorni della storia d'Italia dal Risorgimento a oggi, Novarra
1997, S. 452f.

[7] Lavall wurde wegen seiner späteren Kollaboration als
Ministerpräsident der Vichy-Regierung mit dem Hitlerregime im Oktober
1945 in Paris zum Tode verurteilt und hingerichtet.

[8] Giorni, S. 456 ff.

[9] Funke, S. 718 f.

[10] Alfred Leslie Rowse: All Souls and Appeasement, London 1961,
S. 26.

[11] Giorni, S. 457.

[12] Giorni, S. 457 f.

[13] Giorni, S. 458.

[14] Zu dieser Zeit Finanzminister, ab 1937 Premier, exponierter
Vertreter der Konservativen, die Hitler gegen die UdSSR lenken
wollten. Unterzeichnete 1938 das Münchener Abkommen. 1940 durch
Churchill abgelöst.

[15] Brunello Mantelli: Kurze Geschichte des italienischen Faschismus,
Berlin 1998, S. 110.

[16] Zit. in Heinrich Loth: Geschichte Afrikas. Afrika unter
imperialistischer Kolonialherrschaft und die Formierung der
antikolonialen Kräfte 1884-1943, Berlin/DDR 1976, S. 213 f.

[17] William Dodd: Diplomat auf heißem Boden, Berlin/DDR 1961.

[18] Geschichte der sowjetischen Außenpolitik 1917-1945, Teil 1,
Berlin/DDR, 1969, S. 364 f.

[19] Giorni, S. 459.

 * 

Quelle:

© 2025 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Juli 2025 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / GESCHICHTEN





TIERGESCHICHTEN/026: Spinnenbein in Gips ... (SB)



Dieser Fußboden war glatt und schien ohne Ende zu sein. Mäxchen ließ sich
verzweifelt zu Boden plumpsen und suchte nach einem kürzeren und besseren
Weg. Kellerasseln sind meistens fleißig, doch Mäxchen ging alles geruhsam
an. Allein diese Strecke zurückzulegen, war anstrengend und dann sollte er
nebenbei auch noch aufräumen, nein, das war nicht nötig, befand er. Mäxchen
dachte viel nach, über sein Leben, über die Welt um ihn herum, die ihm so
unendlich riesig vorkam. Manchmal überkam ihn so eine Sehnsucht wissen zu
wollen, wie groß die Welt nun wirklich sei. Er wünschte, er könne sich
selbst auf den Weg machen, um sie zu erkunden. Doch wie sollte
das gehen, wenn man so winzig ist? Nach einer kleinen Pause, die er sich
gegönnt hatte, setzte er seinen Weg fort und erblickte ganz in der Nähe
einen Unterschlupf. Er konnte nicht wissen, dass es sich bei seiner neuen
Höhle, um die Sohle des alten Pantoffels handelte, der vergessen unter dem
Schuhregal stand. Dort war es dunkel, staubig und muffig. "Prima", jauchzte
Mäxchen, "besser geht es gar nicht. Hier ruhe ich mich aus. Keiner sieht
mich und kann mich zum Aufräumen drängen. Vor dem Regal schimmerte es
feucht. Hatte jemand etwas Wasser verschüttet? Mäxchen konnte sein Glück
gar nicht fassen, er hatte zu trinken und wusste von der Bananenschale, die
jemand neben statt in den Komposteimer fallengelassen hatte. Er streckte
alle seine Beinchen und ließ sich dann gemütlich im Staub nieder. Es
dauerte nicht lange, dann schlief er auch schon mit der Vorfreude auf ein
leckeres Bananenmahl ein.

Was Mäxchen nicht wusste: Er hatte einen Mitbewohner, genau ein Stockwerk
über ihm wohnte schon seit langem eine Spinne. Sie war gerade damit
beschäftigt, ihr Spinnennetz zu säubern und auszubessern. Leider hatte sich
niemand darin verfangen. Sie überlegte, ob sie das alte Netz nicht besser
abreißen und ein neues spinnen sollte. Irgendwie glaubte sie, dass sich
dann bald ein Opfer darin verheddern würde. Sie hatte Hunger, großen
Hunger. Während sie so darüber nachdachte und dabei ihren Blick in die
Ferne schweifen ließ, entdeckte sie direkt unter ihrem Schuhregalbrett eine
Kellerassel. Es war ein großes, wohlgenährtes Wesen. Selten hatte die
Spinne eine so leckere Kellerassel gesehen. Voller Freude spann sie einen
Faden, den sie am Brett befestigte und ließ sich langsam hinabgleiten.

"Mama, Mama, komm schnell, hier ist eine Spinne im Schuhregal und
Spinnweben an meinem Gummistiefel! Igitt, Mama!"

"Das darf doch nicht wahr sein, stell dich nicht so an. Spinnen sind
Lebewesen wie du und ich, auch sie wollen leben."

"Ja, Mama, aber doch nicht im Schuhregal, nicht in meinem Gummistiefel",
empörte sich das Mädchen.

"Ich habe einen Vorschlag, wie wäre es, wenn du auch ab und zu mal putzen
würdest? Staubwischen soll zum Beispiel gegen Spinnen helfen."

Die Mutter nahm den Spinnenfaden auf und trug ihn vorsichtig samt daran
hängender Spinne, um sie vor die Tür zu setzen. Doch da klingelte ihr Handy
und sie ließ Faden und Spinne fallen, denn sie hatte schon den ganzen
Vormittag auf diesen Anruf gewartet. Das war die Rettung für die Spinne,
die nun eiligst hinter dem Schuhregal verschwand. Gut versteckt wartete
sie, bis Mutter und Tochter wieder hinter der Küchentür verschwunden
waren.

Der Lärm hatte auch Mäxchen geweckt und er hatte genau mitangehört, was der
Grund für das entsetzte Geschrei des Kindes war: "Eine Spinne, hier in
meinem Versteck?!" Die Kellerassel erschrak und zitterte. Ihr Todfeind ganz
in ihrer Nähe. Mäxchen war hellwach. "Jetzt heißt es so schnell wie möglich
fort von hier. Aber wenn ich nun über den Fußboden laufe, dann sieht sie
mich, vielleicht hat sie mich ja noch gar nicht entdeckt und es wäre
besser, wenn ich einfach hier bleibe und abwarte?", grübelte Mäxchen
aufgewühlt hin und her. "Ich klettere am besten auf das Regalbrett über
mir, von dort aus kann ich alles besser übersehen. Vielleicht kann ich
einen sicheren Ausweg entdecken."

Die Spinne beschloss, ihr Versteck zu verlassen und sich wieder zu ihrem
Spinnennetz zu begeben. "Von dort aus will ich dann nach der Kellerassel
Ausschau halten." Gesagt, getan - krabbelte sie vorsichtig in Richtung
Spinnennetz. Doch kurz bevor sie ihr Ziel erreicht hatte, blieb eines ihrer
acht Beine in einem winzigen Holzspalt hängen und knickte ab. Das tat weh.
"Au", schrie sie, "so ein Mist!" Langsam befreite sie ihr Bein aus der
Klemme, aber es schmerzte doch sehr. Mit ihren sieben restlichen Beinen
erreichte sie ihr altes Spinnennetz, das verletzte Bein zog sie nach und
bei jeder Bewegung stöhnte sie ein "Aua".

Auch Mäxchen hatte sich bereits dort oben eingefunden und blickte in die
Tiefe auf der Suche nach einem Ausweg. Das laute Stöhnen der Spinne ließ
ihn herumwirbeln und so blickte er direkt in die erstaunten Augen seines
Todfeinds. "Was nun, wohin, kein Entkommen" - Gedankenfetzen huschten ihm
durch seinen Kopf. Beim zweiten Hinsehen bemerkte er das verletzte Bein der
Spinne und ihm kam eine Idee. "Hallo", zitternd sprach er weiter und nahm
seinen ganzen Mut zusammen, "soll ich dein Bein wieder in Ordnung bringen?"

Ungläubig starrte die Spinne ihn an: "Kannst du das denn?" "Immerhin hat
sie mich angehört", dachte er sich und so wurde er etwas mutiger: "Ja, ich
werde dein Bein wieder gerade biegen. Dann musst du eine Weile still liegen
bleiben und darfst es nicht bewegen. Nach einer Weile werden die Schmerzen
aufhören und noch etwas später kannst du dein Bein wieder benutzen." "Ha",
schimpfte die Spinne, "und wenn ich still liegen bleiben muss, ergreifst du
die Flucht. Ich habe dich durchschaut."
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"Nein, ich bleibe, bis dein Bein wieder ganz heil ist! Du musst mir noch
einen kleinen Spinnenfaden geben, den wickle ich dann um die
verletzte Stelle, dann hält es besser."

"Warum tust du das?", flüsterte die Spinne ungläubig.

"Tja, so genau weiß ich das auch nicht, aber ich stelle mir vor, eines
meiner Beine wäre kaputt, dann wäre ich froh, wenn mir jemand helfen würde,
vielleicht deswegen?"

So kam es, dass Mäxchen das Bein der Spinne gerade zog und mit dem
Spinnenfaden umwickelte. Die Spinne schaute ihr verbundenes Bein an, das
nun nicht mehr wehtat. Mäxchen ließ sich in einem kleinen Abstand nieder
und sah die Spinne an. Sie bedankte sich bei ihm sehr höflich: "Vielen
Dank, das war sehr freundlich von dir. Leider habe ich immer noch sehr
großen Hunger ..."

Bevor die Spinne weiterreden konnte, machte Mäxchen einige Schritte
rückwärts. Die Spinne bemerkte es und meinte: "Keine Angst, ich werde dir
nichts tun." "Das beruhigt mich, denn ich war schon etwas in Sorge, deine
Mahlzeit zu werden. Weißt du was, ich habe eine Idee. Hier ganz in der Nähe
liegt eine Bananenschale, daran können wir uns satt essen." "Was ist denn
eine Bananenschale? Wie fängt man die und wie wird sie getötet?" Neugierig
wollte die Spinne alles ganz genau wissen.

"Eine Banane ist ein Obst. Die Schale ist sehr lecker, jedenfalls für uns
Kellerasseln, und man braucht sie nicht zu fangen, sie liegt da einfach so
herum. Du solltest unbedingt davon probieren", bemühte sich Mäxchen, sie
der Spinne schmackhaft zu machen.

"Gut, wenn ich wieder laufen kann, gehen wir dorthin und ich werde von
dieser Schale kosten, und ich hoffe, dass ich davon satt werde."

Das wünschte Mäxchen sich auch, denn schließlich wollte er noch die große
Welt erkunden. Nun wusste er aber, dass überall Gefahren lauern und dass
seine Reise ziemlich gefährlich werden kann.

Ende
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TIERE/153:Die kleinen Draculas ... (SB)



Fledermäuse haben allgemein einen schlechten Ruf. Möglicherweise liegt es
daran, dass wir nicht viel über sie wissen, eher selten mit ihnen
zusammentreffen, weil sie Nachtjäger sind und weil sie versteckt in
Höhlen, auf Dachböden, in Kirchtürmen oder alten Gemäuern leben. Die
Geschichten, die über sie verbreitet werden, lassen sie unheimlich oder
gefährlich erscheinen. Filme wie "Nosferatu" oder "Dracula" haben sicher
dazu beigetragen. Diese Vampire suchen des Nachts ihre Opfer heim, beißen
sie mit ihren beiden spitzen Zähnen und saugen ihnen das Blut aus. Jeder
weiß, dass es Vampire dieser Art nur in Büchern und Filmen gibt. Die
Gemeinsamkeit zwischen Fledermaus und Film-Vampir besteht in den beiden
spitzen Vorderzähnen und einem breiten Umhang, entsprechend der Flügelhaut
der Fledermäuse. Da hört die Ähnlichkeit auf.

Im Tierreich gibt es tatsächlich Vampirfledermäuse, sie leben in den
südlichen USA in Texas und ihr Verbreitungsgebiet erstreckt sich bis in den
Süden von Südamerika, bis Chile, Argentinien und Uruguay.
Doch von den vielen Fledermausarten, die weltweit existieren, gibt es
bekanntermaßen nur drei Arten von Vampirfledermäusen: den Gemeinen Vampir,
den Kammzahnvampir und den Weißflügelvampir. Durch einen langen
Anpassungsprozess hat sich der Stoffwechsel dieser Tiere so verändert, dass
sie sich ausschließlich vom Blut anderer Säugetiere und Vögel ernähren
können. Ein weiterer Grund für den schlechten Ruf der Fledermäuse ist die
Annahme, dass es durch sie zur Covid-19-Pandemie kommen konnte. All dessen
ungeachtet sehen wir uns zunächst einmal an, wie Fledermäuse leben.



Wie leben Fledermäuse?

Der gemeinsame Vorfahre der Fledermäuse lebte schon vor ungefähr 64
Millionen Jahren auf der Erde, zu der Zeit, in der die Dinosaurier
ausstarben. Anhand der ersten fossilen Funde von Fledermäusen (deren
Skelette) wird davon ausgegangen, dass sie vor 50 Millionen Jahren gelebt
haben. Sie zählen nicht nur zu den sehr alten Säugetieren, sondern auch zu
den einzigen, neben den Flughunden, die fliegen können. Fledermäuse zu
beobachten ist nicht ganz einfach, denn sie fliegen erst in der
Abenddämmerung zum Jagen aus. Auch des Nachts sind sie unterwegs, am Morgen
suchen sie dann ihre gut versteckten Schlafplätze auf.

Dank moderner Hightech Film- und Fotokameras konnten sie auch nachts
beobachtet und ihr Verhalten erforscht werden. Ungefähr 1400
Fledermausarten sind weltweit bekannt und ihre Lebensgewohnheiten sind im
Wesentlichen ähnlich. Wir wenden uns hier einer bei uns in Deutschland
vorkommenden Art zu, dem Großen Abendsegler. Sie ist in ganz Europa
beheimatet, außer in den nördlichen Gegenden Skandinaviens, in Irland und
Schottland.

Wälder und Waldränder sind die bevorzugten Lebensräume des Abendseglers, er
siedelt aber auch in Gebäuden, Ställen oder auf Dachböden. Eigens für ihn
gebaute Fledermaus-Nistkästen werden gegebenenfalls genutzt. Der Große
Abendsegler gehört zu den Wanderfledermäusen, die zwischen ihren Sommer-
und Winterquartieren oft weite Strecken zurücklegen. Doch nur die Weibchen
machen sich auf die lange Reise in Gebiete, in denen es reichlich Nahrung
gibt. Gut genährt und gestärkt kehren sie dann wieder zurück an den Ort, an
dem die Männchen sich aufgehalten haben. Es wurden Strecken von über
tausend Kilometern errechnet, doch durch den Klimawandel und die allgemeine
Erwärmung haben sich die Strecken, um in warme insektenreiche Regionen zu
gelangen, verkürzt. Für ihren Winterschlaf suchen sie meist Baumhöhlen und
verlassene Specht- oder Eulenbehausungen auf. Höhlen sind ebenfalls
beliebte Unterkünfte, sie sind kühl und feucht und damit ideal für den
Winterschlaf. Fledermäuse schlafen in dieser Zeit nicht durchgängig. Wenn
sie aufwachen, hängen sie sich bequemer hin, vielleicht näher an ihre
Artgenossen oder breiten mal ihre Flughäute aus. Aufwendige Bewegungen
vermeiden sie. Ihr Stoffwechsel ist während dieser Zeit stark reduziert,
das gilt für die Fledermäuse ganz allgemein. Sie schaffen es, ihre
Körpertemperatur bis auf 3° Celsius abzukühlen und ihren Herzschlag stark
zu verlangsamen. So sparen sie Energie, die sie von den im Sommer und
Herbst angefressenen Fettreserven erhalten.

Der Körper des Großen Abendseglers misst ungefähr 8 Zentimeter, seine
Flügel können eine Spannweite von 40 Zentimetern betragen. Er gehört neben
dem Mausohr zu den größten Fledermäusen Deutschlands. Im Flug sieht er
recht beeindruckend aus. Ein Blutsauger oder Vampir ist er nicht. Er jagt
nach Insekten, die er mit hohen Geschwindigkeiten (bis zu 50
Stundenkilometer) im freien Flug fängt. Gern sucht er auch Gewässer auf,
denn über der Wasseroberfläche finden sich eine Menge Insekten. Der Große
Abendsegler ist ein wahrer Flugkünstler und das beeindruckende ist, er jagt
mit Ultraschall, er kann seine Beute nicht sehen.
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Wie das mit dem Ultraschall vor sich geht, ist einfach erklärt, aber
richtig erfassen und verstehen können wir das kaum. Weder vermögen wir
derartige Töne von uns zu geben, noch zu hören. Diese Fledermaus-Technik
wird Echoortung genannt. Der Abendsegler fliegt vornehmlich hoch über den
Baumwipfeln, wo sein Flug nicht durch Hindernisse gestört wird. Dabei stößt
er fortwährend Laute im niederfrequenten Bereich (Ultraschall) aus. Man
stellt sich das wie lang gedehnte Schallwellen vor. Ihre Laute reichen sehr
weit und wenn sie auf ein Beutetier treffen, werden diese Schallwellen
zurückgeworfen zur Fledermaus, die sich unverzögert auf das Insekt stürzt
und es im Flug fängt. Bei dem Großen Abendsegler handelt sich um eine
Fledermaus, die sich, wie viele andere, von Insekten, Faltern oder Käfern
ernährt. Es gibt auch vegetarisch lebende Fledermäuse, doch sie siedeln
eher in wärmeren Gegenden. Sie trinken Nektar, ernähren sich von Früchten
oder den Pollen verschiedener Pflanzen.



Was hat zum schlechten Ruf der Fledermaus beigetragen?

Besonders zu Beginn der Corona-Pandemie war man auf der Suche nach dem
Ursprung dieser furchtbaren Krankheit. Bald gerieten die Fledermäuse in
Verdacht, da sie ein verwandtes Virus in sich tragen. Doch verwarf man die
Theorie, dass eine direkte Übertragung von Fledermaus auf Mensch
stattgefunden hatte, sondern vermutete in dem Marderhund oder dem Nerz
einen Zwischenwirt, der dann in Berührung mit Menschen gekommen sein
könnte. Die Weiterverbreitung von Mensch zu Mensch erlangte enorme
Geschwindigkeiten und führte zu einer Pandemie, das heißt, Menschen
steckten sich auf der ganzen Welt mit dem lebensbedrohlichen Virus an. Es
dauerte lange, bis die Verbreitung des Virus eingedämmt werden konnte. Ein
neuer Impfstoff sorgte dann letztlich dafür, dass eine fortdauernde
Ausbreitung von Covid-19 weitgehend verhindert werden konnte.

Was allerdings das Forscherinteresse weckte, war die Tatsache, dass
Fledermäuse ein ganzes Reservoir an sehr gefährlichen, todbringenden Viren
in sich tragen, ohne jedoch zu erkranken. Fortan steigerte sich das
Interesse an diesen fliegenden Säugetieren, denn man konnte beobachten,
dass sie kaum an Krebs erkranken und sehr alt werden können. Ihr
Lebensalter kann 20 Jahre überschreiten, manche Arten werden sogar bis zu
40 Jahre alt. Das ist für ein so kleines Säugetier sehr viel. Mäuse oder
Hamster werden nur ungefähr fünf Jahre alt. Auch wir Menschen tragen Viren
in uns. Als Virom bezeichnet man die Gesamtheit der ca. 380 Billionen Viren
in unserem Körper. Viele helfen uns, aber manchmal führen sie auch zu
Erkrankungen. Bei den Fledermäusen verhält es sich etwas anders. Von
wissenschaftlicher Seite wird vermutet, dass die Fledertiere viele
Millionen Jahre länger Zeit hatten, ein fein austariertes Immunsystem zu
entwickeln, das eine Virus-Wirt-Koevolution ermöglichte. Sie kommen
besonders gut mit "ihren" Viren klar. Das Ergebnis sind die oben genannte
Langlebigkeit und die auffallend geringe Anfälligkeit für
Krebserkrankungen.

Zum Schluss noch eines: die Klimaerwärmung bringt viele Veränderungen mit
sich, für Mensch, Tier und Pflanze wie auch für die Meere, die Luft, das
Trinkwasser. Die Menschen dringen auf der Suche nach Rohstoffen, Acker- und
Weideland weiter in die Regionen vor, die einst nur von Tieren bevölkert
waren und zerstören deren Lebensräume. Auf der Suche nach neuen
Futterquellen weichen sie in die Dörfer und Städte der Menschen aus. Es
kommt zu Kontakten zwischen Wildtieren und Menschen, die viele
Möglichkeiten der Übertragung von bislang für den Menschen unbekannten
Viren, Pilzen und Bakterien möglich machen. Dasselbe gilt auch für die
verdrängten Wildtiere, die mit Menschen in Kontakt geraten und erkranken.
So gesehen ist es von weitreichender Bedeutung, dass wir den Tieren
ausreichend Raum lassen und sie nach Möglichkeit so leben lassen, wie sie
es gewohnt sind. Das ist für uns gut, das ist für die Tiere gut.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.nationalgeographic.de/wissenschaft/2021/07/der-ursprung-des-coronavirus-vier-moegliche-szenarien

Isabella Eckerle "Von Viren, Fledermäusen und Menschen" - Eine folgenreiche
Beziehungsgeschichte, S. 96 bis 103

https://www.tagesschau.de/wissen/gesundheit/corona-ursprung-wuhan-marderhunde-101.html



28. Mai 2025

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 183 vom 5. Juli 2025






Copyright 2025 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





DROGEN/895: "Cocaine kills Brain" - Folgen des Drogenkonsums für die Hirngesundheit (idw)

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 18.06.2025

"Cocaine kills Brain": Folgen des Drogenkonsums für die Hirngesundheit



Der Kokain-Konsum ist in Deutschland deutlich angestiegen. Die
Risiken dieser Droge sind kaum bekannt, aber sie sind gerade im
Hinblick auf die Gesundheit von Gehirn und Nervensystem dramatisch:
Kokain erhöht das Schlaganfallrisiko um das Fünffache und ein
regelmäßiger Konsum lässt das Gehirn schneller altern, da er
Abbauprozesse anstößt, die sonst bei Krankheiten wie Alzheimer gesehen
werden. Die Deutsche Hirnstiftung und die Deutsche Gesellschaft für
Neurologie möchten zum Weltdrogentag am 26. Juni 2025 über diese
unterschätzten Gefahren der vermeintlichen Leistungsdroge aufklären.
Der scheinbare "Hirn-Enhancer" führt langfristig nicht selten zur
geistigen Umnachtung.


Drogen "manipulieren" das Gehirn. Sie setzen Botenstoffe frei,
die zunächst Wohlbefinden auslösen und so zur Sucht führen.
Verschiedene Mechanismen im Gehirn sorgen dafür, dass das Verlangen
immer größer wird, gleichzeitig die Bedeutung anderer Dinge wie
Partnerschaft, Freundschaften, Hobbies oder Beruf abnimmt. "Drogen
machen uns zu Zombies, wir werden fremdgesteuert und verlieren uns als
Mensch, das eigene Sein wird der Droge untergeordnet", so der
Neurologe und Psychologe Prof. Dr. Frank Erbguth, Präsident der
Deutschen Hirnstiftung. "Erklären lässt sich das durch
drogenkonsumbedingte Erhöhung von Botenstoffen im Gehirn - z. B.
Dopamin, wodurch das 'Belohnungszentrum' befeuert wird. Das gewöhnt
sich an die hohen Konzentrationen und möchte immer mehr 'Stoff' -
damit beginnt die Sucht." Drogen ebnen aber nicht nur im Gehirn den
Weg in die Abhängigkeit, sie richten dort auch viele andere Schäden an
- Halluzinationen, Agitiertheit, Psychosen und Paranoia sind bekannte
Begleit- und Folgeerscheinungen.

Weitgehend unbekannt ist jedoch, dass der Konsum von Kokain
langfristig auch schwere neurologische Krankheiten nach sich ziehen
kann, worauf die Deutsche Hirnstiftung und die Deutsche Gesellschaft
für Neurologie zum Weltdrogentag eindringlich hinweisen, zumal sich
der Kokainkonsum in Deutschland deutlich erhöht hat.

Kokain verfünffacht das Risiko für Schlaganfälle und Hirnblutungen

Vor zwei Jahren zeigte eine systematische Metaanalyse von 36 Studien,
dass der Konsum von Kokain das Risiko für Hirnblutungen und
ischämischen Schlaganfällen verfünffacht [1]. "Ein Schlaganfall tritt
meistens erst in der zweiten Lebenshälfte auf. In aktuellen
epidemiologischen Studien [2] sehen wir aber, dass gerade die
Schlaganfallrate von jüngeren Menschen unter 50 Jahren angestiegen
ist, möglicherweise hängt das auch damit zusammen, dass deutlich mehr
Kokain in Deutschland konsumiert wird", erklärt Prof. Dr. Peter
Berlit, DGN-Generalsekretär. Eine weitere Erkenntnis der Metaanalyse:
Die Kokainkonsum-bedingen Schlaganfälle enden öfter tödlich (OR: 1,77)
und gehen häufiger mit Komplikationen wie Gefäßspasmen (OR: 2,25) und
epileptischen Anfällen (OR: 1,61) einher.

Von Bedeutung sind dabei Kokain-induzierte Gefäßveränderungen, denn
die Droge beeinträchtigt die vaskuläre Funktion, führt zur Verengung
und Entzündung der Blutgefäße (Vasokonstriktion und Vaskulitis). Das
verursacht nicht nur die suchttypischen Kopfschmerzen, sondern scheint
auch ein Grund für die erhöhte Schlaganfallrate von Kokain-Abhängigen
zu sein [3].

Das weiße Pulver führt zum Abbau der grauen Substanz: So katalysiert Kokain die Hirnalterung

Eine weitere Folge des regelmäßigen Kokainkonsums ist besonders
weitreichend: Kokain beschleunigt den Alterungsprozess des Gehirns,
indem es die Hirnstruktur verändert. Eine 2023 publizierte Studie [4]
verglich das Hirngewebe von Kokain-Abhängigen und Nicht-Konsumenten.
Festgestellt wurde bei den Suchtkranken eine ausgedehnte Atrophie der
grauen Substanz in den Bereichen Temporallappen, Frontallappen, Insula
und limbischer Lappen. Dieser Schwund an Nervenzellen ist ein
typisches Zeichen für sogenannte neurodegenerative Erkrankungen wie
Alzheimer oder Parkinson - und führte auch bei Kokain-Abhängigen zu
einem höheren "Gehirnalter".

Schon 2012 war eine Arbeitsgruppe der Frage nachgegangen, warum
Langzeit-Kokain-Abhängige Einschränkungen in Bezug auf
Gedächtnisleistung, Aufmerksamkeit und Reaktionszeit aufweisen und
führte eine Bildgebungsstudie [6] durch. Auch hier zeigte sich eine
schnellere Abnahme der grauen Substanz, der Schwund ging doppelt so
schnell vonstatten wie bei gesunden Menschen. Die Hirnscans von
30- und 40-jährigen Kokain-Konsumenten zeigen die gleichen
pathologischen Veränderungen wie die von über 60-Jährigen ohne
Drogenproblem.

"Das Perfide ist, dass Kokain oft von Menschen geschnupft wird, die
ihre kognitive Leistungsfähigkeit steigern wollen. Die Droge hat hier
zwar tatsächlich einen kurzfristigen Effekt, doch den zahlt man
langfristig doppelt und dreifach in der gleichen Währung zurück. Sogar
gelegentlicher Kokain-Konsum könnte einer Erhebung [5] zufolge bereits
mit kognitiven Defiziten verbunden sein. Dieses Risiko kennen jedoch
die wenigsten Konsumenten, hier gilt es aufzuklären", betont Erbguth
anlässlich des anstehenden Weltdrogentags am 26. Juni.


Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V.
(DGN)

sieht sich als medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft in der
gesellschaftlichen Verantwortung, mit ihren 13.000 Mitgliedern die
neurologische Krankenversorgung in Deutschland zu sichern und zu
verbessern. Dafür fördert die DGN Wissenschaft und Forschung sowie
Lehre, Fort- und Weiterbildung in der Neurologie. Sie beteiligt sich
an der gesundheitspolitischen Diskussion. Die DGN wurde im Jahr 1907
in Dresden gegründet. Sitz der Geschäftsstelle ist Berlin. 

www.dgn.org
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GESUNDHEIT/1419: Deutschland drastisch unvorbereitet auf extreme Hitzeereignisse (idw)

Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) - 01.07.2025

Deutschland drastisch unvorbereitet auf extreme Hitzeereignisse:
 
"Zehntausende Todesfälle binnen Tagen zu vermeiden!"



Deutschland ist auf extreme Hitzeereignisse wie einen Hitzedom und
anhaltende Temperaturen von mehr als 40 Grad bislang unzureichend
vorbereitet. Zu diesem Schluss kommen Experten der Deutschen
Gesellschaft für Geriatrie (DGG) in einer neuen Analyse. "Wenn keine
ausreichenden Vorbereitungen getroffen werden, können in extremen
Hitzefällen Zehntausende Todesfälle binnen weniger Tage die Folge sein
- und die wären zu vermeiden", sagt DGG-Präsident Professor Markus
Gosch. Eine heute veröffentlichte Arbeit dokumentiert erschreckende
Versäumnisse in der deutschen Hitzevorsorge.


"Während andere Länder bereits katastrophale Hitzewellen erlebt haben -
 und das sind längst nicht mehr nur die Länder im Süden Europas -,
fehlen in Deutschland grundlegende Vorbereitungen für solche
Extremereignisse", sagt der federführende Autor Professor Clemens
Becker, Leiter der "Unit Digitale Geriatrie" am Geriatrischen Zentrum
des Universitätsklinikums Heidelberg.

Die Datenanalyse zeigt deutlich, dass ältere Menschen überproportional
von hitzebedingten Todesfällen betroffen sind. Die dramatische Zunahme
der Sterblichkeit mit dem Alter verdeutlicht die besondere
Verantwortung der Geriatrie in dieser Krise. Bei älteren und
hochaltrigen Personen sind vor allem physiologische Risikofaktoren zu
beachten:


	Verminderte Temperaturregulation

	reduziertes Durstempfinden,

	Medikamenteninteraktionen bei Hitze,

	häufige Vorerkrankungen (Herz-Kreislauf, Niere) und

	eingeschränkte Mobilität sowie kognitive Beeinträchtigungen.



Besonders betroffen sind zudem Menschen mit chronischen Krankheiten -
körperlich und psychisch - sowie Säuglinge, Kleinkinder und
Schwangere. Auch Menschen, die im Freien arbeiten - wie beim Bau oder
in der Landwirtschaft - oder Obdachlose können besonders betroffen
sein. Das Problem ist: Extreme Hitzeereignisse werden in Deutschland
rechtlich nicht als Katastrophen eingestuft - das erschwert
verbindliche Maßnahmen. Viele Vorkehrungen sind nur freiwillig und
nicht verpflichtend. Es fehlen klare Zuständigkeiten und konkrete
Pläne, zum Beispiel für Evakuierungen, Beschäftigungsverbote im Freien
oder Urlaubssperren im Gesundheitswesen. Zudem sei die Kommunikation
mit der Bevölkerung oft nicht ausreichend geplant oder koordiniert,
wie aus dem Papier hervorgeht.

Forderungen der DGG: Aktionspläne überarbeiten, Krisenstäbe bilden

Für die Praxis raten die Experten: Vorbereitungen auf einen Hitzedom
müssen mit einem Vorlauf von mehreren Monaten erfolgen,
Hitzeaktionspläne müssen weiterentwickelt werden, extreme
Krisenszenarien müssen explizit aufgeführt werden und in
Ballungszentren wie Rhein-Main, dem Ruhrgebiet oder Berlin müssen
zentrale Notaufnahmen auf die Versorgung von vielen Patientinnen und
Patienten mit Hitzeschlag vorbereitet sein. "In alle Schritte für die
medizinische Versorgung müssen Altersmedizinerinnen und -mediziner
eingebunden sein", so DGG-Präsident Gosch. Zusammen mit den Autoren
der heute veröffentlichten Analyse "Hitzedom in Deutschland und wie
gut wir darauf vorbereitet sind" fordert die DGG eine präventive
Hitzevorbereitung statt reaktive Krisenreaktion:


	Extreme Hitzeereignisse sind als Naturkatastrophen zu definieren.

	Alle Hitzeaktionspläne mit Einbeziehung extremer Szenarien sind sofort zu überarbeiten.

	Krisenstäbe müssen eingerichtet werden, um im Ernstfall schnell reagieren zu können.

	Notaufnahmen in Krankenhäusern müssen auf viele Hitzschlag-Patientinnen und -Patienten vorbereitet werden.

	Gezielter Datenabgleich zwischen Kranken- und Pflegekassen, um Risikopersonen gezielt zu schützen.

	Mobile Einsatzteams für besonders gefährdete Personen etablieren.

	Mögliche Urlaubssperren oder Urlaubsabbruch für Beschäftigte im Gesundheitswesen einplanen.

	Geschulte Laieneinsatzhelfer der Hilfsorganisationen aktivieren.

	Gekühlte Räume in Stadtteilen sollten gekennzeichnet und zugänglich gemacht werden.

	Evakuierungen in besonders gefährdeten Stadtteilen müssen vorbereitet werden.

	Zeitlich befristete Beschäftigungsverbote für planbare Außentätigkeiten ermöglichen.



Hitzedom: Aktuelle Daten aus Deutschland im weltweiten Vergleich

Vom Wetterphänomen eines Hitzedoms sprechen die Expertinnen und
Experten, wenn eine starke Hochdruckzone wie eine Kuppel wirkt und
dadurch die Hitze über einem Gebiet quasi einschließt. Dies führt zu
lang anhaltenden, extrem hohen Temperaturen - oft über 40 Grad Celsius
-, Trockenheit und einer erhöhten Gefahr für Mensch, Natur und
Infrastruktur. In den vergangenen vier Jahren gab es in Regionen wie
Arizona (USA), Indien, Saudi-Arabien, Australien und Kanada
Hitzewellen mit Temperaturen von über 40 Grad Celsius. Die Dauer
dieser Hitzewellen reichte von 14 Tagen bis zu mehr als drei Monaten
(Arizona). Besonders der Hitzedom in Vancouver (Kanada) 2021 war ein
Weckruf: Dort wurden fast zwei Wochen Temperaturen von bis zu 49 Grad
Celsius gemessen, was zu zahlreichen Todesfällen führte.

In Deutschland gab es im Sommer 2003 eine Hitzewelle mit geschätzt
7.600 hitzebedingten Todesfällen. Weniger als 20 Prozent der deutschen
Bevölkerung sehen den Klimawandel aktuell als vorrangiges Problem an.
Das spiegele sich auch in den politischen Maßnahmen wider: "In zuletzt
nur 25 von mehreren Tausend Kommunen gibt es derzeit
Hitzeaktionspläne, die zudem kaum oder keine Maßnahmen für extreme
Hitzeereignisse wie einen Hitzedom enthalten", erklärt Becker. "Die
meisten Regionen in Deutschland sind auf Extremhitze nicht
vorbereitet. Wären sie es, könnten sie in Zukunft Zehntausende
Todesfälle verhindern."


Hier lesen Sie den gesamten Beitrag "Hitzedom in Deutschland und wie
gut wir darauf vorbereitet sind" von Professor Clemens Becker (Leiter
Unit Digitale Geriatrie, Universitätsklinikum Heidelberg), Dr. Thomas
Griebe (Leiter Abteilung Umweltschutz, Umweltamt Stadt Duisburg) und
Dr. Christian Weingart (leitender Oberarzt Nephrologie, Krankenhaus
Barmherzige Brüder): 

https://www.springermedizin.de/hitzewellen/geriatrie-und-gerontologie/hitzedom-in-deutschland-und-wie-gut-wir-darauf-vorbereitet-sind/51152742

Originalpublikation:

https://www.springermedizin.de/hitzewellen/geriatrie-und-gerontologie/hitzedom-in-deutschland-und-wie-gut-wir-darauf-vorbereitet-sind/51152742

Weitere Informationen:

https://www.dggeriatrie.de/presse/pressemeldungen/2450-pm-deutschland-drastisch-unvorbereitet-auf-extreme-hitzeereignisse-zehntausende-todesfaelle-binnen-tagen-sind-zu-vermeiden
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AUSLAND/2732: International - Impfallianz Gavi ... Impfungen für Kinder in Krisensituationen müssen gewährleistet werden (Ärzte ohne Grenzen)

Ärzte ohne Grenzen - Pressemitteilung vom 27. Juni 2025

Impfallianz Gavi: Impfungen für Kinder in Krisensituationen müssen gewährleistet werden



Brüssel/Berlin, 27. Juni 2025: Ärzte ohne Grenzen fordert die
Impfallianz Gavi und ihre Geber auf, die Versorgung von Kindern in
Krisengebieten mit lebensrettenden Impfungen sicherzustellen. Am
vergangenen Mittwoch war die Neufinanzierung der Allianz in Brüssel
beschlossen worden, das Finanzierungsziel wurde aber verfehlt. Die
finanzielle Zusage der Bundesregierung wird von Ärzte ohne Grenzen
grundsätzlich begrüßt.

Gavi wurde vor 25 Jahren gegründet, um Kindern in den ärmsten Ländern
der Welt einen besseren Zugang zu Impfstoffen zu ermöglichen. In der
aktuellen Finanzierungsrunde wurde das Ziel von 11,9 Milliarden
US-Dollar für den Zeitraum von 2026 bis 2030 nicht erreicht. Da einige
Geberländer ihren Beitrag allerdings noch nicht bekannt gemacht haben,
besteht Hoffnung, dass die Finanzierungslücke geschlossen werden kann.

Die Bundesregierung hat zugesagt, Gavi mit 600 Millionen Euro für den
Zeitraum von 2026 bis 2030 zu unterstützen. Diese Zusage ist ein
wichtiges Signal, jedoch braucht es mehr Mittel, um die Bedarfe zu
decken, die insbesondere durch den Wegfall der US-Finanzierung
brachliegen. Deutschland sollte sich weiterhin als verlässlicher
Partner für globale Gesundheit einsetzen und zu einer ausreichenden
Finanzierung beitragen.

"Wir sehen in unseren Projekten, welche verheerenden Folgen eine
 geringe Impfquote für Gemeinden und Gesundheitssysteme hat: An
 vielen Orten, an denen wir arbeiten, brechen Krankheiten aus, die
 durch Impfungen vermeidbar wären - wie etwa Masern im sudanesischen
 Darfur oder Diphtherie im nigerianischen Kano. Dies ist zum Teil
 auf den begrenzten Zugang zu Impfstoffen zurückzuführen.


Mehr als die Hälfte der nicht geimpften Kinder weltweit lebt in
 humanitären Krisengebieten, darunter Kriegsgebiete,
 Geflüchtetencamps und abgelegene Regionen ohne Zugang zu
 medizinischer Versorgung. Als medizinische Nothilfeorganisation
 weiß Ärzte ohne Grenzen um die Hindernisse und hohen Kosten, wenn
 es darum geht, diese Kinder zu erreichen. Daher ist es essenziell,
 dass diese besonders vulnerable Gruppe priorisiert wird.


Es ist ermutigend zu sehen, dass die Arbeit von Gavi weltweit
 Solidarität und Unterstützung erfährt. Die Finanzierungslücke
 sollte Gavi und ihre Geber nicht davon abhalten, sich stärker zu
 engagieren und sicherzustellen, dass Kinder in Krisengebieten
 erreicht und alle Kinder bis zum Alter von mindestens fünf Jahren
 geimpft werden."

 (Daniela Garone, internationale medizinische Koordinatorin von
 Ärzte ohne Grenzen)  


Ärzte ohne Grenzen impft seit mehr als 50 Jahren Kinder in einigen der
am schwersten erreichbaren und am stärksten vernachlässigten Gebieten
der Welt. Die Organisation nimmt keine Mittel von Gavi an. Sie
arbeitet jedoch häufig eng mit den Gesundheitsministerien der Länder
zusammen, welche die in den gemeinsamen Impfkampagnen verwendeten
Impfstoffe zu bezahlbaren Preisen von der Impfallianz Gavi beziehen.
Dies ist in mehr als der Hälfte der Länder der Fall, in denen Ärzte
ohne Grenzen arbeitet.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 27. Juni 2025

Schwedenstraße 9, 13359 Berlin

Telefon: 030/700 130 - 0, Fax: 030/700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Juli 2025 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





AUSLAND/2731: Gaza - Tödlichen Verteilmechanismus zur Lebensmittelvergabe sofort beenden (Ärzte ohne Grenzen)

Ärzte ohne Grenzen - Pressemitteilung vom 27. Juni 2025

Palästinensische Gebiete

Gaza: Ärzte ohne Grenzen fordert Ende des tödlichen Verteilmechanismus zur Lebensmittelvergabe



Gaza/Berlin, 27. Juni 2025. Der vor einem Monat gestartete
Verteilmechanismus der Gaza Humanitarian Foundation (GHF) zwingt die
palästinensische Bevölkerung im Gazastreifen sich zu entscheiden:
zwischen Hunger und dem Risiko, bei der Lebensmittelvergabe verletzt
oder getötet zu werden. Nach Angaben des Gesundheitsministeriums im
Gazastreifen haben bereits mehr als 500 Menschen ihr Leben bei dem
Versuch verloren, Lebensmittel zu bekommen. Mehr als 4.000 sind
verletzt worden. Ärzte ohne Grenzen fordert, den Mechanismus der
israelisch-amerikanischen GHF sofort einzustellen und zu dem zuvor
durch die Vereinten Nationen koordinierten System zurückzukehren.

Das Verteilungssystem der GHF verlangt von Tausenden
Palästinenser*innen lange Wege zurückzulegen, um die vier
Verteilungsstellen im Gazastreifen zu erreichen. Dabei sind die
Menschen durch die von den israelischen Behörden verhängte Blockade,
die seit über 100 Tagen anhält, geschwächt. Frauen, Kinder, ältere
Menschen und Menschen mit Behinderungen haben kaum Zugang zu
Hilfsgütern. Und diejenigen, die es zu den Verteilzentren schaffen,
laufen Gefahr in einem chaotischen Durcheinander verletzt oder getötet
zu werden.

"Die vier Verteilungsstellen befinden sich alle in Gebieten, die
 von israelischen Streitkräften kontrolliert werden, nachdem
 Menschen dort gewaltsam vertrieben wurden. Sie sind so groß wie
 Fußballfelder und von Wachposten und Stacheldraht umgeben. Es gibt
 nur einen Ein- und Ausgang. Die Mitarbeitenden der GHF stellen
 Paletten und Kisten mit Lebensmitteln ab und öffnen die Zäune.
 Tausende stürmen dann auf einmal herein und kämpfen um jedes
 Reiskorn."

 (Aitor Zabalgogeazkoa, Notfallkoordinator von Ärzte ohne Grenzen in
 Gaza)  


Jeden Tag behandeln die Teams von Ärzte ohne Grenzen Menschen, die bei
dem Versuch, an einem dieser Orte Lebensmittel zu bekommen, verletzt
oder getötet werden. Im provisorischen Krankenhaus von Ärzte ohne
Grenzen in Deir al-Balah stieg die Zahl von Patient*innen mit
Schussverletzungen in der Woche vom 8. Juni um 190 Prozent gegenüber
der Vorwoche.

"Kommen die Menschen früh zu den Verteilzentren und nähern sie sich
ihnen, wird auf sie geschossen. Kommen sie pünktlich an, sind es aber
zu viele und springen sie über die Absperrungen, wird auf sie
geschossen. Kommen sie zu spät, dann dürfen sie nicht mehr dort sein
und es wird auf sie geschossen", so Zabalgogeazkoa.

Verletzte Patient*innen suchen oft Hilfe in einfachen oder
provisorischen Gesundheitseinrichtungen, da größere Krankenhäuser, die
besser für die Behandlung schwerer Verletzungen ausgerüstet sind,
durch israelische Angriffe vielfach beschädigt sind. Viele
funktionieren nur noch teilweise. Es mangelt an Schmerzmitteln,
Anästhetika und Bluttransfusionen.

Die medizinische Einrichtung von Ärzte ohne Grenzen in Al-Mawasi, die
normalerweise nicht für die Behandlung von Patient*innen mit schweren
Verletzungen ausgerüstet ist, hat seit dem 7. Juni 423 Verwundete
aufgenommen, die bei den Verteilstellen verletzt wurden. Jeden Tag
kommen zehn oder mehr Patient*innen mit schweren Verletzungen dazu.
Diese Verletzungen erfordern sofortige lebensrettende Maßnahmen wie
Bluttransfusionen oder Operationen, die die medizinischen Teams in
einer einfachen Gesundheitsklinik jedoch nicht leisten können.

Die Patient*innen werden nach Möglichkeit an die wenigen noch
funktionierenden Krankenhäuser wie das Nasser-Krankenhaus überwiesen.
Doch selbst funktionsfähige Krankenhäuser haben Schwierigkeiten, die
zahlreichen Menschen, die jeden Tag in die Notaufnahmen kommen, zu
versorgen.

Die internationale Gemeinschaft nimmt die Vorfälle im Gazastreifen
lediglich zur Kenntnis, obwohl sie den Mustern eines Völkermordes
entsprechen. Ärzte ohne Grenzen fordert die Wiederherstellung eines
echten Hilfssystems, ein Ende der Blockade von Lebensmitteln,
Treibstoff und humanitären Gütern sowie einen dauerhaften
Waffenstillstand. Humanitäre Hilfe muss den humanitären Prinzipien
folgen: Sie muss diejenigen erreichen, die sie am dringendsten
benötigen, unter Wahrung ihrer Würde. Humanitäre Hilfe darf nicht von
einer Kriegspartei kontrolliert werden, um militärische Ziele zu
erreichen.

 * 
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STATISTIK/318: Personal in Gesundheitsämtern wächst im Jahr 2024 um 1,3 Prozent (Statistisches Bundesamt)

Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung Nr. 226 vom 25. Juni 2025

Personal in Gesundheitsämtern wächst im Jahr 2024 um 1,3 Prozent

- Deutlicher Zuwachs bei unbefristetem Personal

- Starke regionale Unterschiede in der Altersverteilung

- Deutliche Unterschiede zwischen den Geschlechtern beim Beschäftigungsumfang



WIESBADEN - Zum Jahresende 2024 arbeiteten in Deutschland 26.655
Personen in Gesundheitsämtern (einschließlich externe Mitarbeitende).
Das waren 335 Personen oder 1,3 Prozent mehr als im Vorjahr. Die Zahl
der auf die volle Arbeitszeit umgerechneten Beschäftigten
(Vollzeitäquivalente) lag Ende 2024 bei 21.745 und stieg gegenüber dem
Vorjahr um 275 beziehungsweise ebenfalls 1,3 Prozent. Dies sind
Ergebnisse des regionalen Gesundheitspersonalmonitorings des
Statistischen Bundesamtes (Destatis).

3,3 Prozent mehr unbefristetes Personal und 21,1 Prozent weniger Zeitverträge

Ende 2024 hatten 24.920 in Gesundheitsämtern beschäftigte Personen
einen unbefristeten und 1.735 Personen einen zeitlich befristeten
Arbeitsvertrag. Während das unbefristete Personal im Jahr 2024 um 800
Personen oder 3,3 Prozent wuchs, ging die Zahl der Personen mit
zeitlich befristeten Arbeitsverträgen um 465 oder 21,1 Prozent zurück.
Ziel des deutlichen Zuwachses an unbefristetem Personal ist die
nachhaltige Stärkung der Gesundheitsämter. Zum Stichtag 31. Dezember
2024 bildeten unbefristete Tarifbeschäftigte mit 83 Prozent die größte
Personengruppe in Gesundheitsämtern, gefolgt von 10 Prozent
verbeamtetem und 7 Prozent befristetem Personal.

2,5 Prozent mehr hochqualifiziertes Personal

Gut die Hälfte des Personals in Gesundheitsämtern (51 Prozent) waren
zum Jahresende 2024 Hochqualifizierte. Hierbei handelt es sich um
Personen mit Hochschul-, Meister-, Techniker- oder Fachschulabschluss.
Zwischen den Regionen variierte dieser Anteil von 26 Prozent bis 88
Prozent. Im Laufe des Jahres 2024 stieg das Personal in
Gesundheitsämtern mit einem hohen Bildungsabschluss um 335 Personen
(+2,5 Prozent).

2,2 Prozent weniger Verwaltungspersonal

Insgesamt setzte sich das Personal der Gesundheitsämter Ende 2024 zu
20 Prozent aus Ärztinnen und Ärzten einschließlich Zahnärztinnen und
Zahnärzten, zu 54 Prozent aus Fachpersonal und zu 26 Prozent aus
Verwaltungspersonal zusammen. Während das ärztliche und zahnärztliche
Personal im Vorjahresvergleich insgesamt um 130 Personen oder 2,5
Prozent und das Fachpersonal um 415 Personen oder 2,9 Prozent zunahm,
ging das Verwaltungspersonal im gleichen Zeitraum um 205 Personen oder
2,9 Prozent zurück.

Altersverteilung variiert stark zwischen den Regionen

Zum Jahresende 2024 war das Personal in Gesundheitsämtern im
Bundesdurchschnitt 47,6 Jahre alt, wobei sich die Altersverteilung
stark zwischen den Regionen unterschied: Der Anteil der unter
35-Jährigen variierte regional zwischen 6 Prozent und 28 Prozent und
lag im Bundesdurchschnitt bei 15 Prozent. Der Anteil der ab
55-jährigen Beschäftigten lag Ende 2024 im Bundesdurchschnitt bei 34
Prozent. Zwischen den Regionen variierte dieser Anteil zwischen 18
Prozent und 47 Prozent. Dabei wird die Altersverteilung in
Gesundheitsämtern wenig vom Regionstyp (städtische Region, Region mit
Verstädterungsansatz, ländliche Region) beeinflusst.

Deutliche Unterschiede zwischen den Geschlechtern beim Beschäftigungsumfang

Zum Stichtag 31. Dezember 2024 arbeiteten mit einem Anteil von 82
Prozent besonders viele Frauen in Gesundheitsämtern. Sie waren mit
anteilig 60 Prozent auch deutlich häufiger teilzeitbeschäftigt als
Männer (22 Prozent). Insgesamt arbeiteten 47 Prozent des Personals in
Gesundheitsämtern in Vollzeit, 53 Prozent in Teilzeit und 0,4 Prozent
als geringfügig Beschäftigte. Beim Beschäftigungsumfang kamen im
Bundesdurchschnitt 1,2 Personen auf eine Vollzeitstelle. Zwischen den
Regionen variierte dieser Wert von 1,1 bis 1,4.

Schwerpunkt der Tätigkeitsbereiche bei Kinder- und Jugendgesundheit 

Die Einsatzbereiche des Personals in Gesundheitsämtern sind breit
gefächert. Tätigkeitsbereiche mit dem größten Arbeitsanteil waren Ende
2024 Kinder- und Jugendgesundheit mit 18 Prozent, Verwaltung mit 14
Prozent sowie Sozialpsychiatrie und psychische Gesundheit mit 12
Prozent. Bei Ärztinnen und Ärzten einschließlich Zahnärztinnen und
Zahnärzten lag der größte Arbeitsanteil im Tätigkeitsbereich Kinder-
und Jugendgesundheit (30 Prozent), gefolgt vom Bereich Begutachtung
von Erwachsenen (17 Prozent).


Methodische Hinweise:

Bei den Angaben handelt es sich um tief regionalisierte Ergebnisse zum
Personal in Gesundheitsämtern im Rahmen des regionalen
Gesundheitspersonalmonitorings. Die jährliche Erhebung wurde erstmalig
zum Stichtag 31. Dezember 2023 vom Statistischen Bundesamt
durchgeführt und stellt Strukturinformationen auf Ebene von 96
Raumordnungsregionen zur Verfügung. Raumordnungsregionen stellen das
Beobachtungs- und Analyseraster der Bundesraumordnung dar. Räumliche
Basiseinheiten dieser Regionen sind kreisfreie Städte und Landkreise,
um den Bezug auf die Regionalstatistik zu sichern.

Die Daten zum Personal in Gesundheitsämtern zum Stichtag 31. Dezember
2024 basieren auf einer auskunftspflichtigen Vollerhebung bei den 377
örtlichen Gesundheitsämtern. Im Rahmen des regionalen
Gesundheitspersonalmonitorings wurden neben den Gesundheitsämtern auch
53 Landesbehörden mit Aufgaben im Öffentlichen Gesundheitsdienst
befragt. Die Ergebnisse werden auf der Ebene der Länder und der
Raumordnungsregionen veröffentlicht.

Weitere Informationen:

Detaillierte Daten und Indikatoren mit Regionalkarten zum Personal im
Öffentlichen Gesundheitsdienst im Rahmen des regionalen
Gesundheitspersonalmonitorings sind ab Berichtsjahr 2023 im
Informationssystem der Gesundheitsberichterstattung des Bundes
(www.gbe-bund.de) abrufbar.

https://www.gbe-bund.de/gbe/isgbe.news?p_sprache=D&p_news_id=186&p_typ=N

 * 

Quelle:

Statistisches Bundesamt
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STELLUNGNAHME/338: Primärarztsystem - Ausnahmen untergraben das Konzept (DG für Allgemeinmedizin und Familienmedizin)

Deutsche Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Familienmedizin e. V. - 27.06.2025

Primärarztsystem: Ausnahmen untergraben das Konzept



Endlich plant die Gesundheitspolitik, ein verbindliches
Primärarztsystem einzuführen. Die Deutsche Gesellschaft für
Allgemeinmedizin und Familienmedizin (DEGAM) begrüßt diese Entwicklung
ausdrücklich - und warnt gleichzeitig davor, das Konzept noch vor der
Einführung durch zahlreiche Ausnahmen wieder aufzuweichen.


Erst in die Hausarztpraxis - und nur wenn nötig zum Spezialisten.
Diese Regel, die in vielen Ländern längst üblich ist, soll auch
in Deutschland verbindlich eingeführt werden. Die DEGAM setzt sich
seit Jahren für ein solches Primärarztsystem ein, da es die Qualität
der medizinischen Versorgung verbessert und dazu beiträgt, personelle
und finanzielle Ressourcen zu sparen.

"Eine konsequente hausärztliche Steuerung durch ein Primärarztsystem
ist längst überfällig. Es ist höchste Zeit, die medizinische
Versorgung wieder an den tatsächlichen Bedarfen der Patientinnen und
Patienten auszurichten. Nationale und internationale Studien zeigen,
dass eine hausärztliche Primärversorgung die Versorgung vulnerabler
Gruppen verbessern, Hospitalisationen und Notfallbehandlungen
verringern und die Behandlungskontinuität steigern kann. Weitere
Vorteile haben wir erst im Januar dieses Jahres in unserem
Positionspapier 'Mehr Qualität durch hausärztliche Steuerung'
zusammengefasst", kommentiert Prof. Martin Scherer, Präsident der
DEGAM. Sein Fazit: "Es gibt weder Evidenz noch rationale Argumente
dafür, warum sich Deutschland ein unkoordiniertes System leistet, in
dem die eine Hand oft nicht weiß, was die andere tut".

Während die Pläne, ein solches System auch in Deutschland einzuführen,
von vielen begrüßt werden, gibt es aus verschiedenen
Interessensrichtungen auch kritische Stimmen und Vorschläge für
zahlreiche Ausnahmen. So hat auch die Kassenärztliche
Bundesvereinigung (KBV) ein Konzept vorgelegt, in dem bezweifelt wird,
dass der Weg zum Hausarzt für alle Altersgruppen sinnvoll sei. Konkret
listet die KBV diverse Ausnahmen auf, die an der hausärztlichen Praxis
vorbeiführen.

"Wenn wir jetzt schon anfangen, Ausnahmen und Gegenargumente zu
sammeln, wird von dem Modell nicht mehr viel übrigbleiben", kritisiert
Martin Scherer. Ein Beispiel für eine solche Ausnahme ist der
Vorschlag, dass Patienten einen direkten Zugang zur Psychotherapie
haben sollen. Die DEGAM spricht sich dafür aus, dass sowohl der Zugang
zur Psychotherapie als auch zur Psychiatrie über die hausärztliche
Praxis koordiniert werden soll. Zum einen ist es wichtig, dass die
Hausärztin / der Hausarzt über die Behandlung von psychischen
Erkrankungen informiert ist - zumal diese Patienten in der Regel auch
somatisch mit behandelt werden müssen. Zum anderen sind Termine in der
Psychotherapie und der Psychiatrie rar. Das notwendige hartnäckige
Herumtelefonieren schaffen gerade oft die Patienten nicht, die am
dringendsten eine Therapie bräuchten. Deshalb ist davon auszugehen,
dass - sollte die KBV-Regelung umgesetzt werden - gerade schwer
psychisch kranke Patientinnen und Patienten weiter durchs Raster
fallen.

Anstatt mögliche Ausnahmen ins Spiel zu bringen, wäre es sinnvoller,
darüber nachzudenken, wie die Rahmenbedingungen für ein
funktionierendes Primärarztsystem gestaltet werden müssen: "Wir müssen
den Besuch beim Hausarzt und bei der Hausärztin auf verschiedenen
Ebenen neu denken", fordert Prof. Eva Hummers, Vizepräsidentin der
DEGAM. "Wir brauchen Team-Praxen, in denen gut ausgebildete
Gesundheitsberufe wie VERAH (Versorgungsassistenz) oder PCM (Primary
Care Management) bestimmte Tätigkeiten übernehmen können, um die
Hausärztinnen und Hausärzte zu entlasten. Außerdem müssen wir
Leistungen, die medizinisch wenig sinnvoll sind, abbauen, auch wenn
manche davon finanziell attraktiv sind. Auch diese Art der
Überversorgung verstopft unsere Praxen und belastet das System
finanziell. Allgemein bekannt ist außerdem, dass wir kluge digitale
Lösungen brauchen - und endlich weniger Bürokratie."

Im Übrigen weist die DEGAM darauf hin, dass es mit der
Hausarztzentrierten Versorgung (HZV) in Deutschland längst ein System
gibt, durch das die hausärztliche Praxis ihre koordinierende Funktion
ausübt und dabei weiterhin mit den fachspezialistischen Disziplinen
eng zusammenarbeitet. Inzwischen sind zehn Millionen Patientinnen und
Patienten in die Verträge zur HZV eingeschrieben - mit steigender
Tendenz. Das Konzept wird fortlaufend evaluiert, mit sehr guten
Ergebnissen: In der HZV steigt die Behandlungsqualität bei
gleichzeitig geringeren Kosten.
Über die DEGAM

Die Deutsche Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Familienmedizin
(DEGAM) ist eine wissenschaftliche Fachgesellschaft. Ihre zentrale
Aufgabe ist es, die Allgemeinmedizin als anerkannte wissenschaftliche
Disziplin zu fördern und sie als Rückgrat der Patientenversorgung
weiterzuentwickeln. Die DEGAM ist Ansprechpartnerin bei allen Fragen
zur wissenschaftlichen Entwicklung der Allgemeinmedizin an den
Hochschulen, zur Fort- und Weiterbildung sowie zum
Qualitätsmanagement. Sie erarbeitet eigene wissenschaftlich fundierte
Leitlinien für die hausärztliche Praxis und beteiligt sich auch an
interdisziplinären Leitlinien anderer Fachgesellschaften. Die
Aktivitäten der Nachwuchsförderung werden überwiegend von der
Deutschen Stiftung für Allgemeinmedizin und Familienmedizin (DESAM)
realisiert.


Hier finden Sie das Positionspapier

Mehr Qualität durch hausärztliche Steuerung:

https://tinyurl.com/yckt9dcb

Weitere Informationen:

https://www.degam.de/files/inhalt/pdf/positionspapiere_stellungnahmen/positionspapier_neues_verzeichnis/2025_positionspapier_hae_steuerung.pdf

(Positionspapier der DEGAM zum Primärarztsystem (Januar 2025))


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution1230

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Familienmedizin e. V. - 27.06.2025

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1286: Hitzewelle - Vorsichtsmaßnahmen für Herzkranke (idw)

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 30.06.2025

Hitzewelle: Vorsichtsmaßnahmen für Herzkranke

Hitzetipps der Herzstiftung für ältere Menschen und Patienten mit
Herz-Kreislauf-Erkrankungen wie Bluthochdruck, Herzschwäche oder Koronare Herzkrankheit (KHK)



Deutschland steht vor einer Hitzewelle mit Temperaturen bis zu 40 Grad
Celsius. Aus diesem Anlass weist die Deutsche Herzstiftung auf
wichtige Vorkehrungen für Menschen mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen
hin. Denn sehr hohe Temperaturen von 30 Grad Celsius und mehr können
zur Herausforderung besonders für ältere Menschen und diejenigen
werden, die bereits wegen Herz-Kreislauf-Erkrankungen wie einer
Herzschwäche, einer koronaren Herzkrankheit (KHK), Niereninsuffizienz
oder wegen Blutdruckproblemen in Behandlung sind.


"Wenn das Herz erkrankt ist, dann schränkt das auch die Leistung des
körpereigenen Kühlsystems, das übermäßige Wärme aus dem Blut über die
kleinen Hautgefäße abgibt, meist deutlich ein. Die Wärme kann vom
Kreislauf nur unter erheblicher Anstrengung aus dem Körper
transportiert werden", erklärt der Kardiologe und Intensivmediziner
Prof. Dr. Thomas Voigtländer, Vorstandsvorsitzender der Deutschen
Herzstiftung, und warnt: "Die Folge können Muskelkrämpfe, Müdigkeit
und Schwindel sowie Blutdruckabfall bis hin zum Kreislaufkollaps sein,
außerdem Herzrhythmusstörungen." Solche Komplikationen können
Betroffene vermeiden, indem sie mit ihrem behandelnden Hausarzt oder
Kardiologen spezielle Vorsichtsmaßnahmen für extreme Sommerhitze
rechtzeitig besprechen, die je nach Herzerkrankung unterschiedlich
sein können. "Wichtige Vorsichtsmaßnahmen sind neben einer kühleren
Umgebung insbesondere das Anpassen der Trinkmenge und das Achten auf
den Elektrolyte-Haushalt. Eventuell sind auch Dosierungsänderungen bei
Medikamenten - unbedingt in Absprache mit dem behandelnden Arzt -
notwendig, insbesondere bei Einnahme von Blutdruck- oder
wassertreibenden Medikamenten, den sogenannten Diuretika", so der
Ärztliche Direktor des Agaplesion Bethanien-Krankenhauses Frankfurt am
Main.

Über wichtige Empfehlungen für Herzpatienten zum Umgang mit der
Sommerhitze informiert die Herzstiftung ausführlich unter [1]


Blutdruck messen! Extreme Hitze lässt Blutdruck sinken oder
zusätzlich ansteigen

Generell sollten Patienten mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen und ältere
Menschen die Hitze möglichst meiden, sich körperlich schonen und
anstrengende Aktivitäten wie Sport in kühlere Räume (z. B. Ergometer
zu Hause, klimatisiertes Fitnessstudio) oder - falls es die Temperatur
dann erlaubt - in nicht zu heiße Phasen wie den Morgen oder den Abend
verlagern. Extreme Hitze setzt den Körper nämlich so unter Stress,
dass der Blutdruck zusätzlich steigen kann. "Auch deshalb leiden
Patienten mit Bluthochdruck in Hitzeperioden besonders", erklärt Prof.
Voigtländer.

Aber auch das Gegenteil kann der Fall sein, weil der Körper auf die
hohen Temperaturen reagiert, indem er durch Gefäßweitung die
Blutzirkulation mehr an die Peripherie zur Haut verlagert und dadurch
der Blutdruck abfällt und so zu Ohnmacht, Schwindel oder
Rhythmusstörungen führen kann, wie der Herzstiftungs-Vorsitzende
erklärt. "Manchmal fällt der Blutdruck so stark ab, dass die Dosis der
blutdrucksenkenden Medikamente angepasst werden muss. Deshalb sollte
man seinen Blutdruck durch regelmäßiges Messen gut im Blick haben, um
gegebenenfalls rasch reagieren zu können." Fällt der Blutdruck unter
einen Wert von 100 mmHg (systolisch), ist die Rücksprache mit einem
Arzt ratsam. Dosisänderungen sind nur in Absprache mit dem
behandelnden Arzt vorzunehmen.

Mehr Infos: [2]


Bei Herzinsuffizienz und Hitze: Vorsicht vor Flüssigkeitsverlust

Besonders die Kombination aus Herzerkrankung, Hitzeperiode über 30
Grad und medikamentöser Therapie sieht der Kardiologe mit einer
"gewissen Gefährdung" verbunden. "Speziell bei Patienten mit
Herzschwäche, die wassertreibende Medikamente einnehmen und bei denen
die Trinkmenge ohnehin eingeschränkt ist, kann es zu einer ungünstigen
Kombination des Wasserverlustes kommen. Der Körper kompensiert die
Hitze durch Schwitzen und verliert zusätzlich an Flüssigkeit durch die
Diuretika", erläutert Prof. Voigtländer im Herzstiftungs-Podcast unter
https://herzstiftung.de/podcast-herzschutz-hitze "Um einen
Flüssigkeitsverlust zu vermeiden, sollten Herzpatienten auf eine
ausreichende Trinkmenge achten. Aber sie sollten auch nicht zu viel
trinken, denn eine übermäßige Flüssigkeitszufuhr kann bei Herzkranken
zur Verschlechterung ihrer Herzleistung führen", betont der
Herzspezialist. Patienten mit Herzschwäche sollten sich morgens vor
dem Frühstück, nach dem ersten Gang zur Toilette wiegen. Generell ist
dieses regelmäßige Wiegen am Morgen zur Kontrolle der
Flüssigkeitsbilanz ausreichend. Bei großer Hitze lässt sich durch
zusätzliches Wiegen am Abend die Flüssigkeitsbilanz über den Tag grob
einschätzen. Die folgenden Werte sind Erfahrungswerte und können als
Orientierungshilfe dienen, dass die Balance gestört ist:


	Zunahme von mehr als 1 kg über Nacht oder

	Zunahme von mehr als 2 kg innerhalb von drei Tagen oder

	Zunahme von mehr als 2,5 kg in einer Woche.



Kommt es zu dieser Zunahme des Körpergewichts, sollten
Herzschwäche-Patienten am besten den Arzt kontaktieren. Weitere
wichtige Hinweise und Tipps für Herz-Kreislauf-Patienten rund um das
Thema Hitze und Themenpunkte wie Trinken/Trinkmenge und Elektrolyte
(Blutsalze)-Haushalt bietet die Seite [3]. 

(wi/Red.)


Aus der Podcast-Reihe imPULS zum Schwerpunkt Hitze

In der imPULS-Episode "Herzschutz bei Hitze - Was Sie als Patient
wissen sollten" erläutert der Kardiologe Prof. Thomas Voigtländer,
worauf Senioren und Herzkranke bei Hitzeperioden achten sollten, um
sich vor kritischen Situationen schützen zu können:

https://herzstiftung.de/podcast-herzschutz-hitze

Der kostenfreie Ratgeber "Herzkrank jedem Wetter trotzen" ist bei der
Herzstiftung telefonisch unter 069 955128-400 oder unter 

https://herzstiftung.de/bestellung erhältlich.

Weitere Informationen:

[1] https://herzstiftung.de/herzprobleme-bei-hitze

[2] https://herzstiftung.de/podcasts/tipps-hitze-herzmedikamente

[3] https://herzstiftung.de/herzprobleme-bei-hitze


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 30.06.2025
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HERZ/1285: Wie künstliche Intelligenz in die Herzmedizin integriert wird (idw)

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 27.06.2025

Künstliche Intelligenz: Wie sie in die Herzmedizin integriert wird - auf dem Weg zur Präzisionsherzmedizin



Am Beispiel von Herzrhythmusstörungen erläutern zwei Spezialisten
in der aktuellen Ausgabe von HERZ heute, wie künstliche
Intelligenz die Diagnostik in der Kardiologie verändern wird.
Kritische Aspekte bleiben nicht unerwähnt.


In Zeiten begrenzter Ressourcen an medizinischem Fachpersonal
bei gleichzeitig hoher Krankheitslast hilft der Einsatz von
künstlicher Intelligenz (KI) in der Herzmedizin Ärzten in der
Diagnostik und Therapie. "Der Zeitfaktor spielt insbesondere in der
Akutversorgung von kardiologischen Patienten eine enorm wichtige
Rolle, hier zeigt sich ein besonders hohes Potenzial durch die KI",
betont der Kardiologe Prof. Dr. Thomas Voigtländer,
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Herzstiftung.

Beispiel: Diagnose von Herzrhythmusstörungen. Das Auswerten eines
Elektrokardiogramms (EKG) ist eine komplexe Angelegenheit, die Zeit
und Erfahrung erfordert. Das liegt nicht nur an den komplexen Ursachen
der verschiedenen, teils parallel vorliegenden Herzerkrankungen,
sondern auch an den riesigen Datenmengen, die bei der Aufzeichnung von
EKGs entstehen. Zwölf Kanäle (Ableitungen) beim Patienten sind für
Herzspezialisten Standard. Die elektrische Aktivität des Herzens wird
dabei, vergleichbar mit Kameras, aus verschiedenen "Blickwinkeln"
betrachtet und diese "Blickwinkel" müssen synchron analysiert werden,
so dass man den Erregungsablauf im gesamten Organ zum selben Zeitpunkt
verfolgen kann. "Ein einziges EKG enthält mehr als 120.000
Datenpunkte", erklären die Kardiologen Privatdozent Dr. Philipp
Breitbart und Professor Dr. Thomas Arentz vom Universitäts-Herzzentrum
Freiburg/Bad Krozingen in der aktuellen Ausgabe von
HERZ heute (2/2025), der Zeitschrift der Deutschen
Herzstiftung, die unter https://herzstiftung.de/bestellung angefordert
werden kann.

KI-gestützte Diagnose von Vorhofflimmern: Senken von Komplikationsrisiken

Inzwischen gibt es Computerprogramme, die auf der Basis künstlicher
Intelligenz (KI) dabei helfen können, den Zeitaufwand zur Auswertung
täglich vieler EKGs in Praxen und Kliniken zu senken und die Präzision
der Analyse zu erhöhen, so die Kardiologen in ihrem Beitrag. Solche
KI-Algorithmen sind in der Lage, innerhalb von Sekunden auffällige
Muster zu erkennen, zum Beispiel bei der Detektion von Vorhofflimmern,
einer der häufigsten Herzrhythmusstörungen in der Bevölkerung.
"Vorhofflimmern tritt oft unregelmäßig auf. Es bleibt daher in frühen
Stadien oft unbemerkt", erläutern der Oberarzt der Kardiologie Dr.
Breitbart und der Leiter der Rhythmologie am Herzzentrum des
Freiburger Universitätsklinikums Prof. Arentz in ihrem Beitrag. Weil
Vorhofflimmern jedoch mit einem erhöhten Schlaganfallrisiko verbunden
ist, wäre es gut, dieses früher als bislang zu erkennen. Dann ließe
sich früh eine Therapie einleiten und das Komplikationsrisiko senken.
An der renommierten Mayo-Klinik im US-amerikanischen Rochester
(Minnesota) ist es gelungen, eine KI zu programmieren, die selbst in
scheinbar normalen EKGs erste Hinweise auf Vorhofflimmern aufzuspüren
hilft. Außerdem ließ sich mit dem Programm erstaunlich präzise die
Pumpleistung der linken Herzkammer vorhersagen - etwas, was
üblicherweise mit einer anderen Untersuchungsmethode (Echokardiogramm)
ermittelt wird. Damit nicht genug: Erkrankungen der Herzklappen, die
Menge des roten Blutfarbstoffs und Sauerstoffträgers Hämoglobin oder
die Konzentration des für die Herzfunktion wichtigen Elements Kalium
im Blut lässt sich per KI aus den EKG-Kurven herauslesen, ebenso wie
weitere Herzerkrankungen.

KI-Einsatz in der Therapie: Was ist möglich - wo liegen die Grenzen?

KI kann nicht nur die Herzdiagnostik unterstützen, sondern auch die
Therapie, wie Dr. Breitbart und Prof. Arentz schildern. Zum Beispiel
beim gezielten Ausschalten störender elektrischer Aktivitäten im
Herzen per Katheter-basierter Verödungstherapie (Katheterablation). Es
konnte nachgewiesen werden, dass sich per KI die Erfolgsrate erhöhen
und die Rückfallquote senken lässt.

Prof. Arentz und Dr. Breitbart verschweigen aber nicht, dass KI aber
auch mit Problemen verknüpft ist, die noch gelöst werden müssen. Die
Ergebnisse von KI-Programmen hängen stark von der Qualität der
eingegebenen Trainingsdaten ab. "Verzerrte oder unvollständige
Datensätze können zu fehlerhaften Vorhersagen führen", warnen die
Kardiologen. So müssen zum Beispiel beim Trainieren der KI
geografische und ethnisch-kulturelle Kontexte berücksichtigt werden,
die bei der Entstehung bestimmter Krankheiten bedeutsam sein können.
Es gibt zudem selbstlernende KI-Systeme. Bei ihnen tritt das
sogenannte "Black-Box-Phänomen" auf: Der Mensch kann nicht
nachvollziehen, wie das KI-System zu einem bestimmten Ergebnis
gekommen ist, ein Resultat, das womöglich nicht der Realität
entspricht, sondern bei dem es sich um eine "Halluzination" des
Computers handelt.

Daraus ergeben sich medizinethische und juristische Fragen:


	Wie viel Verantwortung darf der Mensch auf die Maschine übertragen?

	Wer haftet, wenn die KI zum Beispiel eine falsche Diagnose stellt?

	Wie kann die Sicherheit der individuellen Gesundheitsdaten gewährleistet werden?



Hinzu kommt der bekanntermaßen hohe Energieverbrauch von KI-Systemen,
die die Umwelt belasten können.

In der Europäischen Union sind Regeln beschlossen worden (1), die bei
neuen, KI-basierten Diagnostikverfahren den Fokus auf überwachte
Lernverfahren lenken sollen. KI soll als ärztliches Werkzeug
verstanden werden, ein Werkzeug, dass Diagnostik und Therapie
erleichtern und präziser machen soll. Die Expertise von Ärztinnen und
Ärzten ersetzt sie nicht, die endgültige Entscheidung und damit auch
die Verantwortung gegenüber Patientinnen und Patienten bleibt damit in
der Hand entsprechend ausgebildeter und erfahrener
Fachspezialisten.

(tme)

Literatur

(1) KI-Gesetz: erste Regulierung der künstlichen Intelligenz: 

https://www.europarl.europa.eu/topics/de/article/20230601STO93804/ki-gesetz-erste-regulierung-der-kunstlichen-intelligenz

(abgerufen am 23.06.25)


Service

Herzstiftungs-Zeitschrift HERZ heute

Mehr Informationen zu künstlicher Intelligenz und deren Nutzung in der Kardiologie bietet die Deutsche Herzstiftung in der Ausgabe 2/2025 der Zeitschrift
HERZ heute mit dem Beitrag "Schneller, genauer, individueller. Mit der künstlichen Intelligenz auf dem Weg zur Präzisionsherzmedizin". Dies ist nur eines von vielen weiteren interessanten
Themen dieser Ausgabe mit dem Titel "Ein unerwartet dynamisches Duo - Wechselwirkungen: Wie Herz und Hirn zusammenspielen".
Ein Probe-Exemplar kann kostenfrei unter 

Tel. 069 955128-400 oder unter 

https://herzstiftung.de/bestellung angefordert werden.

Podcasts

Wo profitieren Herzpatienten von künstlicher Intelligenz? Ein Gespräch mit dem Kardiologen "Dr. Heart"

https://herzstiftung.de/service-und-aktuelles/podcasts/herztherapie-kuenstliche-intelligenz

Künstliche Intelligenz in der Herzmedizin - was bringt die Zukunft? Ein Gespräch mit Prof. Dr. Holger Thiele

https://herzstiftung.de/service-und-aktuelles/podcasts/kuenstliche-intelligenz-herzgesundheit


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung:

https://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 27.06.2025

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Juli 2025 
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MEDIEN/1075: "Plaudernetz" - Neues Angebot für gute Gespräche und gegen Einsamkeit (Malteser Hilfsdienst)

Malteser Hilfsdienst e.V. - Pressemitteilung, 23. Juni 2025

"Plaudernetz": Neues Angebot für gute Gespräche und gegen Einsamkeit



Miteinander zu reden, tut einfach gut. Das neue "Plaudernetz" bieten
die Malteser mit Unterstützung der Telekom deutschlandweit und
kostenfrei an. Es richtet sich an Menschen mit Redebedarf. Mit dem
"Plaudernetz" wollen Malteser und Telekom das soziale Miteinander
stärken.

Die Malteser starten zum 23. Juni das Plaudernetz in Kooperation mit
der Deutschen Telekom. Unter der kostenfreien Rufnummer 0800 / 330
1111 können Menschen, die sich gerade eine gesellige Unterhaltung
wünschen oder einsam fühlen, mit einer zufällig angerufenen
Plauderpartnerin oder einem Plauderpartner ins Gespräch kommen.

"Einfach mal mit jemandem locker und unverbindlich ins Gespräch zu
kommen, dazu fehlt in der heutigen Zeit vielen Menschen die
Gelegenheit. Das wollen wir mit dem Plaudernetz ändern", sagt Sabrina
Odijk, Leiterin des Bereichs 'Sozial stärken und teilhaben' der
Malteser. "Wir wollen Einsamkeit und soziale Isolation durch
persönliche Gespräche lindern oder verhindern."

Einsamkeit und soziale Isolation betreffen immer mehr Menschen in
unserer Gesellschaft - und das über alle Altersgruppen hinweg. Das
Bewusstsein dafür ist in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen.

Einfach gute Gespräche

Worüber in den Gesprächen geredet wird, entscheiden die Plauderpartner
und die Anrufenden. Es gelten ein paar einfache Plauderregeln, wie
wertschätzendes Miteinander, Wahrung der Anonymität und Verbot von
kommerziellen oder missionarischen Zwecken. Ein freundliches "Du"
liegt nahe, mehr aber auch nicht. Verabredungen "bis zum nächsten Mal"
sind im Plaudernetz nicht möglich, da die Anrufenden immer nach Zufall
auf die freiwilligen Plauderpartner geschaltet werden.

Wie lange die Gesprächspartner miteinander telefonieren, bleibt ihnen
überlassen. In Österreich, wo es das Plaudernetz bereits gibt, sind es
durchschnittlich 25 Minuten. Die Malteser bieten in Deutschland seit
vielen Jahren telefonische Besuchsdienste mit festen Gesprächspartnern
an. Sie erwarten im Plaudernetz eine hohe Nachfrage über alle
Altersklassen hinweg.

Die Telekom unterstützt dieses bundesweite Projekt. Das Bonner
Unternehmen hilft als Kooperationspartner nicht nur bei der
Bekanntmachung des neuen Angebots, sondern sponsort auch die
Verbindungskosten. Für die Telekom ist das Plaudernetz Teil ihres
gesellschaftlichen Engagements für den Zusammenhalt in der
Gesellschaft. Zudem sucht das Unternehmen unter seinen Mitarbeitenden
aktiv nach engagierten Plauderpartnern.

Eva Sartory, Vice President ESG (Environmental, Social, Governance)
Telekom Deutschland: "Gerade in unserer digitalisierten Welt brauchen
wir Raum für mehr menschliche Nähe. Als Telekom ist es uns eine
Herzensangelegenheit, Menschen zu verbinden - nicht nur digital,
sondern auch emotional. Mit dem Plaudernetz möchten wir helfen, solche
Verbindungen zu schaffen: kostenlos und unkompliziert."

Soziales Engagement per Telefon und App

Die Plauderpartner engagieren sich freiwillig und unentgeltlich für
ihre Mitmenschen. Das geht bequem und bei freier Zeiteinteilung -
ortsunabhängig und flexibel. Einmal über die Plaudernetz-App
registriert, entscheiden sie selbst, wann und wie lange sie erreichbar
sein möchten. Stellt man die Plaudernetz-App auf "AUS", werden keine
Anrufe durchgestellt. Das Plaudernetz-Team begleitet die Freiwilligen
mit Schulungen und ist ansprechbar, sollte es in einem Gespräch mal zu
Problemen kommen.

Das Plaudernetz ist kein Krisen-, Notfall- oder Beratungstelefon. In
Krisen und Notfällen werden die Anrufenden auf professionelle
Krisen- und Notfalltelefone der Telefonseelsorge oder der "Nummer
gegen Kummer" verwiesen.

Mehr Informationen: 

https://plaudernetz.malteser.de

Die Plaudernetz App steht im Apple App Store und im Google Play Store
zum Download bereit.


Christlich und engagiert: 

Die Malteser setzen sich für Bedürftige ein - 95.000 Engagierte in
Ehren- und Hauptamt - an 700 Orten - 1,2 Mio. Förderer und
Mitglieder.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15.05.2025

Malteser Hilfsdienst e.V.

Erna-Scheffler-Str. 2, 51103 Köln

Telefon: 0221/9822-0, Fax: 0221/9822-1499

E-Mail: malteser@malteser.org

Malteser Pressestelle

Telefon: 0221/9822-2220 oder -2202

E-Mail: presse@malteser.org

Internet: www.malteser.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Juli 2025 
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FRAGEN/105: Brasilien - Interview mit Iranilde de Oliveira Silva von der Nationalen Direktion der Bewegung der landlosen Landarbeiter*innen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Für mehr Bildung, Feminismus und eine Perspektive auf dem Land

Interview mit Iranilde de Oliveira Silva von der Nationalen Direktion des
Movimento dos Trabalhadores Rurais Sem Terra (MST)



(Rio de Janeiro, 22. März 2025, ANRed) - Jessica Visotsky sprach für ANRed
mit Iranilde de Oliveira Silva von der Nationalen Direktion des MST, der
Bewegung der landlosen Landarbeiter*innen Brasiliens, über die Einbindung
der Jugendlichen in die Bewegung, über Bildungsmöglichkeiten, über
Geschlechtergleichheit und das Selbstverständnis von LGBTIQs.

Frage: Wir haben vorhin über die Jugendlichen gesprochen. Vor
welcher Herausforderung steht der MST heute in Bezug auf die Jugend, und
welche Überlegungen gibt es dazu?

Iranilde de Oliveira Silva:
Die Erneuerung unserer Direktive ist eine große Herausforderung, und die
Beziehung der brasilianischen Linken zur Jugend insgesamt ist ein Thema für
sich. Unsere Welt hat in kurzer Zeit wahnsinnige Veränderungen erlebt, in
technologischer Hinsicht, aber auch durch die Pandemie, die junge Menschen
in eine sehr komplexe Situation gebracht hat, hinsichtlich ihrer Arbeit,
der Entwicklung ihrer Identität und ihres Zugangs zur Arbeitswelt oder zum
Studium. Auch für den MST sind diese Dinge von Bedeutung. Die jungen
Menschen, die sich heute in Ausbildungsprozessen befinden, werden eines
Tages die Führung der Organisation übernehmen. Auf der anderen Seite haben
wir unser Kollektiv, das seit Jahren versucht, das Thema Jugend in der
Landlosenbewegung in die Debatte einzubringen und Positionen zu entwickeln.
Dabei hat unsere Jugend Berührungspunkte mit anderen Jugendorganisationen
wie z.B. der "Levante de la Juventud", die eher aus der
Studierendenbewegung kommt und im urbanen Kontext tätig ist, so dass es
unter jungen Leuten eine Verbindung in Bereichen gibt, in denen der MST
nicht unbedingt präsent ist, wie eben im urbanen Bereich.

Für die Jugend in der Landlosenbewegung ist das große Thema der Aufbau der
Agrarreform, das betrifft Menschen auf dem Land und in der Stadt, es geht
um die Möglichkeiten der Begegnung und die Frage, wie die Jugend sich die
Entwicklung in unseren Siedlungen und Camps vorstellt, und es geht darum,
diese Perspektive in die Organisation des MST einfließen zu lassen. Durch
die sozialen Netzwerke haben die Jugendlichen Zugang zu allen möglichen
Bereichen, und es ist nicht leicht, diese Dinge zusammenzubringen, jung zu
sein, auf dem Land zu leben, aber mit der Welt verbunden und von Kultur,
Kunst, Musik begeistert zu sein - und zugleich an die
Nahrungsmittelproduktion denken zu müssen. Wir müssen uns mit der Jugend
auseinandersetzen und nicht nur das Lebensnotwendige im Auge haben, sondern
eine ganze Reihe anderer Perspektiven. Wenn die jungen Leute Kunst oder
Musik machen wollen, dann muss das auch vom Landlosencamp aus möglich sein.
Wir müssen mit der Jugend an anderen Perspektiven arbeiten, die über die
Lebensmittelproduktion hinausgehen. Die Organisation von Kooperativen und
Arbeitsgruppen ist für uns natürlich wichtig ist, aber es gibt so viele
Dinge, die aus einer anderen Sphäre kommen als der der harten, körperlichen
Arbeit in der Landwirtschaft, auf den Feldern, und da liegt für uns auch
eine neue Perspektive.

Frage: Wie können wir also junge Menschen einbeziehen, damit sie in
der Landwirtschaft tätig bleiben, aber auch andere Perspektiven haben?

Iranilde de Oliveira Silva:
Ich habe mit Genoss*innen aus dem Nordosten darüber gesprochen, dass unsere
Jugend Zugang zur Universität haben sollen. Was unternimmt der MST
politisch, um jungen Menschen aus den Siedlungen den Zugang zur Universität
zu ermöglichen? Von 2003 bis 2004, während Lulas erster Amtszeit, gab es in
Brasilia eine sehr starke Tendenz, hochwertige kostenlose öffentliche
Hochschulbildung auszuweiten, aber auch immer mehr private Universitäten
wurden eingerichtet, und es wurde politisch einiges unternommen, um jungen
Menschen den Zugang zur Universität zu ermöglichen. Ich fange hier an, weil
der Zugang zu den Unis heute immer noch eine Herausforderung darstellt,
auch wenn das für einige heute viel leichter ist. Denn aus der Perspektive
der Kleinbäuer*innen und der landlosen Bäuer*innen ist die akademische
Bildung manchmal eine sehr ferne Welt, obwohl es heute viele
Hochschulangebote gibt, virtuell und in Präsenz. Vor vielen Jahren
diskutierte der MST mit anderen Organisationen ein Programm namens PRONERA,
das Nationale Bildungsprogramm für die Agrarreform. Dort ist auch unsere
Sicht in den Aufbau der Studiengänge eingeflossen. Heute helfe ich bei der
Entwicklung von zwei Projekten an zwei Unis hier in Rio de Janeiro, ein
Musikstudium und eins in Produktionstechnik. Diese Studiengänge werden
explizit im Hinblick darauf konzipiert und geplant, dass landlose
Jugendliche eine Universität besuchen können. PRONERA garantiert, dass die
Kinder aus den Landlosen-Camps Zugang zu einer Universität haben. Und
natürlich zur Zulassungsprüfung, ENEM, denn viele jungen Menschen in den
ländlichen Siedlungen haben nicht die gleichen Bedingungen wie die
Jugendlichen, die im urbanen Kontext aufwachsen.

Für viele Jugendliche bedeutet die akademische Ausbildung eine Möglichkeit,
sich in der Gesellschaft zu profilieren und in der Arbeitswelt
voranzukommen. Doch für etliche Jugendliche ist die Hochschulzugangsprüfung
keine Option. Der MST sucht den Dialog mit den Universitäten, damit unsere
Jugendlichen über PRONERA Zugang zum Studium haben, zusätzlich zu dem
ganzen Ausbildungsprozess, den sie beim MST erhalten, sei es durch
politische Fortbildungskurse, durch die Staatliche Schule Florestan
Fernandes oder durch die Jugendverbände und spezifische Ausbildungsangebote
für Jugendliche, die versuchen, bei dem anzuknüpfen, was Jugendliche
brauchen. Da gibt es Unterschiede. Ich habe bereits mit jungen Menschen
gearbeitet, und es ist nicht dasselbe wie die Arbeit mit Erwachsenen. Das
muss auch so sein, denn es sind andere kognitive Prozesse. Junge Menschen,
die mit Landbesetzungen aufgewachsen sind, haben ja auch schon einiges
durchgemacht, viele bringen eine sehr erhöhte Sensibilität mit, so dass man
ein wenig mehr Geschick und auch viel Geduld haben muss. Aber wenn man es
schafft, zu diesen jungen Leuten durchzudringen, sie in den Kampf des MST
zu integrieren und ihnen begreiflich zu machen, warum sie "Sem-Terrinhas"
[1] sind, kann man sie auch in ihrer schulischen Laufbahn unterstützen, ob
sie nun innerhalb der Siedlung zur Schule gehen oder außerhalb.

Auch bei Jugendlichen, die von Kindheit an Teil des Kampfes ist, kommt
unweigerlich die Frage auf: "Was bin ich? Bin ich ein Kind, jugendlich,
heranwachsend, fast erwachsen?" Nicht einmal annähernd, denn in unserer
Gesellschaft gilt man bis zum Alter von 29 Jahren als jugendlich, aber
viele junge Menschen sind schon viel früher erwachsen aufgrund ihrer
Verantwortlichkeiten, besonders im ländlichen Raum, in der Landwirtschaft.
Das Leben läuft anders ab, und unser Ansatz ist, alle Bereiche zu
durchdringen. Der Kampf für die Agrarreform muss im Familienleben, in der
Kooperative, im Fußballverein präsent sein. Gerade diskutieren wir
Strategien, wie wir die Jugend über Fußball einbeziehen können. Nicht dass
Fußball an sich dafür besonders geeignet wäre, aber es ist ein Raum, der
uns gehört und in dem politische Debatten stattfinden können, der die
Jugend berücksichtigt und die Menschen einbezieht, und wir haben
Frauenfußball, Männerfußball und Kindertraining. In anderen Bundesstaaten
sind es andere Sportarten, im Nordosten, in Ceará, glaube ich, ist es eher
der Kanusport.

Ich denke also, jeder Bundesstaat muss auf der Grundlage seiner Kultur
Strategien für die Beteiligung junger Menschen an der Organisation
entwickeln. Und es ist wichtig, dass die Organisation jungen Menschen den
Raum bietet, um sich zu positionieren. So gibt es heute ein
Jugendkollektiv, das in der nationalen Führung vertreten ist, und das ist
sehr wichtig, weil es zeigt, dass auch an der Spitze der Organisation Platz
für junge Menschen ist und dass auch sie die Debatte und die Leitlinien
mitbestimmen. Es geht um die Sicht eines jungen Menschen und nicht um meine
Sicht als Erwachsene, denn meine Denkweise ist anders. Hier in Armazén de
Campo zum Beispiel sind alle sehr jung.

Es bleibt eine Herausforderung, junge Menschen aus ländlichen Siedlungen,
die eine andere Dynamik haben, in die Stadt Rio de Janeiro zu bringen und
sogar ein Instrument wie den MST zu übernehmen. Die Jugend braucht
Begleitung, einige bleiben zurückhaltend, andere sind lockerer, aber sie
sind hier, sie sind auch in der Nationalen Direktion vertreten und bringen
uns täglich zum Nachdenken, sie bringen ihre Perspektive in die Debatte
ein, in der Geschlechterfrage, in die Diskussion über die Gesellschaft und
ihre patriarchalen Anteile. Über das Patriarchat nachdenken heißt, unsere
zwischenmenschlichen Beziehungen hinterfragen, das Verständnis von
weiblichem und männlichem Geschlecht reflektieren und über Vielfalt
nachdenken. Die Beteiligung der Jugend ermöglicht es uns, unsere Positionen
weiterzuentwickeln, Dinge zu verstehen, Hürden abzubauen, Literatur und
aktuelles Lehrmaterial zu organisieren, Kurse zu veranstalten, damit LGBTs,
die täglich um Sichtbarkeit kämpfen, in der Landlosenbewegung als das
gesehen werden, was sie sind: Trans-Mann, Trans-Frau, Lesbe, Schwuler,
Transvestit, Travesti oder Pansexuelle/r, und damit die Vielfalt, die im
Menschen existiert, wahrgenommen wird. Das heißt: Wir müssen schauen, wie
sie sich definieren und wie sie sich innerhalb der Organisation
positionieren. Hier in Rio gibt es militante Gruppen, die sich mit unserer
Arbeit identifizieren, nicht unbedingt, weil sie LGBTQs sind, die uns aber
trotzdem unterstützen. Wir sind auf bundesstaatlicher und auf nationaler
Ebene bei ihnen vertreten, und das hilft uns sehr bei unserer internen
Entwicklung. Wie viele Generationen braucht es für eine strukturelle
Veränderung der Kultur, der Gesellschaft als Ganzes, und wie viele
Generationen werden nötig sein, um uns von patriarchalen Perspektiven zu
befreien? Das Patriarchat, ist schuld, dass unsere Vielfalt ignoriert wird
und dass Frauen und LGBTQ-Themen ständig unter den Tisch fallen. Die
Geschlechterfrage ist auch etwas, worüber wir innerhalb des MST als Frauen
und Männer nachdenken. Zur Geschlechterfrage und zu LGBT-Themen arbeiten
zwei verschiedene Gruppen. Die Geschlechterfragen bearbeiten Frauen aus der
Perspektive der Partizipation. In den Anfängen des MST waren die Frauen
nicht an der nationalen Führung beteiligt. In der Geschichte des MST musste
sich Geschlechterparität erst etablieren. Heute ist es uns wichtig, dass
überall Männer und Frauen vertreten sind. Da wir Frauen in der Lage sind,
Räume zu besetzen, könnten wir von "Räumen der Macht" sprechen, aber in der
Praxis ist es eher so, dass wir als Teil des MST agieren, und das bedeutet,
dass wir täglich unseren Raum als Frauen behaupten müssen, denn wir waren
nicht immer in allen Räumen präsent. Es ist wichtig, dass das in den Köpfen
bleibt, denn mit den Genossinnen zusammenzuarbeiten, präsent zu sein,
mitzugestalten, mehr auf der Basis des bäuerlichen Feminismus zu
diskutieren - das sind die Inhalte, die die feministische Debatte für uns
haben muss. In den letzten Jahren war es für uns wichtig, beide
Schwerpunkte zu stärken und im Auge zu behalten, uns als Frauen und
Diversitäten zu organisieren und die Themen von uns Frauen und Diversitäten
in die Debatte über die Agrarreform einzubeziehen. Wir sehen die
Auswirkungen, die das hat, und diese Auswirkungen wollen wir auch in der
Gesellschaft als Ganzes erleben.

Frage: 
Wenn wir heute vom MST sprechen, um wie viele Siedlungen geht es da? Wie
viele Menschen leben dort? Um eine Idee zu vermitteln, wo wir heute stehen.

Iranilde de Oliveira Silva:
Der MST ist in 24 Bundesstaaten organisiert. Es geht um etwa 400.000 bis
500.000 Familien, die durch den Kampf des MST angesiedelt wurden. Hier in
Rio de Janeiro haben wir fast 2.000 Familien angesiedelt. In einigen
Bundesstaaten sind es um die 3.000.

Frage: Thema Bildung in der Bewegung: Wie steht es um die Schulen
auf verschiedenen Ebenen, die Alphabetisierung von Erwachsenen? Wie ist das
Verhältnis zum Staat?

Iranilde de Oliveira Silva:
Das variiert von Bundesstaat zu Bundesstaat und von Gemeinde zu Gemeinde.
Bildung und Alphabetisierung laufen in Brasilien über die Grundbildung, und
die ist kommunalisiert. Dann geht man in die Sekundarstufe, die ist
staatlich. Wenn man zur Hochschule geht, untersteht man dem
föderalistischen System. Logischerweise werden die Richtlinien vom
Ministerium organisiert, damit sie befolgt werden. Aber in einigen
Bundesländern ist die Bindung an die ländliche Siedlung viel stärker. Vor
allem im Süden gibt es viele Schulen innerhalb der Siedlungen. In anderen
Bundesstaaten gibt es Bildungsangebote und föderale Institute innerhalb der
Siedlung. In Rio Grande do Sul gibt es das Institut Josué de Castro, das
sich innerhalb einer Siedlung befindet, und die Nationale Schule Florestan
Fernandes, die ein Ort ist, der unsere Kämpfe zusammenführt. Das ist der
eigentliche Bildungssektor, den wir in jedem Raum, in jedem Gebiet, in
jeder Gemeinde haben. Manchmal haben die Lehrkräfte einen engen Bezug zum
MST und tragen die Debatte über Landwirtschaft, Agrarökologie und über die
Identität der Landlosen in ihren Unterricht hinein. Das ist sehr wichtig.
Wenn es innerhalb der Siedlung keine Schulen gibt und die Kinder zum Lernen
nach draußen gehen müssen, erleben sie eine andere Perspektive. Sie
bekommen zwar Begleitung von unserem Bildungssektor, deren Einfluss ist
jedoch ein bisschen schwächer. Aber es gibt heute technische Studiengänge,
die im Austausch mit föderalen Instituten in den Schulen innerhalb der
Siedlungen stattfinden. Das Angebot ist sehr vielfältig.

Frage: 
Gibt es Ausbildungsräume für Lehrkräfte, die von den Agrarreformer*innen
mitgestaltet werden?

Iranilde de Oliveira Silva:
Dazu gibt es mehrere Ansätze. Heute steht der MST im Dialog mit dem
Pädagogikkurs selbst. Wir haben bereits in mehreren Bundesstaaten
Erfahrungen mit der Pädagogik der Erde gemacht. Der Studiengang "Bildung
auf dem Land" mit Master-Abschluss ist für Lehrkräfte, die an diesen
Schulen unterrichten könnten. Aber sie sind noch nicht in alle
Bildungsprozesse integriert. In den Orten, die die meisten Schulen in den
Siedlungen haben, kann die Ausbildung über das Kollektiv, die
Genossenschaft und die Schule begleitet werden. Aber manchmal sind die
Lehrkräfte nicht alle aus der Siedlung, sondern kommen über offizielle
Listen. Die Schule ist in kommunaler Hand, die Lehrkräfte werden nicht von
der Siedlung ausgewählt. An manchen Orten, vor allem im Süden, sind die
Schulen innerhalb der Siedlung. Jugend- und Erwachsenenbildung und
Alphabetisierung sind Prozesse, die der MST durchführen kann, in Absprache
mit der Gemeinde. Wir wünschen uns natürlich, dass alle Lehrkräfte von der
Gemeinde ernannt werden. Das ist Gegenstand der Debatte über die Bildung
auf dem Lande, die wir gerade führen, denn das ist etwas ganz anderes als
die Einrichtung einer Schule im ländlichen Gebiet. Bildung auf dem Lande
meint eine eigene Methodologie nach Paulo Freire [1]. Aber vor allem geht
es um Wissen, um das Bewusstsein als Landbewohner*in, ob als Bäuer*in,
Landlose oder Fischer*in. Nimm zum Beispiel die indigene Bevölkerung. Das
Konzept der Bildung für indigene Menschen kann nicht dieselbe sein wie die
Bildung, die wir hier in einer Schule haben. Indigene Bildung ist auch ein
Thema im Bildungsministerium, auf das wir Einfluss nehmen müssen. Wir waren
bereits erfolgreich mit unserem Einfluss auf die Bildungsdebatte. Heute
gibt es Sekretariate, die die Schulen auf dem Land begleiten, weil es
notwendig ist, sie zu registrieren. Diese Schulen brauchen eine
differenzierte Richtlinie und eine differenzierte Perspektive.

Es gibt das nationale Sekretariat zur Begleitung, aber manchmal tun die
Präfekturen das nicht. Das Sekretariat ist zwar formal als ländliche
Bildungseinrichtung registriert, setzt aber die ländliche Bildung nicht um.
Hier wurden viele Schulen auf dem Lande geschlossen, und wir fordern ihre
Wiedereröffnung, ihre Neugründung. Deshalb ist es auch wichtig, dass wir
den Bildungssektor haben, mit dem es uns gelingt, die politischen und
technischen Voraussetzungen zu schaffen, um die gesamte Struktur der
Bildung, der Bildungspolitik zu verstehen und zu wissen, wie wir vorgehen
wollen. Ich denke, dass dieses Thema ein täglicher Streitpunkt für uns ist,
und ich denke, dass wir eine Menge erreicht haben. Im Programm PRONERA sind
etwa 70, 80 Studiengänge im Aufbau, die bereit für den Abschluss sind. Was
fehlt, ist ein Budget für die Kurse. Und wir haben zum Beispiel Beziehungen
zur akademischen Ausbildung mit anderen Ländern, wie Kuba, Venezuela und
jetzt auch mit Argentinien. Wir haben einen Psychologiekurs mit der
Universität von La Plata, der auf den Gesundheitssektor ausgerichtet ist.
Zusätzlich zu den Schulen auf dem Land, wo es um Grundbildung geht, gibt es
einige technische Kurse, die von den Sektoren diskutiert werden. Wir haben
einen medizinischen Studiengang und einen Psychologiekurs mit der
Universität von Buenos Aires. Wir haben eine MST-Brigade dort, eine sehr
junge Brigade. Es sind Kinder von Siedler*innen, die sich dort auf das
Medizinstudium und auf das Psychologiestudium vorbereiten. Wir haben auch
Medizinkurse auf Kuba. Zwei Gruppen, wenn ich mich nicht irre. In Venezuela
hatten wir Agrarwissenschaft.

Übersetzung: Deborah Schmiedel


Anmerkungen:

[1] landlosen Kinder
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Argentinien

Mileis autoritäres politisches Projekt

von Ute Löhning



Milei will den angeblich von Feminismus, Sozialismus und
Ökobewegungen bedrohten Westen "zurückerobern" und ein "neues goldenes
Zeitalter" errichten.

(Buenos Aires, 06. März 2025, npla) - Mal klingt der rechts-libertäre
argentinische Präsident Javier Milei wie ein messianischer Heilsbringer,
mal wie ein Verkünder der Apokalypse. Jedenfalls beruft sich der Ökonom auf
Überirdisches, auf die "Kräfte des Himmels" und bemüht weitere Zitate aus
dem Alten Testament. Im Namen der Freiheit hetzt er aggressiv gegen
Journalist*innen, beschimpft Andersdenkende entmenschlichend als "Ratten",
schürt Hass gegen Minderheiten. Seine Äußerungen beim Weltwirtschaftsforum
im schweizerischen Davos im Januar 2025, mit denen er LGBTIQ-Personen in
den Kontext von sexualisierter Gewalt und Kindesmissbrauch stellte, gingen
jedoch vielen zu weit - und zogen eine Welle von Protesten mit bis zu zwei
Millionen Teilnehmenden in Argentinien und anderen Ländern nach sich.

In Davos sagte Milei auch, dass er "den Westen wieder groß machen" wolle.
In Anlehnung an Donald Trumps "Make America Great Again" bringt er
sein politisches Projekt in Stellung gegen den Wokismus, den er als
Kampfbegriff und als Synonym für menschenrechtsorientierte, soziale und
progressive Politik verwendet. Denn dieser sei "die große Epidemie unserer
Zeit, die besiegt" werden, der "Krebs, der ausgerottet werden" müsse. In
einer epochalen Auseinandersetzung stünden der Staat, der dem Untergang
geweihte Wokismus auf der einen Seite und der Markt und die ökonomische
Freiheit auf der anderen Seite einander diametral und unversöhnlich
gegenüber.

Den Westen wieder groß machen

Mileis Projekt ist ein ökonomisches und ein politisches, beide Aspekte
gehören untrennbar zusammen. Um den angeblich von radikalem Feminismus,
Sozialismus, Ökologie- und Klimaschutzbewegungen bedrohten Westen
"zurückzuerobern" und ein "neues goldenes Zeitalter" zu errichten, werde er
den Staat drastisch verkleinern und seine Aufgaben auf die "Verteidigung
des Rechts auf Leben, Freiheit und Eigentum" beschränken, so Milei. Der
Markt hingegen solle frei von Regulierungen sein und alles regeln, denn er
habe "keine Fehler".

Der rechts-libertäre Milei bezeichnet sich selbst als Anarcho-Kapitalisten
und als "Maulwurf, der den Staat von innen zerstören" will. Er steht in der
Tradition des österreichischen Ökonomen Friedrich August Hayek - dem
Vordenker des Neoliberalismus und des rechten Libertarismus - und der
sogenannten österreichischen Schule. Diese räumt dem Markt oberste
Priorität ein und lehnt jegliche staatlichen Eingriffe in die Ökonomie ab.

Tatsächlich setzt die argentinische Regierung einen drastischen
marktradikalen Sparkurs mit brachialem Sozialkahlschlag durch. Seit Mileis
Amtsantritt am 10. Dezember 2023 wurden mehr als 37.000 Staatsbedienstete
entlassen, die Hälfte der Ministerien geschlossen und viele Staatsbetriebe
privatisiert. Die Mietpreisbremse wurde aufgehoben, Unterstützungsangebote
für Opfer sexualisierter Gewalt eingedampft, Sozialprogramme und die
Finanzierung von Suppenküchen gestrichen. Das renommierte öffentliche
Bildungssystem ist durch eine De-facto-Kürzung um 30 Prozent beschädigt.
Die Armutsrate steigt, etwa 20 Prozent der Bevölkerung gelten als extrem
arm, ihr Einkommen reicht nicht für den täglichen Nahrungsmittelbedarf.

Menschenrechtsprogramme und die Arbeit in Gedenkstätten werden durch
Unterfinanzierung und den Abbau von Stellen [1] ausgebremst - das bedient
in der argentinischen Regierung die besonders von der Vizepräsidentin
Victoria Villarruel vertretene geschichtsrevisionistische Linie in Bezug
auf die Militärdiktatur (1976 bis 1983).

"Diese Regierung will einen Systemwechsel", sagt Paula Litvachky, die
Vorsitzende der Menschenrechtsorganisation CELS, die Ende der 1970er Jahre
während der argentinischen Diktatur entstanden ist. "Milei will eine
tiefgreifende Reform der Wirtschaft, des Staats und der Gesellschaft."
Jedweder Ausdruck von solidarischer Politik, die nach Gleichheit und
Gerechtigkeit strebe, sei für Milei gleichbedeutend mit Sozialismus und
daher zu bekämpfen. Sein Diskurs rechtfertige staatliche Gewalt sowie
Intoleranz und Hetze gegen kritische Berichterstattung.

Extrem rechte Allianzen

International verortet sich der argentinische Präsident in einer
Rechtsaußen-Allianz, zu der neben Trump auch die italienische
Ministerpräsidentin Giorgia Meloni, der israelische Ministerpräsident
Benjamin Netanyahu, der Vorsitzende der spanischen VOX-Partei, Santiago
Abascal, der salvadorianische Präsident Nayib Bukele, der brasilianische
Ex-Präsident Jaír Bolsonaro nebst Sohn Eduardo und der ungarische Präsident
Viktor Orbán zählen.

Seit 2024 tritt Milei bei zahlreichen extrem rechten Events als Starredner
auf, im Mai 2024 bei der von der spanischen VOX in Madrid organisierten
Europa VIVA24 oder bei diversen Treffen der Conservative
Political Action Conference (CPAC), die im Dezember 2024 auch zum
ersten Mal in Argentinien stattfand. Bei diesen Anlässen wird die junge
Nachwuchselite herangezogen, es werden politische Kontakte ausgebaut und
Netzwerke geknüpft.

Seit Mileis Amtsantritt stellt die argentinische Regierung internationale
Abkommen infrage und sieht sich als Vorreiter auf dem Weg zu einem
Gegenprojekt zur UNO. Argentinien stimmte bei den G20 und der UNO als
einziges Land gegen Erklärungen zur Geschlechtergleichstellung und gegen
Gewalt an Frauen, positionierte sich gegen die Agenda 2030 zur Bekämpfung
von Armut, Ungleichheit und Umweltzerstörung und den Zukunftspakt der UNO.
Seit die Erosion internationaler Institutionen durch Trumps Amtsantritt
einen deutlichen Schub bekommen hat, segelt Argentinien im Windschatten der
USA und vollzieht deren Entscheidungen wie den Austritt aus der
Weltgesundheitsorganisation einfach nach.

Blaupause für Umsetzung von Project 2025

Argentinien setzte 2024 auch bereits zahlreiche Anweisungen aus dem Project
2025 [2] um, das der einflussreiche erzkonservative US-Thinktank
Heritage Foundation als Anleitung zur Übernahme des Staats für die
Trump-US-Administration entwickelt hatte. Den Abbau staatlicher Strukturen
im Namen der Entbürokratisierung verantwortet in Argentinien der Minister
für Deregulierung und Transformation des Staats, Federico Sturzenegger. Die
von dem früheren argentinischen Zentralbankpräsident angewandten Maßnahmen
gefallen auch dem von Milei als "lieber Freund" bezeichneten Elon Musk.
Schon 2024 traf sich Milei bei mehreren Reisen in die USA mit Trump und
Musk und im Mai 2024 auch mit CEOs von Google, Apple und Meta, die
vermutlich zugleich Garanten und Gewinner der Umstrukturierungen in
Argentinien wie den USA sein werden.

Zermürbte Bevölkerung

In Argentinien jedoch verzeichnet Milei immer noch Zustimmungswerte von
etwa 50 Prozent. Das hat zum einen damit zu tun, dass er durch sein
ökonomisches Schockprogramm mit dem fast flächendeckenden Stopp
öffentlicher Ausgaben das Haushaltsdefizit kurzfristig behoben hat -
wenngleich das alles andere als eine nachhaltige Lösung ist - und die
Inflation von 25 Prozent auf 2,5 Prozent pro Monat bremsen konnte. Das
bedeutet zwar immer noch eine Jahresinflation von 30 Prozent, die jedoch
ist stabiler und somit kalkulierbarer als die vorherigen Raten von weit
über 100 Prozent. Auch die Tauschkurse für Devisen wie Dollar oder Euro
sind stabiler als zu Zeiten der Vorgängerregierungen.

Viele Menschen haben Milei gewählt, weil sie nach den Jahren der
Vorgängerregierungen unter dem neoliberalen Mauricio Macri und dem
kirchneristischen Mitte-Links-Präsidenten Alberto Fernández mit weit
höheren Inflationsraten müde und mürbe waren. Da Milei harte Einschnitte
und massive Kürzungen offen angekündigt hatte, scheinen viele Menschen noch
bereit, diese auszuhalten. Wer sich widersetzt, ist mit verschärften
Polizeigesetzen konfrontiert. Kundgebungen sind nur noch auf Gehwegen und
Plätzen erlaubt. Wer seinen Fuß auf die Straße setzt, soll die Kosten für
Polizeieinsätze tragen. Linke Opposition wurde kriminalisiert, soziale
Organisationen mit Anklagen überzogen und Kräfte damit gebunden.

"Um die Pläne der Regierung umzusetzen, braucht es einen hohen Grad
staatlicher Gewalt", sagt Paula Litvachky vom CELS. Sollte es zu massiveren
Protesten kommen, kann die Regierung das Militär bei internen
Auseinandersetzungen einsetzen. Das beschloss die Regierung im Dezember
2024 per Dekret am Parlament vorbei. Möglich wurde das durch das im Juni
2024 im Parlament trotz massiver Proteste der Zivilgesellschaft
verabschiedete "Ley Bases" [3]. Dieses räumt dem Präsidenten für ein Jahr
Vollmachten ein, Dekrete ohne parlamentarische Zustimmung zu erlassen.

Über kurz oder lang wird Mileis Erfolg davon abhängen, ob die argentinische
Wirtschaft in Schwung kommt. Dazu setzt die Regierung auf einen neuen
IWF-Kredit und das Gesetzespaket RIGI, das Kapital anziehen soll, indem
ausländische Investitionen von mehr als 200 Millionen Dollar gefördert
werden. Diese bleiben jedoch rar, die Verunsicherung potentieller
Investoren ob der politischen Lage in Argentinien scheint groß.
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Kolumbien

Acht Jahre Friedensabkommen. Eine Bilanz

von Anderson Arley Orobio Valencia



Indigene und afrokolumbianische Gemeinschaften sind am stärksten vom
bewaffneten Konflikt betroffen und haben am wenigsten Wiedergutmachung
erfahren.

(Buenaventura, 02. Februar 2025, npla) - Kolumbiens Bemühungen um ein
dauerhaftes Friedensabkommen sind weltweit bekannt. Der Friedensprozess und
seine Umsetzung werden auf vielen regionalen Veranstaltungen und
internationalen Foren gefeiert. Doch acht Jahre nach der Unterzeichnung des
endgültigen Friedensabkommens ist der Weg zum Frieden für die
Kolumbianer*innen, insbesondere für die afrokolumbianische Bevölkerung,
ungewiss und mit enormen Herausforderungen verbunden. Insbesondere was den
Vorsatz der ethnischen Gleichberechtigung angeht, bleibt die Realität
erheblich hinter den allgemeinen Zielen des endgültigen Friedensabkommens
zurück.

In meiner Heimatstadt Buenaventura, der wichtigsten Hafenstadt Kolumbiens,
befürchtet man neue Zyklen der Gewalt. Allein auf dem Festland der Stadt,
zu dem die Bezirke 5 bis 12 gehören, wurden bisher mehr als ein Dutzend
Menschen ermordet. Die neuen Gewaltausbrüche lösen Angst und Besorgnis aus
und lassen bei der Bevölkerung Zweifel am Erfolg der Friedensverhandlungen
aufkommen, die die Shottas und die Espartanos mit der
Regierung führen. Die beiden kriminellen Banden dominieren den Drogenhandel
der Stadt und schikanieren die Bevölkerung mit Erpressung. Seit 2020 liegen
sie wegen eines Gebietsstreits im Stadtgebiet von Buenaventura miteinander
im Clinch. Die Verhandlungen begannen im Juli 2023 mit dem Ziel, beide
Gruppen zu entwaffnen und die Verantwortlichen vor Gericht zu stellen. Die
Bedeutung des Friedensabkommens in Kolumbien ist immens, und die Zeit
drängt. Die Umsetzung der Beschlüsse bleibt hinter den Erwartungen zurück,
insbesondere was den ethnischen Aspekt des Konflikts betrifft. Eine
beschleunigte Umsetzung des Abkommens würde die Chancen auf Veränderung für
die Bevölkerung an der kolumbianischen Pazifikküste enorm verbessern.

Was genau ist der ethnische Aspekt bei den Friedensverhandlungen, und
warum ist er so wichtig?

Im November 2016 unterzeichnete die kolumbianische Regierung das endgültige
Friedensabkommen mit der FARC-EP. Es war das erste Mal, dass ein
Friedensprozess ein spezielles Kapitel über ethnische Völker enthielt. Die
Aufnahme dieses Kapitels fiel der afrokolumbianischen Bevölkerung nicht in
den Schoß, sondern war das Resultat der Zusammenarbeit afrokolumbianischer
Organisationen und Führungspersönlichkeiten. Ihnen war es nach mehreren
Jahren der Mobilisierung auf nationaler und internationaler Ebene gelungen,
Einfluss auf die Verhandlungen in Havanna zu nehmen und die ausdrückliche
Berücksichtigung des "ethnischen Kapitels" innerhalb weniger Monate nach
der Unterzeichnung des endgültigen Friedensabkommens zu erreichen. Dieses
Kapitel sieht in jedem Punkt des Abkommens konkrete Maßnahmen für ethnische
Gemeinschaften vor und erkennt die unverhältnismäßigen Auswirkungen an, die
die ethnischen Gemeinschaften während des bewaffneten Konflikts erleiden
mussten.

Nach offiziellen Angaben wurden im November 2024 insgesamt 9.826.986
Menschen als Opfer des internen Konflikts in Kolumbien gezählt. Davon
bezeichnen sich 1.270.639 Millionen als Schwarze, Afrokolumbianer*innen,
Raizales [1] und Palenqueras. Das macht zwei von zehn Kolumbianer*innen,
die vom bewaffneten Konflikt betroffen sind, und eine*r von acht
Betroffenen ist Schwarz, Afrokolumbianer*in, Raizal oder Palenquera [2].
Die Umsetzung des ethnischen Kapitels ist eine der wichtigen
Verpflichtungen des Friedensprozesses. Im Mai des Jahres 2024 waren nach
Angaben des Instituto Kroc [3] von den 80 Bestimmungen mit ethnischem
Schwerpunkt nur 13 Prozent erfüllt, 61 Prozent befanden sich im
Anfangsstadium, 14 Prozent in einem Zwischenstadium, und 13 Prozent wurden
noch nicht in Angriff genommen. Das wirft ein beunruhigendes Licht auf die
Umsetzung des Friedensabkommens und lässt ernsthafte Zweifel aufkommen, ob
die im Abkommen festgelegten Ziele in der verbleibenden Umsetzungszeit
wirklich erreicht werden.

Wie steht es um die Wiedergutmachung für afrokolumbianische Opfer?

Von den mehr als neun Millionen Opfern des Konflikts haben laut Dejusticia
[4] nur knapp 1,2 Millionen Opfer (14 Prozent) eine Entschädigung erhalten.
Maßnahmen zur Rückgabe, Rehabilitierung, Entschädigung und Garantien der
Nichtwiederholung wurden gesetzlich festgelegt (ley 1448 del 2011 [5]), und
es muss überprüft werden, ob diese eingehalten werden, damit die Opfer des
bewaffneten Konflikts in Kolumbien vollständig entschädigt werden.
Dejusticia beziffert die Auswirkungen des bewaffneten Konflikts auf die
afrokolumbianische Bevölkerung folgendermaßen: 1.232.842 Menschen wurden
zwangsvertrieben, 106.820 bedroht, und über 56.000 verloren ihr Leben:
6.522 Menschen wurden gezielt getötet, 49.798 wurden als "indirekte Opfer"
gezählt.

Darüber hinaus sind die öffentlichen Finanzen des Landes in einem
miserablen Zustand. Der Staatshaushalt wurde um 2,5 Mio. EUR gekürzt. Das
wird sich unweigerlich auf die umfassende Wiedergutmachung auswirken, denn
mehrere staatliche Stellen, deren koordinierte Arbeit dafür notwendig ist,
sind von den Kürzungen betroffen. Darüber hinaus hat der USAID-Stopp der
für die internationale Zusammenarbeit bereitgestellten Mittel den Prozess
in ernste Schwierigkeiten gebracht. Die Sondergerichtsbarkeit für den
Frieden (JEP) wurde als Mechanismus zur Untersuchung, Verurteilung und
Bestrafung von Menschenrechtsverletzungen und Verstößen gegen das
humanitäre Völkerrecht während des bewaffneten Konflikts durch das
Friedensabkommen geschaffen. Ohne die zuvor in Aussicht gestellten knapp
3,5 Mio. EUR werden sich die Arbeit und die Ergebnisse des neu
eingerichteten Rechtsinstruments weiter verzögern.

Natürlich gibt es auch Phänomene im eigenen Land wie das der Korruption,
die die Entschädigung der Opfer des bewaffneten Konflikts erschweren.
Schätzungsweise 2,6 Mio. EUR, die für soziale Projekte zur Verwirklichung
des Friedens in den Regionen bestimmt waren, wurden während der Amtszeit
von Präsident Duque entwendet. Das Geld ist also nicht nur knapp, sondern
das Wenige, was da ist, wird vom Krebsgeschwür der Korruption verschlungen.

Dem Bericht "Licht und Schatten der Umsetzung des Friedensabkommens in
Kolumbien" zufolge sind die indigene Bevölkerung und die
afro-kolumbianischen Gemeinschaften nicht nur am stärksten vom bewaffneten
Konflikt betroffen, sondern haben bisher auch am wenigsten Wiedergutmachung
erfahren. Für die indigene Bevölkerung liegt die Zahl bei 21 Prozent, für
die Afrokolumbianer*innen bei 18 Prozent (UNDP, 2020).

Hauptaspekt Sicherheit

Die Sicherheit bleibt eins der wichtigsten Themen für die ethnischen
Gebiete. In Buenaventura kosten Gewalt und Krieg weiterhin jungen Menschen
voller Träume und Hoffnungen das Leben. "Wie lange werden wir noch die
Toten in Buenaventura zählen?", fragt Linda Y. Posso Gomez, Aktivistin und
Soziologin in Buenaventura.

In einem Kommuniqué vom 23. Januar machten die Shottas die nationale
Regierung für die jüngsten Gewaltausbrüche in Buenaventura verantwortlich.
Sie sind der Ansicht, dass die Regierung sie bei den Verhandlungen mit den
Espartanos im Stich gelassen habe. Auch die Stadtregierung
Buenaventura wandte sich an die nationale Regierung und bat um Klarheit
über die Vereinbarungen und um mehr Unterstützung bei den
Friedensgesprächen in Buenaventura. Shottas und Espartanos haben sich zwar
auf einen Waffenstillstand bis zum 5. Februar geeinigt, doch bedarf es
einer weitreichenden Unterstützung der staatlichen und der lokalen
Regierung. Wir brauchen wirtschaftliche und bildungspolitische Perspektiven
und Arbeitsplätze, um illegalen Wirtschaftszweigen wie Drogenhandel und
Erpressung das Wasser abzugraben. Andernfalls wird Buenaventura auf ewig in
seiner Gewaltspirale verharren.

Die Farben des Friedens und der Blick in die Zukunft

Für die Umsetzung des Friedensabkommens bleibt nicht mehr viel Zeit, ganz
besonders nicht für die ethnischen Gruppen. Die nach kolumbianischem Recht
vorgesehene maximale Umsetzungsfrist beträgt 15 Jahre, aber bisher ist der
Prozess noch nicht einmal zur Hälfte abgeschlossen. Für Ende 2024 hat die
kolumbianische Regierung die Vorlage eines Gesetzentwurfs zur Verlängerung
der Umsetzung des Friedensabkommens angekündigt. Sollte der Vorschlag im
Kongress vorgelegt und angenommen werden, würde die Umsetzung des Abkommens
nicht 2030, sondern erst 2038 enden. Doch auch wenn wir den Vorschlag der
kolumbianischen Regierung begrüßen, müssen wir uns darüber im Klaren sein,
dass keine Verlängerung der Umsetzungszeit ein echtes Engagement und den
Willen zum Frieden ersetzen kann.

Der Frieden in Kolumbien muss seinen ethnischen und territorialen Ansatz im
Auge behalten. Wir können nicht zulassen, dass sich die Geschichte
wiederholt und dass die schwächsten Gemeinschaften weiterhin die Hauptlast
des Konflikts tragen. Andernfalls wird der lang ersehnte Wunsch nach
Frieden für die afrokolumbiansche und indigene Bevölkerung eine vergebliche
Hoffnung auf Veränderung bleiben.

In Zusammenarbeit mit ICJA - Freiwilligenaustausch weltweit

https://www.icja.de/
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[3] https://curate.nd.edu/articles/report/Un_llamado_a_la_acci_n_tercer_informe_especial_sobre_el_estado_de_implementaci_n_del_enfoque_tnico_del_Acuerdo_Final_/26931976?file=49295809

[4] https://www.dejusticia.org/dia-nacional-de-solidaridad-con-las-victimas-hablemos-de-reparacion/

[5] https://www.funcionpublica.gov.co/eva/gestornormativo/norma.php?i=43043
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Chile

Pinochet-Apologetin will Präsidentin werden



Evelyn Matthei, die wichtigste Kandidatin der chilenischen Rechten
für die Präsidentschaftswahl 2025, rechtfertigt Diktaturverbrechen.

(Santiago, 19. April 2025, la diaria) - Evelyn Matthei, die wichtigste
Kandidatin der chilenischen Rechten für die Präsidentschaftswahl am 16.
November 2025, hat Pinochets Putsch ebenso gerechtfertigt wie die von ihm
zu verantwortenden Todesopfer in den Jahren 1973 und 1974. In diesen beiden
Jahren starben bzw. verschwanden mehr als 2.000 Personen. Unter diesen
befand sich der Vater von Carolina Tohá, eine der Kandidatinnen der Linken
für die Präsidentschaft.

"Sie wollten aus Chile ein zweites Kuba machen"

Die in vielen sozialen Netzwerken verbreitete Losung "Que ser pinochetista
vuelva a dar vergüenza" ("Pinochet-Anhänger*in sein muss wieder peinlich
werden") ist eine Reaktion auf Aussagen von Evelyn Matthei, die eine
Präsidentschaftskandidatur anstrebt - die zweite nach 2013. In einem
Interview hatte sie Pinochets Putsch als "notwendig" bezeichnet.
Andernfalls wäre Chile den Weg Kubas gegangen, es habe keine Alternative
gegeben, erklärte sie gegenüber dem Sender Radio Agricultura. In
Umfragen für die Präsidentschaftswahl zählt Matthei zu den Favorit*innen.
Anfangs, 1973 und 1974, seien Tote wohl unvermeidlich gewesen. 1978 oder
1982 dagegen, als es noch immer Tote gab, habe keine Notwendigkeit mehr
bestanden, da die Situation in Chile mittlerweile unter Kontrolle gewesen
sei.

Matthei will gegen rechtsextreme Kandidaten punkten

Evelyn Matthei ist Mitglied der Unión Demócrata Independiente (UDI),
einer Partei, die aus dem Pinochetismo entstanden ist. In den
vergangenen Jahren hatte sie ihre Aussagen gemäßigt. Dem Bündnis Chile
Vamos gehören auch Parteien an, die sich von der Diktatur distanzieren.
In diesem Jahr aber hat Matthei, die die Präsidentschaftskandidatur für
Chile Vamos anstrebt, den Ton im Wettbewerb mit rechtsextremen
Kandidaten verschärft. In einem Interview macht sie für die
Menschenrechtsverletzungen "Verrückte" verantwortlich, die auf eigene Faust
gehandelt hätten und von niemandem rechtzeitig gestoppt worden seien. Die
Zeitung "La Tercera" zitierte Matthei mit einer Aussage ihres Vaters
Fernando Matthei, der der Militärjunta angehörte. Dieser habe alle
Einheiten der Streitkräfte besucht und erklärt: "Wenn hier irgendjemand
eine Menschenrechtsverletzung begehen sollte, glauben Sie nicht, dass ich
ihn verteidigen werde." Dennoch beging die Diktatur eine Unzahl an
Menschenrechtsverletzungen. 1.469 Verschwundene und mehr als 1.700
Ermordete gehen auf das Konto des Staatsterrorismus. Daten des Museo de
la Memoria y los Derechos Humanos, zufolge wurden allein am Tag des
Putsches, dem 11. September 1973, 78 Menschen ermordet oder verschwanden
unter gewaltsamen Umständen. Am Ende des Jahres 1973 betrug die Zahl
bereits 1.832. Im Jahr 1974 war statistisch jeden Tag mehr als ein Opfer zu
beklagen. Die Zahlen gingen in den folgenden Jahren zurück, aber Morde und
das Verschwinden von Menschen setzten sich fort.

Hinterbliebene von Diktatur-Opfern empört

Carolina Tohá vom Partido por la Democracia (PPD), der zur
Regierungskoalition zählt, strebt, ebenfalls aussichtsreich, eine
Präsidentschaftskandidatur für das Regierungslager an. Die Einlassungen von
Matthei seien von einer Gewalt und Brutalität, von der sie gehofft habe,
diese nie wieder hören zu müssen, so Toha: "Tote sind niemals, niemals
unvermeidbar, und noch weniger 'notwendig' sind Morde, politisches
Gefängnis, Konzentrationslager, Entführungen." Unter den von Matthei als
"unvermeidbar" bezeichneten Toten habe sich ihr Vater befunden. José Tohá
war während der Präsidentschaft von Salvador Allende Innen- und
Verteidigungsminister. Im September 1973 wurde er verhaftet, in mehreren
Internierungslagern gefoltert und im Februar 1974 ermordet.

Carlos Cuadrado Prats, der ehemalige Bürgermeister von Huechuraba, das zu
Groß-Santiago zählt, erinnerte daran, dass sich unter Mattheis
"unvermeidlichen" Toten seine Großeltern befanden, Carlos Prats González,
General und ehemaliger Innenminister der Allende-Regierung, und Sofía
Cuthbert. Die beiden wurden 1974 in Buenos Aires von Pinochets
Geheimpolizei DINA (Dirección de Inteligencia Nacional) ermordet.

Präsident Boric: Diktatur von Anfang bis Ende verbrecherisch

Chiles amtierender Präsident Gabriel Boric schrieb bei X: "Der Putsch ist
nicht zu rechtfertigen. Die Diktatur war verbrecherisch und unrechtmäßig,
vom 11. September 1973 bis zum 11. März 1990 [Amtsantritt des demokratisch
gewählten Präsidenten Patricio Aylwin]. Nichts rechtfertigt die Morde, das
Verschwindenlassen, die Foltern, das Exil. Zu keinem Zeitpunkt."

Die Hinterbliebenen-Organisation Coordinadora Nacional de Agrupaciones
de Familiares de Detenidos Desaparecidos y Ejecutados Políticos
verurteilte die Worte der rechten Präsidentschaftskandidatin scharf und
forderte einen Widerruf und eine öffentliche Entschuldigung. "Aus Respekt
vor allen Opfern der Diktatur und zum Schutz der Demokratie in unserem
Land." Es handle sich um ein Leugnen, auf das die Gesetzgebung reagieren
müsse. Die Kandidatin habe bereits zuvor Pinochet verteidigt. Vor zwei
Jahren habe die Rechte sich einem nationalen Konsens aus Anlass des 50.
Jahrestages des Putsches verweigert, was ein weiteres Mal deren
Unfähigkeit, sich auf die Demokratie einzulassen, belege.

Bekenntnis der chilenischen Rechten zur Demokratie in Zweifel

Der mitregierende Frente Amplio warf die Frage auf, ob Matthei eine
Erbin des ehemaligen Präsidenten Sebastián Piñera sei, dessen Losung
"Democracia siempre" ("Demokratie immer") gelautet habe, oder eine
Erbin von Pinochet. Diesen hatte sie verteidigt, als er 1998 in London
aufgrund der von ihm zu verantwortenden Verbrechen verhaftet wurde. Der
Frente Amplio forderte die demokratische Rechte auf, klar Position
zu beziehen, da Matthei offenbar hierzu noch immer nicht in der Lage sei.
Bedauerlicherweise bestehe das Problem von Evelyn Matthei nicht in ihrer
Haltung, sondern im Fehlen einer Haltung. An einem Tag sage sie dies, am
anderen jenes, je nachdem, in welche Richtung die Umfragen sie drückten.
Sie sei abhängig davon, ob der rechtsextreme Johannes Kaiser oder die
politische Mitte in den Umfragen zulege. Die Chilen*innen wüssten einfach
nicht, mit wem sie es bei Evelyn Matthei zu tun hätten, so Frente
Amplio-Mitglied Gonzalo Winter, der sich auch um eine Kandidatur
für die Präsidentschaftswahl bewirbt. Etwas, von dem man gedacht habe, es
sei nach 50 Jahren überwunden, scheine sich zu wiederholen.

Zwei weitere mögliche Kandidatinnen des Regierungslagers lehnten die
Aussagen von Matthei ebenfalls öffentlich ab. Die Kommunistin Jeannette
Jara warnte, dass sich die Demokratie nicht auf der Grundlage des
systematischen Leugnens ("Negacionismo") aufbauen lasse. Die Sozialistin
Paulina Vodanovic erinnerte daran, dass die Pinochet-Diktatur 1973/74 mehr
als 2.000 Menschen ermordet habe. Unter diesen befanden sich 15 schwangere
Frauen. Vodanovic warf die Frage auf: "Welcher Demokrat, welche Demokratin
kann solch ein Massaker relativieren?" Die Aussagen von Matthei sorgten
dafür, dass in den sozialen Medien immer wieder Beispiele von ermordeten
Kindern und Jugendlichen genannt wurden, ebenso wie Massaker an der
unbewaffneten Landbevölkerung. Der einstige Präsidentschaftskandidat Marco
Enríquez-Ominami schrieb bei X: "Ja, Evelyn, Victor Jara die Hände zu
brechen, um ihn anschließend zu ermorden, war absolut unvermeidbar."

Diktatur laut Matthei Folge eines kollektiven Versagens

In einem Versuch, für Klärung zu sorgen, erklärte Matthei in einem Video:
"Ich sage es Ihnen ganz deutlich: Weder habe ich die
Menschenrechtsverletzungen gerechtfertigt, noch werde ich das jemals tun.
Ich bin immer dem Dialog und der Demokratie verpflichtet gewesen." Die
Linke verdrehe ihre Aussagen grob. Was sie jedoch meine, sei: Alle Bereiche
der Politik seien für das Zerbrechen der chilenischen Demokratie
verantwortlich gewesen. Es habe sich um ein kollektives Versagen gehandelt.

Der Diskurs von Matthei findet in einem Jahr statt, in dem die extreme
Rechte, die die Diktatur rechtfertigt, mit Kandidaturen wie denen von José
Antonio Kast und Johannes Kaiser dem Bündnis Chile Vamos die rechte
Wählerschaft streitig macht. Beide kritisierten die Äußerungen von Matthei
nur deshalb, da sie diese für opportunistisch halten. Kast, Kandidat des
Partido Republicano, sagte: "Unsere Position zu dem, was vor 50
Jahren geschah, ist klar und bekannt. Sie ändert sich nicht je nach Umfrage
oder Angst vor der Wahl. Priorität aber hat es für uns, nach vorne zu
schauen." Kaiser vom Partido Nacional Libertario wiederum zeigte
sich erstaunt über die Äußerungen von Matthei. Er glaube, in den
vergangenen 20 Jahren habe man in Chile nichts Ähnliches gehört. Es handle
sich um einen gewissen Opportunismus in Zusammenhang mit der Wahl.

Einer Umfrage des Institutes CADEM zufolge glauben 28 Prozent der
Chilen*innen, dass Matthei Chiles nächste Präsidentin wird. Mit großem
Abstand folgen die Kandidat*innen Kaiser (14 Prozent), Kast (13 Prozent),
Tohá, (5 Prozent), Jara (3 Prozent) und Winter (3 Prozent). Bei der Frage,
für wen sie stimmen würden, wenn am gleichen Tag die Wahl wäre, landete
Matthei ebenfalls auf dem ersten Platz, allerdings nur mit 20 Prozent. Es
folgten Kaiser (15 Prozent), Kast (14 Prozent), Jara (5 Prozent), Tohá (4
Prozent) und Winter (3 Prozent). Die Bündnisse von rechts und links werden
voraussichtlich im Mai ihre Vorwahlen abhalten, um ihre
Präsidentschaftskandidat*innen für die Wahl am 16. November zu küren.
Sollte keine/r der Kandidat*innen an diesem Tag mehr als 40 Prozent der
Stimmen erhalten, wird es am 14. Dezember eine Stichwahl zwischen den
beiden KandidatInnen geben, die in der ersten Runde die meisten Stimmen
erhielten. Verschiedene Umfragen prognostizieren ein Duell Matthei gegen
Tohá.

Übersetzung: Bernd Stössel
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Israel

Restvernunft


Gespräche mit Menschen, die gegen den Krieg aufstehen.

von Moritz Krawinkel und Riad Othman



Die Ankunft in Tel Aviv fühlt sich unwirklich an. Noch gestern haben wir in
Tulkarem im nördlichen Westjordanland mit Aktivisten unserer
Partnerorganisation Jadayel über die Verwüstung der beiden Flüchtlingslager
in der Stadt und die Massenvertreibung ihrer Bewohner:innen gesprochen.
Auch Gaza und damit der Krieg und das Leiden sind von hier aus nur etwas
über eine Stunde entfernt. Und doch meint man, auf einem anderen Kontinent
zu sein. In Tel Aviv verläuft das Leben, oberflächlich betrachtet, in den
gewohnten Bahnen. Menschen gehen ihrem Alltag nach, kaufen ein, gehen zur
Arbeit, joggen, sitzen in Cafés. Das Land befindet sich im Krieg. Wie macht
sich das bemerkbar?

Wir sind verabredet in einem griechischen Restaurant über dem alten Hafen
von Jaffa, ehemals eine der wichtigsten palästinensischen Städte, heute der
arabisch geprägte Stadtteil von Tel Aviv. Auf dem Platz davor wehen
Dutzende israelische Fähnchen. Lee Caspi, Sima Wattad und Adar Primor von
unserer langjährigen Partnerorganisation Physicians for Human Rights Israel
(PHRI) warten bereits auf uns. Von den 39 Mitarbeiter:innen der
medizinischen Hilfsorganisation, aber auch im ehrenamtlichen Vorstand sind
jeweils die Hälfte Palästinenser:innen sowie Jüdinnen und Juden aus Israel.
Zuletzt hat PHRI versucht, Rechtsbeistand für Ärzte aus Gaza zu leisten,
die illegal nach Israel verschleppt und auf israelischen Militärbasen und
in Gefängnissen routinemäßig gefoltert wurden. Darüber hat die Organisation
auch umfassende Berichte vorgelegt. Lee kommt schnell zur Sache.

"Die Militarisierung der israelischen Gesellschaft ist immer weiter
vorangeschritten, selbst hier in Tel Aviv/Jaffa. Durch den Schock des
7. Oktober und die Trauer allein sei das nicht zu erklären. Ihre Kollegin
Sima ergänzt: "Der Genozid hat nur deutlicher gemacht, wie rassistisch und
dehumanisierend die israelische Gesellschaft ist." Neu sei allerdings, wie
tief sich das Misstrauen überall eingenistet habe. "Du weißt nie, was die
Menschen, mit denen du sprichst, über dich denken. Immer musst du
aufpassen, was du sagst." Über das, was in Gaza wirklich vor sich geht,
sprächen nur wenige, die Propaganda wirke: "Kaum jemand schaut hinter die
Kulissen der offiziellen Regierungsverlautbarungen." Palästinensisches Leid
habe darin keinen Platz, müsse ferngehalten oder infrage gestellt werden.
Tauchen zum Beispiel Bilder oder Videos aus Gaza auf, werden sie in der
israelischen Öffentlichkeit als propagandistische Inszenierung abgetan -
als "Pallywood", eine Wortschöpfung aus palästinensisch und Hollywood.

Bleiben oder gehen?

Seit eineinhalb Jahren dauert der Krieg nun an und ein Ende ist nicht in
Sicht. Wo aber ist die Linke, wo die einstige Friedensbewegung? Lee zufolge
werde der Krieg gegen Gaza auch in Israel inzwischen öfter als Genozid
bezeichnet - aber eben nur in kleinen Kreisen und oft hinter vorgehaltener
Hand. "Wir haben uns an das Silencing gewöhnt - daran, Angst zu haben, die
eigene Meinung zu sagen." Doch langsam täten sich auch Risse auf in der
israelischen Gesellschaft, die Scham wachse. Selbst der frühere israelische
Premierminister Ehud Olmert hat geäußert, dass sein Land in Gaza
Kriegsverbrechen begeht. Jede:r zweite Reservist:in weigert sich
inzwischen, der Einberufung nachzukommen, erzählt Adar. Das habe zwar
verschiedene Gründe, viele seien schlicht erschöpft. Andere aber sähen
keinen Sinn mehr darin, das Töten fortzusetzen, ohne dass die Geiseln
dadurch befreit werden.

Eben das wird auch auf regelmäßig stattfindenden Demonstrationen
kritisiert, in Tel Aviv, Jerusalem, in der Nähe des Gazastreifens und
andernorts. Es gibt sie, nicht mehr so groß wie in früheren Phasen des
Krieges, aber inzwischen finden sich immer mal wieder mehrere Tausend
Menschen in Tel Aviv zusammen. Allerdings protestiert dabei nur ein Teil
gegen den Krieg als solchen. Viele fordern eher eine effizientere Art der
Kriegsführung. Adar beschreibt es so: "Es gibt zwar viel Kritik an der
Regierung, aber nur wenige kritisieren sie für ihren Umgang mit den
Palästinenser:innen." In Umfragen spricht sich eine sehr große Mehrheit der
jüdischen Israelis für die Vertreibung der palästinensischen Bevölkerung
aus dem Gazastreifen aus, genauer: vier von fünf. Adar, Lee und Sima sind
Teil der kleinen Minderheit, die immer mehr an ihrem Land verzweifelt.

Der Umgang mit der Verzweiflung kann verschiedene Formen annehmen. Yakov
Garb, Professor an der Ben-Gurion University des Negev, erzählt uns bei
einem späteren Treffen, dass er seine kartographischen Kenntnisse dafür
nutzt, um Satellitenbilder des Gazastreifens mit den Verlautbarungen des
Militärs zu vergleichen. Es ist der Versuch, Aufschluss über die nicht
öffentlich kommunizierten Kriegsziele zu gewinnen; etwas zu tun; oder auch
etwas zu verstehen, was er nicht verstehen kann. "Ich habe eigentlich nie
daran gedacht, einmal aus Israel wegzugehen", vertraut er uns an. "Aber
mein Judentum wurde gehijacked. Vielleicht müssen wir hier weg, damit meine
Kinder das Judentum kennenlernen können, das ich ihnen vermitteln möchte."
Das sehen andere ganz anders. So werden wir im Laufe der Reise noch mit
Yehuda Shaul sprechen, Aktivist und Gründer der Reservistenorganisation
Breaking the Silence. Über den Gedanken, das Land zu verlassen, schüttelt
er fast erbost den Kopf. "Unser Platz ist hier, wir müssen hier für eine
andere Gesellschaft streiten." Über die Aussichten dieses Kampfes sagt
diese Beharrlichkeit indes wenig.

Gegen das Vergessen

Auf der Fahrt von Tel Aviv nach Haifa legen wir einen Zwischenstopp an
einem Strand unweit des ehemaligen palästinensischen Fischerdorfs Tantura
ein. Im Mai 1948 verübte die Haganah, Vorläufer der Israelischen Armee,
hier ein Massaker an entwaffneten Gefangenen und Dorfbewohner:innen - eines
von vielen, die zur Vertreibung und Flucht von bis zu 80 Prozent der
palästinensischen Bevölkerung beitrugen. Seit 2011 droht ein Gesetz in
Israel Institutionen mit der (vollständigen) Kürzung öffentlicher Gelder,
wenn sie den Jahrestag der Staatsgründung wegen der damit verbundenen
ethnischen Säuberung als Trauertag begehen - oder wenn sie sich für einen
Staat mit gleichen Rechten für alle Menschen im gesamten Gebiet zwischen
Mittelmeer und Jordanfluss aussprechen. Die jüdische Vorherrschaft, die
seit 2018 auch explizit in der Verfassung festgeschrieben ist, soll nicht
in Zweifel gezogen werden.

Gegen das Vergessen und die Versuche zur Auslöschung der palästinensischen
Identität im israelischen Diskurs engagiert sich seit Jahren Nida'a Nasser.
In Haifa leitet sie die palästinensische medico-Partnerorganisation
Baladna, die kurz nach Ausbruch der zweiten Intifada im Jahr 2001 gegründet
wurde. Diese versucht, der jungen Generation gegen die staatlich
propagierte Geschichtsschreibung ein Verständnis der eigenen
palästinensischen Geschichte zu vermitteln. "Der israelische Staat will uns
davon überzeugen, dass die Zionisten kamen und uns zivilisierten, dass sie
das Land modernisiert und uns die Demokratie gebracht haben", sagt sie.
Indem Baladna Begegnungen, gemeinsame Ausflüge und Jugendaustausch
organisiert, soll palästinensische Gesellschaftlichkeit möglich werden.
Denn: "Unsere Lebensrealitäten sind fragmentiert, geographisch und
politisch." So haben palästinensische Schüler:innen in Israel keinen
Kontakt mit Altersgenoss:innen im Westjordanland. Und während
Palästinenser:innen in Israel Bürger:innen zweiter Klasse sind, ge
nießen sie - ausgestattet mit dem israelischen Pass - gegenüber ihren
Landsleuten im Westjordanland große Freiheiten und sind oft auch ökonomisch
besser gestellt. Umgekehrt werden sie von diesen bisweilen gar als
Kollaborateure des Unterdrückungssystems angesehen. Die Spaltung wirke,
betont Nida'a. Sie be- und entfremdet und sorgt auch für
innerpalästinensische Konflikte. "Wir sitzen zwischen allen Stühlen."

In einem schönen historischen Gebäude unweit des Hafens besuchen wir den
Anwalt Hassan Jabarin, Gründer der Organisation Adalah, und seine jüngere
Kollegin Lubna Touma. Regale voller Gesetzessammlungen, Gerichtsurteile und
juristischer Fachzeitschriften bedecken die Wände der Büroräume. Seit bald
30 Jahren setzt sich Adalah für die Rechte der arabischen Minderheit in
Israel ein, befasst sich aber auch mit dem andauernden Unrecht der
illegalen Besatzung des Westjordanlands. Während einer Pause erzählt Lubna
Touma von den zahlreichen Verfahren, die sie seit dem 7. Oktober in Israel
begleitet hat. Proteste von palästinensischen Bürger:innen Israels würden
aktuell in einem Maße verfolgt, wie es das während keinem früheren Krieg
und auch nicht während der Intifada gegeben habe.

Allein wegen Posts in den sozialen Medien seien 160 Personen angeklagt
worden, der Vorwurf sei immer der gleiche: Aufhetzung zu Terror oder
Befürwortung von Terrorismus - selbst wenn es sich nur um
Sympathiebekundungen mit den Menschen in Gaza gehandelt habe. Sogar 
Koran-Zitate oder simple Gebete seien als Terrorunterstützung ausgelegt worden.
Hierbei greifen auch über 30 Gesetze, die in den letzten zwei Jahren
verabschiedet worden sind und sich explizit gegen die palästinensische
Bevölkerung des Landes richten. Zum Beispiel können nun legal Angehörige
von palästinensischen Attentätern zwangsweise aus Israel nach Gaza
verbracht werden. Lubna sagt es so: "Während der Rechtsstaat für
palästinensische Bürger:innen Israels bis zum 7. Oktober 2023 mehr oder
weniger funktioniert hat, wird unsere Existenz nun sogar verfassungsmäßig
infrage gestellt."

Uni-Campus oder Militärcamp?

Hassan, der an der Universität lehrt, berichtet, wie extrem angespannt die
Situation auch dort inzwischen sei. Manche palästinensischen Studierenden
seien wegen Äußerungen zum Krieg, die sie außerhalb der Uni getätigt haben,
exmatrikuliert oder anderen Disziplinarmaßnahmen unterworfen worden. Viele
würden den Campus inzwischen ganz meiden - während einige jüdische
Studierende in Uniform und mit Waffe im Hörsaal säßen. "Es fühlt sich an
wie ein Militärcamp." Er fühle sich wie ein Schwarzer Dozent in den 
1950er-Jahren in den USA, der mit seinen weißen Studierenden über die Legitimität
der Segregation diskutieren soll, sagt Hassan. "Es seien sogar Steckbriefe
palästinensischer Studierender mit Zitaten aus Social-Media-Posts
verbreitet worden. So würden sich immer weniger Menschen trauen, ihre
Meinung zu sagen. Repression sei nichts Neues, ergänzt Hassan: "Aber so
schlimm wie jetzt ist es noch nie gewesen." Darüber muss er lachen. Ihm
fällt auf, dass sein Vater diesen Satz schon vor Jahrzehnten gesagt habe
und auch er habe ihn schon mehrmals in seinem Leben gesagt.

Am Abend sind wir in einem Szenerestaurant verabredet, das ausschließlich
vegane und vegetarische Gerichte serviert, dazu Craft Beer und Weine aus
Israel. Auf der Terrasse feiert eine fröhliche Gesellschaft. An der
Hauswand gegenüber prangt ein großes Graffito, das die Elemente und den
Aufbau von Picassos berühmtem Antikriegsgemälde "Guernica" paraphrasiert:
Fratzen, Figuren, der Stier, das Auge. Betitelt ist es mit "7.10.". Wir
treffen den israelischen Historiker Nimrod Ben Zeev. "Für viele hier
beginnt und endet die Geschichte am 7. Oktober", erklärt er. "Als wäre die
Zeit stehengeblieben." Dieser Bann werde aber immer wieder hergestellt und
verfestigt, etwa dadurch, dass eine reißerische Berichterstattung immer
neue Details des Hamas-Angriffs veröffentliche und die israelische
Gesellschaft das Grauen immer wieder neu durchleben lasse.

Als Historiker erinnert Nimrod Ben Zeev daran, dass alles Geschichte und
Kontext habe. So sei die ausbleibende Empathie gegenüber
Palästinenser:innen Folge davon, dass Gaza, nicht zuletzt durch die
jahrelange Abriegelung, zu "dem Anderen" gemacht worden sei, eine Welt
fernab, die nur deshalb relevant sei, weil man sich vor ihr schützen müsse.
"Vorherrschaft ist eine Droge", sagt er. Es gebe schlicht kein Interesse,
die Vormachtstellung der Jüdinnen und Juden gegenüber Palästinenser:innen
aufzugeben. Und eine "Gesellschaft unter Drogen" halte Zweifel oder
Widersprüche nicht aus.


Moritz Krawinkel leitet die Öffentlichkeitsarbeit bei medico
international. Außerdem ist er in der Redaktion tätig und für die
Kommunikation zu Zentralamerika und Mexiko zuständig.

Riad Othman arbeitet seit 2016 als Nahostreferent für medico
international von Berlin aus. Davor war er medico-Büroleiter für Israel und
Palästina.


Dieser Beitrag erschien zuerst im medico rundschreiben 02/2025.

Das Rundschreiben kann kostenlos bezogen werden über:

https://www.medico.de/verbinden

 * 

Quelle:

medico international e.V. - 30. Juni 2025

Israel - Restvernunft

https://www.medico.de/blog/restvernunft-20135

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main
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MILITÄR/1020: Rekordausgaben fürs Militär - Die Welt auf dem Weg in die Aufrüstungsspirale (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Rekordausgaben fürs Militär: Die Welt auf dem Weg in die
Aufrüstungsspirale 


Die Welt hat im Jahr 2024 2,71 Billionen Dollar (2.710.000.000.000 USD)
für das Militär ausgegeben, wie aus neuen Daten hervorgeht, die am 28.
April 2025 von SIPRI veröffentlicht wurden.

vom International Peace Bureau, 1. Mai 2025




	 Die weltweiten Militärausgaben erreichten nach Schätzungen von SIPRI 2,7 Billionen US-Dollar, was im Vergleich zum Vorjahr einen Anstieg von 9,4 % im Jahr 2024 bedeutet - mit einem Anstieg von fast 20 % in nur drei Jahren ist das der größte Anstieg in der jüngeren Geschichte.

	Über 100 Friedensorganisationen aus 30 verschiedenen Ländern fordern die Regierungen auf, die Militärausgaben zu senken und stattdessen die globalen Herausforderungen unserer Zeit durch Zusammenarbeit und Diplomatie anzugehen.



Militärische Ansätze sind im Nahen Osten auf dem Vormarsch, wo die
Militärausgaben um 15 % gestiegen sind, in Europa mit einem
Gesamtanstieg von 17 %, angeführt von Westeuropa, das seinen
Militärhaushalt um 24 % erhöhte, und in Ost- und Südostasien mit
einem Anstieg von 7,5 % bzw. 7,8 %. Die NATO-Länder sind nach wie
vor weltweit führend: Auf ihre 32 Mitglieder entfallen 55 Prozent der
gesamten weltweiten Militärausgaben, was sich auf 1,5 Billionen US-Dollar
beläuft.

Die US-Militärausgaben stiegen um 5,7 % auf 997 Milliarden US-Dollar, was
37 % der weltweiten Gesamtausgaben im Jahr 2024 entspricht.
Russland, das seine Militärausgaben in nur einem Jahr um 38 Prozent
(auf 149 Milliarden Dollar) erhöht hat, und Israel mit einem Anstieg von 65
Prozent bekennen sich eindeutig zu einer Kriegswirtschaft, die auf die
Umsetzung politischer Vorhaben durch den Einsatz militärischer Gewalt
ausgerichtet ist.

China hat seinen Militärhaushalt im dreiunddreißigsten Jahr in Folge
erhöht und ist mit 314 Milliarden US-Dollar im Jahr 2024 erneut an zweiter
Stelle bei den Militärausgaben.

Dies sind einige der wichtigsten Kernaussagen der neuesten Daten zu den
weltweiten Militärausgaben, die am 28. April 2025 von der Stockholm
Internationales Friedensforschungsinstitut (SIPRI) [1] veröffentlicht
wurden. Global Days of Action on Military Spending - GDAMS (Globale
Aktionstage gegen Militärausgaben) analysiert gemeinsam mit dem Centre
Delàs of Peace Studies die neuen Daten zu den Militärausgaben und fordert
eine Reduzierung der weltweiten Militärausgaben sowie echte Anstrengungen
für eine neue Sicherheitsarchitektur, die auf gemeinsamer Sicherheit,
Abrüstung und internationaler Zusammenarbeit basiert.

"Das Bekenntnis der Großmächte zur Militarisierung und die
internationale politische Unsicherheit verringern die Chancen auf Frieden
in einigen der wichtigsten bewaffneten Konflikte und erhöhen die
Wahrscheinlichkeit, sich in Regionen mit latenten Spannungen für
militärische Lösungen zu entscheiden. Darüber hinaus wird das willkürliche
Ziel von 2 % des globalen BIP für Militärhaushalte nun durch 3,5 % oder
sogar 5 % ersetzt. Dies befördert nur die Geschäftsaussichten der
Rüstungsunternehmen, und wir wissen, dass von den führenden vier
Rüstungsindustrien drei ihren Sitz in NATO-Ländern haben", analysiert
Jordi Calvo, Koordinator des Centre Delàs und der Global Campaign on
Military Spending (GCOMS).

Die Militärausgaben treiben ein militaristisches Europa voran und
entfernt den Frieden immer mehr von diesem Kontinent.

Die Gesamtausgaben der EU-Mitglieder für das Militär betrugen im Jahr 2024
370 Milliarden Euro, der zweithöchste Wert nach den USA und erreichten 2024
mit einem vor allem von den mittel- und osteuropäischen Ländern getragenen
Anstieg von 17 Prozent ein Niveau, das über dem am Ende des Kalten Krieges
liegt. Vier der fünf europäischen Länder, die zu den 15 Ländern mit den
höchsten Ausgaben gehören, sind jedoch nach wie vor westlich; vor allem
Deutschland hat seine Militärausgaben im Jahr 2024 um 28 Prozent
erhöht und ist damit zum ersten Mal seit der Wiedervereinigung an erster
Stelle in Mittel- und Westeuropa.

Dies geht Hand in Hand mit einer breiten Debatte von Seiten des
europäischen Militarismus, bei der die Europäische Union selbst nicht außen
vor bleibt. Zusätzlich zu den direkten Subventionen der EU für
Forschung, Entwicklung, Produktion und Beschaffung von Rüstungsgütern, die
sich auf fast 1,5 Milliarden Euro im Jahr 2024 und 5 Milliarden Euro im
Rahmen der European Peace Facility belaufen, hat die Europäische Kommission
die Nutzung ziviler Programme für militärische Projekte erleichtert,
vom Umweltprogramm LIFE über das Verkehrswesen bis hin zu regionalen Fonds,
während sie gleichzeitig private Geldanleger, einschließlich derjenigen,
die im Bereich des nachhaltigen Finanzwesens und bei der Europäischen
Investitionsbank aktiv sind, ermutigt, in Rüstungsunternehmen zu
investieren.

"Neben der Verschärfung des globalen Wettrüstens und der Verteidigung
einer umstrittenen Hegemonie stellt die Militarisierung der EU auch eine
Bedrohung für den Frieden und die Sicherheit ihrer Bürger dar. Der jüngste
Plan für zusätzliche Militärausgaben in Höhe von 800 Milliarden Euro in den
nächsten vier Jahren wird früher oder später zu einer Kürzung der
öffentlichen Ausgaben für Gesundheit, Renten, Bildung oder den Kampf gegen
den Klimawandel und seine Folgen führen", warnt Laëtitia Sedou,
europäische Advocacy-Koordinatorin für ENAAT, der europäischen Kampagne
gegen den Waffenhandel.

Wegen steigender Militärausgaben und Verteidigungshaushalte werden
Ressourcen, die sonst drängende gesellschaftliche Herausforderungen wie
Klimawandel, öffentliche Gesundheit und Armut bewältigen könnten, für den
Ausbau militärischer Potentiale umgeleitet. Diese Verschiebung hin zur
Militarisierung birgt die Gefahr, die Spannungen innerhalb und außerhalb
Europas zu verschärfen, die Instabilität zu schüren und die Bemühungen, um
eine friedliche Konfliktlösung und kooperative internationale Beziehungen
zu untergraben.

Der GDAMS-Appell 2025 fordert ein Ende dieses Wettrüstens durch
drastische Kürzungen der Militärausgaben.

Unsere Kampagne startete zu Beginn dieser GDAMS-Periode einen Aufruf,
bisher unterstützt von mehr als 100 Organisationen aus 30 verschiedenen
Ländern auf der ganzen Welt (siehe die Liste unter [2]). Gemeinsam fordern wir
die Regierungen auf, die Militärausgaben zu senken und stattdessen durch
Zusammenarbeit und Diplomatie die globalen Herausforderungen unserer Zeit
anzugehen, wofür alle vorhandenen Ressourcen benötigt werden. Der Appell
ruft auch zu Anstrengungen auf, die auf eine weltweite Abrüstung, die
Beendigung des Waffenhandels und die Einstellung von Waffenlieferungen an
Konfliktländer abzielen, und fordert darüber hinaus die Regierungen auf,
alle verfügbaren Mittel zu nutzen, um auf einen echten Waffenstillstand und
ein Ende des Völkermords in Gaza zu drängen.

Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Ulrich Karthaus vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkungen:

[1] https://www.sipri.org/

[2] https://demilitarize.org/media_news/gdams-2025-appeal/

Link zum Originalartikel: 

https://demilitarize.org/media_news/the-world-spent-2-71-trillion-in-the-military-in-2024-according-to-new-data-published-today-by-sipri/

Das International Peace Bureau ist der Vision einer Welt ohne Krieg
verpflichtet. Im Zentrum der derzeitigen Arbeit steht die Abrüstung für
nachhaltige Entwicklung und innerhalb dieses Programms liegt der
Schwerpunkt hauptsächlich auf der Umverteilung von Militärausgaben.

www.ipb.org

Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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HEGEMONIE/1845: Kurdistan - Die geplatzte Blase eines Minderheitstraums ... (SB)



"Staaten haben keine Freunde, nur Interessen."

(Charles de Gaulle zugesprochen)

"Keine Freunde außer den Bergen"


(verbreitete kurdische Redewendung)

Das Charles de Gaulle zugeschriebene Zitat gilt es in jegliche
Erwägungen einzubeziehen, die das politische Denken und Handeln
staatlicher Akteure bewerten. Es geht um Machtansprüche und
Verfügungsgewalt nach innen und außen, um militärische,
wirtschaftliche und administrative Stärke - um Menschen hingegen
ausschließlich in der Gemengelage raubgetriebenen Verschlingens und
Verschlungenwerdens. Die Kurdinnen und Kurden mussten sich im Laufe
ihrer Geschichte immer wieder in die Berge zurückziehen, um sich vor
Eindringlingen oder durchziehenden Armeen zu schützen. Diese Nutzung
der zerklüfteten Gebirge als Zufluchtsort half ihnen dabei, als
eigenständige ethnische Gruppe über Jahrtausende hinweg zu überleben.
Sie haben keine strategischen Freunde in Gestalt staatlicher
Bündnispartner, weshalb sie notgedrungen mittels taktischer
Verbündeter im Kontext rivalisierender Groß- und Regionalmächte zu
manövrieren trachten.

Angesichts weltweit eskalierender Auseinandersetzungen der Staaten,
die zahlreiche Weltregionen mit verheerenden Kriegen und brutalen
Umwälzungen überziehen, scheinen Bedrängnis und Kämpfe der Kurdinnen
und Kurden auf internationaler Ebene kaum noch wahrgenommen zu werden.
Vom Regime in Ankara zugleich unter Druck gesetzt und wahltaktisch
umworben, von der neuen islamistischen Regierung in Damaskus zur
Eingliederung in den syrischen Staat gedrängt, im Iran und Irak
massiver Repression ausgesetzt, drohen ihre Selbstverwaltung und
Widerstandskräfte gebrochen zu werden. Damit ist ein
Gesellschaftsentwurf in höchstem Maße gefährdet, der dank der
Gleichstellung und Mitspracherechte aller Bevölkerungsgruppen und
Koexistenz verschiedener Ethnien nicht nur in dieser Weltregion
beispielhaft sein könnte - doch gerade deshalb weit über Missachtung
hinaus Vernichtungsgewalten auf den Plan ruft.

Natürlich ist beim Gebrauch der Bezeichnung "kurdisch" Vorsicht
geboten, handelt es sich doch um einen ethnischen Sammelbegriff, der
keinen Aufschluss über regionale Unterschiede und insbesondere
gesellschaftliche Widersprüche gibt. So könnte die Kluft zwischen
einer PKK-Kämpferin im Kandil-Gebirge und dem türkischen Außenminister
Hakan Fidan, ehemals Chef des gefürchteten Geheimdienstes MIT und
selbst kurdischer Herkunft, nicht größer sein. Wie wenig hat der
Barzani-Clan im nordirakischen Autonomiegebiet als Handlanger Ankaras
doch mit den Selbstverteidigungskräften in Rojava gemein. Solange
Armut und Reichtum, Unterdrückung und Ausbeutung die Fesseln des
sozialen Geflechts festzurren, bleibt unentwegt auszuloten, auf welche
Weise eine "kurdische Position" zu bestimmen, auszugestalten und
durchzusetzen sei.


Streifzug durch die widerspenstige Geschichte

Kurdistans

Die Kurdinnen und Kurden zählen als eine eigenständige ethnische
Gruppe der iranischen Völker zu den ältesten Kulturvölkern der Erde.
Ihr Hauptsiedlungsgebiet liegt seit etwa viertausend Jahren in einer
bergigen Grenzregion, wo heute 25 bis 30 Millionen Menschen kurdischer
Abstammung leben. Die meisten von ihnen sind sunnitische Muslime, ihre
Sprachen - das Nord-, Zentral- und Südkurdische - gehören zu den
indogermanischen Sprachen. Diese Ethnie wurde bereits in frühen
griechischen und römischen Quellen erwähnt und war immer wieder in die
gewaltsamen Umwälzungen verwickelt, die ihre Region prägten. Das
traditionell als Kurdistan bezeichnete Gebiet - ein Begriff, der auf
die Zeit der Seldschuken im 11. Jahrhundert zurückgeht - umfasst eine
Fläche, die ungefähr so groß wie Deutschland ist, doch sucht man
vergeblich nach einem kurdischen Staat auf der Landkarte.

Menschen kurdischer Herkunft sind während des überwiegenden Teils der
modernen Geschichte eine eigenständige ethnische Gruppe geblieben und
haben dem Druck zur Vermischung während diverser Eroberungen durch
fremde Mächte widerstanden. Selbst in der islamischen Periode haben
sie, obwohl viele den Islam als Religion annahmen, dazu tendiert, Ehen
innerhalb ihrer ethnischen Gruppe zu schließen, was ihrem Wunsch nach
Autonomie und Unabhängigkeit Ausdruck verlieh. Diese Eigenständigkeit
hat zwangsläufig zu einer Geschichte von Konflikten und Unterdrückung
durch verschiedene Eroberungsreiche geführt, von den Persern über die
Araber bis hin zu den Türken.

Der Untergang des Osmanischen Reiches nach dem Ersten Weltkrieg und
die Aushandlung des Sykes-Picot-Abkommens zwischen Großbritannien und
Frankreich, das den vormals von den Osmanen beherrschten Nahen Osten
willkürlich in separate Regionen teilte, ließ die Kurdinnen und Kurden
hoffen, dass ihr Traum von Autonomie verwirklicht werden könnte. Die
europäischen Mächte brachten jedoch kein Verständnis für die
verschiedenen ethnischen Gruppen und die religiösen wie kulturellen
Unterschiede innerhalb der Gebiete auf. Infolgedessen wurde die Region
Kurdistan zwischen den neu entstandenen Staaten Irak, Türkei und
Syrien aufgeteilt, während das restliche Gebiet im von Pahlavi
regierten Iran lag.

Die Türkische Republik, die nach der Niederlage der osmanischen Türken
gegründet wurde, widersetzte sich erfolgreich dem Vertrag von Sèvres,
der eine Bestimmung über einen kurdischen Staat enthielt, der einem
Referendum unterliegen sollte. Die türkische Führung war sich darüber
im Klaren, dass im Falle eines Referendums ein autonomer kurdischer
Staat die Folge gewesen wäre, der das türkische Staatsgebiet erheblich
verkleinert hätte. Da dies verhindert wurde, steht Nordkurdistan
(Bakur) seither unter der Herrschaft des türkischen Staates.
Ostkurdistan (Rojhilat) wird vom Iran kontrolliert. In der Region
Kurdistan im Irak (Basur) genießen die Kurdinnen und Kurden föderale
Autonomie. Westkurdistan, die als Rojava bekannte Region in
Nordostsyrien, rief 2012 die Selbstverwaltung aus.

Dieser kurze Streifzug durch die kurdische Geschichte dürfte
nahelegen, was sie auf besondere Weise auszeichnet: Eine Jahrtausende
währende Dauerhaftigkeit in Verteidigung des Autonomieanspruches
gegen übermächtige Heerscharen und Reiche, zwar aus Überlebensnot
geboren und von zahllosen Niederlagen heimgesucht, so doch nie restlos
verschlungen und ausgelöscht. Und wichtiger noch: Wenngleich ein
Beharren auf traditionelle Werte und Bräuche zwangsläufig Gefahr
läuft, in rückwärtsgewandten Strukturen zu erstarren, zeugt doch die
jüngere Geschichte kurdischen Aufbruchs zu transformativen
Gesellschaftsentwürfen ganz im Gegenteil von einem innewohnenden
Potential, den Kampf gegen imperialistische Okkupation, staatliche
Repression und patriarchale Unterdrückung innovativ zu beflügeln.


PKK verkündet das Ende des bewaffneten Kampfes

Als die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) Anfang Mai ihre Auflösung
bekanntgegeben und das Ende ihres bewaffneten Kampfes verkündet hatte,
wurde dies weithin mit der Erwartung überfrachtet, es handle sich um
einen historischen Schritt, der als Wendepunkt in die Geschichte der
Türkischen Republik eingehen werde. So bahnbrechend diese Entwicklung
anmuten mag, wäre es doch fatal, nunmehr ein Ende des Unterwerfungs-
und Vernichtungskriegs gegen kurdische Menschen in greifbarer Nähe zu
wähnen. Es gilt zunächst zu bedenken, dass dies keineswegs der erste
Ansatz ist, die bewaffnete Auseinandersetzung zwischen dem türkischen
Staat und der PKK zu beenden, die 1984 begonnen hatte. Abdullah Öcalan
erklärte am 17. März 1993 erstmals einen einseitigen Waffenstillstand,
doch die türkische Führung lehnte es ab, sich einer demokratischen
Lösung der kurdischen Frage zu öffnen. Wenngleich in der Folge auch
weitere Feuerpausen an dieser harten Haltung Ankaras scheiterten,
unternahm Öcalan im August 1998 einen weiteren Vorstoß zur friedlichen
Beilegung des Konflikts. Nach einer monatelangen Odyssee durch Europa
wurde er am 15. Februar 1999 im Rahmen einer international
koordinierten Geheimdienstoperation aus der griechischen Botschaft in
der kenianischen Hauptstadt Nairobi entführt, an die türkischen
Behörden überstellt und seither auf der Gefängnisinsel Imrali im
Marmarameer in Isolationshaft festgehalten.

Aus dem Gefängnis rief Öcalan anlässlich des Weltfriedenstags am 1.
September 1999 zu einem Rückzug der Guerillakräfte aus der Türkei auf.
Seine damit verbundenen umfassenden Reformvorschläge zogen jedoch auf
türkischer Seite keine konkreten Schritte nach sich, so dass die
Gefechte 2004 erneut aufflammten. Die prokurdische Partei der
Demokratischen Gesellschaft (DTP) konnte 2009 bedeutende Erfolge bei
den Kommunalwahlen einfahren, während zeitgleich in der norwegischen
Hauptstadt Oslo Geheimverhandlungen zwischen der PKK und dem
türkischen Geheimdienst begannen, die bis 2011 andauerten. Die
Verhandlungen scheiterten zunächst, wurden jedoch nach einem heftigen
militärischen Zwischenspiel ab Beginn 2013 zwischen Öcalan und
Vertretern der türkischen Regierung offiziell wieder aufgenommen.
Diese als "Imrali-Prozess" bekannten Gespräche waren bereits weit
fortgeschritten, als die türkische Regierung 2015 den Waffenstillstand
aufkündigte und einen bis heute andauernden Krieg gegen die kurdische
Freiheitsbewegung im In- und Ausland entfesselte. [1]

Das Erdogan-Regime betrieb den sogenannten "Friedensprozess" nie mit
dem Ziel einer tatsächlichen Versöhnung mit der kurdischen Seite und
deren vollständiger Gleichstellung, sondern als taktisches Manöver zum
Zweck des eigenen Machterhalts mittels Spaltung der Opposition. So
unterstützte die kurdische Bewegung die landesweiten Gezi-Proteste
2013 nur halbherzig und rettete so der AKP-Regierung den Hals, weil
nach Geheimgesprächen mit Öcalan Hoffnung auf einen Friedensprozess
bestand. Im Zuge des "Imrali-Prozesses" wurden dann zu Fragen von
Amnestie, Rückkehrrecht und demokratischer Teilhabe detaillierte
Vereinbarungen getroffen. Doch als bei den Wahlen im Frühjahr 2015 die
kurdische HDP unter Führung von Selahattin Demirtas ein sensationell
gutes Ergebnis erzielte, während die AKP ihre absolute Mehrheit
verlor, beendete Erdogan den gesamten Verhandlungsprozess mit einem
Federstrich und erklärte die Ergebnisse für obsolet. Es folgten
heftige Kämpfe in den kurdisch bewohnten Gebieten im Südosten der
Türkei, die die Armee schließlich mit dem massiven Einsatz überlegener
Waffengewalt beendete. Nach dem gescheiterten Putsch gegen Erdogan
2016 beendete der anschließende Ausnahmezustand über Jahre jeden
zivilen Widerstand auch in den kurdischen Gebieten des Landes. Die PKK
wurde aus der Türkei weitgehend militärisch verdrängt und zog sich in
den Nordirak zurück. [2]

Wenn nun abermals die Aussicht auf eine friedliche Einigung als
Lockmittel vorgehalten wird, hat das nicht zuletzt etwas damit zu tun,
dass sich Erdogan wiederum kurdischer Unterstützung zu bedienen hofft.
Will er bei den für 2028 vorgesehenen Wahlen noch einmal antreten,
muss die Verfassung geändert werden, wozu kurdische Stimmen ebenso
erforderlich sind wie für die Alternative vorgezogener Neuwahlen. Dazu
gilt es aus Sicht des Regimes einen Keil zwischen die prokurdische
Partei DEM und die kemalistische CHP zu treiben, deren Absprachen über
Kandidaten bei den Kommunalwahlen 2024 zu einer herben Niederlage der
Regierungspartei AKP geführt hatten. Während nun die Auflösung der PKK
in den höchsten Tönen gelobt wird, erfuhr die CHP um den inhaftierten
Istanbuler Bürgermeister Ekrem Imamoglu in den vergangenen Monaten
bislang ungekannte Repressionen. [3]

Da sich Erdogan und die AKP freien Wahlen ohne massive Unterdrückung
der Opposition nicht stellen können, ohne dabei entmachtet zu werden,
umgarnen sie die kurdische Wählerschaft mit Luftschlössern
bevorstehenden Friedens, damit diese die gewaltsame Ausschaltung
Imamoglus und der CHP hinnimmt. Darüber hinaus ist natürlich ein Sieg
über die PKK seit Jahrzehnten ein vordringliches Ziel jeder türkischen
Regierung gewesen, das sich Erdogan nur zu gern ans Revers heften
möchte. Woher nun der Wind weht, lässt sich auch daran ablesen, dass
es ausgerechnet Devlet Bahceli, Vorsitzender der ultrarechten MHP und
Koalitionspartner Erdogans, war, der im Oktober 2024 im Parlament den
Abgeordneten der DEM demonstrativ die Hand schüttelte. Ein Mann, der
früher geleugnet hat, dass es eine kurdische Ethnie gibt, und dessen
Forderung lange Zeit war, Öcalan müsse hingerichtet werden, hat
plötzlich Kreide gefressen. Am 15. Oktober wandte sich Bahceli mit dem
beispiellosen Appell an Öcalan, er solle die PKK zur Niederlegung der
Waffen bewegen. [4]

Wenige Tage später erklärte Öcalan aus dem Gefängnis, er habe die
Macht, den Konflikt und die Gewalt zu beenden und sie auf eine
gesetzliche und politische Ebene zu bringen. Das trifft auf zweifache
Weise zu: Zum einen genießt Öcalan nicht nur innerhalb der PKK, deren
unterstützende Basis von Kämpferinnen und Kämpfern, Sympathisanten und
zivilen Helfern schätzungsweise 60.000 Personen umfasst, sondern auch
weit darüber hinaus unter kurdischen Menschen im In- und Ausland
höchstes Ansehen. Zum anderen ist es eben diese Autorität, die ihn zur
prominentesten Geisel des Regimes macht, das ihn am Leben, aber seit
26 Jahren weitgehend in Isolationshaft hält, um sich seiner bei Bedarf
zu bedienen.

Angesichts dieses Widerspruchs stellt sich natürlich die Frage, was
Öcalan und die PKK dazu bewogen haben mag, den bewaffneten Kampf für
beendet zu erklären. Neben diversen aktuellen Entwicklungen und damit
verbundenen Erwägungen, die dabei eine Rolle gespielt haben könnten,
dürfte im Kern die Erkenntnis stehen, dass der letztendlich stets
überlegenen Waffengewalt des Staates und seiner internationalen
Kollaborateure ein ebensolcher Widerstand nur befristet
entgegengesetzt werden kann. Die PKK zog sich zwar ins Kandil-Gebirge
im Nordirak zurück, von wo aus sie militärische Operationen und
Logistik organisierte. Doch selbst die Unwegsamkeit der Berge und
ihrer Höhlensysteme hält einer modernen Kriegsführung insbesondere mit
Drohnen, welche die Türkei hoch entwickelt hat, nicht auf Dauer stand.

Öcalan war über die Jahre immer wieder bestrebt, den bewaffneten
Widerstand weder zum Selbstzweck mutieren zu lassen, noch den
kurdischen Freiheitskampf preiszugeben. Als sich abzeichnete, dass ein
kurdischer Staat niemals durchsetzbar sein würde, strich er dieses
Ziel aus der Agenda und ging zugleich mit seinem Entwurf einer
demokratischen Konföderation selbstverwalteter Regionen unter
Beibehaltung bestehender Staatsgrenzen konzeptionell darüber hinaus.
Er machte damit nicht etwa nur aus der Not eine Tugend, sondern drang
zu einer grundsätzlichen Kritik des Staates vor, dessen
Gewaltverhältnis nicht unter kurdischem Vorzeichen wiederholt werden
sollte. In diesen Vorschlag flossen weitreichende
gesellschaftsverändernde Konsequenzen in Gestalt von
Geschlechtergerechtigkeit, Koexistenz verschiedener Ethnien und
ökologischen Ansätzen ein, wie sie dann auch in Rojava in Angriff
genommen und weltweit mit großer Aufmerksamkeit verfolgt wurden - von
den einen als Leuchtfeuer gesellschaftlicher Emanzipation, von den
andern aus ebendiesem Grund als zu vernichtendes Widerstandspotential.

Was die türkische Regierung in den Geheimgesprächen als Gegenleistung
angeboten hat, ist naturgemäß nicht bekannt. Abgesandte der DEM
durften Öcalan auf Imrali mehrfach besuchen und brachten von dort
seine Botschaft mit, die PKK möge sich auflösen, was diese dann auch
vollzogen hat. Diesen Beschluss von großer Tragweite verbindet Öcalan
wiederum mit einem Entwurf zur Umgestaltung der Gesellschaft, der er
ein friedliches und gleichberechtigtes Zusammenleben türkischer und
kurdischer Menschen anempfiehlt. Dass es sich bei diesem Schritt um
eine höchst riskante Gratwanderung handelt, geht allein schon daraus
hervor, dass die Auflösung der PKK nicht etwa am Ende eines offenen
und nachvollziehbaren Verhandlungsprozesses, sondern ungeachtet aller
Geheimgespräche im Gegenteil an dessen Anfang steht. Während nämlich
der kurdische Widerstand sein massivstes Faustpfand aus der Hand gibt,
hat die Regierung keinerlei Abmachungen oder Garantien genannt, zu
deren Einhaltung sie sich verpflichtet.

Daher ließen sich mit den offenen Fragen viele Seiten füllen: Wird die
PKK-Führung im Nordirak bleiben, in irgendein Exil übersiedeln oder
gar im Zuge einer Amnestie in die Türkei zurückkehren? Wird sich ein
Teil der PKK-Kämpfer nach Rojava absetzen oder sind die dortigen
kurdischen Volks- und Frauenbefreiungseinheiten YPG und YPJ Teil der
Abmachung, die Waffen niederzulegen? Wer überwacht den Prozess der
Entwaffnung, und bilden sich womöglich neue militante Gruppen, die den
bewaffneten Kampf weiterführen? Wie es von kurdischer Seite mit
Nachdruck heißt, sei nun die türkische Regierung am Zuge. Wird sie
tausende politische Gefangene freilassen, die wegen angeblicher Nähe
zur PKK inhaftiert wurden? Kommen die seit 2016 inhaftierten
ehemaligen Vorsitzenden der HDP, Selahattin Demirtas und Figen
Yüksekdag, wie auch die zu Dutzenden abgesetzten kurdischen
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister frei? Darf der mittlerweile
75-jährige Abdullah Öcalan endlich das Gefängnis verlassen?
Werden die rund 15 Millionen Kurdinnen und Kurden in der Türkei
schließlich doch als respektierte und akzeptierte Minderheit mit
politischen, sprachlichen und kulturellen Rechten anerkannt?
Angesichts ihrer Geschichte ist größte Skepsis geboten.

Inwieweit ist der Machthaber im Präsidentenpalast bereit, für eine
dritte Amtszeit zähneknirschend Zugeständnisse zu machen? Mögliche
Absprachen mit Öcalan und der PKK unter Verschluss zu halten, könnte
natürlich auch dem Interesse Erdogans geschuldet sein, die
Öffentlichkeit nicht zu verprellen, da auch er auf Messers Schneide
balanciert, um die Kurdinnen und Kurden einzubinden, während er die
kemalistische Sozialdemokratie zu liquidieren versucht. Grundsätzlich
muss man aber davon ausgehen, dass er sich niemals in eine
Friedenstaube verwandeln, sondern letztendlich alles daransetzen wird,
die kurdische Frage gewaltsam aus der Welt zu schaffen. Zentrale
Konstante seiner gesamten Regierungsführung ist ein aberwitzig
anmutendes, aber strategisch furchterregendes Manövrieren zwischen
rivalisierenden Mächten und Interessengruppen, die er heute aufs
Übelste beschimpft und morgen in seine brüderlichen Arme schließt,
ganz wie es sein Instinkt eines Straßenschlägers gebietet, der sich
überdies von Gott auserwählt dünkt, als Sultan eines
wiederauferstandenen Osmanischen Reiches in die Geschichte einzugehen.


Rojava im türkisch-syrischen Zangengriff

Syrien war unter der Baath-Herrschaft für den kurdischen Teil der
Bevölkerung von Unterdrückung durch den arabischen Nationalismus und
eine Assimilationspolitik geprägt, wobei hunderttausenden Kurdinnen
und Kurden selbst die syrische Staatsbürgerschaft vorenthalten wurde.
Die demokratische Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien vollzog
sich vor dem Hintergrund des Bürgerkrieges ab 2011, in dem sich die
Kurden weder auf die Seite der repressiven Assad-Regierung noch der
islamistisch dominierten Oppositionsgruppen stellten, die in starkem
Maße von der Türkei unterstützt wurden. Unter Führung der Partei der
demokratischen Union (PYD) wurden Komitees zur Versorgung und
Verteidigung der Bevölkerung aufgebaut. Als der Krieg auf Rojava
überzugreifen drohte, nutzte die PYD im Sommer 2012 die Schwäche des
Regimes und mobilisierte die Bevölkerung zur Machtübernahme und
Bildung einer Selbstverwaltung in Form eines Rätesystems, das die
Mehrheit der dort lebenden Menschen nicht nur repräsentiert,
sondern sie auch zur aktiven Mitwirkung einbezieht.

Bedroht ist die Selbstverwaltung seit ihrer Entstehung, da dieses
Experiment von radikaler Demokratie, Geschlechtergerechtigkeit und
multiethnischem Zusammenleben konträr zu allen Staaten der Region
steht. Rojava war einem Embargo durch die Türkei, die syrische
Regierung und die kurdische Regionalregierung im Nordirak ausgesetzt,
wobei die Türkei die größte Gefahr darstellte, da sie mehrere Gebiete
in Nordsyrien okkupierte und mit ihren dschihadistischen Söldnern
besiedelte, während Kurden, Araber und Assyrer vertrieben wurden. Der
Kanton Afrin wurde besetzt und in ein islamistisches Schreckensregime
verwandelt, die Gebiete der Autonomieverwaltung überzog die Türkei mit
einem permanenten Krieg niederer Intensität.

Das von Öcalan entwickelte Konzept der Demokratischen Nation, die sich
aus der Vielzahl der in einem Gebiet lebenden ethnischen und
religiösen Gemeinschaften zusammensetzt, räumt jeder dieser
Gemeinschaften das Recht ein, sich demokratisch zu organisieren und
ihre Forderungen einzubringen, wozu auch das Recht auf ihre
Selbstverteidigung gehört. Die Selbstverwaltung in Rojava schließt
neben Kurden auch Araber, christliche Suryoye, Armenier, Turkmenen und
weitere Gruppen ein. So setzen sich die Demokratischen Kräfte Syriens
(SDF) als Verteidigungseinheiten heute mehrheitlich aus Arabern sowie
den kurdischen YPG und YPJ wie auch kleineren assyrischen und
armenischen Einheiten zusammen. [5]

Der Sturz des Assad-Regimes und die Machtübernahme der pro-türkischen
Miliz Hayat Tahrir al-Sham (HTS) sowie der von Ankara ausgebildeten
Freien Syrischen Armee (FSA) in Damaskus vollzog sich im Schatten des
Nahostkrieges, als die schiitische Achse des Iran durch die
israelische Offensive ihre schwerste Niederlage erlitt. Sowohl die
US-Administration unter Präsident Biden als auch die NATO gewährte der
Türkei freie Hand, den Angriff verbündeter Oppositionsmilizen gegen
das Assad-Regime und dessen Schutzmacht Russland zu unterstützen. Die
Schwächung der russischen Militärpräsenz in Syrien war zudem ein
erklärtes Ziel ukrainischer Offiziere, die an der Ausbildung
hochrangiger HTS-Kommandeure beteiligt waren. HTS-Chef Ahmed al-Sharaa
dankte als neuer syrischer Übergangspräsident der Türkei und
insbesondere Erdogan, dessen Hilfe er nie vergessen werde.

Die Selbstverwaltung in Rojava sieht sich damit einem Zangengriff
ausgesetzt, da sowohl die Türkei als auch die neue syrische Regierung
ihre Existenz zu beenden trachten. Hochrangige Beamte aus Ankara
begleiten den Integrationsprozess der islamistischen Milizen in die
syrische Armee sowie die Neuordnung der staatlichen Behörden. Um
Fehler wie jene der USA nach dem Sturz Saddam Husseins im Irak 2003
auszuschließen, vermeidet Ankara einen überhasteten Umbruch, wobei
Ahmed al-Sharaa den geläuterten Staatsmann mimt. So wird die Achse
zwischen Ankara und Damaskus gefestigt und die Präsenz türkischer
Truppen in Syrien durch ein Regierungsdekret offiziell legitimiert.

In welchem Maße die Türkei ihren Einfluss auf ganz Syrien ausweiten
kann, hängt jedoch maßgeblich von den Bedingungen ab, die vor allem
Israel und die USA festlegen werden. Washington befürchtet eine
Rückkehr des IS und will seine Präsenz im Land bislang nicht aufgeben,
wodurch die SDF eine gewisse Unterstützung erfahren. Zumindest hat
sich Trump, der beste Beziehungen mit Erdogan und Netanjahu pflegt,
noch nicht für einen der beiden oder einen vollständigen Abzug der
US-Truppen entschieden. Israel wäre bereit, eine türkische Präsenz in
Syrien zu akzeptieren, doch vorerst nur zu Konditionen, die Ankara
von sich weist. [6]

Auf amerikanisches Drängen fanden Verhandlungen zwischen Präsident
Ahmed al-Sharaa und dem SDF-Kommandanten Mazloum Abdi statt, die in
ein Abkommen mündeten. Mit diesem hoffte Abdi, die Unabhängigkeit der
Selbstverwaltung gegen die existenzielle Bedrohung durch die Türkei zu
verteidigen, während al-Sharaa, der sich schweren Vorwürfen der
ethnischen Säuberung ausgesetzt sah, sich den Rücken freihielt und
zugleich seinen Zugriff auf den Nordosten des Landes auszuweiten
trachtete. Das Abkommen räumt den Kurdinnen und Kurden volle
Staatsbürgerrechte ein, verpflichtet sie aber zugleich, alle zivilen
und militärischen Institutionen der Autonomieverwaltung in die
staatliche Administration einzugliedern. Somit würden ihre
Streitkräfte in die syrische Armee integriert und die
Übergangsregierung bekäme die Kontrolle über Grenzübergänge, Flughäfen
sowie Öl- und Gasfelder. Auch erklären sich die SDF bereit, die
Regierung bei der Bekämpfung von verbliebenen Anhängern des gestürzten
Assad-Regimes und jeglicher Bedrohung der Sicherheit und Einheit
Syriens zu unterstützen.

Das Abkommen könnte also einen Einmarsch der Türkei verhindern, macht
aber den Traum von Autonomie oder Föderalismus zunichte. Da das
Rahmenabkommen bis Ende des Jahres umgesetzt werden soll, ist nicht
auszuschließen, dass eine gewisse Form von Selbstverwaltung erhalten
werden könnte. Im schlimmsten Fall wäre jedoch der Preis für das
Überleben, den Aufbau einer anderen Gesellschaft, für den Rojava steht
und kämpft, zu Grabe zu tragen.

Unmittelbar nach Bekanntgabe des Abkommens blieb der Widerspruch aus
kurdischen Kreisen noch verhalten. Das änderte sich jedoch von Grund
auf, als drei Tage später der Entwurf einer neuen Verfassung enthüllt
wurde, der von regierungsnahen Expertenteams ausgearbeitet worden war.
Darin wird der Präsident zum obersten und alleinigen Herrscher
erklärt, der nicht abgesetzt werden kann. Es handelt sich um ein
totalitäres Regime, dessen Hauptquelle der Gesetzgebung die Scharia
sein soll, so dass eine theokratische Diktatur in Aussicht steht.
Deren Name "Syrische Arabische Republik" grenzt die kurdische
Minderheit aus, zumal in der Verfassung von ihr keine Rede ist. All
dies führte dazu, dass tausende Menschen auf die Straße gingen und den
Sturz des neuen Präsidenten forderten. [7]


Israel bedient sich des Feindes seiner Feinde

Die Verbindungen zwischen dem Staat Israel und der Region Kurdistan
wurzeln in der strategischen Unterstützung potentieller Bündnispartner
zur Schwächung und Spaltung des feindlichen arabischen Umfelds gemäß
der "Peripheriedoktrin". Es geht also, wie bereits eingangs
hervorgehoben, nicht um Freundschaft mit kurdischen Menschen und deren
Bestrebungen um ihrer selbst willen, sondern um israelische
Staatsräson, die Feinde des Feindes zu stärken, sofern und solange
dies den eigenen Interessen dient. Der erste nachgewiesene Kontakt
fand 1931 statt, als der spätere Direktor des Mossad, Reuven Shiloah,
als Hebräischlehrer und Journalist getarnt Kurdistan besuchte. Während
seines Aufenthalts knüpfte er Kontakte und legte den Grundstein für
Verbindungen zu den nicht-arabischen Gemeinschaften in der Region. Als
sich die Beziehungen zwischen Juden und Arabern aufgrund des
Palästinakriegs von 1947 bis 1949 weiter verschlechterten, wurden die
in arabischen Ländern lebenden Juden zunehmend verfolgt. Ab den späten
1940er Jahren floh der Großteil der jüdischen Bevölkerung des Irak
über Kurdistan nach Israel. 1959 kam es in Genf zum Treffen eines
kurdischen Gesandten mit Golda Meir, die bedingungslose Unterstützung
für ein unabhängiges Kurdistan versprach.

Während des Ersten Irakisch-Kurdischen Krieges (1961-1970)
unterstützte Israel die kurdischen Peschmerga im Kampf gegen den
irakischen Staat und band dazu den iranischen Geheimdienst SAVAK ein.
Die weitgehend geheime israelische Unterstützung nutzte iranisches
Territorium, finanzierte die Kurden, rüstete sie auf und bildete sie
aus. Das Dreierbündnis zerbrach erst 1975, als der Iran gemäß dem
Algier-Abkommen mit dem Irak die Unterstützung der Peschmerga
beendete. In Reaktion darauf erklärte der israelische Premierminister
Yitzhak Rabin: "Der Schah hat die Kurden verraten."

Nach dem Zweiten Irakisch-Kurdischen Krieg wurde das Bündnis bis 1978
schrittweise erneuert, doch hörte es nach dem Sturz der
Pahlavi-Dynastie und der Gründung der Islamischen Republik Iran auf zu
existieren. Trotz der antiisraelischen Haltung der neuen Regierung in
Teheran hielt Israel auch nach Ausbruch des Iran-Irak-Krieges im
September 1980 seine Unterstützung für die pro-iranischen kurdischen
Kräfte im Irak aufrecht, um letzteren aufzuspalten. Nach der Invasion
des Irak im Jahr 2003 war offenbar auch der israelische Geheimdienst
vor Ort, um iranischen Stellvertretergruppen entgegenzuwirken. Der
Außenminister der Region Kurdistan, Falah Mustafa Bakir, erklärte
2010: "Wir haben keine Probleme mit Israel. Sie haben uns nicht
geschadet. Wir können sie nicht hassen, nur weil die Araber sie
hassen."

Im Juni 2014 nahm Israel ungeachtet irakischen Protests erstmals
unabhängig verkauftes kurdisches Öl an, und Benjamin Netanjahu
erklärte, die Kurden im Irak seien ein "kämpfendes Volk, das
politisches Engagement und politische Mäßigung bewiesen hat und das
seiner eigenen politischen Unabhängigkeit würdig ist". Im September
2014 legte er mit den Worten nach, Israel unterstütze "die legitimen
Bemühungen des kurdischen Volkes um einen eigenen Staat". Nachdem ein
Referendum in der Region Kurdistan 2017 mit 93 Prozent der Stimmen für
die Unabhängigkeit endete, eroberten die irakischen Streitkräfte
jedoch große Teile der kurdischen Gebiete zurück. Im Jahr 2017 wurde
fast die Hälfte des aus kurdischen Ölfeldern geförderten Öls nach
Israel exportiert.

Ganz anders verhielt es sich hingegen mit den Beziehungen zwischen
Israel und der PKK, die sich eine antizionistische Haltung zu eigen
machte und für die Palästinenser eintrat. Nach ihrer Vertreibung aus
der Türkei zog die PKK in die libanesische Bekaa-Ebene, wo sie
zunächst in PLO-Lagern ausgebildet wurde, bis sie später eigene
Trainingslager gründete. Im Libanonkrieg 1982 kämpfte sie an der Seite
der PLO gegen Israel und die christlichen Milizen. In diesen Gefechten
wurden auch kurdische Kader getötet oder gefangengenommen und in
Israel inhaftiert. Die Entscheidung palästinensischer Gruppen, der PKK
im Bekaa-Tal Schutz zu gewähren, hatte enormen Einfluss auf die
Ideologie der ersten PKK-Generation, die sich dort von einer kleinen
bewaffneten Gruppe zu einer bedeutenden Guerillatruppe entwickelte.
Diese Erfahrungen bestärkten die PKK-Kämpfer, das marxistische Konzept
der Völkerfreundschaft mit Leben zu füllen.

Unter dem Druck der Türkei auf die syrische Regierung beendete die PKK
ihre Präsenz im Libanon und fand 1992 in Damaskus Schutz. Israel
schloss mit der Türkei ein Abkommen über polizeiliche Zusammenarbeit,
das im Rahmen des globalen Anti-Terror-Krieges gegen die PKK vorging.
Die Spannungen zwischen der Türkei und Syrien verschärften sich
aufgrund der Beteiligung Israels am türkischen Krieg gegen die PKK.
Die Türkei überzeugte Israel, seinen Einfluss auf den US-Kongress zu
nutzen, um die USA dazu zu bewegen, ihre Kritik an der türkischen
Unterdrückung der Kurden einzustellen.

Die Türkei forderte Syrien wiederholt auf, die Beziehungen zur PKK
abzubrechen, und verlegte 1998 Truppen an die Grenze, nachdem die
Warnungen von Damaskus ignoriert worden waren. Zugleich bedrohten
israelische Truppen die syrische Präsenz im Libanon und waren bereits
an der israelisch-syrischen Grenze stationiert. Da die syrische
Regierung keinen Kampf an zwei Fronten führen wollte, unterzeichnete
Hafez al-Assad das Adana-Abkommen, in dem er die Beziehungen zur PKK
abbrach und sie als terroristische Vereinigung einstufte. Daraufhin
zog die PKK in die Kandil-Berge um, wo sie sich verstärkt auf den
Aufstand gegen die Türkei und die von der KDP dominierte Region
Kurdistan im Irak konzentrierte. An der Festnahme und Verschleppung
Abdullah Öcalans am 15. Februar 1999 in Nairobi war neben dem
türkischen Geheimdienst MIT und der CIA wohl auch der Mossad
beteiligt.

Im Jahr 2017 bezeichnete Netanjahu die PKK abermals als
Terrororganisation und forderte die Türkei auf, im Gegenzug auch die
Hamas als solche zu betrachten. Mustafa Karasu, ein PKK-Führer,
verurteilte die Anerkennung Jerusalems als Hauptstadt Israels durch
die USA im Jahr 2018, da dort alle Religionen respektiert werden
sollten. Nachdem die USA im Mai 2018 ihre Botschaft von Tel Aviv nach
Jerusalem verlegt hatten, kam es an der Grenze zum Gazastreifen zu
Protesten, bei denen israelische Truppen mehrere Palästinenser
töteten. PKK und HDP verurteilten die Morde und forderten ein Ende der
Gewalt. Gefragt nach einer Lösung des israelisch-palästinensischen
Konflikts erklärten führende Kader der PKK, nicht eine Ein- oder
Zweistaatenlösung, sondern der demokratische Konföderalismus sei die
einzig mögliche Entschärfung aller Konflikte im Nahen Osten. Nur auf
diesem Wege könne Frieden zwischen allen Ethnien und Religionen
herbeigeführt werden.

Israel und die Türkei arbeiten nach Einschätzung der PKK-Führung auf
Grundlage eines rassistischen und chauvinistischen Verständnisses und
einer entsprechenden Politik zusammen. Zwar sehe es manchmal so aus,
als gebe es grundlegende Widersprüche zwischen dem israelischen und
dem türkischen Staat. Doch das sei nur ein vordergründiges Geschehen,
das die grundsätzlichen Beziehungen der beiden Staatsführungen
verschleiere und die Bevölkerung täusche. Gegenwärtig sei Israel in
den kurdisch-türkischen Konflikt verwickelt, weil der jüdische
Nationalismus mit seinem türkischen Pendant vorübergehend um
territoriale Ansprüche streite. Wenngleich Erdogan im Gaza-Krieg eine
entschieden pro-palästinensische Haltung zur Schau gestellt habe,
unterstütze er wechselweise jeden, solange ihm das nütze. Heute stehe
er demonstrativ auf der Seite Palästinas, doch morgen schon wieder auf
der Israels.


Kein Rastplatz zwischen den Mühlsteinen

Wenn es heißt, der Untergang des Osmanischen Reiches sei ein
kollektives Trauma der Türkei, dient dieser herbeifantasierte Stachel
im Fleisch der Nation dem Machtkalkül der politischen Elite, den
beklagten historischen Verlust durch eine expansionistische
Außenpolitik zu kompensieren. "Die Türkei ist größer als die Türkei",
deklamiert Präsident Erdogan. "Als Nation können wir unseren Horizont
nicht auf 782.000 Quadratkilometer beschränken. Die Türkei und die
türkische Nation können ihrem Schicksal nicht entkommen und sich auch
nicht davor verstecken." Was diese ominöse Drohung mit den
Schicksalsmächten im Klartext bedeuten könnte, zeigen türkische
Landkarten, die Teile der Nachbarländer und selbst das Mittelmeer bis
nach Libyen der Türkei zuschlagen. Damit nicht genug, greift der
neoosmanische Traum längst weit darüber hinaus, von der Führerschaft
aller Turkvölker bis nach Zentralasien ganz zu schweigen.

Ankara unterhält nicht nur zahlreiche Militärbasen im Globalen Süden,
sondern bildet auch nationale Armeen in der "Terrorismusbekämpfung"
aus, liefert Drohnentechnologie sowie hochmoderne Rüstungsgüter in
Krisengebiete und stärkt mit großen Infrastrukturprojekten,
karitativen Hilfsmaßnahmen sowie Bildungsinitiativen seinen Einfluss
auf die Gesellschaften vor Ort. In Syrien könnte sich der Wiederaufbau
als Goldgrube zur Rettung der kriselnden türkischen Wirtschaft
erweisen, die sich ein großes Stück vom Kuchen des potentiellen
Auftragsmarkts von schätzungsweise rund 100 Milliarden Dollar
einverleiben will. Die von langer Hand geplante Rückkehr syrischer
Flüchtlinge, die bislang überwiegend im türkischen Niedriglohnsektor
tätig waren, soll im Sinne einer ethnischen Säuberung insbesondere die
widerspenstige kurdische Bevölkerung vertreiben und die Vernichtung
ihrer grenznahen Selbstverwaltung mitbefördern.

Syrien, das über 400 Jahre Teil des Osmanischen Reiches war, soll Zug
um Zug in die türkische Einflusssphäre gezogen werden, wodurch die
Türkei per Neuordnung des Nahen Ostens zur führenden Regionalmacht
aufsteigen würde. Letzteres hat sich aber auch Israel seit jeher auf
die Fahne geschrieben, ein Land ohne festgelegte Grenzen, dessen
Vision entuferter Größe seine Sicherheitsansprüche nach Belieben
ausweitet. Daher steuert der beiderseitige Übergriff auf das
gemeinsame Nachbarland zwangsläufig auf Kollisionskurs. Beide waren am
Sturz des Assad-Regimes beteiligt, doch weder in Jerusalem noch in
Ankara will man dem anderen die Beute ganz und gar überlassen. Israel
verlangt, dass sich die Türkei nicht länger in Gaza und dem
Westjordanland einmischt wie auch die Annexion der Golanhöhen
anerkennt. Gefordert wird überdies eine entmilitarisierte Zone südlich
von Damaskus sowie ein freier Himmel für die israelische Luftwaffe. Im
Grunde reklamiert die Regierung Israels den Süden Syriens für sich, wo
sie eine Pufferzone besetzt hat und die Überreste militärischer
Einrichtungen und Arsenale bombardiert. Nichts soll übrigbleiben, was
die Lufthoheit bis an die Grenze des Iran und die Verhinderung
iranischer Unterstützung der Hisbollah gefährden könnte. Als
Warnschuss vor den Bug Ankaras wurde sogar der T4-Militärflughafen in
der zentralsyrischen Provinz Homs, den die Türkei zum eigenen
Luftwaffenstützpunkt ausbauen wollte, von israelischen Kampfjets
zerbombt.

Dieser israelischen Diplomatie ruchloser Taten und brachialer
Waffengewalt setzte Ankara kaum minder schwere Geschütze entgegen.
Sich von der palästinensischen Frage zurückzuziehen, sei unmöglich für
die Türkei, erklärte Außenminister Hakan Fidan. "Die Beendigung der
israelischen Besatzung und die Errichtung eines palästinensischen
Staates auf der Grundlage der Grenzen von 1967 sind die einzige Lösung
für dieses Problem." Wenngleich heute kein Mensch mehr ernsthaft davon
ausgehen dürfte, dass diese Forderungen jemals erfüllt werden könnten,
gibt die Formel noch immer den Leim öffentlich zelebrierter Bündnisse
und Ansprüche in dieser Region ab. "Wer fragt, was die Türkei in
Libyen, Syrien und Somalia unternimmt, versteht diese Einsätze
möglicherweise nicht. Wir müssen die Mission erkennen und akzeptieren,
die uns die Geschichte als Nation zugewiesen hat, und entsprechend
handeln", erklärte Präsident Erdogan nach dem Sturz Baschar al-Assads.
Die Türkei werde keine Schritte zulassen, die ihre nationale
Sicherheit und Interessen gefährden würden. Denn die "separatistische
Terrororganisation" wolle die Gunst der Stunde nutzen, womit Erdogan
natürlich die autonome Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien meint.

Dem entgegnete der israelische Außenminister Gideon Sa'ar bei einer
Pressekonferenz: "Ich habe betont, dass die Sicherheit der kurdischen
Minderheit in Syrien gewährleistet werden muss, die immer noch
Angriffen ausgesetzt ist. Die Kurden haben tapfer gegen die
Terrormiliz IS gekämpft und die internationale Gemeinschaft muss ihren
Schutz vor Angriffen radikaler Islamisten gewährleisten." [8]

Dürfen die Menschen in Rojava also darauf hoffen, dass sie den
Konflikt der rivalisierenden Regionalmächte zu ihren Gunsten nutzen
können und ihnen Israel im Falle eines türkischen Generalangriffs
beisteht? Dagegen spricht ein Treffen hochrangiger Militärdelegationen
aus der Türkei und Israel im aserbaidschanischen Baku, wo über einen
Mechanismus zur Vermeidung von Konflikten in Syrien beraten wurde.
Gegenstand der Verhandlungen war die Aufteilung von Einflusszonen,
worauf israelische Medien den Vergleich zum Sykes-Picot-Abkommen von
1916 zogen, mit dem britische und französische Diplomaten im Ersten
Weltkrieg ihre kolonialen Interessengebiete im Nahen Osten abgrenzten.
Aus der willkürlich gezogenen "Linie im Sand" folgten bis heute
blutige Konflikte. Dementsprechend dürfte auch die Verständigung
zwischen der Türkei und Israel dazu führen, dass Syrien fragmentiert
und instabil bleibt, woraus neue Kriege zu resultieren drohen. [9]

Die von Washington vorangetriebene Neuordnung des Mittleren Ostens
schafft ein Trümmerfeld, in dem die Türkei und Israel das
Zerstörungswerk fortsetzen. Mit über 100.000 Kämpferinnen und Kämpfern
verfügen die SDF zwar über ein bedeutendes Verteidigungspotential, das
jedoch mangels schweren Kriegsgeräts und insbesondere einer Luftwaffe
auf Unterstützung wie jene der USA angewiesen ist. Die Hilfe
staatlicher Bündnispartner geht jedoch nie über deren Interesse
hinaus, sich der kurdischen Kampfkraft wie bei der Zerschlagung des IS
befristet zu bedienen. Russen wie Amerikaner ließen Rojava bei den
türkischen Angriffen weitgehend im Stich, was auch für Israel gelten
würde, das sich als Freund der Kurden inszeniert, de facto aber auf
ein zerstückeltes Syrien setzt. Im Zeitalter weltweiter Restauration
des Rückzugs auf nationalstaatliche Machtprojektionen sieht sich die
kurdisch inspirierte Selbstverwaltung, so beispielhaft sie auch
anmuten mag, gerade wegen ihrer Errungenschaften massiveren
Bedrohungen denn je ausgesetzt.

28. Mai 2025


Fußnoten:

[1] https://www.jungewelt.de/artikel/495222.t%C3%BCrkei-und-kurden-warten-auf-ankara.html

[2] https://taz.de/Kurden-in-der-Tuerkei/!6084470/

[3] https://www.zeit.de/2025/20/aufloesung-pkk-tuerkei-kurden-abdullah-oecalan-frieden

[4] https://www.dw.com/de/t%C3%BCrkei-und-pkk-41-jahre-blutiger-konflikt-gehen-zu-ende/a-72514187

[5] https://staatstheater-hannover.de/de_DE/nick-brauns

[6] https://www.ipg-journal.de/regionen/naher-osten/artikel/wettstreit-um-die-vorherrschaft-8060/

[7] https://www.israelheute.com/erfahren/historisches-abkommen-zwischen-den-kurden-und-syrien-hoffnung-oder-unterwerfung/

[8] https://www.fr.de/politik/israel-bekennt-sich-deutlich-zu-den-kurden-eskalation-in-syrien-befuerchtet-zr-93459841.html

[9] https://www.jungewelt.de/artikel/497991.ein-hauch-von-sykes-picot.html
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KRIEG/1805: Das siebte Geißlein ... (SB)



Unersättlich ist er, der Wolf. Seiner Gefräßigkeit sind insbesondere
zarte Jungtiere nicht gewachsen, sie munden nicht nur köstlich,
sondern stellen auch eine leichte Beute dar. Dass Mutter Ziege ihre
Kinder allein zuhause zurücklässt, um ihre Erledigungen zu
verrichten, wohl wissend um die Verstellungskünste des Wolfes, war
mithin ein großes Risiko.

Und so kam es, wie es kommen musste - nach mehreren Anläufen, bei
denen die Geißlein die Täuschungsversuche des Wolfes durchschauten
und die Tür verschlossen hielten, öffneten sie ihm in der Annahme, es
handle sich um ihre Mutter. Da nützte kein Weglaufen und Verstecken -
der Wolf spürte alle auf bis auf die Jüngste, die im Kasten der großen
Standuhr Zuflucht gesucht hatte.

Gierig, wie er ist, kannte der Wolf kein Halten mehr und verschlang
seine Beute, sobald er ihrer habhaft werden konnte. Sechs junge
Ziegen stellen auch für den Magen eines ausgemachten Vielfraßes eine
erhebliche Herausforderung dar, so dass der Wolf wie betäubt unter
einem nahe stehenden Baum in einen tiefen Verdauungsschlaf fiel.

Vom siebten Geißlein sogleich nach ihrer Rückkehr über das Geschehen
aufgeklärt, schnitt Mutter Ziege dem von befriedigtem Blutrausch
geradezu narkotisierten Wolf den Bauch auf und siehe da - alle sechs
von ihm heruntergeschlungenen Geißlein waren von seinen
Verdauungssäften noch so wenig angegriffen, dass sie der Anweisung
ihrer Mutter Folge leisten und schwere Wackersteine herbeischaffen
konnten.

Diese wurden kurzerhand im offenen Bauch des Wolfes versenkt. Die im
Umgang mit Nadel und Faden erfahrene Ziege nähte ihn so perfekt zu,
dass der bald darauf erwachte Wolf es mit den in seinen Gedärmen
rumpelnden und pumpelnden Wackersteinen noch bis zum Brunnen
schaffte. Um seinen Durst zu befriedigen, beugte er sich tief über
dessen Rand und wurde vom Gewicht der schweren Last in die dunkle
Tiefe des Wasserreservoirs gezogen, wo er elendiglich zugrunde ging.

So oder ähnlich wird das Märchen "Der Wolf und die sieben Geißlein"
bis heute immer wieder kleinen Kindern erzählt, um Hoffnung und
Zuversicht für das vor ihnen liegende Leben zu spenden - selbst die
Schwachen und Hilflosen haben die Möglichkeit, der Grausamkeit des
alles verzehrenden Räubers zu entkommen, wenn sie sich nur geschickt
genug anstellen.


"Homo homini lupus" - im zivilisatorischen Urzustand

Heute, da die Wiederansiedlung von Wölfen die Frage aufwirft, wer
zuerst Zugriff auf "Nutztiere" haben wird, denen in jedem Fall
vorherbestimmt ist, in jungen Jahren, da ihr Fleisch noch zart und
frisch ist, einen frühen Tod zu erleiden, bietet sich das
furchterregende Auftreten des Canis lupus vor allem zur
metaphorischen Verwendung an. Wer repräsentiert den Wolf in der durch
rationales Denken und technologische Innovation entzauberten Welt,
wer die jungen Geißlein, unter denen er Angst und Schrecken
verbreitet?

Einen Hinweis darauf könnte der Philosoph Thomas Hobbes geben, der
1651 mit seinem epochalen Werk "Leviathan" die moderne Staatstheorie
begründete. Ihm zufolge begegnen Menschen im Naturzustand einander
mit der Jagd- und Mordlust der Wölfe. Ohne jede Form staatlicher
Regulation sei der eine des anderen Wolf, so dass in diesem Urzustand
permanenter Krieg aller gegen alle herrsche. Durch die potentielle
Vernichtung des anderen zugunsten des eigenen Überlebens bilde sich
eine Rangordnung der Stärke heraus, die, vertragsrechtlich
kodifiziert, den Staat als einzig gesetzgebende Kraft hervortreten
lasse. Die Unterwerfung unter sein Gewaltmonopol führe zu allgemeiner
Befriedung, also einer Zivilisierung der als unabänderlich räuberisch
betrachteten Urnatur des Menschen.

Der Staatssouverän wird auf dem berühmten Frontispiz des "Leviathan"
als mit Krone, Schwert und Zepter versehener König visualisiert,
dessen Torso und Arme aus der vielköpfigen Masse seiner Untertanen
bestehen. Das darüber präsentierte Bibelzitat ist unmissverständlich:
"Keine Macht auf Erden ist mit der seinen vergleichbar - Hiob 41,24."
Dieses Symbol des modernen Staates, in dem der Naturzustand durch
einen Akt der Vernunft in einer auf vertragsrechtlicher Basis
erstehenden Gesetzesform aufgeht, soll allein in der Lage sein,
dauerhaften Frieden herzustellen, so die im 17. Jahrhundert von der
Katastrophe des Dreißigjährigen Krieges geprägte Theorie. Sie kann als
Grundlage des modernen Rechtsstaats wie des klassischen Völkerrechts
bezeichnet werden, das Staaten als individuelle Rechtssubjekte
behandelt, die in einem Vertragsverhältnis zueinander stehen, das
Kriege zwischen ihnen verhindern soll.

Mit der angeblichen Unüberwindbarkeit des Raub- und
Vernichtungsverhältnisses der Menschen sowie dessen vermeintlich
einzig möglichen Bewältigung durch ein auf Gegenseitigkeit beruhendes
Vertragsverhältnis werden alle anderen Ideen, einen unblutigen Umgang
miteinander zu pflegen, ins Abseits zwar wünschenswerter, aber nicht
realisierbarer Utopien verwiesen. Die monokausale Grundlegung des
vermeintlichen Naturzwangs allein stellt alle weiteren Überlegungen
unter den Primat eines Sachzwangs, der Gewaltanwendung wenn nicht
gegeneinander, dann gegen andere unabdinglich macht.

Warum gegen andere? Der Wolf ist nicht aus der Welt, sondern im Staat
zu größerer Machtfülle aufgestiegen. Indem dieser sich analog zu den
in ihn inkorporierten Personen territorial, politisch und kulturell
gegen andere Staatssubjekte abgrenzen muss, um überhaupt die
Bedingung einer dann auch völkerrechtlich anerkannten Entität zu
erfüllen, wird der individuelle Konkurrenzkampf auf die Ebene der
Staatsapparate gehoben. Der von Hobbes an den Anfang aller zivilen
menschlichen Entwicklung gestellte Naturzustand wird auf höherer
Ebene reproduziert, um per Vertragsrecht wieder eingehegt zu werden.
Da das Prinzip, dass Verträge einzuhalten seien, ihren Bruch
voraussetzt, gibt es allerdings keinerlei Garantie für die
Haltbarkeit eines solchen Friedens.

Allein die inneren sozialen und ökonomischen Krisen jeder
Staatlichkeit, die notwendige ideologische Absicherung der jeweils
Herrschenden und der keineswegs aufgehobene, sondern lediglich unter
rechtliche Quarantäne gestellte Naturzustand produzieren eine
Handlungsnot, die mit großer Regelmäßigkeit zur Anwendung
militärischer Gewalt führt. Zu unterstellen, dass dies quasi ohne
Zutun der Staatsakteure auf "schlafwandlerische" Art geschehe, mithin
niemand für die Katastrophe des Kriegs verantwortlich zu machen sei,
ist dem Mythos einer bürgerlichen Vernunft geschuldet, deren erste
Forderung darin besteht, in jeder noch so großen Enge den Kopf aus
der Schlinge ziehen zu können.


Hungrig auf den Weiden des Überflusses

"Homo homini lupus, das heißt Haß, Ellbogen, Hals-Zudrehen und
alles, was bisher bloß das Wucherkapital konnte. Die Urgesellschaft
ist eben eine Wolfsgesellschaft, und damit die Bestien voreinander
sicher sind, schließen sie sich bei Hobbes zusammen, um nur noch
einen Wolf übrigzulassen, der die bloße Sicherungsgesellschaft vor
ihren unverändert aggressiv bleibenden Elementen schützt. Derart wird
keine freiwillige Einigung, wie im liberalen Naturrecht, angenommen,
sondern eine Unterwerfung unter eine von der Gemeinschaft ausgesparte
Schützbestie, die nun Monarch heißt, gewiss nicht von Gottes Gnaden.
Dieser Wolf ist nicht in den Staatsvertrag eingetreten, ihn hat man
als Wolf belassen, damit er beißt, verfolgt, und Strafrecht, Kerker
und Galgen darstellt, wenn die Menschen einander an den Kragen
wollen, wenn sie das sein wollen, was nur er sein darf."

Ernst Bloch: Vorlesungen zur Philosophie der Renaissance [1]

Die Überwindung des Feudalismus durch die bürgerliche Emanzipation,
die Ausbildung der Nationalstaaten und ihre vertragliche Einbindung
in internationales Recht, die konstitutionelle Verankerung
demokratischer Prinzipien und humanitärer Rechte in den Verfassungen
moderner Rechtsstaaten - weder wurde der Krieg aus der Welt geschafft
noch die Ausbeutung von Menschen, deren einziges Gut im Verkauf ihrer
Arbeitskraft und Lebenszeit besteht. Höchst erfolgreich hingegen ist
das Zurückdrängen der Naturschranke verlaufen, wie es euphemistisch
in Texten eines historischen Materialismus heißt, der die Entwicklung
der Produktivkräfte zum ehernen Ziel menschlicher Befreiung erklärte
und darüber vergaß, dass die Einspeisung des Lebens in die große
Maschine im Realsozialismus nicht minder normierte Fließbandprodukte
hervorbrachte als in der auf Steigerung des Konsums um jeden Preis
getrimmten Warenwirtschaft des liberalen Kapitalismus.

Der originäre Wolf wurde in stark regulierte Habitate eingehegt, so
dass von Wildnis im Sinne von menschlicher Kultivierung unberührter
Naturräume kaum noch gesprochen werden kann. Bemessen am Stand der
Biomasse heute lebender Säugetiere gehören Wölfe zu jenen 2 Prozent
Wildtieren, die noch nicht den 62 Prozent an "Nutztieren" und 34
Prozent an menschlichen Tieren gewichen sind, die die Landflächen des
Planeten besetzen. Allein domestizierte Ziegen übertreffen mit 3
Prozent Biomasse alle wildlebenden Säugetiere, die auf den stetig
schrumpfenden Flächen naturbelassener Wälder und Savannen nicht
einmal mehr das Privileg des Prädators, sich eines Lebens an der
Spitze der Nahrungskette relativ sicher sein zu können, genießen
können - je bedrohter ihre Arten, desto größer scheint der Reiz zu
sein, die auf Großwildjagd erbeuteten Trophäen stolz auf den
Plattformen einer Aufmerksamkeitsökonomie zu präsentieren, in der
jeder noch so exzessive Aufschwung zu persönlicher Einzigartigkeit im
Ozean synonymer Versuche untergeht, der Flüchtigkeit und Nichtigkeit
existenzieller Finalität zu entkommen.

Wo die gesellschaftlichen Naturverhältnisse im Argen liegen, weil die
eigenen Lebensvoraussetzungen zusehends zerstört werden, um von der
ausbleibenden Anerkennung des Subjektstatus nichtmenschlichen Lebens
nicht zu sprechen, sind menschliche Lebenswelten nicht minder dem
zersetzenden Einfluss sozialer Zwietracht, gewaltsamer Unterdrückung
und kriegerischer Vernichtung ausgesetzt. Was in einer weitgehend
befriedeten Gesellschaft wie der der Bundesrepublik nur für
diejenigen nicht zutrifft, die nicht der wachsenden Schar Obdachloser
oder von Abschiebung bedrohter MigrantInnen angehören, schlägt in den
Peripherien der hochindustrialisierten Staaten mit der ganzen Wucht
kolonialistischer, imperialistischer und extraktivistischer
Lebensverneinung zu.

Die Frage, wer mit den Wölfen heult oder als Ziege in Lebensgefahr
schwebt, wird zum einen anhand der nationalen Zugehörigkeit, zum
andern mit der jeweiligen Position in der klassengesellschaftlichen
Rangordnung beantwortet. Beides widerspricht zutiefst jenem
menschenrechtlichen Universalismus, auf den sich die Staatenwelt seit
Gründung der Vereinten Nationen 1945 in Reaktion auf die Katastrophe
zweier Weltkriege geeinigt hat. Der humanistische Anspruch dieser
Wertegemeinschaft bleibt schon deshalb uneingelöst, weil das Ideal
seiner Verwirklichung niemals auf die Füße materieller Gleichheit
gestellt wurde, sondern als privatwirtschaftliche Eigentumsordnung in
Gestalt einer in Euro und Dollar bezifferten Zugehörigkeit respektive
Ausgrenzung in Erscheinung tritt.

Nach der Niederlage der revolutionären Linken und der Diffamierung
aller sozialistischen und kommunistischen Zukunftsentwürfe als schon
im Vorweg gescheiterte Sozialutopie scheint sich die Uhr, die einst
hoffnungsfroh auf eine sich stetig verbessernde Zukunft des sozialen
Fortschritts geeicht war, rückwärts zu drehen. Der weltweite
Vormarsch rechtspopulistischer Bewegungen und Parteien untermauert um
Staat und Nation, um Souveränität und Ausnahmezustand kreisende
Herrschaftsstrategien. Staatenkriege in Europa und Praktiken
kolonialistischer Interessenpolitik, die ethnische Vertreibung zwecks
territorialer Gebietsveränderung vollziehen, belegen, dass das
völkerrechtliche Gewaltverbot und die Sanktionierung seiner
Missachtung durch die Vereinten Nationen praktisch irrelevant
geworden sind.

So wird die Legalität internationalen Vertragsrechts mühelos von
machtpolitischer Realpolitik unterlaufen, deren SachwalterInnen zu
deren Legitimation nach Belieben in Anspruch nehmen, was gerade den
jeweiligen strategischen Erfordernissen entspricht. Die sogenannte
westliche Wertegemeinschaft beruft sich bei missliebigen Aggressoren
auf den Legalismus internationaler Strafjustiz, während dem
Staatschef eines verbündeten Landes, gegen den ein internationaler
Haftbefehl ausgestellt wurde, diplomatische Immunität zugestanden
wird. Im Spannungsfeld von selbst verfügter regelbasierter Ordnung
und Weltrecht nach UN-Charta lässt es sich hervorragend manövrieren,
solange die eigene Finanz- und Feuerkraft dazu ausreicht, die
Eskalationsleiter über Wirtschaftssanktionen, Waffenlieferungen und
Kriegseintritt bis hin zu ultimativer atomarer Vernichtungsdrohung
hinaufzuklettern.

Eine nationalistische Identitätspolitik, die die eigene Bevölkerung
in die Erste Person Plural fasst, um alles andere unter fremd und
potentiell feindlich abheften zu können, sorgt dafür, dass der
Leviathan seinem wölfischen Treiben ohne größere Unterbrechung durch
die eigenen Untertanen nachgehen kann. Vorbei die Zeiten eines linken
Internationalismus, dem die ArbeiterInnenklasse des gegnerischen
Landes näher stand als die eigenen Herren, vergessen die Definition
eines Ernest Gellner, der als einflussreicher Gesellschaftstheoretiker
der Nachkriegszeit in seinem 1983 veröffentlichen Werk
"Nationalismus und Moderne" kategorisch feststellte: "Es ist der
Nationalismus, der die Nationen hervorbringt, nicht umgekehrt."

Der Historiker Benedict Anderson schlägt 1983 in seinem viel
zitierten Werk "Die Erfindung der Nation" diese Definition vor: "Eine
Nation ist eine imaginierte Gemeinschaft - imaginiert als begrenzt
und souverän." Alles, was über den Kreis in direktem Kontakt
entstandener Beziehungen hinausgeht, bedarf abstrakter Kriterien
topographischer, kultureller oder ideologischer Art, um als
gemeinschaftsstiftende Idee im Extremfall zu bewirken, dass sich
Menschen, die einander nie begegnet sind, nur weil sie nicht
dazugehören, gegenseitig umbringen. Das gilt zumindest für eine
Moderne, in der die jeweiligen Gruppenidentitäten Tausende bis
Millionen Individuen umfassen. Unter dem Banner der Nation in den
Krieg zu ziehen, bildet sich, in menschheitsgeschichtlichen Fristen
bemessen, als kaum verortbare Strecke auf dem Zeitstrahl ab und hat
dennoch dazu geführt, dass die dazu aufgebotene Feuerkraft in der
Lage ist, einen Weltenbrand zu entfesseln.

So ist an die Stelle einer fundamentalen Kritik des Mythos der Nation
nicht nur im Falle rechtspopulistischer Bewegungen die restaurative
Idee getreten, dass die jeweilige Zugehörigkeit zu einem Staatswesen
weit über den formalen Akt des Beitritts per Geburt auf einer
ethnisch-organischen Identität beruhe, die, genetisch-kulturell über
die Jahrhunderte verfestigt, eine sehr spezifische Form kollektiver
Existenz hervorgebracht habe. Ob das Konzept der Nation in
ethnozentrischen Tiefen gründelt oder eher bürgerlich-politisch auf
eine Art Verfassungssouveränität orientiert ist, scheint für die
Bereitschaft der Bevölkerung, für die Fortdauer des jeweiligen
Gemeinwesens den höchsten Preis, das eigene Leben, zu entrichten,
kaum einen Unterschied zu machen.

Wie tief die Zugehörigkeit zur Nation das Leben der Menschen bestimmt
und schlimmstenfalls darüber entscheidet, wer leben darf und wer
sterben muss, zeigt die Aussetzung des Familiennachzugs für
Flüchtende durch die Bundesregierung. Angeblich sei die von
christlicher Moral geprägte Kleinfamilie die Keimzelle staatlicher
Reproduktion. Ihre Bevorzugung endet jedoch an den Grenzen der
Republik - nicht die Einheit der Familie, sondern der Nation genießt
Vorrang, erst recht bei rechtspopulistischen Demagogen, die gegen die
Zersetzung der heteronormativen Ehe durch nicht binäre Menschen,
schwule und lesbische Paare sowie Familienmodelle mit mehr als zwei
Eltern zu Felde ziehen. Ihnen geht es ausschließlich darum, dieses
Land möglichst frei zu halten von Personen, die seine demographische
Entwicklung den Kriterien weiß, christlich und deutsch gemäß
sicherstellen.

Eingebannt in eine nationale Zugehörigkeit unter Aufsicht des
staatlichen Gewaltmonopols und umfassend beansprucht vom alltäglichen
Hauen und Stechen, das den Marktsubjekten zusätzlich zum Ableisten
ihrer Arbeit als Tribut an die Bewegungsform sozialdarwinistischer
Konkurrenz abverlangt wird, stellt sich die Frage, warum überhaupt
dem Kommando abstrakter Instanzen wie Staat und Nation Folge zu
leisten sei, dennoch immer seltener.

Während der Anspruch auf rechtliche Gleichheit seit Hobbes stetig
weiter ausdifferenziert wurde, trat die materielle Ungleichheit im
bürgerlichen Rechtsstaat immer weiter in den Hintergrund. Wo
sozialpolitische Zugeständnisse nicht verhindern, dass Armut und
Obdachlosigkeit töten - auf der Straße lebende Menschen in deutschen
Großstädten sterben etwa 30 Jahre früher als die durchschnittliche
Lebenserwartung vermuten ließe -, ohne dass diesem Missstand mit
allen Kräften entgegengewirkt würde, ist das nationale "Wir"
erfolgreich an die Stelle des sozialen Antagonismus getreten. Den
"Staat als Geschäftsführung der herrschenden Minorität zu
verschleiern", so Ernst Bloch 1961 in "Naturrecht und menschliche
Würde", war schon lange vor der Einführung der sozialen
Marktwirtschaft einem "Formalismus der generellen Rechtsgleichheit"
geschuldet, der die Suggestion, Menschen begegneten sich unabhängig
von ihren jeweiligen Eigentums- und Klassenverhältnissen auf gleicher
Augenhöhe, überhaupt möglich machte.


Einheit des Schreckens

"Die Bewilligung der Kredite durch die Fraktion gab das
Stichwort allen leitenden Instanzen der Arbeiterbewegung. Die
Gewerkschaftsführer veranlaßten sofort die Einstellung aller
Lohnkämpfe und teilten dies ausdrücklich unter Berufung auf die
patriotischen Pflichten des Burgfriedens den Unternehmern offiziell
mit. Der Kampf gegen die kapitalistische Ausbeutung wurde für die
Dauer des Krieges freiwillig aufgegeben."

Rosa Luxemburg - Die Krise der Sozialdemokratie [2]

Die politische Einheit des Staates ist zwingende Voraussetzung seines
Funktionierens als "ideeller Gesamtkapitalist" (Friedrich Engels),
das wusste schon Thomas Hobbes, der die Unterwerfung unter den
Leviathan bei Strafe etwaiger Zuwiderhandlung zur ersten
Bürgerpflicht erhob. Etwas abstrakter, aber nicht minder autoritär
beschwor der Staatsrechtler Carl Schmitt 1923 eine "bis zur Identität
gesteigerte Homogenität" der Staatssubjekte, was zu erreichen auch
der "Ausscheidung oder Vernichtung des Heterogenen" bedürfe. Die
Abweichung von der erforderlichen Einheit zu identifizieren, bedeute,
eine strikte Unterscheidung von Freund und Feind vorzunehmen, so
Schmitt, der gerade mit diesem Kriterium zur Herstellung nationaler
Souveränität trotz seiner Nähe zum NS-Regime bis heute der auch
international einflussreichste deutsche Staatsrechtler geblieben ist.

Schmitt war es auch, der den Ausnahmezustand zum Motor notwendiger
staatlicher Ermächtigung in Zeiten der Krise erklärt hat. Die dadurch
bewirkte Einschränkung bürgerlicher Rechte hat 1968 heftige Proteste
gegen die Verabschiedung der Notstandsgesetze ausgelöst, war doch die
Machtübergabe an Hitler und das Zustandekommen des NS-Staates
wesentlich durch das Regieren mit Hilfe ausnahmerechtlicher
Ermächtigungsvollmachten vorbereitet worden. Seither ist allgemein
bekannt, dass die Gefahr einer schleichenden diktatorischen
Machtübernahme auf dem Wege von Notstandsverfügungen eine reale
Gefahr für die Aufrechterhaltung demokratischer Rechte ist.

Heute, da sich die Bundesrepublik erklärtermaßen in einem Zustand
zwischen Krieg und Frieden befindet - siehe etwa das Arbeitspapier
"Noch nicht Krieg, aber auch nicht Frieden" der Bundesakademie für
Sicherheitspolitik wie diverse Äußerungen von
RegierungspolitikerInnen, Offizieren der Bundeswehr und
MilitärwissenschaftlerInnen -, rückt die offizielle Ausrufung eines
Notstands mit allen dazugehörigen Einschränkungen des Schutzes
bürgerlicher Existenz vor staatlicher Verfügungsgewalt wieder in den
Bereich des real Möglichen.

Gründe dafür, Deutschland nicht in den Kriegszustand zu versetzen,
wären bei nüchterner historischer wie gesellschaftskritischer Analyse
zweifellos zu nennen. Der als unhintergehbar dargestellte Sachzwang
russischer Angriffslust hingegen besetzt das ganze Feld der
öffentlichen Kommunikation und droht derart verabsolutiert zu werden,
dass Widerstand gegen die Politik des Krieges als inakzeptable
Dissidenz verworfen und potentiell zum Gegenstand repressiver
Maßnahmen wird.

Die Einseitigkeit der zum Führen dieses Krieges getroffenen
Vorbereitungen - wie zuletzt die Aufhebung der
Reichweitenbeschränkung aus Deutschland an die Ukraine gelieferter
Waffensysteme, die im Falle eines Einsatzes der Lenkwaffe Taurus
durch die Ukraine in der Lage wären, Führungszentren der Regierung
Russlands anzugreifen -, bei Ausbleiben im Vorwege einer möglichen
Katastrophe vorzunehmender Entspannungsbemühungen legt nahe, dass es
sich bei der Militarisierung des Landes um einen gesellschaftlichen
Paradigmenwechsel handelt, dessen Motive über die geltend gemachte
Gefahr eines russischen Angriffs auf das Territorium der
Bundesrepublik hinausgehen. Risiken wie die Stationierung
US-amerikanischer Mittelstreckenraketen auf deutschem Territorium
einzugehen, die zum Zweck möglicher Präventivangriffe eingesetzt
werden könnten, weisen das Profil einer nationalen Großmannssucht
auf, für die es historisch in der kurzen Geschichte deutscher
Nationalstaatlichkeit das Beispiel bereits zweier unter verheerenden
Folgen gescheiterter Anläufe gibt.

Umso inakzeptabler ist die Haltung der Bundesregierung, mit der
russischen Führung keinerlei diplomatischen Austausch zwecks
Minderung der wachsenden Gefahr eines Krieges zwischen NATO und
Russland zu betreiben. Als Rechtsnachfolgerin des NS-Staates kam die
BRD sehr frühzeitig in den Genuss äußerer Unterstützung, anstatt dass
die von ihrem Vorgänger angerichtete Vernichtung darin gemündet
hätte, Deutschland auf Jahrzehnte hinaus zum Paria der Staatenwelt zu
machen. 27 Millionen BürgerInnen der Sowjetunion wurden zum Teil
systematisch von Wehrmacht und SS ermordet, der Westen des Landes in
Trümmer gelegt, Leningrad in einem exzeptionellen Fall von
Kriegsverbrechen 28 Monate lang belagert und ausgehungert, so dass
etwa 90 Prozent der dabei gestorbenen 1,1 Millionen zivilen
EinwohnerInnen der Stadt verhungerten. Während sich keine
Bundesregierung herausnähme, Israel bei noch so brutaler Kriegführung
gegen die PalästinenserInnen in vergleichbarer Weise wie Russland zu
isolieren, wurde die BRD trotz der zahlreichen Nazis in ihrem
Staatsapparat frühzeitig als vollwertiges Mitglied der
Staatengemeinschaft rehabilitiert.

Die ideologische Überformung der um die Kriege Russlands und Israels
geführten Diskussionen weist die Handschrift einer illiberalen
Souveränität auf, die den Ernstfall schon einmal einübt. So ist die
formalrechtlich mögliche, aber von einem schwerwiegenden
demokratischen Legitimationsdefizit gezeichnete Änderung des
Grundgesetzes durch die Abgeordneten des bereits abgewählten
Bundestages zur Bereitstellung umfassender Kriegskredite Ausdruck
eines Staatsverständnisses, das die Stellung des Souveräns zwar
nominell der Bevölkerung zugesteht, de facto jedoch als Privileg
administrativer Verfügungsgewalt behandelt. Das dokumentiert auch die
offene Inanspruchnahme der Staatsräson, die vor 500 Jahren mit dem
Philosophen Niccolò Machiavelli als Privileg fürstlicher
Entscheidungsgewalt die Bühne der Geschichte betrat, zur Begründung
nicht nur außenpolitischer Entscheidungen. "Staatsräson bedeutet im
Innenverhältnis 'Verstaatlichung der Politik', im Außenverhältnis
legitimiert sie die Durchsetzung außenpolitischer Interessen zur
Verwirklichung eigener Ziele", so der konservative
Staatswissenschaftler Rüdiger Voigt 2007 in seinem Buch "Den Staat
denken". Wo jede weitere Diskussion über diese allein dem Staat zu
Gebote stehende Form der Vernunft entfällt, also Herrschaft sui
generis ausgeübt wird, ist das Ergreifen exekutiver Maßnahmen, die
einst als Missstand autokratischer Regimes beklagt worden wären,
nicht mehr unvorstellbar.

Da Carl Schmitt den Ausnahmezustand zum wesentlichen Kriterium der
Herstellung souveräner Handlungsfreiheit erklärt hat und damit auf
positive Resonanz in den mit Staats- und Verfassungsrecht befassten
Wissenschaften gestoßen ist, steht jede Rückbindung staatlicher
Gewalt an die konstitutionelle Ordnung juridisch unter dem Vorbehalt
ihrer Aufhebung. Der moderne Rechtsstaat öffnet dem Durchgriff
machtpolitischer Entscheidungen weit mehr Raum als dem Einspruch
demokratischer BedenkenträgerInnen, so lautete bereits die Kritik an
der Verabschiedung der Notstandsgesetze 1968.

Der offiziell als geheim eingestufte Operationsplan Deutschland
integriert alle staatlichen und gesellschaftlichen Akteure, um das
nationale Territorium in eine Drehscheibe der NATO zur logistischen
Unterstützung eines gegen Russland geführten Krieges zu verwandeln,
was nichts anderes bedeutet, als dass die Bevölkerung erheblich in
Mitleidenschaft gezogen werden könnte. Es ist mithin nicht nur eine
rhetorische Figur, den Zustand des Friedens als nicht mehr gegeben zu
unterstellen oder widersprüchliche Aussagen zur Beteiligung
Deutschlands am Krieg in der Ukraine zu treffen. Damit wird auch, für
die Einbindung ziviler und ökonomischer Kompetenzen in den Aufbau
sogenannter Kriegstüchtigkeit und die Militarisierung der
Gesellschaft zweifellos förderlich, der Relativierung bislang
geltender Grundrechte der Weg geebnet.


Wenn die Ausnahme zur Regel wird

"Der Primat des Ausnahmeverfahrens verändert von Grund auf die
Rechtsordnung, durch die der Staat die Gesellschaft instituiert und
die Außengrenzen Letzterer beständig neu definiert. Wenn die
Terrorismusbekämpfung geltendes Recht suspendiert und eine neue
Rechtsordnung hervorbringt, so produziert sie materiell und formell
dabei auch den zu bekämpfenden Feind. Die Anpassung der Rechtsordnung
zielt nicht, wie im Belagerungszustand, auf eine systemexterne
Bedrohung, sondern auf einen vom System selbst hervorgebrachten
Sachverhalt. Die Zweck-Mittel-Relation kehrt sich um. Der designierte
Feind in Gestalt der Terrororganisation präsentiert sich als
Instrument zum Umbau der Rechtsordnung und des politischen Systems.
Die Staatsgewalt selbst formt die Politik nach ihrem
Bild."

Jean-Claude Paye: Das Ende des Rechtsstaats [3]

In dem von den USA nach den Anschlägen des 11. September 2001
erklärten Globalen Krieg gegen den Terror wurden grundlegende
verfassungsrechtliche Normen aufgehoben, ohne dass es in der Folge zu
einer Aufarbeitung dieses Bruches mit rechtsstaatlichen Prinzipien
gekommen wäre. Diese werden seitdem verstärkt vor dem Horizont ihrer
möglichen Aussetzung relativiert, was nicht bedeuten muss, sich in
der Staatenkonkurrenz nicht als "Wertegemeinschaft" zu präsentieren,
die notfalls zu militärischen Mitteln griffe, um die Freiheit gegen
die Feinde der Freiheit zu verteidigen. Der Grundwiderspruch der
solchermaßen geschützten Demokratie besteht eben darin, dass die
darauf errichtete Sicherheitspolitik den Grundrechtekodex zersetzt,
indem sie ihn zu schützen vorgibt.

In der Bundesrepublik entfaltete sich anlässlich der Fragen, ob der
Staat das Recht habe, zur Abwendung eines Anschlags ein
Verkehrsflugzeug abzuschießen, auch wenn er dabei gegen das
individuelle Recht der Passagiere auf Schutz ihres Lebens verstoße,
oder zur Folterung von StraftäterInnen zu greifen, um Informationen
über bevorstehende Anschläge zu erlangen, eine Debatte, die bis heute
Spuren hinterlassen hat. So ermöglicht die polizeiliche Verwendung
des Begriffs vom Gefährder je nach Landespolizeigesetz das Ergreifen
verschiedener Maßnahmen gegen nicht straffällig gewordene Personen,
die die Geltung der Unschuldsvermutung einschränken. Auch die
Gewaltanwendung durch den Staat unter Einsatz der Streitkräfte im
Innern im Rahmen der Gefahrenabwehr ist ein wiederkehrendes Thema,
das für das Erwirtschaften von "Kriegstüchtigkeit" aktueller denn je
ist.

Vor rund 20 Jahren prägte der Staatsrechtler Otto Depenheuer, den der
Tagesspiegel 2007 als "juristischen Vordenker" des damaligen
Bundesinnenministers Wolfgang Schäuble bezeichnete, das Wort von
einem "Feindgefahrenabwehrrecht". Es sollte "Maßnahmen der
präventiven Sicherungsverwahrung ebenso (...) wie solche der
Internierung potentiell gefährlicher Personen oder die kontrovers
diskutierte Frage nach einer - rechtsstaatlich domestizierten -
Folter" legalisieren, also den rechtlichen Ausnahmezustand gerade
deshalb ermöglichen, um das Recht zu schützen. Indem Depenheuer die
Schmittsche Freund-Feind-Doktrin bruchlos ins neue Jahrhundert
transferierte und sich damit zum Prinzip nackter Gewalt als zentraler
Kompetenz staatlicher Verfügungsgewalt bekannte, wurde schon damals
das juristische Vorfeld heute angeblich erst recht erforderlicher
staatlicher Ermächtigung bestellt.

Mit der Militarisierung der Gesellschaft einher geht all das, wogegen
sich linke und liberale Kräfte spätestens mit der Protestbewegung der
68er-Generation entschieden verwahrt haben: Geschichtsrevisionismus
etwa im Rahmen der Traditionspflege der Bundeswehr oder bei der
baulichen Anknüpfung an den preußischen Militarismus, die
Heroisierung des Soldatentums bei gleichzeitiger Abwertung der
Doktrin vom "Staatsbürger in Uniform", die Propagierung einer
Bürgerpflicht, die das eigene Leben dem Staatswohl unterstellt, die
Affirmation eines Staats- und Gesellschaftsverständnisses, dem
offenen Nationalismus zu zelebrieren Ausdruck einer neuen Normalität
ist. Exemplarisch zu besichtigen ist die Überwindung in Folge des
NS-Schreckensregimes entstandener Berührungsängste am Beispiel der
Migrationsdebatte im Vorfeld der Bundestagswahl. Indem sich die
Parteien, angeführt von der AfD, in Sachen Abwehr hilfesuchender
Menschen gegenseitig zu übertreffen versuchten, legten sie Zeugnis
einer Prinzipienlosigkeit ab, die, positiv ausgedrückt,
selbstverständliche Praxis einer imperialen Großmacht ist.

"Dadurch, daß ein Volk nicht mehr die Kraft oder den Willen hat, sich
in der Sphäre des Politischen zu halten, verschwindet das Politische
nicht aus der Welt. Es verschwindet nur ein schwaches Volk", lautet
eine berühmte Sentenz aus Schmitts zentralem Text "Der Begriff des
Politischen" von 1932. Es ist das Denken in sozialdarwinistischen
Kategorien des Schwachen und Starken, das analog zur
Freund-Feind-Kennung und der Verabsolutierung binärer Moralität von
Gut und Böse rückgängig machen soll, was an demokratischen und
menschenrechtlichen Fortschritten aus dem Befreiungsversuch der Neuen
Linken vor 60 Jahren hervorgegangen ist. Es ist denn auch wenig
überraschend, dass nationalchauvinistische und staatsautoritäre
Kräfte weltweit auf ähnliche Werte und Feindbilder abonniert sind.

Wenn der politische Gegner als "woke" oder "linksgrün versifft"
diffamiert wird, sind Minderheitenrechte aller Art gemeint, die dem
freien Spiel sozialer und nationaler Konkurrenz im Wege stehen. Die
Alimentierung bedürftiger Menschen, die im Leistungswettkampf nicht
mehr mithalten können, und Vergünstigungen für aus rassistischen oder
geschlechtlichen Gründen benachteiligte Gruppen sollen zurückgefahren
oder ganz gestrichen werden. Frauen sollen ihre reproduktive Pflicht
bei der Bereitstellung von "Menschenmaterial" für Kapitalismus und
Krieg erfüllen, was im Einklang mit christlichen FundamentalistInnen
zur weiteren Einschränkung des Rechts auf Abtreibung zu führen droht.
Transpersonen sollen am besten unsichtbar bleiben, wenn sie nicht dem
misogynen und LGBTQ-feindlichen Mob zum Opfer fallen wollen, während
sich weiße Männer als eigentlich diskriminierte Opfer inszenieren.
Kritik am Patriarchat war gestern, heute sind starke Krieger gefragt,
was Frauen nicht ausschließt, ihnen aber die vollständige Adaption
maskulinistischer Prinzipien abverlangt.

Ob der christliche Nationalismus in den USA für die massenhafte
Abschiebung nichtweißer MigrantInnen ebenso wie für die Vertreibung
der PalästinenserInnen aus ihren Gebieten trommelt, ob die
Russisch-Orthodoxe Kirche den Krieg gegen die Ukraine heiligt, ob der
politische Islam den Heiligen Krieg gegen Ungläubige propagiert oder
die Hindutva-Bewegung zur Hatz auf MuslimInnen aufruft, ob
charismatische evangelikale Prediger faschistische Politik in
Lateinamerika unterstützen oder die arabische Minderheit im jüdischen
Staat Israel benachteiligt wird - der Unterwerfungsprimat tradierter
Glaubensinhalte ist weltweit auf dem Vormarsch gegen demokratische
Gleichheit und mobilisiert zu in ihrem Namen geführten Kriegen.

Einig ist sich das Gros der nationalchauvinistischen Bewegungen auch
in der Leugnung oder Relativierung der Klimakatastrophe. Sie wird als
bloßer Vorwand des Hegemonialstrebens linksgrüner Bewegungen
betrachtet und als Ausdruck einer den archaischen Überlebenskampf
verleugnenden Ideologie "kulturmarxistischer" Provenienz verworfen.
In nur fünf Jahren ist das einst gefeierte Jugendidol Greta Thunberg
von einer Ikone der Klimagerechtigkeitsbewegung, als die sie anfangs
nur von RechtspopulistInnen bekämpft wurde, zur irrlichternden
Repräsentantin all dessen abgestiegen, von dem die NutznießerInnen des
neoliberalen Kapitalismus noch niemals etwas wissen wollten. Wer an
den kapitalistischen Wurzeln der Naturzerstörung rührt, für von der
Misere der globalen Marktwirtschaft betroffene Elendsbevölkerungen
eintritt, für die Rechte von ihrem Land vertriebener Indigener und
von Kolonialismus betroffener Bevölkerungen kämpft, ist nicht einmal
unter deutschen KlimaaktivistInnen wohlgelitten und wird nach dem
Zurückfahren staatlichen Klimaschutzes bestenfalls ignoriert.

Feinde der Nation werden zumindest insofern produziert, als sie für
die Durchsetzung staatlicher Ziele gegen die Interessen großer Teile
der eigenen Bevölkerung unentbehrlich sind. Wie der Wolf seine
räuberischen Absichten mit dem Talmi bester Absichten tarnte, so
werden die mit gigantischen Finanzmitteln versehenen
Kriegsvorbereitungen der Bundesregierung allein mit bevorstehender
Aggression Russlands begründet, als ob die eigene Beteiligung an der
Verschärfung der Lage wie durch einen magischen Trick unsichtbar
geworden wäre. Ohne die Vorgeschichte des Angriffs Russlands auf die
Ukraine bleibt jede Analyse dieses Krieges unvollständig, zumal der
moralische Furor, mit dem hierzulande gegen den zweimaligen
Weltkriegsgegner blank gezogen wird, schon daran als zweckdienliches
Manöver zu erkennen ist, dass beim vernichtenden Krieg Israels nicht
mit gleicher Elle gemessen wird.


Weltkrieg auf Raten

"Auf seinen objektiven historischen Sinn reduziert, ist der
heutige Weltkrieg als Ganzes ein Konkurrenzkampf des bereits zur
vollen Blüte entfalteten Kapitalismus um die Weltherrschaft, um die
Ausbeutung der letzten Reste der nichtkapitalistischen Weltzonen.
Daraus ergibt sich ein gänzlich veränderter Charakter des Krieges
selbst und seiner Wirkungen. Der hohe Grad der weltwirtschaftlichen
Entwicklung der kapitalistischen Produktion äußert sich hier sowohl
in der außerordentlich hohen Technik, das heißt Vernichtungskraft der
Kriegsmittel, wie in ihrer annähernd ganz gleichen Höhe bei allen
kriegführenden Ländern. Die internationale Organisation der
Mordwerkindustrien spiegelt sich jetzt in dem militärischen
Gleichgewicht, das sich mitten durch partielle Entscheidungen und
Schwankungen der Waagschalen immer wieder herstellt und eine
allgemeine Entscheidung immer wieder hinausschiebt. Die
Unentschiedenheit der militärischen Kriegsergebnisse führt ihrerseits
dazu, daß immer neue Reserven sowohl an Bevölkerungsmassen der
Kriegführenden wie an bisher neutralen Ländern ins Feuer geschickt
werden."

Rosa Luxemburg - Die Krise der Sozialdemokratie [4]

Ein grundlegendes Problem mit kriegerischer Aggression und illegaler
territorialer Annexion kann keine Bundesregierung geltend machen, die
die ethnische Säuberung Gazas und des Westjordanlands unterstützt,
die sich am Überfall der NATO auf Jugoslawien beteiligt und die
Abtrennung des Kosovo von Serbien gutgeheißen hat. Wer nicht gegen
die völkerrechtswidrigen Kriege der USA protestieren wollte, sich mit
eigenen Truppen an der Besetzung Afghanistans beteiligt und rechte
Regimes von Südafrika bis Argentinien vorbehaltlos unterstützt hat,
kann sich noch so angestrengt weißwaschen und entkommt dem
Widerspruch zwischen Sein und Sollen dennoch nicht.

Seit der einst der radikalen Linken zugeschriebene Begriff des
Imperialismus in Anwendung auf Russland ins rhetorische Arsenal
deutscher RegierungspolitikerInnen aufgenommen wurde, braucht vom
deutschen Imperialismus nicht mehr geschwiegen zu werden. Wo es nicht
um territoriale Expansion geht, stellt die finanzkapitalistische
Bewirtschaftung der Welt unter Ziehen aller
währungspolitischer, monopolistischer, schuldenökonomischer und
handelspolitischer Register das Mittel der Wahl dar, nationale
Selbstbehauptung in klingende Münze zu verwandeln.

Für den Krieg unter Einsatz erheblicher Mittel zu rüsten, ist denn
auch Ausdruck einer globalen Krise des Kapitalismus, zu deren
Bewältigung sich alle größeren Staatsakteure darauf einstellen, die
Machtfrage auf die denkbar konkreteste Weise, durch das Ergreifen
physischer Gewaltmittel zu beantworten. Ansonsten wäre kaum zu
erklären, wieso der ökonomische Erfolg des Standorts Deutschland
durch eine gegen Russland gerichtete Sanktionspolitik sehenden Auges
gefährdet wird, obwohl diese nach über drei Jahren der Invasion in
die Ukraine nicht zum angestrebten Ziel, die Kriegsfähigkeit Moskaus
wesentlich zu schwächen, geführt hat.

Im Rahmen der EU und in Allianz mit UK zu einer veritablen Großmacht
aufzusteigen, verlangt der Bevölkerung schon jetzt das Opfer
zunehmender Verarmung ab, zu der sich im Ernstfall die Überantwortung
des eigenen Lebens unter die strategischen Ziele des Staates gesellen
werden. Der Aufstieg der AfD zur größten Oppositionspartei im
Bundestag und die Rechtsdrift der politischen Mitte bieten beste
Voraussetzungen dafür, die Gesellschaft um die Fahne staatlichen
Machtstrebens zu versammeln. Bis auf Die Linke, die sich schwer damit
tut, einen konsequent antimilitaristischen Kurs einzuschlagen, stehen
damit alle im Bundestag vertretenen Parteien hinter dem Projekt
nationaler Aufrüstung, sprich betreiben eine gegen jene
antimilitaristische Linke gerichtete Strategie, die sich auf kein
Vaterland beruft, mit der kein Burgfrieden zu machen ist und die
Desertieren für einen Akt notwendigen Widerstands hält.

Abgesehen davon, dass Teile der AfD die militärische wie zivile
Unterstützung der Ukraine ablehnen, was neben der Einsicht in den
gefährlichen Charakter des Unterfangens, mit der Bundeswehr auf der
Seite der Ukraine gegen Russland anzutreten, der gegen MigrantInnen
und Flüchtende gerichteten Verteilungslogik der Partei entspringt,
votieren Weidel, Chrupalla und Höcke für maximale Aufrüstung und
Militarisierung. Die physische und geistige Unterwerfung unter
militärische Disziplin, die Streitkräfte als Schule der Nation, die
unzweideutige Orientierung auf Gut und Böse im Krieg, die Erziehung
zu maskuliner Härte, all das sind Elemente einer faschistischen
Ertüchtigung, die der negativen Anthropologie eines Friedrich
Nietzsche, Carl Schmitt und Ernst Jünger, um nur drei besonders
bekannte Namen aus der Phalanx nationalkonservativer Leitfiguren zu
nennen, Genüge tun. "Hart wie Kruppstahl, zäh wie Leder und flink wie
ein Windhund" - das pädagogische Ideal Adolf Hitlers stand schon in
"Mein Kampf" für "militärische Tugenden", was dadurch nicht lustiger
wird, dass zwei Metzger eines Supermarktes 2020 T-Shirts mit der
Aufschrift "Hart wie Stahl, zäh wie Leder. Das sind die deutschen
Fleischzerleger" trugen.

Militarisierung und Krieg beschert insbesondere der
Lohnabhängigenklasse nichts als Nachteile: materieller Verzicht durch
galoppierende Inflation und Umlenkung verfügbarer Haushaltsmittel in
die Kriegführung, zivile Zwangsrekrutierung für
Unterstützungleistungen im Ernstfall, Einschränkung politischer
Rechte wie das betrieblicher Selbstbestimmung und des Streiks im
Tarifkampf, Behinderung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit zwecks
Durchsetzung der auch emotional zu bedienenden Freund-Feind-Kennung,
Unterwerfung unter autoritäre Kommandogewalt, Verlust von
Familienmitgliedern, lebenslange Verluste an physischer
Funktionalität bis hin zum vorzeitigen Ableben.

Wie das Beispiel des in der Ukraine geführten Abnutzungskrieges
zeigt, ist der Verbrauch von Menschen für die staatliche
Kommandogewalt auf jeder Seite ein ausschließlich demographisches und
logistisches Problem, was insbesondere für das von Russland
angegriffene Land gilt. Indem die Ukraine seitens der
NATO-Verbündeten gerade so weit mit Rüstungsgütern versorgt wird,
dass sie nicht schnell besiegt werden kann, stellt die Fortdauer des
Krieges eine immense Belastung für die Bevölkerung der Ukraine dar.
Im Windschatten dieser Tragödie soll die BRD "konventionell zur
stärksten Armee Europas" werden, so Merz in seiner ersten
Regierungserklärung am 14. Mai. "Dabei ist klar: Wir sind nicht
Kriegspartei und werden dies auch nicht werden", versicherte der
Bundeskanzler, um hinzuzufügen: "Aber wir sind eben auch nicht
unbeteiligte Dritte oder neutrale Vermittler sozusagen zwischen den
Fronten."

Derart in der Zone des Unbestimmten zu bleiben, dann wiederum Russland
via Ukraine durch die aufgehobene Reichweitenbeschränkung deutscher
Waffen zu bedrohen, um darauf bezogene Reaktionen aus Moskau
eventuell als aggressiven Akt auszulegen, könnte die deutsche
Kriegsbeteiligung durch die Hintertür zur Folge haben. Bemessen an
den Schwüren zahlreicher NATO-PolitikerInnen, die Ukraine "as long as
it takes with whatever it takes" gegen Russland kriegstüchtig zu
machen, wäre es konsequent, die Strategie, Russland militärisch zu
schwächen, indem der verlustreiche Krieg immer weiter in die Länge
gezogen wird, bei zusehender Schwäche der Ukraine mit einem direkten
Kampfeinsatz eigener Truppen doch noch zum Erfolg zu führen.

Ob das vielleicht sogar der Plan sein könnte, nachdem mehrere
EU-Regierungen und UK beschlossen haben, bei Ausfall der
US-Unterstützung einzuspringen, wird erst bekannt sein, wenn es zu
spät ist. Wenn es zum Äußersten käme und sich für die BRD schließlich
erfüllte, was während der Blockkonfrontation des Kalten Krieges trotz
entsprechender Planung, ihr Territorium in ein atomares Schlachtfeld
zu verwandeln, erfolgreich vermieden wurde, wird sich
selbstverständlich niemand finden lassen, der dafür die Verantwortung
übernimmt.

Warum also mitmachen? Diese Frage nicht zu stellen, ist erste
Bürgerpflicht, deren Einhaltung zwingend erforderlich ist, um die
Bevölkerung unter zumindest partieller Zustimmung auf Kriegskurs zu
trimmen. Wie dem Kapital seit jeher gleichgültig ist, unter welchen
Umständen die Ware Arbeitskraft verwertet wird, solange sie nur
Mehrwert produziert, wird der vermeintliche Volkssouverän
rückstandslos in die Staatsmaschine eingespeist, wenn der Kampf um
nationale Größe in schwieriges Fahrwasser gerät. Die zwingende
Unterwerfung unter die Staatsräson ist ein womöglich leichtfertig
übersehenes Detail des Vertragsverhältnisses zwischen
StaatsbürgerInnen und Staatssouverän.


Vom Stillstand der Zeit und anderen Märchen

"Aber wenn es möglich sein sollte, sich im Anhalten der Maschine
zu üben, die zentrale Fiktion an ihr offenbar werden zu lassen, dann,
weil es zwischen Gewalt und Recht, zwischen Leben und Norm keinerlei
substantielle Verbindung gibt. Neben der Bewegung, die zwischen ihnen
um jeden Preis eine Beziehung aufrechterhalten will, gibt es in Recht
und Leben eine Gegenbewegung, die in entgegengesetzter Richtung
arbeitet und immer wieder zu lösen versucht, was künstlich und
gewaltsam verbunden ist. Im Spannungsfeld unserer Kultur wirken
nämlich zwei entgegengesetzte Kräfte: eine, die einrichtet und setzt,
und eine, die deaktiviert und ent-setzt. Der Ausnahmezustand ist der
Punkt ihrer höchsten Spannung und zugleich das, was sie, indem sie
mit der Regel zusammenfallen, ununterscheidbar werden zu lassen
droht. Leben im Ausnahmezustand heißt, die Erfahrung beider
Möglichkeiten zu machen und dennoch - indem man jedesmal erneut die
beiden Kräfte trennt - im Versuch nie abzulassen, das Funktionieren
der Maschine zu unterbrechen, die den Okzident derzeit in den
weltweiten Bürgerkrieg führt."

Giorgio Agamben: Ausnahmezustand [5]

Und wenn sie nicht gestorben sind, dann leben sie noch heute - das
Ende des Märchens verheißt denjenigen, die arglos hinters Licht
geführt wurden, die unverschuldetermaßen ein schreckliches Schicksal
erlitten oder deren Leben von missgünstigen Widersachern in eine
Tragödie voller Schmerz und Leid verwandelt wurde, nichts Geringeres
als finale Gerechtigkeit. So künden Märchen davon, dass die Anwendung
des Rechts allemal Sinn macht, ja dass irdisches Recht und die
Gerechtigkeit des Himmels in eins fallen, dass Recht und Gesetz in
ihrem immanenten Zweck aufgingen und eines schönen Tages keinerlei
Bedeutung mehr hätten. Die imaginierte Wirklichkeit des Märchens
hilft dabei, in einer Welt voll unlösbarer Widersprüche und
unerklärbarer Schmerzen die Hoffnung darauf nicht aufzugeben, dass
sich das Ganze eines Tages als böser Traum erwiese, aus dem der
Mensch wie nach einem langen Schlaf erfrischt und voller Zuversicht
erwacht.

So wird im Märchen das Märchen davon erzählt, wie die Vergeblichkeit
der Hoffnung der befreienden Enttäuschung weicht und alles Weitere
denjenigen an die Hand gegeben wird, die sich von den
furchterregenden Phantasmen an der Höhlenwand nicht abschrecken
lassen. Wer auf dem Karussell unerfüllter Träume keine weitere Runde
drehen mag, könnte vielleicht sogar absteigen und selber Schritt für
Schritt Neuland erschließen. Für alle anderen heißt es einmal mehr
"Es war einmal ...".

Was also tut das siebte Geißlein, wenn der Wolf anklopft und sich mit
allen Mitteln gekonnter Mimikry als jemand ausgibt, der er nicht ist?
Es springt in den Uhrenkasten, wo die Gewichte den Zeiger in
unaufhaltsamer Stetigkeit von einer Minute zur andern vorantreiben,
wo die Schwere der Erde den Grund aller Ursachen, das Vorher und
Nachher der Zeit, auf die Strecke ihres Vergehens zwingt. Indem die
siebte Geiß den Lauf der Zeit selbst zu jähem Halt bringt, indem sie
in das Getriebe des Weltenlaufs eingreift und ihn zum Stillstand
zwingt, öffnet sie eine von keiner Wirkung und Ursache unterbrochene
Leere. Darin ist alles aufgehoben, was ihr Leben in dem endlosen,
von Sonnenhitze und Eiseskälte getriebenen Wechsel metabolischer Not
vergehen lässt.

Das siebte Geißlein tut nichts Geringeres, als jegliche
Teilhaberschaft am Geschäft gegenseitigen Verzehrens und
schmerzhaften Verbrauches aufzukündigen. Der wie besinnungslos dem
süßen Duft des Blutes folgende Wolf findet keinen Anhaltspunkt mehr
dafür, dass sich ihm noch ein letzter leckerer Happen entzogen hat,
was ihn eine verheerende Dummheit begehen lässt. Er unterschätzt die
Wirksamkeit der ultimativen Alchemie, dem Brand des Hungers und der
Gier jede Nahrung zu entziehen, um den Blutfluss selbst versiegen zu
lassen. Er nimmt die mögliche Widerlegung des Prinzips
unabänderlicher Gewaltanwendung nicht ernst und ignoriert die
grundlos bezogene Position der Schwäche als unauslotbaren Widerstand
gegen die Herrschaft der Stärke.

Und wenn sie nicht gestorben sind - was nicht der Fall ist, wenn das
Schlachten so sehr zum Problem aller erhoben wird, dass dem
vermeintlichen Naturzwang, dem der Wolf gewordene Mensch und der
Mensch gewordene Wolf angeblich unumkehrbar unterliegen, mit allen
denkbaren und undenkbaren Mitteln Paroli geboten wird -, dann leben
sie auf immerdar.

28. Mai 2025


Fußnoten:

[1] Ernst Bloch: Vorlesungen zur Philosophie der Renaissance, Frankfurt am Main 1972, S. 147 f.

[2] https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1916/junius/teil6.htm

[3] Jean-Claude Paye: Das Ende des Rechtsstaats, Zürich 2005, S. 224

[4] https://www.marxists.org/deutsch/archiv/luxemburg/1916/junius/teil8.htm

[5] Giorgio Agamben: Ausnahmezustand, Frankfurt am Main 2004, S. 103 f.
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STANDPUNKT/1075: Kriegsende 8. Mai 1945 - Warum der "Tag der Befreiung" ein "Tag der Erinnerung" sein sollte (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Kriegsende 8. Mai 1945: 

Warum der "Tag der Befreiung" ein "Tag der Erinnerung" sein sollte

von Helmut Ortner, 16. April 2025



Der Tag des Kriegsendes am 8. Mai 1945 gilt heute als "Tag der
Befreiung", als Chiffre für den Beginn unserer Demokratie. Doch die "Stunde
Null" ist auch Beginn des kollektiven Verdrängens und Vergessens der
Verbrechen des Nationalsozialismus - und der stillschweigenden Integration
der Täter in der Nachkriegszeit.

8. Mai 1945 - Aus einem Volk von Jublern war ein Volk von Stummen geworden.
Aber empfanden die Deutschen, die Opfer und Täter zugleich waren und so
viel Leid über andere Völker gebracht hatten, so etwas wie Scham? Oder
fühlten sie sich nur auf der Verliererseite? Konnten sie begreifen, was
geschehen war, was sie mitgemacht und zugelassen hatten?

Als das "Tausendjährige Reich" in Schutt und Asche versank, übten sich
Hitlers Deutsche im notorischen Beschweigen oder verloren sich in ihren
Aussagen und Ausreden im gewohnten rhetorischen Schleier: alle waren immer
schon dagegen und wussten von nichts.

Doch das nationalsozialistische Deutschland hatte nicht nur einen Führer,
sondern Millionen Begeisterte und Überzeugte. Zeitweise wollten so viele
Deutsche in die NSDAP eintreten, dass die Partei mehrere Aufnahmestopps
beschloss. Noch kurz vor dem Kriegsende waren es 8,5 Millionen
NSDAP-Mitglieder. Nun sollte die "Stunde null" die Stunde der notwendigen
"Säuberung" der Deutschen werden. Dazu trafen sich in Potsdam die drei
Regierungschefs der Siegermächte und unterschrieben ein Dekret, in dem es
hieß:

"Alle Mitglieder der nationalsozialistischen Partei, welche mehr als
 nominell an ihrer Tätigkeit teilgenommen haben, ... sind aus den
 öffentlichen und halböffentlichen Ämtern zu entfernen. Diese Personen
 müssen durch Personen ersetzt werden, welche nach ihren politischen und
 moralischen Eigenschaften fähig erscheinen, an der Entwicklung wahrhaft
 demokratischer Einrichtungen in Deutschland mitzuwirken ..."


Ein Volk stand vor einer politischen und moralischen Reinigungsprozedur
durch die Siegermächte. Und das, was die Siegermächte Entnazifizierung
nannten, war als Vorbedingung für eine kollektive Rehabilitierung der
Deutschen konzipiert. Mit dem Dekret sollte die Säuberung ehemaliger
NSDAP-Mitglieder auch in geordnete Bahnen gelenkt werden, denn schon hatte
in den einzelnen Besatzungszonen auf höchst unterschiedliche Weise die
Verfolgung und Erfassung früherer Nazis begonnen. Lokale "antifaschistische
Komitees" verhinderten, dass ehemalige NS-Funktionäre untertauchten,
gelegentlich kam es sogar zu Racheakten. Daran aber hatte der "Alliierte
Kontrollrat" keinerlei Interesse. Die Entnazifizierung sollte einheitlich
und allein in der Zuständigkeit des Kontrollrats durchgeführt werden.
Anfang 1946 wurde eine weitere Direktive erlassen, in der genau definiert
und kategorisiert war, welche Personen aus welchen Ämtern und Stellungen
entfernt werden sollten. Eine zusätzliche Verordnung im Oktober 1946 legte
gemeinsame Richtlinien für ganz Deutschland zur Bestrafung von
Kriegsverbrechern sowie von Nationalsozialisten fest, die das NS-Regime
gefördert und unterstützt hatten.

Ein schwieriges Unterfangen. Wer war Täter, wer nur ein Mitläufer? Hatte
nicht jeder eine Ausrede, eine Erklärung? Damit die "Potsdamer Grundsätze"
auch in die Praxis umgesetzt werden konnten, einigte man sich zunächst auf
fünf Gruppen zur "Heranziehung von Sühnemaßnahmen": Hauptschuldige -
Belastete (Aktivisten, Militaristen und Nutznießer) - Minderbelastete -
Mitläufer - und Entlastete (Personen, die vor Spruchkammern nachweisen
konnten, dass sie unschuldig waren).


Ein Volk auf dem Prüfstand

Die Siegermächte gingen in ihren Besatzungszonen nun daran, die
desillusionierten Hitler Deutschen zu "säubern". Ein Volk, das sich zwar
als Verlierer fühlte, aber nicht unbedingt als schuldig. Mit großem Elan
begannen die Amerikaner. Sie verteilten einen sechsseitigen Fragebogen, der
von den Deutschen auszufüllen war. Auf 131 Fragen - vom Körpergewicht über
Vermögensverhältnisse, Militärdienst, Auslandsreisen, Vorstrafen bis hin zu
religiösen Bindungen - wurden eindeutige Antworten verlangt.
Unvollständigkeit und Auslassungen standen unter Strafe. Kernstück des
Fragebogens waren die Punkte 41 bis 95, unter denen wahrheitsgetreue
Angaben über die Mitgliedschaften in nationalsozialistischen Organisationen
gefordert wurden. Richter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte mussten zudem
einen Ergänzungsbogen ausfüllen, dessen erste Frage der Mitgliedschaft zum
Volksgerichtshof galt. Weiterhin wurde nach Kontakten zur Gestapo, nach Art
und Zahl der Führung oder Beteiligung an Prozessen sowie nach Einzelheiten
der bisherigen Justizkarriere gefragt.

Anfang Dezember 1945 waren bei den amerikanischen Dienststellen mehr als 13
Millionen Fragebogen eingegangen. Die Säuberung beschränkte sich darauf,
die Angaben, wenn möglich zu überprüfen und auf diese Weise die belastete
NS-Spreu vom unbelasteten Weizen zu trennen. Die schlimmsten Nazis fielen
in die Kategorie "automatischer Arrest", andere wurden aus ihren
Arbeitsverhältnissen entfernt, harmlose Mitläufer durften ihre
Arbeitsplätze und Ämter behalten.

In der französischen und der britischen Zone konzentrierte man sich in
erster Linie darauf, die personellen Eliten des NS-Systems auszuwechseln.
Es galt, die Aufrechterhaltung der Versorgung und Verwaltung nicht zu
gefährden, und so praktizierte man die Säuberung nicht allzu streng. Im
Vordergrund standen nicht juristische, sondern pragmatische Lösungen. In
der britischen Zone beispielsweise trat neben die Bezeichnung "politisch
nicht tragbar" und "politisch tragbar" die Zwischenbewertung "tragbar mit
Amtsveränderung". Das half, viele personelle Engpässe zu lösen.

Insgesamt brachten die Entnazifizierungsprozeduren vielfältige Probleme mit
sich. Einerseits verursachte die Säuberung empfindlichen Personalmangel,
nicht allein in den Führungspositionen; andererseits störten beispielsweise
die Internierungslager, in denen im Frühjahr 1946 weit über 100.000
Deutsche der Kategorie "automatischer Arrest" inhaftiert waren, den
Demokratisierungsanspruch der westlichen Besatzungsmächte.

Am konsequentesten wurde die Säuberung ehemaliger Exponenten des NS-Regimes
in der sowjetischen Besatzungszone durchgeführt, denn hier verfolgte man im
Zusammenhang mit einer grundlegenden "antifaschistisch-demokratischen"
Umwälzung einen radikalen personellen Neubeginn. Freilich, auch dort rückte
bereits ab 1947 der Gedanke der Rehabilitierung in den Vordergrund, vor
allem, wenn es sich um einfache NSDAP-Mitläufer handelte. Die Justiz sollte
sich ausführlich mit den Vergehen der Aktivisten beschäftigen - doch gab es
noch Richter?

Bereits im September 1945 hatte die sowjetische Militäradministration den
Aufbau einer demokratischen Justiz befohlen, worin ehemalige NS-Juristen
keinen Platz finden sollten. Beinahe 90 % des Justizpersonals wurden
danach entlassen. Um das entstandene Vakuum rasch zu füllen, wurden
sogenannte Volksrichterschulen errichtet, wo Laien in Schnellkursen die
Rechtsprechung erlernten.

Weitaus laxer war in dieser Frage eine Anordnung der britischen
Militärregierung, nach der immerhin 50 % der jeweils eingesetzten
Richter und Staatsanwälte Mitglieder der NSDAP gewesen sein durften. Diese
Klausel, damals als "Huckepack-Regelung" bezeichnet, hatte den Vorteil,
dass ein Unbelasteter jeweils einen früheren Parteigenossen mit in den
Justizdienst hineintragen konnte.

Insgesamt jedoch war bereits Ende 1947 das Interesse vor allem der
Alliierten an der Entnazifizierung erkennbar erlahmt. Die Säuberung von
außen, in Anspielung an die Nürnberger Prozesse gegen die NS-Prominenz auch
"Nürnberg des kleinen Mannes" genannt, war gescheitert. So wurden die
Aufgaben bald den neu errichteten Bundesländern übertragen, die zu diesem
Zweck jeweils dafür Spruchausschüsse bildeten. Mit zweifelhaftem Erfolg.


Entnazifizierung in Eigenregie

Noch immer waren viele Deutsche der Meinung, der Nationalsozialismus sei im
Großen und Ganzen eine gute Sache gewesen, die allenfalls schlecht
durchgeführt worden sei. Nun sollten diese Deutschen in Eigenregie ihre
Entnazifizierung organisieren. Doch alle Versuche, die anständigen
Deutschen von den Nazis, die anständigen Nazis von den schlimmen Deutschen
zu trennen, erwiesen sich als unmöglich. Kaum einer mochte als
Belastungszeuge auftreten, an Entlastungszeugen dagegen herrschte kein
Mangel. Die Deutschen fühlten sich durch die Niederlage schon genug
bestraft. Schuldbewusstsein, Sühnebedürfnis oder Scham hatten keinen Platz.

Die "wahren Schuldigen" sollten bestraft, die gutgläubigen Nazis aber - das
war die vorherrschende Meinung - in Gnaden entlassen werden. So setzte sich
ein Nazi-Begriff durch, der sich allein auf exponierte Parteifunktionäre,
auf NS-Verbrecher und KZ-Schergen reduzierte, nicht aber auf Zellenleiter
und Blockwarte, auf Kassenverwalter und Unterführer, die alle doch nur das
"Beste für Deutschland und das deutsche Volk" gewollt hatten. Und auch die
Komplizen in herausragenden Positionen, die Offiziere, die
Wirtschaftsmanager, die Bürokraten, die Professoren und die Juristen - sie
alle fielen durch das grobe Raster der Entnazifizierung.

Diejenigen, die jetzt die gigantische Selbstreinigung vornahmen - die
Vertreter der neugeschaffenen Parteien -, waren zwar unbelastet, aber
überfordert - und jene, die in den Spruch- und Berufungskammern ihren
Juristenverstand bereits wieder für die "deutsche Sache" einsetzten,
einigte vor allem das Bedürfnis, mit der NS-Vergangenheit endlich Schluss
zu machen. Vor allem Juristen, geübt in Anpassungsfähigkeit und
Opportunismus, die jetzt mit den "Entsorgungsarbeiten" der
Vergangenheit betraut waren, begriffen - wen konnte es wundern - die ihnen
übertragene Säuberung ganz positivistisch vor allem als Prozedur zur
Rettung der eigenen Karriere - und der ihrer Zunftkollegen. Sie bemühten
sich redlich, dass kein Kollege brotlos wurde. Wem die Unbedenklichkeit
bescheinigt wurde, der zählte nicht länger als belastet. Wer unter Hitler
grausame Strafen und Todesurteile ausgesprochen hatte, der musste nicht
unbedingt ein Nationalsozialist gewesen sein. Waren sie nicht lediglich
Vollstreckungsbeamte, die geltendes Gesetz angewandt hatten? Und Treue zum
Gesetz konnte doch wohl niemanden zum Kriminellen machen? Diese Logik
sollte in den nächsten Jahren zur eisernen Rechtsüberzeugung werden, wann
immer - selten genug - die Rolle der NS-Justiz zu verhandeln sein sollte.
Die Formel von der bloßen Pflichterfüllung kursierte unter den ehemaligen
NS-Juristen, häufig mit dem Hinweis, damit Schlimmeres verhindert zu haben.
Eine Rechtfertigung, die bereits im Nürnberger "Juristenprozess" nicht ohne
Erfolg strapaziert worden war.


NS-Juristen, die nach 1945 Karriere machten

Im dritten von insgesamt zwölf Prozessen, die von den Amerikanern im Lauf
des Tribunals gegen die Hauptkriegsverbrecher durchgeführt wurden, hatten
sich am 17. Februar 1947 sechzehn deutsche Juristen wegen Kriegsverbrechen,
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Organisationsverbrechen zu
verantworten. Sie standen stellvertretend für die gesamte deutsche Justiz
vor Gericht. Freilich, die exponiertesten Vertreter waren ohnehin nicht
mehr zur Verantwortung zu ziehen: Reichsjustizminister Gürtner war bereits
1941 gestorben, sein Nachfolger Thierack hatte nach Kriegsende in einem
englischen Straflager Selbstmord begangen, ebenfalls
Reichsgerichtspräsident Bumke, der nach dem Einmarsch der US-Armee in
Leipzig seinem Leben ein Ende setzte. Nun waren also sechzehn prominente
Repräsentanten der Justiz angeklagt worden, für die man hinreichendes
Beweismaterial hatte herbeischaffen können. Für das Reichsjustizministerium
standen der ehemalige Staatssekretär und zeitweilige kommissarische
Justizminister Dr. Franz Schlegelberger, der ranghöchste Angeklagte, sowie
die beiden Staatssekretäre Curt Rothenberger und Ernst Klemm vor Gericht,
außerdem der Generalstaatsanwalt Joël und weitere drei
Ministerialdirigenten. Zwei Angeklagte schieden wegen Haftunfähigkeit und
durch Selbstmord vorzeitig aus dem Verfahren aus. Für den Bereich der
Staatsanwaltschaft hatten sich der frühere Oberreichsanwalt beim
Volksgerichtshof, Ernst Lautz, und Reichsanwalt Paul Barnickel zu
verantworten, für die Sondergerichte drei Vorsitzende aus Nürnberg und
Stuttgart, für den Volksgerichtshof schließlich der Präsident des Vierten
Senats, Günther Nebelung, sowie ein Laienrichter.

Sie alle waren exemplarische Justiztäter. Es ging in diesem Prozess ohnehin
weniger darum, Einzeltaten nachzuweisen - die gleichwohl ausführlich zur
Sprache kamen -, sondern es ging darum, zu zeigen, dass die Justiz bis
zuletzt Teil und Komplize des nationalsozialistischen Terrorsystems gewesen
war. Hauptanklagepunkte waren die "Justizmorde und andere Gräueltaten, die
sie dadurch begingen, dass sie Recht und Gerechtigkeit in Deutschland
zerstörten und dann in leeren Hüllen der Rechtsformen zur Verfolgung,
Versklavung und Ausrottung von Menschen in einem Riesenausmaß benützten",
wie es die Anklagevertretung formulierte.

Die Beweisaufnahme fiel für die deutsche Justiz ebenso vernichtend aus wie
für die einzelnen Angeklagten. Hier standen nicht allein fanatische
Nationalsozialisten wie Freisler oder Thierack, sondern vielmehr
exemplarische Vertreter des konservativen Juristenstandes vor Gericht, aber
gerade diese Tatsache offenbarte die tiefe Verstrickung der Justiz mit dem
braunen Terror-Regime. Sie entpuppten sich als Prototypen willfähriger
Juristen, ohne die die nationalsozialistischen Machthaber nicht
überlebensfähig gewesen wären.

Am 3. und 4. Dezember 1947 wurden die Urteile verkündet: Schlegelberger,
Klemm und zwei weitere Angeklagte wurden zu lebenslanger Haft verurteilt,
die anderen Angeklagten erhielten Freiheitsstrafen zwischen fünf und zehn
Jahren.

Milde Urteile für Schreibtischtäter und exemplarische Mörder in Roben -
ohnehin mit geringem Interesse am Vollzug: Beinahe alle Verurteilten wurden
vorzeitig aus der Haft entlassen. Schlegelberger sollte ebenfalls bereits
1951 wieder ein freier Mann sein.

Auch wenn der Nürnberger Juristenprozess einer der wenigen, vielleicht
sogar der ernsthafteste Versuch war, das Justizsystem des Dritten Reiches
zu erhellen und zu brandmarken, so war die strafrechtliche Ahndung des
Unrechts der NS-Justiz gescheitert. Mehr noch: Das Verfahren hatte
keinerlei reinigende Wirkung auf die deutsche Juristenzunft. Im Gegenteil.
Viele sahen in Nürnberg eine "Sieger- und Vergeltungsjustiz" am Werk und
solidarisierten sich mit den Kollegen. Hatten sie denn nicht alle nur ihre
Pflicht erfüllt? Die meisten dachten wie ihr Kollege, der Ex-Marinerichter
und spätere Ministerpräsident Hans Karl Filbinger, der später einmal
aussprach, was alle ehemaligen NS-Juristen schon frühzeitig für sich
reklamierten: "Was damals rechtens war, kann heute nicht Unrecht sein."

Ein schlechtes Gewissen wegen ihrer Komplizenschaft in der Nazi-Zeit
konnten die Juristen so kaum entwickeln. Die Verantwortung für das, was
geschehen war, bürdeten sie der politischen Führung auf. Selbst
NS-Juristen, die sich im Hitler-Deutschland besonders eifrig hervortaten,
mussten um ihre Nachkriegskarriere nicht bangen. Tausende von belasteten
Richtern wurden also nicht nur verschont, sie durften wieder amtieren. So
kehrten sie rasch an die Richtertische zurück, besetzten die Stühle als
Landgerichts- und Oberlandesgerichtspräsidenten, fanden Unterschlupf in den
Justizministerien. Von dieser Richtergeneration war kaum ein Beitrag zur
Vergangenheitsbewältigung zu erwarten. Verständlich: Zahlreiche Richter
hatten zuvor dem braunen Terror-Regime gedient und hätten erst einmal
selbst entnazifiziert werden müssen. Doch keine Krähe hackt der anderen ein
Auge aus. Das Dilemma aus den Anfängen der Weimarer Republik wiederholte
sich, als man glaubte, die alten Köpfe seien notwendig, um eine
funktionierende Verwaltung und Justiz aufzubauen. Auch jetzt gab es keinen
politischen Neubeginn.

Sowohl die institutionelle wie auch die personelle Kontinuität war damit
gesichert. Im Bonner Justizministerium agierten Juristen, die schon dem
NS-Regime willfährig gedient hatten: Da war Dr. Josef Schafheutle, ein
Mann, der bereits 1933 im Reichsjustizministerium mit dem politischen
Sonderstrafrecht beschäftigt und somit einer der emsigsten Zuarbeiter
Freislers war; da gab es einen Dr. Ernst Kanter, einst Richter beim
Reichskriegsgericht, ehe er 1943 Militärrichter in Dänemark wurde und dort
an Todesurteilen beteiligt war. Seiner Nachkriegskarriere war diese
Tatsache keineswegs hinderlich: 1958 wurde Kanter Präsident des 3.
Strafsenats des Bundesgerichtshofs.

Aber warum sollte für das Justizministerium nicht dasselbe gelten wie für
andere Ministerien, beispielsweise das Auswärtige Amt, wo beinahe zwei
Drittel der Beschäftigten ehemalige Nationalsozialisten waren und nun die
Auslandspolitik der Deutschen besorgten.

Adenauer beschwichtigte Kritiker mit dem Argument, man könne "doch ein
Auswärtiges Amt nicht aufbauen, wenn man nicht wenigstens an den leitenden
Stellen Leute hat, die von der Geschichte von früher etwas verstehen".
Beispielsweise Leute wie sein Kanzleramtssekretär Dr. Hans Globke, der
nicht nur an der Ausarbeitung des "Blutschutzgesetzes" und des
"Erbgesundheitsgesetzes" von 1935 beteiligt war, sondern sich auch als
Kommentator der Rassengesetze hervorgetan hatte. Als Rassenschande-Experte
hatte er auch 1942 an der Wannsee Konferenz über die "Endlösung" der
Judenfrage teilgenommen. Seiner Nazi-Karriere folgte nun eine steile
Karriere nach dem Krieg.

Die Adenauer-Republik sicherte Unzähligen die Kontinuität ihrer
zweifelhaften Laufbahnen. Beispielsweise Dr. Friedrich Karl Vialon, einem
Mann, der im Reichskommissariat Ostland die Ausplünderung und Versklavung
der Juden geleitet hatte - auch er brachte es zum Staatssekretär, erst im
Bundesfinanzministerium, später im Bundeskanzleramt. Oder Dr. Heinz Paul
Baldus, der während des Nazi-Regimes in der Rechtsabteilung der Kanzlei des
Führers gewissenhaft "seine Pflicht" erfüllt hatte. Auch für ihn fand sich
höchstrichterliche Verwendung: als Senatspräsident am Bundesgerichtshof.

Und noch ein Mann mit Vergangenheit hatte es zu einem der ranghöchsten
bundesdeutschen Juristen gebracht: Wolfgang Fränkel. Einst hatte er bei der
Reichsanwaltschaft als unbarmherziger NS-Jurist mit dafür gesorgt, dass
Urteile gegen Juden, Polen, Tschechen und Franzosen verschärft wurden.
Seiner Nachkriegskarriere hatte das keineswegs geschadet: 1962 wurde er zum
Generalbundesanwalt ernannt. Auf den Gedanken, aufgrund seiner Mitwirkung
an der NS-Justiz aus Gründen politisch-moralischer Glaubwürdigkeit auf das
Amt zu verzichten, kam Fränkel nicht.

Wie konnte er auch? Nach seiner Ernennung präsentierte er sich gegenüber
der Presse als überzeugter Gegner jeglicher Diktatur. Widerspruch regte
sich kaum. Zwar hatten DDR-Behörden - wie so häufig - auch im Falle Fränkel
unanfechtbares dokumentarisches Material zu dessen NS-Laufbahn vorgelegt,
doch wenn es um Aufarbeitung der Vergangenheit ging, nahm man von den
DDR-Gerichten nicht gern Hilfe in Anspruch. Der "kalte Krieg" bot so den
besten Schutz für die Täter von einst.


Fortsetzung der Karrieren auch in der DDR

Freilich: Eine Vorbildfunktion in Sachen "Vergangenheits-Bewältigung"
konnte auch für demokratisch gesinnte Westjuristen die DDR-Justiz nicht
sein. Schließlich hatte es 1950 die "Waldheimer Prozesse" gegeben, ein
Schnellverfahren, in dem im Stile der NS-Justiz zahlreiche Todesurteile
gegen ehemalige Nationalsozialisten gefällt worden waren. Den Angeklagten
wurden die elementarsten Rechte verweigert: Es gab weder eine
Beweisaufnahme noch eine Verteidigung. Entlastungszeugen wurden nicht
gehört, die Öffentlichkeit war nur in wenigen Schauprozessen zugelassen.
Die meisten Waldheim-Angeklagten waren eher NS-Mitläufer als Täter. Doch
dies interessierte die neuen DDR-Staatsanwälte und Richter nicht. Die
häufigsten Vorwürfe lauteten auf "Verbrechen gegen die Menschlichkeit" und
"wesentliche Förderung" des Hitler-Regimes. Die Angeklagten wurden meist zu
Zuchthausstrafen von zehn Jahren und mehr verurteilt, 24 Todesurteile
wurden in der Nacht vom 3. auf den 4. November 1950 vollstreckt.

Aber nicht nur in den "Waldheim-Prozessen" hatte die "Sozialistische
Einheitspartei Deutschlands" (SED) Regie geführt und die Justiz als
verlängerten Machtapparat instrumentalisiert. Was sich in den Gerichtssälen
des jungen "Arbeiter und Bauernstaates" vollzog, waren - keineswegs nur in
politischen Straftaten - häufig stalinistische Schauprozesse, die jeglicher
Rechtsstaatlichkeit entbehrten. Die Angeklagten hatten kaum Rechte, eine
freie Anwaltschaft gab es nicht, Staatsanwälte benutzten den Gerichtssaal
als ideologische Tribüne, die Richter ließen sich von Partei und
Staatssicherheit die Urteile vorbereiten und vorgeben. Mit einer
unabhängigen Justiz hatte dies nichts zu tun.

"Die Strafjustiz sei eine politische Tat", propagierte Hilde Benjamin,
gnadenlose Richterin in zahllosen Schauprozessen. Mit Dr. Ernst Melzheimer,
Erster Generalstaatsanwalt der DDR (der als Kammergerichtsrat bereits der
NS-Justiz gute Dienste geleistet hatte), gehörte sie zu den besonders
fanatischen Vollstreckern der SED-Dogmen. Angeklagte schrie und brüllte sie
nieder - nicht anders, als Jahre zuvor mit Angeklagten vor dem
Volksgerichtshof verfahren wurde. Hilde Benjamin empfahl sich mit ihren
Terror-Urteilen für größere Aufgaben: Sie wurde (bis 1967)
DDR-Justizministerin. Diese DDR-Justiz konnte also weder Vorbild noch
Partner für die westdeutsche Justiz sein. Ein Glück für viele ehemalige
NS-Täter, deren Akten in der DDR lagerten und die sich im Westen deshalb
unbesorgt ihrer Nachkriegslaufbahn widmen konnten.


Die große Integration der Täter

Die verhinderten Ermittlungen, das großzügige Verständnis, die laxen
Urteile, die zahllosen Freisprüche - das alles war charakteristisch für die
Nachkriegsjustiz, vor allem dann, wenn es sich um die Tätigkeit von
Kollegen handelte. Die Formel des "mangelnden Unrechtsbewusstseins" wurde
für die ehemaligen nationalsozialistischen "Rechtswahrer" zum Blankoschein.
Auf die Solidarität ihrer Richterkollegen konnten sie ohnehin zählen: Ein
ausgeprägter Korpsgeist garantierte dafür. Und deren Friedfertigkeit fand
durchaus die Zustimmung der meisten Deutschen. Die Justiz gab sich insofern
durchaus volksnah. Das Ausbleiben der strafrechtlichen Sühne für
richterliche Verbrechen war nur Teil des großen kollektiven
Verdrängungsvorgangs. Nicht nur innerhalb der Justiz.

Ob Politik, Wirtschaft, Wissenschaft oder Verwaltung: alle Namen der
braunen Täter und Schreibtischtäter zu nennen, die in der Adenauer-Republik
rasch wieder Schlüsselstellungen einnahmen und ihre Karrieren fortsetzten -
es bräuchte eine mehrbändige Enzyklopädie der umfassenden "Integration der
Täter".

Die meisten Deutschen wollten von der Vergangenheit nichts mehr wissen,
ganz im Sinne ihrer gewählten Volksvertreter. Nicht nur Adenauer in den
Fünfzigerjahren, auch danach hatten westdeutsche Politiker mit griffigen
Formulierungen ihre Landsleute immer wieder dazu aufgefordert, doch mit der
"ewigen Vergangenheitsbewältigung" abzuschließen. So Franz-Josef Strauß,
der schon früh darin eine "gesellschaftliche Dauerbüßeraufgabe"
erkennen wollte und feststellte, die Deutschen seien "eine normale Nation,
die das Unglück hatte, schlechte Politiker an der Spitze ihres Landes zu
haben". Hitler als Betriebsunfall? Er und viele andere appellierten an die
Deutschen, "aus dem Schatten Hitlers herauszutreten". Lautstark
propagierten sie die "Deutschland-als-Opfer"-Version, in der sich alle mit
allen versöhnen sollten - so, als habe es kaum Täter und Taten gegeben,
sondern einzig und allein Opfer. Die Deutschen als ein Volk von Betrogenen?

Die geschichtsklitternde Formel, die Deutschen seien "Hitlers Opfer"
gewesen, das Dritte Reich ein Werk einer Bande von Verbrechern - das war
zwar eine seltsame, aber durchaus entlastende Variante, die keineswegs nur
konservativen Politikern als Selbstrechtfertigung diente.

Bald galten ehemalige SS-Männer wieder als anständige Leute, konnten
KZ-Schergen sich auf "Befehlsnotstand" berufen, hieß das neue Nationallied
der Deutschen: "Wir haben nichts gewusst." Und es gab noch immer
Rechtfertigungen. "Nicht alles, was war, war falsch gewesen ...", so
dachten - kaum waren die Trümmer des NS-Regimes zur Seite geräumt - viele,
ja die meisten Deutschen.

Selbst in wenigen - meist sich mühsam hinschleppenden NS-Prozessen, etwa
den Prozessen gegen Schergen der Konzentrationslager Auschwitz und
Majdanek, wo Hunderttausende ermordet worden waren, zeigten die
Justizbehörden und Gerichte nur geringes Interesse an der Verfolgung und
Verurteilung der Schuldigen. Gerade diese großen Nachkriegsprozesse
gerieten häufig in strafprozessualer Hinsicht zur Farce. Den Angeklagten
waren Morde, zwingende Voraussetzung für eine Verurteilung, kaum
nachzuweisen. Da existierten keine Zeugen mehr, da beriefen sich die Täter
immer wieder auf Befehle. Eine Richterschaft sprach wieder Recht, die
NS-Täter mit besonderer Nachsicht behandelten, vor allem bei der
Strafzumessung. Nicht selten dauerte es Jahre, bis überhaupt ein
Urteilsspruch gefällt werden konnte.

Aber nicht nur KZ-Schergen konnten mit Nachsicht rechnen. Das zweifelhafte
131-Gesetz, das der Bundestag 1951 mit großer Mehrheit verabschiedet hatte
und das auch das Bundesverfassungsgericht eine "soziale Tat" nannte,
garantierte ehemaligen Nationalsozialisten die Wiederverwendung in
bundesdeutschen Behörden, zumindest jedoch eine ordentliche Pension. Die
Folge: Ob in Wirtschaft oder Industrie, an Universitäten, in der Bundeswehr
oder der Justiz - überall saßen "bewährte Fachkräfte" der untergegangenen
Nazi-Diktatur in leitenden Positionen. Während das 131-Gesetz von Beginn an
mit Eifer angewandt worden war, hatte man es mit der "Wiedergutmachung" der
Opfer nicht sehr eilig. Erst fünf Jahre nach dem 131-Gesetz wurde ein
"Bundesentschädigungsgesetz" geschaffen, das allen Antragstellern eine
peinliche Prozedur zumutete. Aus Mangel an Durchführungsbestimmungen
konnten die Opfer der Nazis nur dann Zahlungen erhalten, wenn sie
nachwiesen, dass sie keine Straftaten begangen, keiner Gewaltherrschaft
Vorschub geleistet, keine Grundsätze der Vereinten Nationen und des
Völkerrechts je verletzt - und keiner Nazi Organisation angehört hatten.
Vergleichbares mussten die wieder eingestellten und gut versorgten
Nazi-Beamten nicht nachweisen, die "131er" waren völlig unabhängig von
ihrer wirtschaftlichen Lage zu versorgen. Wer im Entnazifizierungsnetz
dennoch hängengeblieben war, hatte einen Entzug seiner Beamtenrechte nicht
zu befürchten. Auch wurden Ernennungen und Beförderungen in der Zeit von
1933 bis 1945 berücksichtigt, freilich mit Einschränkungen: Ausschlaggebend
war keineswegs die Unterzeichnung eines Todesurteils, sondern die Tatsache,
ob während dieser Zeit gegen beamtenrechtliche Vorschriften verstoßen
worden war.

So ging eine ganze Juristengeneration wohlversorgt in den frühzeitigen
Ruhestand. Täter in Roben, die sich frei von Schuld fühlten und ihre
nationale - und häufig auch persönliche - Vergangenheit für "bewältigt"
hielten. So wurde der "Niedergang des Rechts nicht verarbeitet, sondern
vergoldet", wie es Rolf Lamprecht im Spiegel sarkastisch formulierte.


"Die Maschine soll wieder laufen" ...

"Die Maschine soll wieder laufen", hatte Adenauer gesagt. Und sie lief. Der
Publizist Ralph Giordano hat in seinem Buch "Die zweite Schuld oder Von
der Last Deutscher zu sein" die umfassende kollektive Verdrängung der
NS-Vergangenheit eindrucksvoll beschrieben, also das sozialpsychologische
Fundament der Aufbauleistung der Adenauer-Republik. Die
geschichtsfälschende Formel "Wir waren Hitlers Opfer" hatte nicht allein in
den Zeiten der Entnazifizierung Gebrauchswert für ehemalige Parteigänger
und Gefolgsleute. Beinahe alle Deutschen sahen sich als Opfer. Keiner
wollte mehr Täter gewesen sein, niemand den Tätern Hilfe geleistet,
zugesehen und weggesehen haben. Alle waren nun mehr Opfer. Opfer der Zeit,
Opfer der Partei, Opfer Hitlers und so weiter und so weiter. Ein Volk der
Opfer. Adenauer unterstützte die Deutschen in dieser Schutzhaltung. Das
große "Wiedereingliederungswerk der Täter" (Giordano) konnte so ohne
erwähnenswerte Proteste stattfinden.

Nach dem Krieg wollte niemand die Erblast des Unrechts tragen - und kaum
einer musste sie tragen. Die juristische Komplizenschaft mit den Nazis
"schrumpfte zum Kavaliersdelikt, wenn ihr nicht nationalsozialistische
Gesinnung, sondern die deutschnationale Überzeugung zugrunde lag", wie der
Bremer Jurist Ingo Müller treffend feststellte. So konnten Legenden
geboren, "halbe" Widerstandskämpfer propagiert und eine belastete Justiz
freigesprochen werden. Die historische Gedächtnislosigkeit wurde zum
Erkennungsmerkmal eines ganzen Berufsstandes.

Sicherlich: In den zurückliegenden Jahren erschienen zahlreiche erhellende
Bücher und Forschungsarbeiten, die sich mit der zweifelhaften Rolle
zahlreicher Funktionsträger und mit einer Vielzahl politischer und
gesellschaftlicher Institutionen im Dritten Reich kenntnisreich und
kritisch auseinandersetzen, auch wurden tragende Ansätze für eine neue
demokratische Rechtskultur vor allem in den Siebzigerjahren entwickelt, die
an die verschütteten Rechtstraditionen Deutschlands anknüpften. Die Justiz,
die parlamentarischen und behördlichen Institutionen von heute sind
rechtsstaatlich gefestigt. Wir leben in einem Rechtsstaat.

Die Zeit für strafrechtliche Sühne der Belasteten ist verstrichen. Die
meisten der braunen Täter in Robe leben nicht mehr, und die letzten
überlebenden Greise, die in den letzten Jahren vor Gericht gestellt wurden,
konnten die Versäumnisse und das Versagen der Nachkriegsjustiz nicht
ausgleichen, sie sind Beleg einer skandalösen Verspätung.


Der 8. Mai - ein "Tag der Erinnerung"

Sechs Jahre Krieg, Wahn und Barbarei. Mehr als 60 Millionen Tote. Das Ende.
Der Holocaust, der Zivilisationsbruch. Wie mit dieser Vergangenheit in der
Gegenwart zurechtkommen? In der westdeutschen Erinnerungskultur galt der 8.
Mai 1945 dennoch mehrheitlich als Chiffre der eigenen Niederlage und war
Jahrzehnte vor allem mit den negativen Folgen assoziiert: Zusammenbruch,
Vertreibung, Besatzung, deutsche Teilung und Verlust von Heimat. Ein Volk
mühte sich, das zu vergessen, was es verschwieg: seine Bereitschaft zur
Teilnahme an einem System der Barbarei. Verschweigen. Verdrängen.
Vergessen.

Erst seit den 1960er- und 1970er-Jahren begann sich das langsam zu wandeln,
Gustav Heinemann (SPD) hielt 1970 als erster Bundespräsident eine Rede zum
8. Mai. Als erste Bundesregierung äußerte sich 1970 auch die
sozial-liberale Koalition unter Bundeskanzler Willy Brandt (SPD) mit einer
offiziellen Regierungserklärung zum Jahrestag. Den Begriff der Befreiung
bezog Brandt dabei jedoch explizit auf andere Völker. Gleichzeitig hob er
jedoch hervor, dass auch für die Mehrheit der deutschen Bevölkerung die
"Chance zum Neubeginn, zur Schaffung rechtsstaatlicher und demokratischer
Verhältnisse" erwuchs.

Zu einem erinnerungspolitischen Wendepunkt wurde die Rede des
Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker [1] im Jahr 1985. Der 8. Mai, so
führte von Weizsäcker im Deutschen Bundestag aus, sei für jene, die ihn
erlebt haben, mit unterschiedlichen Erfahrungen verknüpft. Doch mit der
Zeit sei der Blick klarer geworden auf das, was der Tag für die
Gesellschaft als Ganzes bedeute: "Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er
hat uns alle befreit von dem menschenverachtenden System der
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft." Von Weizsäcker entband die
Deutschen jedoch nicht von ihrer individuellen Verantwortung. "Wir dürfen
nicht im Ende des Krieges die Ursache für die Flucht, Vertreibung und
Unfreiheit sehen. Sie liegt vielmehr in seinem Anfang und im Beginn jener
Gewaltherrschaft, die zum Krieg führte". Er betonte, dass das Gedenken an
den 8. Mai 1945 nicht vom 30. Januar 1933, dem Tag der
nationalsozialistischen Machtergreifung, getrennt werden könne - und: die
Verbrechen der Deutschen dürften nicht aus dem kollektiven Gedächtnis
verdrängt werden. Weizsäckers Rede fand nicht nur Zustimmung: So beschwerte
sich der bayerische Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende Franz-Josef
Strauß über die "ewige Vergangenheitsbewältigung als gesellschaftliche
Dauerbüßeraufgabe". Viele Deutsche stimmten ihm zu.

Kann persönliche Schuld verjähren? Nein, sagt Alfred Grosser, der im
Vorjahr verstorbene französisch-deutsche Historiker und Publizist, denn
"das vergangene Geschehen ist keineswegs abwesend in der Gegenwart, nur
weil es vergangen ist". Der 8. Mai 1945, etikettiert als "Tag der
Befreiung", jährt sich zum 80. Mal. Wir sollten ihn als "Tag der
Erinnerung" würdigen.
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INTERVIEW/007: Schach im Norden - Aus der Stube eines Großmeisters    Karsten Müller im Gespräch (SB)

Neue Entwicklungen, neue Probleme



Gespräch mit Karsten Müller am 16. Dezember 2024 in Hamburg

Schach ist wandelbar und verleibt sich technische Entwicklungen
hervorragend ein. Selbst die Regeln wurden im Laufe der
Schachgeschichte mehrmals dem gesellschaftlichen Fortschritt
angepasst. Mit der Schwelle zum 21. Jahrhundert sind neue
Herausforderungen auf das Schach zugekommen, solche, deren Verlauf in
die Zukunft absehbar ist, und solche, die einen nahezu evolutionären
Sprung bedeuten könnten. Daraus ergeben sich Fragen, die ein Großmeister am
besten beantworten kann. Karsten Müller aus Hamburg war so
freundlich, dem Schattenblick seine Einblicke in die jüngsten
Entwicklungen im Schach zu geben und aus dem Nähkästchen über Sachen
zu plaudern, die für jeden Schachfreund von Interesse sind.


Schattenblick (SB): In den letzten zehn Jahren ist viel
passiert. Was waren für Sie die größten Ereignisse und Meilensteine in
Ihrer privaten Laufbahn wie auch im internationalen Turnierschach?

Karsten Müller (KM): Das ist natürlich eine sehr weit gefasste Frage.
Zum einen sind die Engines [1] immer stärker geworden, so dass
Fernschach jetzt akut vom Remistod bedroht ist. Zum anderen war es der
Rücktritt von Magnus Carlsen vom Weltmeistertitel. Ferner Ding Lirens
Sieg gegen Jan Nepomnjaschtschi in einem sehr knappen Match und
natürlich Dommaraju Gukeshs Sieg vor wenigen Tagen, der ihn zum
zweiten indischen Weltmeister machte. Indien erlebt ohnehin einen
großen Schachboom. Bei der offenen Gruppe und bei den Frauen haben sie
die Olympiade gewonnen. Es ist bemerkenswert, dass sich die
Entwicklung jetzt in Richtung des Ursprungs des Schachs verschiebt.
Der indische Regierungschef hatte beide Nationalmannschaften zu einem
längeren Gespräch empfangen. Indien hat 1,4 Milliarden Menschen, das
ist ungefähr ein Sechstel der Menschheit. Jetzt haben sie nach
Viswanathan Anand einen zweiten Weltmeister.

Die Corona-Zeit hat einschneidende Veränderungen gebracht, die
insgesamt negativ waren, aber für das Schach auch eine Reihe von
positiven Perspektiven eröffneten. Weil man aufgrund der
Quarantäne-Bestimmungen und der strengen Restriktionen im Alltag
nicht viel machen konnte, sind die Menschen auf das Netz ausgewichen.
Die Netflix-Serie "Damengambit" wurde millionenfach gesehen und hat
daher das Interesse am Schach ziemlich angekurbelt. Auch die vielen
YouTube-Kanäle erlebten in dieser Zeit einen riesigen Aufschwung,
weil man wegen der Ansteckungsgefahr und der Kontaktbeschränkung kein
Nahschach ausüben konnte. Viele verlegten ihre Aktivitäten daher auf
das Internet mit all den positiven Effekten für das Schach, das immer
irgendwie seinen Weg findet, egal, welche Zeiten gerade vorherrschen.




[image: Karsten Müller zu Hause - Foto: © 2024 by Schattenblick]

Großmeister privat

Foto: © 2024 by Schattenblick



SB: Was waren für Sie persönlich die prägendsten Entwicklungen?

KM: Die stärker werdenden Engines hatten natürlich einen Einfluss auf
mich, da immer mehr Endspiele jetzt durch die Computer klärbar
wurden. Mittlerweile geraten sogar die schwierigsten Festungen [2] in
ihren Zugriffsbereich. Es lassen sich kaum noch Endspielstellungen
finden, mit denen sie nicht klarkommen. Für mich hat sich nicht viel
verändert. Ich mache das Training mit den Jugendlichen unter den
Schachtalenten wie Vincent Keymer und auch mit einer Reihe von
Indern. Auch Gukesh hatte 2019 einen Tag lang Endspieltraining mit
mir, aber man konnte damals natürlich nicht vorhersagen, dass er
einmal den Titel holen und zum jüngsten Weltmeister der
Schachgeschichte avancieren würde.

SB: Wer hat diese Treffen organisiert und Sie als Trainer
verpflichtet?

KM: Seminare sind natürlich etwas anderes, aber die Trainings hat im
Wesentlichen Frederic Friedel [3] organisiert, der sehr gute Kontakte
nach Indien hat und dort auch geboren wurde. Ferner ist eine Reihe
indischer Meister zu nennen, welche die goldrichtige Idee hatten, als
sie nach Hamburg kamen. Dass es dann so gut aufgehen würde, konnte
man in den kühnsten Träumen nicht erwarten. Natürlich musste da viel
zusammenkommen. Strenggenommen war es eine private Initiative und
ging nicht vom indischen Schachverband aus.

SB: Der Film "Damengambit" hat wie eine Bombe eingeschlagen, obwohl
das für ein reines Schachthema gar nicht zu erwarten war. Es gibt
Anzeichen dafür, dass es sich bei der Filmhandlung um eine weibliche
Rezeption der Karriere Bobby Fischers handelt. Wie sehen Sie das?

KM: Ja, es gibt verschiedene Anklänge. Eine ehemalige Freundin des
amerikanischen Großmeisters Larry Kaufman hat wohl in vielem Pate
gestanden. Dass man mit Schachthemen ein so breites Publikum
erreichen kann, ist für gewöhnlich schwierig. Helmut Pfleger und
Vlastimil Hort ist das mit den WDR-Sendungen gut gelungen. Aber sonst
kann man eine fünf- oder sechsstündige Schachpartie für einen
Zuschauer nicht übertragen, das würde selbst unter Schachspielern nur
eine Minderheit interessieren. Schon im Internet kommt es nicht nur zu
Übertragungen der Züge. Wenn man ein größeres Publikum erreichen will,
muss man sehr viel bessere Angebote machen. Beim Film "Damengambit"
haben die Autoren ein gutes Fingerspitzengefühl bewiesen und eine
attraktive Geschichte um das Schach aufgebaut. In dem Zusammenhang
wäre auch Judit Polgar zu nennen, die früher einmal den WM-Titel der
Männern erringen wollte, aber aus verschiedenen Gründen gescheitert
ist. Sie war ganz oben in der Weltrangliste. Ansonsten hat es keine
Frau im Schach so weit gebracht. Im Film ist es eine Frau, die den
Männertitel holt, und damit, wenn man so will, das feministische
Versprechen einlöst, dass Frauen genauso gut Schach spielen können wie
Männer, vielleicht sogar besser.

SB: Könnte dieser feministische Aspekt eine Rolle gespielt haben für
den Erfolg der Serie?

KM: Ja, sicherlich. Schließlich ist es gelungen, damit das Publikum
auf eine Weise anzusprechen, wie man es normalerweise nicht schaffen
kann, indem man zum Beispiel Partien mit Computeranalysen zeigt.
Netflix hat eine Handlung für ein neugieriges Publikum aufbereitet.
Offenbar waren Profis am Werk, und die hatten überdies noch ein
glückliches Händchen, als sie sich ans Schach herantrauten. Der
andere Film, der jedoch nicht diesen Erfolg hatte und den Versuch
unternahm, das Schach für ein breites Publikum zu öffnen, war die
"Schachnovelle", die schon als Literatur vorhanden war. Aber der Film
selbst hatte nur mäßigen Erfolg. Vielleicht war der Inhalt zu
verbohrt oder zu weit entrückt.

SB: Die "Schachnovelle" handelt von einem Menschen, der von den Nazis
in strikter Einzelhaft gehalten wird. Wenn man sich fragt, wozu es
ein ganz gewöhnlicher Mensch in diesem Metier bringen kann, wird
gerne Bezug auf die "Schachnovelle" genommen, als wäre dies ein
literarisches Zeugnis für einen Schachspieler. Dabei hat dieser
Mensch vorher kein Schach gespielt und lediglich Züge auswendig
gelernt und wahlweise kombiniert, also das Spiel der Meister bloß
nachgeahmt.

KM: Wahrscheinlich ist es im engeren Sinne keine Geschichte eines
Schachspielers, sondern nur ein gewisser Aspekt vom Schach und nicht
der eigentliche Wissenskern. Hier wird das Schach nur durch einen
Zerrspiegel abgebildet. Es entsteht ein Bild, das die breite
Öffentlichkeit dann vom Schach hat.

SB: Magnus Carlsen hatte seinen Titel kampflos abgegeben und war im
gewissen Sinne damit Bobby Fischer nachgefolgt, auch wenn die
Entscheidungen beider von anderen Voraussetzungen und Motiven geprägt
waren. Wie bewerten Sie den Schritt des Norwegers und welche
Konsequenzen könnten sich daraus für das Profischach ergeben?

KM: Natürlich ist beides nicht miteinander vergleichbar, denn Fischer
hat nach seinem Rücktritt fast keine Partien und Turniere mehr
gespielt. Man könnte über die Gründe natürlich spekulieren. Er hatte
mit dem Weltmeistertitel alles erreicht und mit dem fantastischen
Sieg gegen Boris Spassky ein Jahrhundertereignis geschaffen, das die
Weltpresse dominierte. Vielleicht hat er danach Angst oder
Hemmungen gehabt, weil Anatoli Karpow für ihn ein unbeschriebenes
Blatt war. Möglicherweise hatte er seine Forderungen gegen die FIDE [4]
bewusst so hochgeschraubt, dass er davon ausgehen konnte, dass die
FIDE, Karpow und der sowjetische Schachverband niemals nachgeben
würden. In der Frage des kampflos abgegebenen Titels gibt es zwischen
Fischer und Carlsen eine gewisse Ähnlichkeit, mehr aber nicht. Ich
denke, Carlsen will gerne weitermachen, er spielt auch unglaublich
stark, betreibt das Fischer-Random-Schach, nimmt an allen möglichen
Turnieren teil, ob Internet, simultan oder Nahschach. Fischer hatte
sich dagegen fast völlig zurückgezogen. Gut möglich, dass Carlsen
einfach keine Lust mehr hat, sich so viele Monate intensiv auf ein
Match vorzubereiten.

SB: Aber läuft es nicht Gefahr, dass der WM-Titel dadurch
gewissermaßen entwertet wird?

KM: Ja, diese Gefahr gibt es natürlich in beiden Fällen, wenn der
jeweils anerkannt beste Spieler der Welt, Bobby Fischer oder Magnus
Carlsen, nicht mehr antritt. Bisher hatte das Schach das Glück, dass seit
den 1880er Jahren der weltbeste Spieler auch der Weltmeister
war. Es ist gar nicht so selbstverständlich und mathematisch auch
ganz unwahrscheinlich, dass es so lange gutgegangen ist.

Das WM- und das Elo-System [5] sind zwei völlig verschiedene Betrachtungen.
Nebenbei bemerkt änderte sich über die Jahrzehnte immer wieder die Art,
den Weltmeister zu ermitteln. Man hat diesen immer
mit Positionen verbunden, die sich mit der Entwicklung des Schachs
und auch mit den Interessen der Schachspieler in Einklang befinden,
die gewissermaßen einen Gegenpart zu den Funktionären darstellen.

In diesem System gab es immer Konflikte, die über Regularien
organisiert waren. Mit Carlsens Entscheidung, den Titel einfach auf
den Tisch zu werfen, ist eine neue Situation entstanden, die es
historisch gesehen so noch nicht gab. Nach Fischers Rücktritt hat
Anatoli Karpow durch seine Dominanz das Ganze aufgefangen, weil er
danach ein Turnier nach dem anderen gewonnen hat. Nun sieht es so
aus, dass sich diese Diskrepanz, dass der beste Spieler auch den Titel
trägt, nicht von selber erledigen wird, weil Carlsen immer noch zu
stark ist. Gukesh ist erst 18 Jahre alt und kann sich noch
weiterentwickeln, kommt in der Weltrangliste jedoch weiter hinten.
Seine Zeit war eigentlich noch nicht gekommen, aber er hat seine
Chancen in den Kandidatenturnieren genutzt und sich zum WM-Kampf
qualifiziert. Seine Cleverness war für einen derart jungen Spieler
bemerkenswert. Doch solange Carlsen der mit Abstand stärkste
Schachspieler des Planeten ist und trotzdem nicht mehr antritt, wird
das Problem erhalten bleiben. Das Schach wird diese Situation mit
einem Weltmeister und einem weltbesten Spieler, denke ich, dennoch
überleben.

SB: Manche behaupten, er habe keinen Sinn in einem Wettkampf gesehen,
wo ihm der Herausforderer nicht im Geringsten das Wasser reichen
könnte.

KM: Nein, ich glaube, der Hauptgrund war, dass er keine Lust auf eine
monatelange harte Eröffnungsarbeit hatte und diese Tortur alle zwei
bis drei Jahre wiederholen müsste. Seine Karriere hätte dann im
Wesentlichen nur noch daraus bestanden. Vielleicht wollte er etwas
Neues probieren und das Chess960 [6] voranbringen. Auch der WM-Kampf
zwischen Fabiano Caruana und Sergei Karjakin war nicht so klar
gewesen. Ein Duell dieser Art schreibt seine eigenen Gesetze. Es ist
eben etwas anderes, vor Ding Liren in einem Turnier zu landen oder
ihn in einem WM-Match zu besiegen. Das hat auch Gukesh gemerkt, denn
der Wettkampf um die Krone war bis in die letzten Minuten heiß
umkämpft, bis zur Abwicklung in ein verlorenes Bauernendspiel.
Carlsen wäre in einem möglichen Vergleich immer der hohe Favorit,
aber er hat schon gesagt, dass er gegen Gukesh nicht antreten würde.
Ich schließe ein Comeback von Carlsen nicht aus, aber momentan ist es
Common Sense, dass er mit Abstand der stärkste Spieler der Welt ist.

SB: Sie sind nicht nur Trainer, sondern auch Verfasser von
Schachbüchern. Wie entstehen diese Werke? Tritt ein Verlag an Sie
heran mit einem besonderen Wunsch oder geht die Initiative von Ihnen
aus?

KM: "Fundamental Chess Endings" war eine Idee von Frank Lamprecht und
mir. Und daraufhin ist Gambit Publications Ltd. an uns herangetreten.
Natürlich gibt es von den Verlagen immer wieder Anfragen an mich zu
einem Endspielbuch wie beispielsweise von Herrn Ullrich vom Joachim
Beyer Verlag. Aus dieser Diskussion resultierte ein Buch von mir
zusammen mit Claus Dieter Meyer. Wir hatten bereits zuvor DVDs
gemacht. Als er 2020 verstarb, habe ich das Buchprojekt aus dem
Material zur DVD-Reihe nach seinem Tode realisiert. Herr Ullrich
wollte noch andere Endspielbücher herausbringen, und so sind daraus
die Bücher mit mir und Jerzy Konikowski entstanden, die aktuelles
Analysematerial und viele Beispiele aus den Dateien zu einem bunten
Strauß binden. Überhaupt analysiere ich moderne Partien auf ihren
Endspielgehalt, die ich dann für ChessBase-Webseiten oder für andere
Magazine kommentiere. Ich arbeite gerne mit Co-Autoren zusammen, die
ihre Ideen miteinbringen und so fügt sich alles zusammen.

SB: Sie arbeiten auch auf dem Gebiet der Eröffnungstheorie. 2003
haben Sie gemeinsam mit Martin Voigt "Danish Dynamite" verfasst und
vor einiger Zeit die Serie "Typisch Spanisch" und so weiter.

KM: Eröffnungen sind nicht unbedingt meine Stärke. In der Serie geht
es vielmehr um typische Mittelspielmotive, die sich aus den einzelnen
Eröffnungen ergeben und ihren Wiedererkennungswert bestimmen. Es gab
da eine Marktlücke. Die meisten Schachprodukte dieser Art sind eine
Aneinanderkettung von Varianten, und das ist auch sinnvoll, aber es
gibt kaum Bücher über die Strukturen und Strategien im Mittelspiel.
Wenn man Holländisch spielt mit Schwarz, muss man sich nicht intensiv
mit Läuferopfermotiven befassen, weil die da kaum vorkommen, und
stattdessen eher mit den schwachen weißen Feldern in der schwarzen
Stellung. In diese Richtung zielte mein Ansatz. Und als diese Serie
beim Beyer-Verlag lief, wollte man sie gerne fortsetzen.

SB: Wie überall in der Gesellschaft haben auch Verlage mit
konjunkturellen Einbrüchen zu kämpfen. Eine breite Palette von
Schachbüchern erscheint zu allen möglichen Themen und
Fragestellungen. Welche Bereiche der Schachgeschichte und Schachkunst
werden aus Ihrer Sicht zu wenig gewürdigt?

KM: Zum Beispiel einzelne Schachmeister der zweiten Reihe. Die
Weltmeister sind gut abgebildet. Auch ich habe dazu einiges
beigesteuert. Unterrepräsentiert sind zudem die Frauenweltmeisterinnen,
die hervorzuheben wichtig wäre, um mehr Mädchen und Frauen für das
Schach zu motivieren. Auch Autorinnen von Schachbüchern sind selten.
Judit Polgar macht in dieser Hinsicht viel und hat auch Bücher
geschrieben. Verglichen mit dem Output der Männer ist das insgesamt
jedoch ziemlich wenig. Bei der Frage nach dem Frauenschach hat es
historisch gesehen üble Verunglimpfungen gegeben, dass man Frauen
überhaupt die Denkfähigkeit absprechen wollte, sogar hier in Europa.
Das könnte durchaus ein Recherchethema sein.

SB: Welche historischen Epochen im Schach werden Ihrer Meinung nach
kaum beachtet? Macht eine Rückschau etwa auf das 16. Jahrhundert Sinn
und welche Fragen verbinden sich mit der Turniergeschichte, die es
erst seit 1851 gibt?

KM: In dieser Hinsicht ließe sich auf Herbert Bastian verweisen, der
die Zeit vom 16. bis zum 19. Jahrhundert gut reflektiert hat, auch
unter dem Aspekt der Endspielforschung. Aber die Zeit davor wurde nur
lückenhaft erforscht.

Ein Feld, das mich persönlich noch immer
interessiert, ist der Einfluss der russischen Schachdenker in der
Mitte des 19. Jahrhunderts, wo es zwischen Russland und Europa
vielfältigste Kontakte gegeben hat. Der Austausch der Ideen war
unvorstellbar. Das ist kaum beleuchtet worden. Dann gibt es noch das
Phänomen der Plejaden, ein Zusammenschluss von Schachinteressierten,
der ebenfalls bisher oberflächlich von der Forschung behandelt wurde.

SB: Haben Sie Buchprojekte für die Zukunft im Auge?

KM: Gemeinsam mit Wolfgang Schön schreibe ich ein Buch über Emanuel
Laskers 60 beste Partien. Vielleicht erscheint es im nächsten Jahr.
Dieses Lasker-Projekt ist eine Mischidee zwischen Herrn Ullrich und
mir. Man braucht immer einen Markt, wenn man Verlage überzeugen will.
Lasker bot sich natürlich an, weil er der einzige deutsche
Weltmeister war.

SB: Das Schach in Hamburg hat eine lange Geschichte. Der Hamburger
Schachklub ist der zweitälteste Schachverein in Deutschland. Wie
macht sich das Hamburger Schach im deutschen Querschnitt und wie
lässt sich überhaupt die Entstehung von Hochburgen und Regionen mit
besonderem Erfolg im Schach erklären?

KM: Ja, das Hamburger Schach steht ziemlich gut da mit zwei
Bundesligisten. Als Schachstadt ist Hamburg sogar in die
Hauptnachrichtensendungen vom NDR gekommen, was ich früher nicht für
möglich gehalten hätte, aber seit Magnus Carlsen für St. Pauli
spielt, ist dies regelmäßig der Fall. Eine Hochburg fürs Schach wie
im Rheinland, in Berlin, Hamburg und Wien entsteht von der
Konzentration der Gedanken her, was eine große Rolle spielt. Man
braucht Schachklubs, Schachcafés und darüber bildet sich eine
Tradition. Das war in Deutschland immer extrem wichtig aufgrund der
Konkurrenz. Jeder wollte in die erste Mannschaft oder Großmeister
werden. So motiviert sich das gegenseitig, dann wandern Schachtrainer
in die Hochburgen und geben ihr Wissen weiter. Viele der deutschen
Großmeister kommen aus einer der Hochburgen ersten Ranges. Lübeck war
auch einmal Hochburg, weil man sich dort internationale Meister
zusammengekauft hat und für eine Zeitlang großen Erfolg hatte. In
Hamburg sind die Rahmenbedingungen schon seit 1830 fast immer sehr
günstig gewesen. Man hat hier auf Funktionärsebene viel fürs Schach
getan, Emil Dähne, Christian Zickelbein oder Walter Rädler sind vor
allem zu nennen.

SB: Deutschland war einmal führend in der Welt des Schachspiels.
Robert Hübner war vielleicht der bisher letzte Versuch, den WM-Titel
zu erringen. Was fehlt aus Ihrer Sicht dem deutschen Schach vor allem
im Vergleich zu den viel erfolgreicheren Schachnationen?

KM: Die Frage ist, ob dem deutschen Schach etwas fehlt oder die
anderen Staaten einfach zu gut sind. Die jungen Inder sind großartig
motiviert. In Indien kann man Weltmeister werden und sehr viel Geld
verdienen. Das erzeugt ein völlig anderes Leistungsumfeld als in
Deutschland. Nun, wenn Vincent Keymer so weitermacht, kann er
vielleicht Weltmeister werden. Es wäre natürlich gut, wenn wir einen
Spieler hätten, der dauernd bei den Weltmeisterschaften mitspielt und
sehr populär ist. Vielleicht ist die Unterstützung durch die
Verbandsstrukturen zu schwach, aber das ist ein ganz schwieriges
Thema und Schlaubergerantworten nützen niemandem. Mehr Geld ins
Leistungsschach fließen zu lassen vom Verband, ginge wohl immer, aber
das ist wahrscheinlich nicht der entscheidende Ansatzpunkt. In
Topspieler wie Matthias Blübaum, Florian Handke und Rasmus Svane
investieren die Sponsoren bereits viel Geld. Freilich ist es nicht
die Aufgabe der Sportverbände, Spitzenspieler mit Millionen Euro zu
unterstützen.

SB: Kreativität setzt ein vorher Unbekanntes voraus, das es zu
erschließen gilt. Nun sind Schachprogramme, auf die sich die Meister
nicht unwesentlich stützen, nicht dafür bekannt, Grenzen zu
überschreiten. Neue Konzeptionen wie früher die Hypermoderne
Schachschule scheint es nicht mehr zu geben. Könnten die
Schachprogramme dafür selbst das Hindernis sein?

KM: In gewissem Sinne können dogmatische Regeln zu starren
Schulmeinungen führen wie zum Beispiel: Wenn Schwarz Springer f6
macht, muss der weiße Läufer auf G5 spielen. Für diese These wird das
Schachprogramm natürlich sofort viele Gegenbeispiele bringen.
Vielleicht ist die Zeit der dogmatischen Schulen abgelaufen, die
historisch gesehen ihre Zeit hatten. Andererseits sind die Programme
durchaus kreativ und gerade die neuen Engines mit ihren
Neural-Netzwerken, die auf dem Selbstlernen basieren, haben schon
eine ganze Menge Eröffnungsideen produziert. Sie bringen eine neue
Schiene der Kreativität ins Schach. Wenn ein Computer heute anzeigt,
dass ein früher fehlerhafter Zug doch spielbar ist, wäre das noch
kein Zeichen von Kreativität, sondern nur ein statistisches Ergebnis,
dass ein Menschenurteil widerlegt wurde. Der wunde Punkt ist
natürlich die Frage, was Kreativität überhaupt ist, je nachdem, wie
man es definieren würde. Die Einführung neuer Manöver, die man früher
nicht kannte oder falsch eingeschätzt hatte, könnte man kreativ
nennen. Viele früher zweifelhafte Eröffnungen gelten selbst im
Fernschach heutzutage als spielbar.
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SB: Sie sind nicht mehr im Turnierbetrieb tätig, fehlt Ihnen dadurch
etwas?

KM: Nein, mir fehlt nichts. Als Spieler habe ich erreicht, was ich
erreichen konnte. Ich bin ja ohnehin ausschließlich mit dem Schach
beschäftigt, da muss ich nicht auch noch selber ans Turnierbrett. Ich
spiele hin und wieder bestimmte Stellungen gegen meine Schüler durch,
aber ich merke schnell, wie gut sie sind, da ist es besser, Trainer
zu sein. Als Spieler braucht man sehr viel Energie, wenn man Partien
über fünf bis sechs Stunden austrägt. Wenn ich mit Frederik Svane
Trainingspartien gespielt habe, war ich nach vier Stunden ziemlich am
Ende. Heute fällt es älteren Spielern immer schwerer, mit der Jugend
Schritt zu halten. Früher gab es in den Turnieren noch Ruhetage oder
Hängepartien, wodurch die Wettkämpfe sehr viel länger dauerten,
inzwischen gibt es sogar Doppelrunden, das kommt den jungen Spielern
entgegen. Ich glaube, dass die Corona-Zeit für die jungen Spieler
günstiger war, weil sie immer noch im Internet spielen konnten. Für
die älteren Schachprofis war die Epidemie eine totale Katastrophe,
weil die ganzen Einnahmen aus den Auslandsturnieren wegfielen, was
die Jüngeren besser kompensieren konnten. Früher gab es die
Faust-Regel: Gegen Jungspieler früh ins Endspiel abzuwickeln [7], wo
man gute Gewinnchancen hat, aber das hat sich längst geändert, was
sicherlich aufs Internet und den Umgang mit Computern zurückzuführen
ist.

SB: Einmal provokant gefragt: Schach gilt als weltfremd, als eine
eher abstrakte Disziplin in einer materiellen Welt. Was könnte das
Schach Ihrer Meinung nach den Menschen dennoch im Besonderen geben?

KM: Ja, das ist nicht völlig falsch. Ich selber bin, glaube ich, auch
weltfremd. In statistischen Untersuchungen zwischen Top-Schachspielern
und dem Durchschnitt der deutschen männlichen Bevölkerung hat man
herausgefunden, dass Schachspieler deutlich seltener den Führerschein
haben. Ich würde auch postulieren, je spielstärker, desto
weltfremder. Als Hypothese ließe sich vielleicht vermuten, dass
Schach spielende Frauen weniger weltfremd sind und sehr starke
Schachspieler signifikant schlechter mit dem Leben klarkommen. Was
das Schach den Menschen geben kann? Das ist natürlich ein ganz
anderer Gesichtspunkt. Wir existieren in einer schnelllebigen Zeit,
da kann Schach entschleunigen. Schach ist eine Art Meditation, dann
gibt es nur noch sich selbst und die Stellung auf dem Brett. Schach
gibt einem immer ein Feedback. Man gewinnt oder verliert, was im
Leben sonst gar nicht einfach zu erkennen ist. Außerdem kommt
logisches Denken und Abstraktionsfähigkeit hinzu, Geduld ist eine
andere Disziplin. In Schulen angewandt kann es den Umgang mit eigenen
Fehlern lehren und integrativ wirken. Auch ist es ganz unabhängig von
der Sprache. Niemand muss den Duden auswendig können oder die Werke
von Goethe gelesen haben. Man hat mit jedem Menschen sogleich eine
Sprache, nämlich die Züge, das ist weltweit ein großer Vorteil.

SB: Es heißt, Schachspieler seien wortkarg. Aus meiner eigenen
Erfahrung kann ich berichten, sobald die Partie zu Ende ist, gibt es
keine Interessengruppe, die sich stärker austauscht, Varianten
bespricht, überhaupt sehr gesellig ist. Wie sehen Sie das?

KM: Na gut, aber das sollte man ein bisschen einschränken.
Schachspieler sprechen vor allem über Schach, in diesem Sinne sind
sie nicht wortkarg. Auch das Anbinden von Freundschaften wird dadurch
erleichtert.

SB: Ist es Ihnen persönlich leichter gefallen, Freundschaften zu
bilden mit Schachspielern?

KM: Ja, definitiv. Ich würde nicht so weit gehen zu behaupten,
dass Schachspieler immer zu meinen Freunden gehören, aber sehr viele
sind es schon.

SB: Welche Entwicklung im Schach würde für Sie in die schlimmste
Sackgasse führen?

KM: Schach über Computer bzw. Handys fördert sicherlich die
Vereinsamung. Ich glaube dennoch, die meisten spielen noch immer am
liebsten am Brett, um dem Gegner in die Augen sehen zu können oder
dass man hinterher noch einen Kaffee zusammen trinken bzw. die Partie
analysieren kann. Für mich persönlich kann ich sagen, dass nicht aus
allen meinen Projekten etwas geworden ist. Trotzdem würde ich nicht
unbedingt die gescheiterten Projekte als Sackgassen bezeichnen. Man
muss im Leben manchmal auch scheitern und daraus die richtigen
Schlüsse ziehen.

SB: In der Schachgeschichte hat es eine Zeit gegeben, in der die
Sowjets immer auf dem Thron saßen. Wie ist das zu erklären?

KM: Unter anderem durch die Beeinflussung des Weltschachbundes, vor
allem durch das Rematch und das Revancherecht, so dass ein
Sowjetbürger, der seinen WM-Titel verlor, automatisch die Möglichkeit
erhielt, erneut um die Krone spielen zu können. So wurde gewährleistet,
dass mindestens ein Sowjetmeister im WM-Kampf stand, und da der
Herausforderer seinerzeit auch aus der UdSSR kam, spielten über lange
Phasen stets zwei Sowjetbürger um den höchsten Titel im Schach.

SB: Um diesen Erfolg in einen Begriff zu pressen, sprach man stets
von der sowjetischen Schachschule, die man allerdings auch als ein
Gesellschaftsprojekt auffassen könnte durch die Einbindung der
Schachmeister in die Jugendförderung.

KM: Ja, ich denke auch, vor allem durch die Botwinnik-Lehrgänge [8].
Der Überbau durch die gesamte gesellschaftliche Organisation und
natürlich auch die große Wertschätzung für das Schach in der
Sowjetunion waren dafür prägend. Die Weltmeister waren die Helden des
Landes. Zudem gab es dafür, sich für Schach zu interessieren, eine
hohe Motivation, nämlich ins Ausland reisen zu dürfen, sogar ins
westlich-kapitalistische Ausland, was sonst für normale Sowjetbürger
so gut wie unmöglich war. Auch Andrew Soltis hat es in seinem Buch
über die Sowjetische Schachschule so dargestellt und erklärt, dass
diese eher auf eine Organisationsform zurückgeht. Entwickelt wurde so
vor allem der Austausch von Ideen, insbesondere zwischen den
Hochburgen Moskau und Leningrad. Dies hat der Sowjetunion sicher auch
geholfen, nicht nur im Schach, sondern auch in den verschiedenen
Wissenschaften, Großes zu entdecken. So ist Georgien immer schon stark
im Frauenschach gewesen, was auch für die Ukraine gilt und die
zentralasiatischen wie auch die baltischen Republiken. Die Sowjetunion
war eine Supermacht im Schach. Diese Dominanz wird nie wieder kommen.
Bobby Fischer hatte diesen Knoten, der sich um die Welt gelegt hatte,
zerschlagen. Aber auch er bekam Ideen von anderen, mit denen er
zusammenarbeitete. Doch im Wesentlichen war er ein
Individualist. Der WM-Kampf Fischer gegen Boris Spassky stand im
politischen Kontext des Kalten Krieges, war insofern ein
Stellvertreterkrieg, aber zivilisierter ausgetragen als mit
Atombomben. Diesen Umstand können die modernen Spieler nicht
reproduzieren, weil die Welt jetzt nicht mehr bipolar ist.

SB: Für einen Mathematiker wie Sie besteht die Welt aus Zahlen mit
dem Faktor der Unendlichkeit. Das Schach kennt zwar astronomisch
viele Zugmöglichkeiten, aber das Spiel selbst ist endlich durch Matt
oder Remis. Was reizt Sie als Mathematiker am Schach im Besonderen?

KM: Als Mathematiker reizt mich Schach gar nicht so sehr. Es gibt
natürlich immer wieder Werke zu Schach und Mathematik. Im Schach gibt
es endlich viele Stellungen, die können wir alle bewerten. So gesehen
ist das Schach mathematisch schon gelöst. Aber man kann mit Schach und
Mathematik natürlich vieles machen. So ist vor kurzem ein neues Buch
von Christian Hesse auf Englisch erschienen über die Logicals [9]. Ich
habe zu jedem der Logicals ein Schachproblem gebaut, was seinen
eigenen Reiz hatte. Es gibt noch ein paar andere ganz gute Bücher
rund um das Thema. Auch ein anderer Aspekt ist reizvoll: Was ist
Schönheit im Schach und in der Mathematik? Gibt es überhaupt
Unterschiede? Diese Frage könnte sehr interessant sein. Man kann
Schach als ein Untergebiet der Mathematik ansehen. Was im Schach als
Schönheit auftaucht, kann mathematisch auch bestimmt werden, aber
umgekehrt muss das natürlich nicht gelten. Nicht alles, was wir in
der Mathematik als schön empfinden, lässt sich im Schach abbilden,
gerade für die unendlichen Schönheiten gilt dies insbesondere.

SB: Gehen Sie an eine Partie mit einem mathematischen Verständnis
heran?

KM: Meine Werkzeuge sind andere, ich bin generell eher ein etwas
intuitiver Typ, den manchmal die letzten Details nicht so
interessieren. Wenn man mit der Unendlichkeit klarkommen will,
braucht man natürlich andere Mittel. Im Schach kann man zur Not immer
mit den Zügen argumentieren. Das geht in der Mathematik noch nicht,
aber ich finde, dass die Künstliche Intelligenz auch in der
Mathematik in bestimmten Bereichen sehr bemerkenswerte Fortschritte
gemacht hat. Im Schach sind die Programme viel stärker als der beste
Mensch. Na ja, ich sag mal so, im gesellschaftlichen Rahmen kann das
Motiv, die KI zu entwickeln, ein anderes sein als im Schach, wo es um
endliche Lösungen geht. Selbst die Programme spielen endlich viele
Partien gegeneinander und untersuchen letztlich endlich viele Muster.
In der Mathematik ist das nicht so einfach, weil wir unter anderem
mit der Unendlichkeit zu tun haben. Wenn wir das aber mathematisch
endlich abbilden können, sind auch heutige KIs mitunter schon
ziemlich gut, auch auf Untergebieten der Mathematik wie zum Beispiel
in der Geometrie, wo Programme Beweise selbstständig entwickeln
können. Und natürlich gibt es auch Programme, wo Mensch und Computer
zusammenarbeiten, um Theoreme zu beweisen wie früher im Schach die
interaktive Analyse, nur dass jetzt im Schach der Mensch nicht mehr
so nötig ist. In der Mathematik ist der Mensch noch ein bisschen
nötig, um die Grenzen der KI zu sprengen, und so rechne ich durchaus
damit, dass KI und Mathematik in vielen Lebensbereichen in den
nächsten Jahren noch erhebliche Entwicklungen möglich machen werden.

SB: In dem Filmklassiker "Terminator" wird die Auseinandersetzung
zwischen Mensch und Technik auf die Spitze getrieben. Wie schätzen
Sie die möglichen bedrohlichen Entwicklungen heute ein?

KM: Wir können davon ausgehen, dass die Militärs diverser Staaten
hierzu schon Antworten gefunden haben. In dieser Richtung wird zur
Zeit viel entwickelt und geforscht. Natürlich hoffe ich, dass
irgendwann der Frieden und keine Kriege das Ziel sein werden.
Sicherlich wäre es vernünftiger, die KI-Forschung auf die Gebiete
Medizin oder Verkehr auszudehnen. Heutzutage ist die KI nicht mehr
rückgängig zu machen. In der Neurochirurgie ist sie sogar
unersetzlich geworden, und dennoch würde man die KI nicht direkt
operieren lassen. Da stößt die Technologie auf Grenzen. Recht selten
spricht man darüber, die KI für die globale Weltkrise oder die
ökologischen Nöte einzusetzen. Vielleicht kann ein Computer
irgendwann ein Auto fahren oder in der Küche Handarbeiten übernehmen,
vielleicht sogar bis zu 99 Prozent, aber für dieses eine Prozent wird
man auf den Menschen nicht verzichten können. Der Mensch kann
zweifeln, er kann sagen, hier stimmt etwas nicht, das ist
wahrscheinlich evolutionsbiologisch entstanden. Diesen letzten
Zweifel kann man einer KI nicht beibringen. Es sei denn, der Zweifel
unterliegt irgendwelchen Mustern, die im Moment jedoch für die KI
nicht greifbar sind. Aber auf allen anderen Feldern wird die KI den
Menschen klar dominieren. Wie intelligent das eingesetzt wird, hängt
natürlich von den Interessen der Gesellschaft und der Politik ab.
Auch beim Kampf gegen den Klimawandel kann der Einsatz der KI viel
bewirken. Vielleicht wird die KI irgendwann sogar Rechtsanwälte oder
Richter ersetzen. Natürlich will niemand, dass eine KI ein Urteil
spricht wie zum Beispiel in den USA die Todesstrafe, aber sie könnte
dem Anwalt und dem Richter sehr viel Arbeit abnehmen und
Recherchezeit einsparen.

SB: Gibt es angesichts der leistungsstarken Engines heutzutage noch
Geheimnisse im Endspiel, die selbst ein Computer nicht lüften kann?

KM: Die modernen Engines sind wirklich so gut, dass man sich
praktisch auf sie verlassen kann. Es gibt noch ganz wenige
festungsartige Konfigurationen, wo sie nicht rankommen. Frederic
Friedel hatte Endspiel-Rätsel auf der ChessBase-Webseite während der
Corona-Zeit eingeführt. Das ist auch sehr gut angekommen. 2020 habe
ich noch sehr viele Analyseduelle ausgefochten, aber schon seit einem
Jahr ist nichts Neues mehr gekommen, was zeigt, dass die Engines
einfach zu stark geworden sind. Und selbst die Musterlösungen
basieren in der Regel auf dem Einsatz starker Engines mit einem
gewissen menschlichen Input. Die Engines haben tatsächlich einen
Quantensprung vollzogen. Sicher, es gibt noch Restzweifel bei den
Festungen [2], wo sie sich verstolpern. Die alten Engines, die im
Wesentlichen aus einer Materialbewertung und einer
Alpha-Beta-Vorwärtssuche bestanden, sind natürlich an allen Festungen
gescheitert, aber die neue Stockfish-Generation hat es irgendwie
geschafft, die Festungsmuster zu verstehen. Jetzt müsste man schon
tief in die Trickkiste greifen bei Festungen, die eben nicht auf
triviale Weise gebrochen werden können, wo man erst vielfältig
herummanövrieren muss. Das ist für die heutigen Engines immer noch zu
schwierig.

SB: Welche Endspielstellung auf menschlichen Turnieren der letzten
Jahre hat Sie regelrecht verblüfft und in Erstaunen versetzt?

KM: Die Endspielstellung von Alexei Shirov aus dem Turnier in München
1993 gegen Joel Lautier ist immer noch mein absoluter Favorit. Das
wird wahrscheinlich auch mein Leben lang so bleiben, weil ich einen
persönlichen Bezug zu der ganzen Geschichte habe als Sekundant von
Shirov, was mit einer Hängepartieanalyse begann. Ansonsten war das
Endspiel Carlsen gegen Wesley so hochinteressant, wo er auf C4 und C3
Doppelbauern hatte und dennoch einen Sieg herausspielen konnte. Dazu
war eine längerfristige Strategie nötig, um zu beweisen, dass der
Doppelbauer gar nicht schwach ist.




[image: Karsten Müller führt Gewinnzug aus - Foto: © 2024 by Schattenblick]
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SB: Woran liegt es, dass ein rechenstarker Computer gegen ein anderes
Programm verliert?

KM: Man lässt Computer oder Programme gegeneinander spielen oder aber
AlphaZero spielt gegen sich selber. Anfangs kennt AlphaZero nur die
Regeln und macht irgendwelche Zufallszüge. Da ist die
Wahrscheinlichkeit recht hoch, dass er verliert. AlphaZero hat gar
keinen Programmierer. Das System lernt Schach, indem es nur gegen
sich selber spielt. Auch Kasparow hat anfangs nur die Regeln gelernt
und ist nachher zum Weltmeister geworden, nur dass ein Mensch nicht
so gut gegen sich selber spielen kann wie die Computer. Das
Schachlernen der neuronalen Netze wie AlphaZero und die
Mustererkennung des menschlichen Gehirns und die Vernetzung der
menschlichen Neuronen können sich ähnlich sein. AlphaZero hat keine
Eröffnungsbibliothek. Dann hat man ihn acht Stunden lang gegen sich
selber spielen lassen und danach war er besser als der beste
Schachmeister. Und nicht nur das, er war außerdem besser als das
beste Computerprogramm.

SB: Gilt das immer noch?

KM: Nein, das galt bis vor zehn Jahren. Jetzt muss es gegen die
anderen neuronalen Netzwerke antreten. Das macht die Sache härter.
Jetzt würden acht Stunden nicht mehr reichen, jetzt müsste es
vielleicht acht Jahre laufen. Die neuronalen Netzwerke waren eine
Revolution für sich und befeuern inzwischen die ganze KI-Entwicklung,
weil sie näher am menschlichen Gehirn dran sind. Aber man kann es
nicht beweisen. Der Beweis ist, dass es funktioniert. Und deswegen
hat früher die KI mit den eigenen Computerarchitekturen nie
funktioniert.

SB: In den neunziger Jahren gab es im Schach verschiedene
Anti-Computer-Strategien, die vielversprechend waren.

KM: Ja, das war in einem gewissen Zeitfenster möglich, weil die
Alpha-Beta-Engines bestimmte systematische Schwächen hatten. Man
konnte bestimmte gedeckte Königsangriffe unternehmen in geschlossenen
Stellungen, nichts tauschen, den Gegner möglichst lange im Unsicheren
lassen, alles für einen Mattangriff mobilisieren und dann
losschlagen, wenn man voll mobilisiert war. Das ist schon seit vielen
Jahren nicht mehr möglich. Die Computer sind einfach besser geworden.
Die neuronalen Netze würden schnell lernen, was vorgeht, oder
begreifen, warum ihre Kollegen verloren haben. Warum das so ist,
weiß keiner. Da gibt es irgendwelche Dateien, die kein Mensch je
verstanden hat, weil er die Muster nicht computerverständlich
übersetzen kann.

SB: Vielen Dank für dieses interessante Gespräch.


Anmerkungen:

[1] Unter Engines wird eine Computersoftware verstanden, die in einer
Schachposition die optimalen Züge berechnet.

[2] Festungen entstehen im Endspiel, wenn ein Spieler seine unterlegenen
Kräfte hinter einem Verteidigungsring verschanzt, der nur sehr schwer
oder gar nicht zu durchbrechen ist, um ein Remis zu halten.

[3] Frederic Friedel ist ein Wissenschaftsjournalist speziell für
Computerschach.

[4] FIDE - Fédération Internationale des Échecs: zu deutsch
Internationaler Schachverband oder Weltschachverband.

[5] Das Elo-System ist eine Rangliste im Weltschach, bei der die
Platzierung und damit die Spielstärke von den Punkten abhängt, die ein
Meister auf internationalen Turnieren erringt oder im Negativfall verliert
und so seine Bewertung im Ranking sinkt.

[6] Chess960, auch Schach960 oder FischerRandom, ist eine von Bobby
Fischer entwickelte Freestyle-Spielvariante mit 960 unterschiedlichen
Ausgangsstellungen.

[7] Als Abwicklung ins Endspiel wird die Strategie bezeichnet, gezielt
Figuren zu tauschen, um eine günstige Endspielposition zu erreichen.

[8] Michail Botwinnik war sowjetischer Weltmeister und gab Lehrgänge
für Schachtalente.

[9] Im Schach werden unter Logicals mathematisch oder logisch durchaus
anspruchsvolle Rätsel verstanden.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07368: Vergleich auf wackligen Füßen (SB)

Es gehört zu den unvergänglichen Narrativen, Schach sei wie das
Leben. Dieses "wie" wird indes nie genauer bestimmt. Was dem
Vergleich folgt, bleibt diffus, der Phantasie überlassen oder endet
als Relikt religiös-philosophischer Nachbetrachtungen. Als Spiel hat
Schach wenig mit dem Leben zu tun, denn spielerisch mag sich die
Existenz nicht durch den Dornenwald bewegen von Bedingungen und
moralischen Verpflichtungen. Und als Kunst taugt das Leben wiederum
nicht, weil es diese eingeforderte Kreativität in der Regel nie
erreicht. Was will man also mit dem Ausspruch sagen, der schon von
Schachspielern nur ungern benutzt wird und als Plattitüde kaum den
Wert eines Aha-Erlebnisses hat. Bestenfalls ließe sich sagen, dass
sich das Schach bei einigen Menschen recht gut in den Alltag
integrieren ließ. Aber was hat der Alltag mit dem Leben zu tun
jenseits der Front der Routinen? Das Leben ist zu ernst, um es in
einem simplen Vergleich ontologisch einsperren zu wollen. Aus dem
Leben gefallen war auch Grümings Hoffnung im heutigen Rätsel der
Sphinx mit 1.Tc3-c7. Einen Zug später begriff er seinen Irrtum - zu
spät, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07368: Vergleich auf wackligen Füßen (SB)]



Grüming - Kahler

Heide 1992


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:


Mason fand den richtigen Dreh mit 1.Sb3-d4!, um infolge eines
großangelegten Abtausches den weißen Stellungsvorteil sicher zu
behaupten: 1...Tb7xb2 2.Dh8xb8! - die eigentliche Pointe - 2...Tb2xb8
3.Tb2xb8. Janowski konnte den Rückgewinn der Dame nicht verhindern,
denn auf 3...De6-e7 folgt 4.Tb8-b7+ und nach 3...Kd7-c7 4.Sd4xe6
Kc7xb8 5.Se6-g5 Le4xc2 6.Sg5xf7 d5-d4 7.e5-e6 Lc2-b3 8.Sf7-e5 Lb3xe6
9.Se5xc6+ nebst 10.Sc6xd4 ist ein weißer Sieg unstrittig.

28. Mai 2025

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 182 vom 5. Juli 2025






Copyright 2025 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07367: Argwohn gegenüber Kompliziertheiten (SB)

Robert Hübner ist Anfang des Jahres von uns gegangen. Mit ihm verließ
die wahrscheinlich letzte Hoffnung des deutschen Schachs, aus seinem
Kreise einen Weltmeister zu stellen, den Erdenkreis. Hübner galt als
feinsinniger Stratege, der Kompliziertheiten auf dem Brett eine
Absage erteilte und lieber feste Strukturen schätzte als wacklige
Faktoren im Kombinationsspiel. Eine Partie, von Hübner kommentiert,
hätte selbst seine Großmeisterkollegen in Verlegenheit gebracht. Zu
wissenschaftlich, zu wenig menschliche Nähe, aber Hübner liebte eben
den trockenen Ton um die reinen Varianten, die von keinem Deut eines
Zweifels angetastet werden durften. In der Radikalität zwischen
richtig und falsch verfliegen leider alle Ideen, lösen sich auf zu
leeren Gespinsten. Manchmal ist ein solcher Tenor wichtig, um die
grassierenden Schwierigkeiten in einer Stellung einzuhegen, manchmal
zeugt er allerdings auch von einem leicht verbohrten Dünkel. Etwas
oberflächlich hatte im heutigen Rätsel der Sphinx auch Janowski
seinen Blick auf die Stellung geworfen, sonst hätte er die Gefahr,
die ihm drohte, vielleicht noch aufgedeckt, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07367: Argwohn gegenüber Kompliziertheiten (SB)]



Mason - Janowski

Monte Carlo 1902


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:


O'Sullivans Kapitulation nach 3...Kg4-g3 war unnötig, denn mit
4.Ke3-e2 Se4-c3+ 5.Ke2-f1 hätte er sich in der Remisschaukel
befunden, aber auch Walsh hatte allen Grund zum Groll, denn statt des
falschen Zuges 1...Sc5-e4+? hätte er mit 1...Sc5-d3+! glattweg
gesiegt: 2.Kf2-e3 f3-f2 3.Sh4-f3! Kg4-g3 4.Ke3-e2 - 4.Sf3-d2 Sd3-c5!
5.Sd2-f1+ Kg3-g2 6.Ke3-e2 Sc5-e4 7.Sf1-e3+ Kg2-g1 8.Ke3-d3 Se4-g3
9.Kd3-c3 Sg3- f5! - 4...Sd3-c1+! 5.Ke2-f1 Sc1-b3! 6.Kf1-e2 Sb3-d4+!
7.Sf3xd4 Kg3-g2! und Schwarz gewinnt.

28. Mai 2025
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07366: Gerüchte aus Meran (SB)

Psychologische Betreuung im Turnierschach galt lange Zeit als
hinterwäldlerisch, als Ausdruck mangelnden Selbstbewusstseins und als
Niederknien vor den Attributen seelischer Befindlichkeiten. Kaum
auszudenken, dass sich ein Großmeister in die Fänge eines Psychologen
im weitesten Sinne des Wortes begeben hätte. Das änderte sich
allmählich und gehört heutzutage fast schon zum Standard im
Profischach. In Meran 1980 beim Kandidatenmatch zwischen Robert
Hübner und Viktor Kortschnoj war man indes damals erstaunt, dass sich
in Hübners Sekundantenteam ein italienischer Psychotherapeut mit
Namen Renato Lorenzetto befand, der sich neben Fragen der Fitness
auch um die richtige Ernährung des deutschen Spitzenspielers
kümmerte. Anscheind hatte Hübner Probleme mit dem Magen als Folge
einer uneingestandenen Angst vor dem Exilrussen, was Hübners
Stoffwechsel durcheinanderbrachte und eine besondere Diät
erforderlich machte. Natürlich wusste niemand so genau, was die
eigentlichen Aufgaben des Italieners in Hübners Stab waren, die
Gerüchte in der allgemeinen Presse waren sicherlich an den Haaren
herbeigezogen. Falsch interpretiert hatte auch O'Sullivan die
Stellung im heutigen Rätsel der Sphinx mit der Ausrede 1.Sf5xh4
Sc5-e4+? 2.Kf2-e3 f3-f2 3.Sh4-f3!, denn nun scheiterte 3...f2-f1D
einfach an 4.Sf3-h2+. Sein Kontrahent Walsh zog jedoch 3...Kg4-g3,
worauf sich O'Sullivan geschlagen gab. Was er nicht nötig gehabt
hätte, ein Remis lag in der Luft. Aber auch Walsh ärgerte sich
hinterher, weil er anstelle des fehlerhaften Zuges 1...Sc5-e4+? den
siegreichen nicht fand, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07366: Gerüchte aus Meran (SB)]



O'Sullivan - Walsh

Leinster 1952


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:


Als Lampe 1...Dd8-b6? zog, übersah er einen netten Mattdreizügler:
2.Df2xf6!! Kf7xf6 3.Td1-f1+ Kf6-e7 4.Lh6-g5#

28. Mai 2025
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/299: Kinderqual, Missbrauch und Medaillen ... (SB)

"Man verinnerlicht, dass man als Sportlerin den Mund zu halten
und zu funktionieren hat. Wenn man sich später in der Pubertät dann
doch mal auflehnt, wird man abgestempelt: Störenfried, Querkopf,
Sensibelchen, ungeeignet für den Leistungssport. Dann droht
Straftraining und mehr. Es ist ein System der Angst." [1] 

(Kim Bui, ehemalige deutsche Spitzenturnerin)





Die systematische Misshandlung von Kinder- und Jugendkörpern im
Hochleistungssport findet nicht nur in den USA, China, Japan oder
Australien statt, den Top-Four-Nationen im Medaillenranking bei den
letzten Sommerspielen in Paris. Auch in "Sportdeutschland", dessen
Funktionseliten im Chor mit den Medien eine mangelnde
Medaillenausbeute beklagen und händeringend nach jungem, noch
unverbrauchtem Talentematerial suchen, damit "wir wieder an der
Spitze stehen" (Kanzler Merz), ist die nicht selten qualvolle
Zurichtung des Athletenkörpers staatlich gefördertes Programm.
Natürlich nicht in Form direkter Gewaltaufforderung, sondern mittelbar
und verschleiert über die Förderinstitutionen des Spitzensports, über
den sportpolitischen Druck von oben nach unten.

"Medaillen sind und bleiben die einzig wahre Währung", gab der
frühere Vorsitzende des Bundestagssportausschusses, Frank Ullrich
(SPD), schon in der letzten Legislatur die Marschrichtung für die
Nachwuchsförderung vor. Inzwischen ist der Spitzensport umgesiedelt
und vom Bundesinnenministerium ins Kanzleramt verschoben worden.
Unter der Bezeichnung "Staatsministerin für Sportpolitik und Ehrenamt"
wird jetzt die Politikwissenschaftlerin Dr. Christiane Schenderlein
(CDU) die Geschicke des Sports anleiten. Unter Friedrich Merz, der ein
glühender Befürworter einer deutschen Bewerbung für die Olympischen
und Paralympischen Sommerspiele ist, sollen offenbar Nägel mit Köpfen
gemacht werden. Kaum im Amt hat auch Schenderlein bereits die Kinder
im Blick. "Wer im Sport ganz nach oben will, der fängt klein an",
meinte sie bei ihrer Antrittsrede im Parlament. "Wenn wir etwa an die
Olympischen Spiele 2040 denken, dann wird uns bewusst, dass unsere
Athletinnen und Athleten heute in der Kita oder in der Grundschule
sind. Auch hier gilt: Gemeinsam mit den Ländern, Kommunen und Vereinen
müssen wir Deutschland als Sportnation international wieder
wettbewerbsfähig machen."

Damit "wir" unter die Top-Five im Medaillenspiegel für die angepeilten
Spiele 2036, 2040 oder 2044 kommen, "müssen" schon jetzt die Talente
ausgesiebt und Zug um Zug ans internationale Spitzenniveau
herangeführt werden. Dass hinter den Phrasen von der
Wettbewerbsfähigkeit, die Deutschland im Sport zurückgewinnen müsse,
sehr viel Blut, Schweiß und Tränen schon bei den Jüngsten stehen,
darüber schweigen die Damen und Herren des Hohen Hauses lieber oder
nehmen es als gegeben hin. Hauptsache das sich durch
Kriegstüchtigkeit, Energieverteuerung und absurde Feindmarkierungen
ins eigene Knie schießende Berlin erstrahlt wieder im Medaillenglanz -
am liebsten schon 2036, hundert Jahre nach den Nazispielen, als der
Welt glauben gemacht werden sollte, es ginge nur um Sport und Spiele,
um die Ertüchtigung der Jugend, um die Mobilisierung der Nation. Die
Bundesregierung, die zu Lasten von sozial- und arbeitspolitischen
Verpflichtungen die unglaubliche Summe von über 40 Prozent (rund 220
Milliarden Euro) des aktuellen Bundeshaushalts in die militärische
Aufrüstung stecken will, braucht die Olympischen Spiele offenbar als
flankierende Maßnahme zur spaßgesellschaftlichen Ablenkung von
Sozialdumping, Militarisierung und Demokratieabbau. Christiane
Schenderlein bezeichnete eine deutsche Bewerbung für die
Sommerspiele als "Zukunftsaufgabe", "ein gesellschaftlicher Auftrag",
was die "Modernisierung unseres Landes" unterstütze. [2]

Zwar behaupten heutige Sportfunktionäre oder -politikerInnen, dass
man keinen sportlichen Erfolg um jeden Preis wolle, doch das sind
reine Lippenbekenntnisse angesichts eines weltweit immer härter
betriebenen Konkurrenzkampfes der Wirtschaftsstandorte, in deren
Tretmühlen auch der staatlich geförderte Medaillenkandidat einen Zahn
zuzulegen hat. Am Beispiel des Deutschen Turner-Bundes (DTB), der nach
weiteren internationalen Sportverbänden nun ebenfalls durch einen
heftigen Missbrauchsskandal erschüttert wird, lässt sich trefflich
studieren, mit welcher zum Teil erschreckenden Brutalität in diesem
Wo-gehobelt-wird-da-fallen-Späne-Gewerbe mit dem Kindsmaterial
umgesprungen wird. So haben zahlreiche deutsche Spitzenturnerinnen
"systematischen körperlichen und mentalen Missbrauch" angeklagt. Ess-
und Gewichtskontrollen, Straftraining, Schmerzmittel, Drohungen,
Demütigungen und Schikanen seien an der Tagesordnung gewesen, sogar
mit Knochenbrüchen habe man sie noch turnen lassen, kritisieren viele
"ein System der Angst" im Frauenturnen, wo die Mädchen bereits mit
sechs Jahren Leistungssportlerinnen sind und mit zwölf bei den
Junioren "Wettkampfhärte" schnuppern dürfen.

Das halten nur die wenigsten durch. Viele Turnerinnen würden den
Sprung in die höheren Altersstufen gar nicht mehr schaffen. "Das liegt
nicht daran, weil sie keine Leistung bringen, sondern weil sie einfach
so kaputt sind körperlich und psychisch", erklärte Janine Berger in
einem bemerkenswerten Interview des Deutschlandfunks [3], das
allerdings nur als Audiodatei vorliegt. Seitdem der
öffentlich-rechtliche Sender seine Beiträge im Sport nicht mehr
verschriftlicht (siehe Streit um "Presseähnlichkeit"), bleiben von der
allgemeinen Hofberichterstattung abweichende Berichte noch
weitgehender unter dem Radar der Google-Öffentlichkeit. Die ehemalige
Spitzenturnerin hatte Ende letzten Jahres, zusammen mit
anderen Turnerinnen, öffentlich gemacht, welch zwanghaftem Trainings-
und Wettkampfregime sie jahrelang unterworfen war, ohne sich als Kind
dagegen wehren zu können. Zudem hat sich Janine Berger zusammen mit
anderen in einem offenen Brief [4] gegen die vermeintlich
"unabhängige" Untersuchung der Vorwürfe und Missstände im Turnen durch
eine Anwaltskanzlei nach Wahl des Turnerbundes gewehrt.

Weil sich so viele Kaderturnerinnen zu Wort gemeldet hatten, konnte
der Verband die Misshandlungen nicht mehr als Einzelfälle abtun. Zwar
soll es jetzt von mehreren Seiten eine Reihe von Untersuchungen der
Trainingsmethoden und missbräuchlichen Vorgänge geben, und in
Baden-Württemberg, dessen Turnstützpunkte Stuttgart und Mannheim
besonders im Fokus stehen, hat die Staatsanwaltschaft ihre Arbeit
aufgenommen, zudem wurde eine Expertengruppe installiert, doch Zweifel
sind angebracht, dass am Ende mehr dabei herauskommt als die
Neujustierung leistungssporttypischer Akzeptanzstandards für
Körperzucht und -qual, auch "humaner Spitzensport" genannt. So wirkt
etwa die Verpflichtung von Toptrainerin Aimee Boorman für den
besonders in Verruf geratenen Bundesstützpunkt Stuttgart wie ein
Pflaster auf die riesige Wunde des Kinderhochleistungsturnens. Die
US-Amerikanerin formte die absolute Ausnahmeturnerin Simone Biles zum
Superstar und wird als menschenfreundliches Gegenstück gehandelt zur
US-amerikanischen Medaillenschmiede um den inzwischen verstorbenen
Trainer Béla Károlyi, der zusammen mit seiner Frau Marta das
osteuropäische Drillsystem im US-Sport verkörperte und Vorbildgeber
für viele der autoritären Turnschulen im In- und Ausland war. Prompt
brachte der SWR unter der Überschrift "Die Menschenfreundin: Mit Aimee
Boorman soll ein neuer Geist einziehen" [5] einen Beitrag, der die
Trainerin wie eine heilige Samariterin des Kunstturnens erscheinen
lässt. Nach den Missbrauchsvorwürfen und der Freistellung von zwei
Trainern in Stuttgart eine Imagepolitur vom Feinsten!

Man muss vor Kim Bui, deutsche Spitzenturnerin und über zwanzig
Jahre lang Teil des Systems, den Hut ziehen, dass sie an exponierter
Stelle aussprach, was eigentlich jeder weiß oder wissen könnte, der
sich mit der Materie kritisch befasst. Nachdem sie bereits 2023 ein
Buch über ihre leidvollen Erfahrungen als Kaderturnerin veröffentlicht
hatte, legte sie Anfang des Jahres noch einmal nach: "Ich glaube,
Leistungssport kann nie wirklich gesund sein, schließlich verschiebt
man permanent die Grenzen dessen, was der eigene Körper zu leisten
imstande ist." Lange Zeit habe sie es auch für normal gehalten, dass
man mit Schmerzen und Verletzungen bei Wettkämpfen antrete, man
immerzu mit dem eigenen Gewicht ringe und sich ständig nach dem Essen
übergebe, dass Trainer dieses Verhalten mit ihren Kommentaren noch
befeuerten und sich sogar ins Intimleben von Sportlerinnen
einmischten, sagte Bui dem "Stern". "Man ist noch so jung, man
sieht die Ergebnisse, die Trainingsmethoden scheinen den Trainern
rechtzugeben, also hinterfragt man nicht. Man verinnerlicht, dass man
als Sportlerin den Mund zu halten und zu funktionieren hat. Wenn man
sich später in der Pubertät dann doch mal auflehnt, wird man
abgestempelt: Störenfried, Querkopf, Sensibelchen, ungeeignet für den
Leistungssport. Dann droht Straftraining und mehr. Es ist ein System
der Angst." [6]

Die Mechanismen der emotionalen und sozialen Abhängigkeit sind
relativ klar. Kinder sind Wachs in den Händen ihrer Trainerinnen und
Trainer, und das wird seit Generationen ausgenutzt - insbesondere im
Hochleistungsgewerbe, wo das Spitzenpersonal noch immer ein viel zu
gutes Image hat. Bezeichnenderweise gibt es keine offiziellen
Stellungnahmen des Berufsverbandes der Trainer/innen im deutschen
Sport (BVTDS) zu den Missbrauchsfällen im Turnen, weil der
Lobbyverband offenbar nicht an den konstitutiven Bedingungen und
programmatischen Widersprüchen des Gewerbes rühren will. Auch unter
den arrivierten Trainern gibt es niemanden, der sich mit deutlichen
Worten von Kollegen und Kolleginnen distanzieren würde, die mit harter
Hand die "Entwicklungspotenziale" der SportlerInnen bearbeiten. Es
könnte ja herauskommen, dass es noch viel mehr von diesen "Quälixen"
gibt, die da meinen: "Ich habe meinen Job nicht gemacht, um beliebt
zu sein." [7] Dass wegen sexuellen Missbrauchs, aber auch
zahlreicher anderer Vergehen, allein im US-Turnsport rund 300
Trainerinnen und Trainer ausgeschlossen oder suspendiert worden sein
sollen, wie das U.S. Center for Safe Sport berichtete, spricht Bände.
[8] Doch selbst in Nationen, die im olympischen Frauenturnen nicht
so erfolgreich sind, wird auf brutale Weise mit den Kleinsten
umgegangen, wovon ein Offener Brief [9] von mehr als 600
Turnerinnen und Turnern in Kanada zeugt, die erklärten, dass sie
von ihren TrainerInnen missbraucht wurden.

Ob Hochleistungssport auch gesund sein kann? Solange sich die
Turnerinnen nur mit kleineren Blessuren, Schmerzen und seelischen
Kümmernissen herumplagen müssen, scheint doch alles in bester
Ordnung. Aber wehe, wenn Leistung und Erfolg nicht stimmen und die
Zweifel immer lauter werden, ob man noch die Eignung für den
Spitzensport mitbringe. Die 20jährige Lara Hinsberger hatte auf
Instagram geschrieben, dass sie am Turn-Stützpunkt Stuttgart wie ein
Gegenstand behandelt worden sei: "Ich wurde benutzt und das so lange,
bis ich körperlich und geistig so kaputt war, dass ich für die Trainer
(und irgendwann auch für mich selbst) sämtlichen Wert verlor." [10]

Nach den vielen Missbrauchswürfen der letzten Jahre hat sich der DTB,
eigenen Angaben zufolge, "zur Aufgabe gemacht, die Athlet*innen noch
mehr in den Mittelpunkt des Handelns zu stellen. Der gesamte
Trainingsprozess mit dem Ziel, international konkurrenzfähig zu sein,
soll so gestaltet werden, dass vom Beginn bis zum Ende der Karriere
das Kindeswohl und die Persönlichkeitsrechte und -entwicklung der
Athlet*innen gewährleistet sind". [11]

Diese wohlfeil formulierte Rechnung, die auch von Medienvertretern
nur selten hinterfragt wird, geht schon deshalb nicht auf, weil
Leistung, Erfolge und internationale Konkurrenzfähigkeit
Voraussetzung für die Förderwürdigkeit von Kadersportlerinnen sind.
Wer die Kriterien nicht erfüllt, verliert seinen Nutzwert und wird auf
"sozialverträgliche" Art und Weise fallengelassen. Es muss ja nicht
immer die knallharte Ausdelegierung durch die Funktionäre, Manager
oder Trainer sein - wozu hat man denn die Sportpsychologen und
Karriereberater.

Wem das zynisch erscheint, der sollte sich lieber fragen, ob die
Funktionäre den Druck auf die Turnerinnen nicht in Wirklichkeit noch
erhöht haben. Das wird in der öffentlichen Diskussion, die sich
hauptsächlich um missbräuchliche Trainingspraktiken, nicht aber um
das Leistungsregime als solches dreht, überhaupt nicht erwogen. Denn
wenn die Verhinderungsgründe für Spitzenleistungen weggefallen sind,
weil die harschen autoritären Maßnahmen nun angeblich eingedämmt
werden, was bleibt den Kaderturnerinnen dann noch an "Ausreden", wenn
es trotzdem nicht für die Medaille reicht? Der direkt oder indirekt
geäußerte Vorwurf gegenüber den Aktiven ist stets der gleiche: Zu
einfache Übung, zu niedriger Schwierigkeitsgrad, zu lasche
Einstellung, zu wenig harte Arbeit - das Bezichtigungsgefüge des
Leistungssports lässt niemanden vom Haken. Zumal dem erhofften
"Kulturwandel" sportartübergreifend die tradierten Einstellungen,
Überzeugungen und Erfahrungswerte vollkommen entgegenstehen. Fragt man
im erweiterten Bekanntenkreis, ob sich deutsche Spitzenathleten ein
bisschen mehr anstrengen sollten, um im internationalen Wettbewerb
wieder erfolgreicher zu sein, so wird man etwa folgende Antworten
erhalten: Der Leistungssport ist nun mal kein Ponyhof. Nur wer über
seine eigenen Grenzen geht und bereit ist, sich zu schinden, wird
auch erfolgreich sein. Mit Wohlfühltraining und Kuschelkurs bleibt man
nur Mittelmaß.

Das ist nicht nur die Zuschauersicht, sondern meistenteils auch
die Sicht der Spitzenkräfte, die das Wechselbad aus harter Arbeit,
Entbehrungen und phasenweiser Wertschätzung "freiwillig" durchleben,
um den gesellschaftlich versprochenen Lohn als positiv empfundene
Entschädigung einstreichen zu können.

Der Druck auf die Akteure, immer spektakulärere Schwierigkeitsgrade
turnen zu müssen, um international wettbewerbsfähig zu bleiben,
steigt unterdessen von Jahr zu Jahr. Vielleicht erinnert sich noch
jemand an die Aussage von Andreas Bretschneider, der das schwierigste
Reck-Element der Welt erfunden hat, bei den Olympischen Spielen
2016 in Brasilien. Nach seinem Patzer und dem Kreuzbandriss seines
Kollegen Andreas Toba, der bei den Sommerspielen als "Hero de Janeiro"
gefeiert worden war, weil er sich trotz schwerster Verletzung
weiterhin in den Dienst der Mannschaft gestellt hatte (kein
Missbrauchsfall wie bei den Frauen!): "Blut, Schweiß und Tränen in
mehr als 30 Wochenstunden, Verzicht auf Freizeit, Freunde und Familie,
der ewige Kampf gegen den Schmerz und die Selbstzweifel - und das
ganze vier Jahre lang für diesen einen Moment." Bretschneiders
deutlichen Worten, dass das Turnen immer risikoreicher, brutaler und
verletzungsanfälliger werde, stimmte damals im Prinzip auch sein
Turnbruder Fabian Hambüchen zu, der nach Rio seine internationale
Karriere beendet hatte: "Es ist sehr riskant geworden. Man macht immer
verrücktere Sachen, um ganz vorn zu landen." [12]

Der Autor dieses Kommentars war in sehr jungen Jahren als Kunstturner
aktiv und hat ähnliche Missstände wie Gewichtskontrollen, Demütigungen
oder knüppelharte Trainingsbedingungen auf Landeskaderlehrgängen
selbst erlebt. Allerdings teilt er die Einschätzung nicht, dass ein
Aufbrechen des Machtgefälles zwischen TrainerIn und Schützling oder
die Umerziehung ganzer Trainergenerationen sowie die radikale
Veränderung ihrer Umgangsformen Grundsätzliches an den Verhältnissen
im Turnsport ändern würde. Selbst wenn TrainerInnen ihre
Schutzbefohlenen durchgängig mit Samthandschuhen anfassen würden, so
gilt doch weiterhin das Leistungsprinzip mitsamt den inhärenten
Steigerungs- und Konkurrenzprinzipien, die den Wettkämpfer dazu
bringen, sich selbst überbieten bzw. den anderen niederkonkurrieren zu
müssen, um in diesem Vergleichssystem mithalten zu können. Auf
niedriger Leistungsstufe fällt es oft nicht so auf, was sich die
Akteure dabei antun, zumal die körperlichen Verschleißfolgen durch
die vielfach extremen Stöße, Torsionen, Streckungen, Dehnungen und
Verkeilungen nach einer Phase des scheinbar Möglichen und
Aushaltbaren erst später auftreten und über die sozialen
Gratifikationsmechanismen gegenseitiger Bestätigung und
gesellschaftlicher Anerkennung gut kompensierbar erscheinen. Aber je
höher das Leistungsniveau und je länger die Akteure dabei sind, desto
öfter kommen die Verletzungen, bis am Ende dann das Karriereaus steht,
weil der täglich über Stunden malträtierte Körper schlichtweg
austherapiert ist.

Natürlich bringt es Spaß, als junger Kunstturner eine
Flick-Flack-Reihe hinzulegen oder bei den Bundesjugendspielen im
Geräteturnen der Star zu sein und die Bewunderung der Schulkameraden
und -kameradinnen zu ernten, für die (schwierige) Turnübungen
normalerweise ein Gräuel sind. Doch der Preis ist hoch, und die
Erwachsenenwelt hat sehr viele Methoden und Strategien entwickelt,
damit das Kind erst spät darauf kommt - wenn überhaupt. Was wie der
typische Taschenspielertrick der Sportpsychologie klingt, nämlich die
gute und akzeptable "Leistung" vom bösen und inakzeptablen
"Missbrauch" abzuspalten, damit die Sorge-Experten die strukturellen
Umstände und zwanghaften Bedingungen des Spitzensports "kindgerechter"
oder "humaner" gestalten können, ändert nichts am brutalen
Leistungsdruck und der sportartspezifischen Deformation der
Kindskörper.

Die Frage, ob modernes Turnen, das einst von Friedrich Ludwig Jahn
(1778-1852) in Deutschland populär gemacht wurde und vor allem dazu
diente, die Wehrkraft der deutschen Jugend für die Befreiungskriege
gegen Napoleon zu stärken, unter den heutigen Bedingungen des
progressiv verschärften Hochleistungssports überhaupt noch betrieben
werden sollte, zumal es sich bei der Talentezucht um Kinder handelt,
die bereits mit drei, vier Jahren auf die Bahn gebracht werden,
schwebt zwar wie ein Elefant im Raum, doch die Burgherren und
Schildwächter der Turnergilde werden den Teufel tun, sie negativ zu
beantworten. Zumal wenn die Spitzenkräfte erklärtermaßen den Turnsport
lieben und als das beste und schönste ihres Lebens bezeichnen - also
hinterher, wenn die Plackerei - man kann sie auch als lustvoll
empfinden - vorbei ist und man sich von dem Druck und den Zwängen
befreit glaubt.

Wer dem Spitzenturnen den Rücken kehrt, riskiert sein soziales und
berufliches Reputationskapital zu verlieren. Gerade
SpitzensportlerInnen, die im kindlichen Alter ihre Karriere beginnen,
sind selten geneigt, ihre ungeheure Investition an jugendlicher
Biografie, an Aufwand, Leiden und Verzicht, ohne Ertrag einfach
wegzuschmeißen. Und bislang ist es der Sportindustrie noch immer
gelungen, die Widerspruchsregulation zu perfektionieren und selbst
entschiedene KritikerInnen oder missbräuchlich Betroffene über
reformistische Ansätze und Besserungsversprechen zu integrieren.
Um sich nicht vollständig eingestehen zu müssen, dass
spitzensportliches Kunstturnen von klein auf systematische
Menschenschinderei bedeutet - der DTB ist mit über zwei Millionen
Kindern und Jugendlichen der größte Kinder- und Jugendverband
Deutschlands -, versuchen nun diverse Fachschaften, mitunter sogar
Betroffene, den Turnsport sowohl als nationale Kaderschmiede als auch
positives Erziehungsmittel vor dem totalen Ansehensverlust zu retten.
Hochleistung, zumal medaillenprämiert, wird nach wie vor gefordert,
nur mit "weniger" Druck, Zwang und Strafe und am besten durch
"intrinsische Motivation", also mehr Spaß und Freude beim Training,
sowie durch Erziehung zur "Mündigkeit" und der "Übernahme von
Verantwortung". Mit anderen Worten: Die äußeren Zwänge werden Zug
um Zug in die Turnerinnen und Turner hineinverlagert, die sich nun
auch noch damit abplagen müssen, die psychische Bringschuld bei sich
selbst zu suchen, wo doch das soziale Umfeld vorgibt, beste
Rahmenbedingungen geschaffen zu haben, damit der "mündige Athlet"
Topleistungen bringt.

Wie sich das aus Expertenmund anhört, konnte der geneigte
Sportkonsument im ZDF-Sportstudio sehen. Dort erklärte die
Sportpsychologin Jeannine Ohlert von der Deutschen Sporthochschule in
Köln: "Ich muss sie nicht kleinhalten, ich muss ihnen nicht ihre
eigenen Gefühle absprechen, sondern ich kann sie mitnehmen, gerade
dann, wenn sie älter werden, immer mehr Verantwortung übergeben. Und
wir wissen eben auch aus anderen Ländern, dass das funktioniert, dass
das eigentlich dazu führt, dass die Sportlerinnen und Sportler
längerfristig im Sport bleiben, motivierter sind und dadurch eben
tatsächlich auch bessere Leistung bringen." [13]

Die 36jährige Kim Bui hat ihre internationale Turnkarriere inzwischen
beendet und wurde vergangenes Jahr in die Athletenkommission des
Internationalen Olympischen Komitees (IOC) gewählt, wo sie jetzt ihre
Erfahrung einbringen und über Tabuthemen wie Bulimie sprechen möchte.
Wer die scheinheiligen Lobeshymnen von IOC und DOSB zu Kim Buis Wahl
liest, der ahnt natürlich, wohin die Reise gehen wird. Bei einem
Moloch wie dem IOC wird man schneller als man denkt Teil des Systems,
und sei es als Alibifigur und Aushängeschild für Sorge und Kritik.

28. Mai 2025


Fußnoten:

[1] https://www.n-tv.de/sport/Wenn-Missbrauch-die-pervertierte-Normalitaet-ist-article25463026.html. 02.01.2025.

[2] https://dserver.bundestag.de/btp/21/21003.pdf. 14.05.2025.

[3] https://www.deutschlandfunk.de/turnen-maengel-in-der-aufarbeitung-des-turnskandals-turnerin-janine-berger-100.html. 04.05.2025.

[4] https://www.janine-berger.com/offener-brief. 10.02.2025.

[5] https://www.swr.de/sport/mehr-sport/turnen/aimee-boorman-trainerin-stuttgart-100.html. 19.03.2025.

[6] https://www.stern.de/sport/kim-bui-ueber-missstaende-im-turnenverdeckt--verleugnet--verdraengt--35346446.html. 01.01.2025 (Paywall)

[7] https://www.ndr.de/sport/fussball/Felix-Magath-Spielmacher-Genie-und-Meistertrainer,magath313.html. 26.07.2023.

[8] https://www.dw.com/de/was-man-ueber-den-skandal-im-deutschen-turnsport-wissen-muss/a-71202632?maca=de-rss-de-sport-4020-rdf. 02.01.2025.

[9] https://www.globalathlete.org/our-word/500-canadian-gymnasts-concerns-about-a-toxic-abusive-sport-culture-continue-to-be-ignored. 26.10.2022.

[10] https://www.zdfheute.de/sport/lara-hinsberger-missstaende-stuetzpunkt-stuttgart-turnen-102.html. 01.01.2025.

[11] https://www.dtb.de/artikel/massnahmen-umgesetzt-und-kulturwandel-angestossen. 03.02.2022.

[12] https://www.sueddeutsche.de/sport/olympia-bretschneiders-entgleisung-turn-diskussion-eskaliert-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-160809-99-992842. 09.08.2016.

[13] https://www.zdf.de/sport/das-aktuelle-sportstudio/kim-bui-jeannine-ohlert-talk-turnen-missbrauch-100.html. 08.03.2025.



28. Mai 2025

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 183 vom 5. Juli 2025






Copyright 2025 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/469: Falter im Fokus - Wer flattert wo? LBV ruft zum Melden auf (LBV)

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 26. Juni 2025

Falter im Fokus: Wer flattert wo?

Augen auf für Admiral, Schwalbenschwanz und Taubenschwänzchen - LBV
ruft zum Melden auf



Hilpoltstein, 26.06.2025 - Sommer ist Schmetterlingszeit: Wer derzeit
aufmerksam an Waldrändern und Wiesen entlang geht oder einen
naturnahen Garten hat, kann allerlei bunte Falter dabei beobachten,
wie sie von Blüte zu Blüte tänzeln. Darunter auch Admiral,
Schwalbenschwanz und Taubenschwänzchen, auf die der bayerische
Naturschutzverband LBV (Landesbund für Vogel- und Naturschutz) im
Rahmen des Mitmach-Projekts "Falter im Fokus" ein besonderes Augenmerk
legt. "Im Juni, Juli und August haben viele heimischen Falter ihre
Hauptflugzeit. Wer uns seine Beobachtungen meldet, hilft uns mehr
darüber herauszufinden, wie es der bayerischen Schmetterlingswelt und
insbesondere den drei Fokusarten geht", erklärt Thomas Aumer, Leiter
der Referats Artenschutz beim LBV. Meldungen sind möglich unter
www.lbv.de/falter-im-fokus.

Der Admiral zählt zu den bekanntesten Wanderfaltern und ist vom
Frühjahr bis in den Spätsommer hinein in Gärten, an Waldrändern, auf
Obstwiesen oder entlang von Feldwegen unterwegs. Mit seiner gezackten
roten Binde und den weißen Flecken an den Flügelspitzen ist er leicht
zu erkennen. Schon im April und Mai legen die ersten Tiere ihre Eier
einzeln auf Brennnesseln ab. Daraus schlüpfen stachelige Raupen mit
gelblichen Flecken, die sich nach rund drei bis vier Wochen in
eingerollten Blättern verpuppen. Zwei Wochen später schlüpfen die
Falter der Sommergeneration, die bis in den Herbst fliegen und für
weiteren Nachwuchs sorgen. "Damit sich die nächste Admiral-Generation
entwickeln kann, sollten Brennnesseln jetzt im Sommer unbedingt stehen
gelassen werden - dort könnten sich Eier oder Raupen befinden", betont
Thomas Aumer vom LBV.

Auch der Schwalbenschwanz ist derzeit gut zu beobachten. Mit seiner
auffälligen schwarz-gelben Zeichnung und den namensgebenden
Schwanzfortsätzen an den Flügeln gehört er zu den imposantesten
Schmetterlingen in Bayern. Im Garten lohnt sich ein Blick auf Dill,
Pastinake oder Möhrengrün - dort findet man nun möglicherwiese die
grün-orangenen Raupen der zweiten Generation. "Wer dem
Schwalbenschwanz helfen möchte, kann gezielt Futterpflanzen wie Wilde
Möhre, Kleine Bibernelle oder Diptam im Garten ansiedeln - sie dienen
den Raupen als wichtige Nahrungsquelle", so Aumer.

Das Taubenschwänzchen wiederum wird oft mit einem Kolibri verwechselt.
Der kleine Wanderfalter mit dem grau-weißen Haarbüschel am Hinterleib
schwirrt im Flug rasant
von Blüte zu Blüte und steht dabei wie ein Kolibri in der Luft. In
warmen Sommern vermehren sich die aus dem Mittelmeerraum
eingewanderten Tiere stark und sind dann auch an Balkonkästen mit
Phlox oder Geranien zu sehen. Die Raupen des Taubenschwänzchens
fressen bevorzugt an Labkräutern wie Echtem oder Kletten-Labkraut.
"Wer diese Pflanzen mit heimischen Nektarquellen kombiniert, schafft
ideale Bedingungen und motiviert Weibchen mit etwas Glück sogar zur
Eiablage", erklärt Aumer.

Schmetterlinge als Fieberthermometer der Natur: Jede Meldung zählt!
Jede Beobachtung der drei Fokusarten bittet der LBV hier zu melden:
www.lbv.de/falter-im-fokus. Auch Sichtungen anderer heimischer Falter
können dort an den LBV übermittelt werden. Mit dem Projekt möchte der
LBV nicht nur für den Schutz heimischer Schmetterlinge
sensibilisieren, sondern vor allem auch mehr über ihr Vorkommen und
ihre aktuellen Lebensbedingungen erfahren. Denn Schmetterlinge gelten
als wichtige Bioindikatoren - ihr Rückgang zeigt, wie stark sich
unsere Landschaft verändert hat. Besonders die empfindlichen Raupen
reagieren sensibel auf Pestizide und benötigen ganz bestimmte Pflanzen
zum Überleben. Gleichzeitig verschwinden ihre Lebensräume zunehmend
durch den übermäßigen Nährstoffeintrag aus Landwirtschaft und Verkehr.
"Nur wenn wir wissen, wo unsere Schmetterlinge noch vorkommen, können
wir sie gezielt schützen", so Thomas Aumer vom LBV.

Alle Schmetterlingsdaten werden anschließen an "Schmetterlinge in
Bayern" der Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Entomologen e.V. (ABE)
weitergeleitet, um sie bestehenden Daten zuzuführen und eine weitere
Verwendung zu gewährleisten.
Mehr Infos unter www.schmetterlingebayern.de .

Über den LBV

1909 gegründet ist der LBV - Landesbund für Vogel- und Naturschutz in
Bayern e. V. - der älteste Naturschutzverband in Bayern und zählt
aktuell 117.000 Unterstützerinnen und Unterstützer. Der LBV setzt sich
durch fachlich fundierte Natur- und Artenschutzprojekte sowie
Umweltbildungsmaßnahmen für den Erhalt einer vielfältigen Natur und
Vogelwelt im Freistaat ein. 

Mehr Infos: www.lbv.de/ueber-uns

 * 
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RECHT/057: Erfolgreiche Klage für den Fischotter in Bayern - Deutsche Umwelthilfe stoppt Abschuss in Oberfranken (DUH)

Deutsche Umwelthilfe e.V.

Pressemitteilung - Montag, 30.06.2025

Erfolgreiche Klage für den Fischotter in Bayern: Deutsche
Umwelthilfe stoppt Abschuss in Oberfranken



München, 30.6.2025: Der bedrohte Fischotter darf in Oberfranken
weiterhin nicht im vereinfachten Verfahren getötet werden. Das hat der
Bayerische Verwaltungsgerichtshof (VGH) heute im Eilverfahren zur
Beschwerde der Deutschen Umwelthilfe (DUH) entschieden.

Dazu sagt Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH:

"Die Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs ist ein
wichtiger Erfolg für den Schutz des Fischotters in Oberfranken und
sendet ein klares Signal für den notwendigen strengen Artenschutz in
Deutschland. Mit unserem Eilantrag haben wir den geplanten Abschuss,
vor dem auch Jungtiere und tragende Weibchen nicht sicher gewesen
wären, erfolgreich gestoppt. Das ist ein wichtiger Schritt zum Schutz
des stark bedrohten Fischotters. Der Konflikt zwischen Fischzucht und
Fischotterschutz lässt sich nicht durch Abschüsse lösen. Das Ziel muss
ein konstruktiver Dialog für nachhaltige Lösungen auf beiden Seiten
sein."

Rechtsanwalt Eric Weiser-Saulin aus der Kanzlei Baumann Rechtsanwälte,
der das Verfahren gemeinsam mit Rechtsanwältin Lisa Marie Hörtzsch in
beiden Instanzen geführt hat, bewertet die Entscheidung wie folgt:

"Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat sich umfassend mit der
Kritik der Deutschen Umwelthilfe und den Fachgutachten
auseinandergesetzt, die der Fischotter-Allgemeinverfügung zugrunde
lagen. Dabei ist das Gericht unserer Argumentation gefolgt, dass zur
Festlegung von Gebieten und Höchstentnahmezahlen für Fischotter in
Oberfranken weder eine geeignete Datengrundlage vorlag, noch
sichergestellt werden kann, dass sich der Erhaltungszustand des streng
geschützten Fischotters nicht verschlechtert."

Hintergrund:

Die Allgemeinverfügung zum Abschuss des Fischotters wurde am 14.
Februar 2025 von der Regierung von Oberfranken erlassen. Sie weist
Gebiete und die jeweiligen maximalen Tötungszahlen aus, für die
erleichterte Anträge gestellt werden können. Dagegen hatte die DUH im
März Klage eingereicht. Den Eilantrag lehnte das Verwaltungsgericht
Bayreuth am 3. Juni 2025 als unzulässig ab. Da die Allgemeinverfügung
keine unmittelbare Abschusserlaubnis sei, sondern nur eine
Gebietsfestlegung und eine Begrenzung der Fischotterentnahme.

Die DUH legte Beschwerde gegen die Entscheidung vor dem VGH in München
ein. Dieser entschied zunächst in einem Hängebeschluss, dass auf
Grundlage der Allgemeinverfügung in Oberfranken bis zum 30. Juni keine
Fischotter im vereinfachten Verfahren erschossen werden dürfen und
bestätigte dies nun mit der heutigen Entscheidung im Eilverfahren.

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 30.06.2025

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19
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VÖGEL/1217: Bartgeier-Odyssee beendet - Vinzenz kehrt in die Alpen zurück (LBV)

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) 

Verband für Arten- und Biotopschutz

Gemeinsame Presseinformation mit dem Nationalpark Berchtesgaden, 28.06.2025

Bartgeier-Odyssee beendet: Vinzenz kehrt in die Alpen zurück

Nach 1.600 Kilometern Ausflug: Vinzenz wieder im Nationalpark
Berchtesgaden - Bartgeier Luisa erfolgreich ausgeflogen



Berchtesgaden/Hilpoltstein, 28.06.2025 - Der junge Bartgeier Vinzenz
ist nach einem außergewöhnlichen Abstecher in den hohen Norden wieder
zurück in seiner Heimatregion: Im Nationalpark Berchtesgaden konnte er
nun erneut erfolgreich in die Freiheit entlassen werden. Im
Hagengebirge nahe der österreichischen Grenze holten die
Projektverantwortlichen des bayerischen Naturschutzverbands LBV
(Landesbund für Vogel- und Naturschutz) und des Nationalparks
Berchtesgaden Vinzenz heute Morgen aus seiner Transportbox. Nach dem
Öffnen der Türen dauerte es nur wenige Sekunden, bis Vinzenz die Box
selbstständig verlies und sich zielsicher in seiner vertrauten alpinen
Umgebung in die Lüfte schwang. Auch die Ende Mai ausgewilderte
Bartgeierdame Luisa sorgt für Freude: Sie flog bereits vergangenen
Sonntag, 22. Juni zum ersten Mal erfolgreich aus der Felsnische aus.

Zuvor hatte Vinzenz über mehrere Wochen für Aufregung gesorgt: Der
2024 im Rahmen des Wiederansiedlungsprojekts ausgewilderte Bartgeier
hatte sich überraschend auf einen über 1.600 Kilometer langen Flug
begeben - von den bayerischen Alpen über Süddeutschland bis in die
Niederlande und schließlich an die Nordseeküste bei Oldenburg. Dort
wurde er Mitte Juni an einer Landstraße eingefangen und in die auf
Greifvögel spezialisierte Wildtierauffangstation in Rastede gebracht.
"Vinzenz hatte auf seinem Flug rund zehn Prozent seines Körpergewichts
verloren, war aber glücklicherweise unverletzt", erklärt Toni
Wegscheider, Projektleiter beim LBV. "Er wurde in Rastede bestens
versorgt, gründlich untersucht und schonend wieder aufgepäppelt."

Neben der erhofften Gewichtszunahme wurden auch medizinische Checks,
insbesondere zur Abklärung von Bleibelastung, durchgeführt - alle
Befunde waren unauffällig. Nachdem sich Vinzenz vollständig erholt
hatte, erfolgte nun sein Rücktransport mit einem spezialisierten
Tiertransportunternehmen zurück in den Nationalpark Berchtesgaden.
"Seine seit dem letzten Jahr gewonnenen Erfahrungen machen uns
zuversichtlich, dass Vinzenz sich wieder gut in den Alpen
zurechtfinden wird", so Ulrich Brendel, Projektleiter im Nationalpark.
Der junge Bartgeier trägt weiterhin einen GPS-Sender, über den seine
künftigen Wege beobachtet werden können. "Wir hoffen, dass Vinzenz in
Zukunft wieder vorwiegend in alpinen Regionen unterwegs ist - die
Risiken im Flachland sind für diese Vogelart einfach zu groß", betont
Brendel.

Auch Bartgeier Luisa erobert die Lüfte

Für weitere schöne Nachrichten sorgt die in diesem Jahr ausgewilderte
Bartgeierdame Luisa. Am Sonntag, 22. Juni absolvierte nun auch sie im
Alter von 117 Tagen erfolgreich ihren Erstflug aus der Felsnische im
Klausbachtal. Im Gegensatz zu ihrer Artgenossin Generl, die bereits
zehn Tage zuvor und damit außergewöhnlich früh in die Lüfte gestartet
war, ließ sich Luisa ausreichend Zeit für das Training der
Flügelschläge. Sie zeigte einen bemerkenswerten Steilflug und landete
etwas ruppig in der Wiese neben der Auswilderungsnische.
"Möglicherweise wurde Luisa neben den gelegentlichen Übungsflügen von
Generl auch von der Präsenz des 2023 ausgewilderten Nepomuk animiert.
Dieser hatte sich einen Tag zuvor zu einem Besuch in der Halsgrube
eingefunden und hielt sich über mehrere Tage friedlich in der Nähe der
beiden Junggeier auf", berichtet Toni Wegscheider. Das Bartgeier-Team
konnte auch beobachten, dass Nepomuk das im Gebiet ansässige
Steinadlerpaar aus der Halsgrube vertrieben hat und somit konnte er
den noch nicht so versierten Junggeiern etwas den Rücken freihalten.
Das Projektteam hofft, dass sich die beiden Anfängerinnen vom
erfahrenen Flieger möglichst viele Tricks abschauen, um schon bald
ebenso souverän wie er durch den Nationalpark zu segeln.

Bartgeier auf Reisen

Die beeindruckende Flugroute von Vinzenz durch Deutschland und die
Niederlande sowie seine nächsten Flüge können auf der Webseite des LBV
mitverfolgt werden unter www.lbv.de/bartgeier-auf-reisen. Dort lassen
sich auch die aktuellen Flugrouten der sechs anderen mit Sendern
ausgestatteten Bartgeier sowie die kommenden Ausflüge von Generl und
Luisa, sobald sie im Spätsommer das Klausbachtal verlassen haben,
entdecken.

Zum Projekt:

Der Bartgeier (Gypaetus barbatus) zählt mit einer Flügelspannweite von
bis zu 2,90 Metern zu den größten, flugfähigen Vögeln der Welt. Anfang
des 20. Jahrhunderts war der majestätische Greifvogel in den Alpen
ausgerottet. Im Rahmen eines großangelegten Zuchtprojekts werden seit
1986 im Alpenraum in enger Zusammenarbeit mit dem in den 1970er Jahren
gegründeten EEP (Europäisches Erhaltungszuchtprogramm) der Zoos junge
Bartgeier ausgewildert. Das europäische Bartgeier-Zuchtnetzwerk wird
von der Vulture Conservation Foundation (VCF) mit Sitz in Zürich
geleitet. Während sich die Vögel in den West- und Zentralalpen seit
1997 auch durch Freilandbruten wieder selbstständig vermehren, kommt
die natürliche Reproduktion in den Ostalpen nur schleppend voran.

Ein vom bayerischen Naturschutzverband LBV (Landesbund für Vogel- und
Naturschutz) und dem Nationalpark Berchtesgaden gemeinsam initiiertes
und betreutes Projekt zur Auswilderung von jungen Bartgeiern im
bayerischen Teil der deutschen Alpen greift dies auf und unterstützt
in Kooperation mit dem Tiergarten Nürnberg die alpenweite
Wiederansiedelung. Dafür werden in den kommenden Jahren im
Klausbachtal junge Bartgeier ausgewildert - im Jahr 2021 erstmals in
Deutschland. Der Nationalpark Berchtesgaden eignet sich aufgrund einer
Vielzahl von Faktoren als idealer Auswilderungsort in den Ostalpen.



Mehr Informationen zum Projekt unter

www.lbv.de/bartgeier-auswilderung.

 * 
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EUROPA/639: Green Claims, CSRD, CSDDD - EU driftet ins Deregulierungschaos (DNR)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V.

EU-News - 24.06.2025

Green Claims, CSRD, CSDDD: EU driftet ins Deregulierungschaos



Während das EU-Parlament um verbindliche Regeln gegen Greenwashing
ringt, droht gleichzeitig ein massiver Rückschritt bei zwei zentralen
Nachhaltigkeitsvorhaben: Die Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) und die
Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD) sollen nach
Willen des Rates deutlich eingeschränkt werden. Umwelt-, Verbraucher-
und Menschenrechtsorganisationen schlagen Alarm.

Die geplante Green Claims Directive soll irreführende
Umweltversprechen von Unternehmen unterbinden - doch kurz vor
Abschluss der Verhandlungen gerät das Vorhaben ins Wanken. Nach einem
Brief der Europäischen Volkspartei (EVP) zog die EU-Kommission die
Richtlinie noch vor dem letzten Trilog zurück (Artikel [1] Biohandel).
Aus Sicht der Umweltverbände ist dies ein beispielloser Vorgang.

"Die Green Claims Directive sollte Klarheit für Verbraucher*innen und
Unternehmen schaffen, aber Verwirrung ist alles, was die EU-Kommission
und einige Abgeordnete bisher geliefert haben", erklärt Margaux Le
Gallou von ECOS im Namen mehrerer Umweltorganisationen, darunter
Carbon Market Watch und das European Environmental Bureau. "Jeder Tag
ohne diese Richtlinie richtet weiteren Schaden an - für Bürgerinnen,
Umwelt und Binnenmarkt."

Die Fakten sind alarmierend: Laut einer Untersuchung der EU-Kommission
tragen 76 Prozent der Produkte auf dem EU-Markt eine direkte oder
indirekte Umweltaussage - über die Hälfte davon ist nachweislich
irreführend oder unbelegt. Umso wichtiger wäre ein verbindlicher
Rechtsrahmen. Stattdessen drohe nun das Gegenteil, warnt Lindsay Otis
Nilles von der Umweltorganisation Carbon Market Watch: "Ein Rückzug
wäre unverantwortlich und völlig fehlgeleitet. Er würde einer
deregulierten 'Vereinfachung' den Vorzug geben - auf Kosten des
Verbraucherschutzes."

Omnibus-Vorhaben: Der Ausverkauf der Sorgfaltspflicht

Zeitgleich verschärft der EU-Ministerrat die Aushöhlung bestehender
Nachhaltigkeitsregeln. Besonders betroffen: das europäische
Lieferkettengesetz. "Das Lieferkettengesetz wäre so kaum mehr ein
Schatten seiner selbst", warnt Cornelia Heydenreich von Germanwatch.
Die Zahl der erfassten Unternehmen würde laut Vorschlag drastisch
sinken - von rund 4.500 auf etwa 275 allein in Deutschland.

Heydenreich kritisiert insbesondere das Verhalten von Bundeskanzler
Friedrich Merz: "Der Kanzler hat durch seine nicht abgestimmten
Forderungen gemeinsam mit Emmanuel Macron das nun herrschende
Deregulierungschaos mit ausgelöst." Der Ministerrat gehe damit sogar
noch über die ohnehin bereits abgeschwächten Vorschläge der 
EU-Kommission hinaus: "Was die Kommission von ihren ursprünglichen
Regulierungen übriggelassen hat, wollen die Minister*innen nun auch
noch wegkürzen."


CSRD: Nachhaltigkeitsberichterstattung nur noch für Großunternehmen?


Auch bei der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD), der
EU-Richtlinie zur Unternehmens-Nachhaltigkeitsberichterstattung, sind
tiefgreifende Einschnitte geplant. Die Mitgliedstaaten schlagen vor,
die Berichtspflicht künftig erst ab 1.000 Mitarbeitenden und einem
Umsatz von 450 Millionen Euro greifen zu lassen. Das würde laut
Germanwatch mehr als 40.000 Unternehmen von der Berichtspflicht
ausnehmen.

"Der Rat macht es sich zu einfach. Das Prinzip Freistellung statt
Vereinfachung ist kein Lösungsansatz", kritisiert David Ryfisch von
Germanwatch. Statt wie empfohlen einen einfachen, aber verpflichtenden
Standard für mittelgroße Unternehmen einzuführen, drohe ein Rückfall
in alte Muster. Ryfisch warnt: "Transparenz und Transformation dürfen
nicht zur Exklusivaufgabe von Großkonzernen werden."

Dabei seien Nachhaltigkeitsdaten gerade für kleinere und mittlere
Unternehmen entscheidend: "Sie gewähren Zugang zu Kapital, ermöglichen
besseres Risikomanagement und erhöhen die Resilienz gegenüber Klima-,
Technologie- und geopolitischen Risiken."

Ein gemeinsames Muster: Deregulierung auf Kosten des Gemeinwohls


Ob Green Claims Directive oder Lieferkettengesetz - das Muster ist
ähnlich: Unter dem Deckmantel der Vereinfachung werden Schutzstandards
zurückgefahren, Beteiligung behindert und der Regulierungsrahmen
ausgehöhlt. Was als "Bürokratieabbau" verkauft wird, birgt langfristig
enorme Risiken - für Umwelt, Menschenrechte und faire Märkte.

"Die Verbraucher*innen in Europa haben Besseres verdient, als sich auf
einem Markt zurechtfinden zu müssen, der von unbelegten und
irreführenden Aussagen dominiert wird", so Carbon Market Watch. Und
auch Germanwatch mahnt: "Vereinfachung darf nicht zum Vorwand werden,
um grundlegende Rechte auszuhebeln."

Inzwischen gibt es auch auf Fraktionsebene erheblichen Unmut. Laut
Table.Media [2] könnte die europäische Sozialdemokratie (S&D-Fraktion)
von ihrem Unterstützungskurs für Entscheidungen der von-der-Leyen-Kommission 
abweichen. Die Kommission müsse wieder auf einen
progressiveren Kurs einschwenken. [ks]


Carbon Market Watch: Don't scrap the Green Claims Directive, NGOs say


https://carbonmarketwatch.org/2025/06/23/dont-scrap-green-claims-directive-ngos-say/

Germanwatch: EU-Staaten attackieren Menschenrechtsschutz und
Nachhaltigkeit in der Wirtschaft 

https://www.germanwatch.org/de/93191

Table.Media: Green Claims: Von der Leyen wants to calm the waves
(kostenpflichtig)

https://table.media/en/europe/news/green-claims-von-der-leyen-wants-to-calm-the-waves

Links:

[1] https://biohandel.de/bio-branche/kommission-cancelt-green-claims-richtlinie-und-erntet-kritik

[2] https://table.media/europe/news/von-der-leyen-koalition-sozialisten-stellen-kommissionspraesidentin-ein-ultimatum

 * 
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EUROPA/638: Dänemark übernimmt EU-Ratsvorsitz (DNR)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V.

EU-News - 01.07.2025

Dänemark übernimmt Ratsvorsitz


Die EU-Ratspräsidentschaft 2025 / Pressekonferenz im dänischen
Parlament am 19. Juni 2025 / Die Ministerin für Europäische
Angelegenheiten Marie Bjerre auf dem Podium



Vom 1. Juli bis zum 31. Dezember hat Dänemark die Präsidentschaft des
Rates der Europäischen Union inne. Unter dem Motto "Ein starkes Europa
in einer Welt im Wandel" will sich der dänische Ratsvorsitz für ein
sicheres, wettbewerbsfähiges und grünes Europa einsetzen. Im
Umweltbereich soll besonders der Klimaschutz vorangetrieben werden -
allerdings dürfte dies wohl weniger unter dem Vorsatz der
Emissionsreduzierung, sondern eher unter Wettbewerbsaspekten erfolgen.

Es ist immerhin schon die achte Ratspräsidentschaft unter Führung des
kleinen nordischen Landes. Geplant sind 15 informelle Treffen der
Ministerräte und zwei Gipfel im eigenen Land. Die dänische
EU-Ratspräsidentschaft unter Regierung der Ministerpräsidentin Mette
Frederiksen (Sozialdemokraten) will sich nach eigenen Angaben für eine
starke und entschlossene EU einsetzen, die Verantwortung für ihre
eigene Sicherheit und für die Stärkung ihrer Wettbewerbsfähigkeit
übernimmt. Das bedeutet einerseits Aufrüstung. Andererseits steht im
Programm der Dänen auch, dass der grüne Übergang für den Aufbau eines
sichereren und wettbewerbsfähigeren Europas unerlässlich sei.

Im dänischen Programm für das zweite Halbjahr für den Umweltrat heißt
es: "Aufbauend auf dem 'Green Deal', dem 'Clean Industrial Deal' und
dem achten Umweltaktionsprogramm wird die dänische Ratspräsidentschaft
europäische Lösungen für zentrale Herausforderungen in den Bereichen
Klima, Ressourcen, Umweltverschmutzung, Natur und Biodiversität
vorantreiben. Ein besonderer Schwerpunkt wird auf den Verhandlungen
über ein EU-Klimaziel für 2040 liegen, das die EU dabei unterstützen
soll, bis 2050 Klimaneutralität zu erreichen." In allen Sektoren
sollen Emissionsreduktionen erreicht und der ökologische Fußabdruck
verringert werden - das steht ebenfalls im Programm.

Global wollen die Dänen auf eine "ehrgeizige EU-Position" hinwirken,
insbesondere in Bezug auf die internationalen Verhandlungen im Rahmen
der UN-Umweltversammlung, der Konventionen über Natur,
Plastikverschmutzung, der UN-Klimakonvention und der COP30.

Im Energiebereich will der dänische Ratsvorsitz an Initiativen und
Maßnahmen für Versorgungssicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und den
grünen Übergang in Europa arbeiten. "Dazu gehört auch, dass wir uns
weiterhin darauf konzentrieren, eine ausreichende Produktion von
sauberer, erschwinglicher Energie sicherzustellen und auf eine von
russischer Energie unabhängige EU hinzuarbeiten", heißt es im
Programm.

Der Rat Landwirtschaft und Fischerei werde sich auf die Vereinfachung
und bessere Regulierung der EU-Landwirtschafts-, Lebensmittel- und
Fischereipolitik konzentrieren und rechtzeitig die Fangquoten für 2026
verabschieden. Zur Beschleunigung des grünen Übergangs und für einen
robusten, marktorientierten Sektor sei außerdem "ein politischer
Rahmen, der Innovation und Entwicklung in der Lebensmittel- und
Landwirtschaft vorantreibt, unerlässlich".

Ebenfalls ins zweite Halbjahr fallen die Debatten rund um die
verschiedenen Omnibus-Pakete zur Vereinfachung, die Planung des
nächsten Mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) und generell die Aufgabe,
die internen Streitigkeiten innerhalb Europas zu glätten. Auch das
lang erwartete Chemikalienpaket dürfte nicht unumstritten sein.
[jg]


Programme of the Danish Presidency 2025

https://danish-presidency.consilium.europa.eu/en/programme-for-the-danish-eu-presidency/programme-of-the-danish-eu-presidency/

Seite der dänischen Ratspräsidentschaft

https://danish-presidency.consilium.europa.eu/en/

EEB: A Dozen Demands for the Polish, Danish and Cypriot Presidencies


https://eeb.org/wp-content/uploads/2024/12/A-Dozen-Demands-for-the-Polish-Danish-and-Cypriot-Presidencies-4.pdf

 * 
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STADT/566: Stadtgrün statt Hitzefalle - NABU warnt vor Folgen von Versiegelung (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 2. Juli 2025

Stadtgrün statt Hitzefalle: NABU warnt vor Folgen von Versiegelung


Petzold: Stadtgrün ist der wichtigste Schutz vor Hitze



Berlin - Angesichts der aktuellen Hitzewelle betont der NABU die
dringende Notwendigkeit, das Stadtgrün zu erhalten, anstatt die
Versiegelung und damit die Hitze in der Stadt weiter zu befeuern. "Das
Grün in der Stadt ist nicht verzichtbar, sondern essenziell für unsere
Gesundheit, denn naturnahe Grünflächen wirken der Hitze in der Stadt
am besten entgegen", erklärt Stefan Petzold, NABU-Experte für
Siedlungsentwicklung.

Die Bedeutung wird auch vom EU-Renaturierungsgesetz unterstrichen. Es
sieht vor, eine Trendwende beim Verlust von Stadtgrün einzuleiten und
langfristig sogar mehr Grün in den Städten zu schaffen. "Die Länder
müssen das EU-Renaturierungsgesetz so schnell wie möglich umsetzen",
fordert Petzold. "Der Erhalt und die Erweiterung des Stadtgrüns, also
von schattenspendenden Bäumen und Grünflächen, ist der beste, wenn
nicht sogar der einzige wirksame Schutz vor Hitze in der Stadt."

Frischluftschneisen, also mit dem Umland verbundene, unbebaute
Flächen, sind besonders wichtig, da sie für die Zirkulation von
Sauerstoff und kühler Luft im Siedlungsbereich notwendig sind.
Materialien wie Asphalt, Beton, Glas und Metall hingegen speichern die
Hitze lange und verhindern, dass die Städte 'atmen' können.

Vor diesem Hintergrund fordert der NABU Bund und Länder auf, den
Flächenfraß und die Versiegelung zu stoppen. Die geplante Novelle des
Baugesetzbuches, die kommende Woche im Bundestag diskutiert wird,
könnte fatale Auswirkungen auf das Stadtklima haben. "Der NABU
befürwortet sozialverträglichen Wohnungsbau, er ist unverzichtbar und
drängend; aber so wie das Gesetz gestaltet ist, konzentriert es sich
nicht auf die Potenziale im Bestand, sondern auf unbebaute Flächen",
kritisiert Petzold. "Das wird zu Lasten der Lebensqualität und
Gesundheit gehen, insbesondere im innerstädtischen Raum, da kleinste
Grünflächen, die für das Mikro- und Makroklima elementar sind, noch
öfter bebaut werden und so verschwinden." Er fasst zusammen: "Nur wenn
wir hier eine Trendwende einleiten, können wir die Hitzebelastung
wirksam begrenzen."
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WETTER/085: In Deutschland war seit dem Jahr 2010 jeder Juni zu warm (DWD)

Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.06.2025

Deutschlandwetter im Juni 2025

In Deutschland war seit dem Jahr 2010 jeder Juni zu warm



Offenbach, 30. Juni 2025 - Der Juni 2025 war in Deutschland
außergewöhnlich warm, viel zu trocken und üppig sonnig. Seit 2010 war
jeder Juni hierzulande zu warm. Das meldet der Deutsche Wetterdienst
(DWD) nach ersten Auswertungen der Ergebnisse seiner rund 2000
Messstationen. Der erste meteorologische Sommermonat startete mit
Pauken und Trompeten. Nahezu deutschlandweit gab es kräftige Schauer
und Gewitter samt Starkregen, Sturmböen und Hagel. Das sollte der
Fahrplan für den gesamten Juni bleiben. Dennoch war es am Ende
aufgrund von hochdruckgeprägten Phasen mit viel Sonnenschein
verbreitet zu trocken. Zudem gab es immer wieder kürzere Hitzewellen.

Immer wieder kurze Hitzewellen vor allem im Südwesten

Das Temperaturmittel lag im vergangenen Juni bei 18,5 Grad Celsius
(°C) und damit um 3,1 Grad über dem Wert der international gültigen
Referenzperiode 1961 bis 1990 (15,4 °C). Selbst im Vergleich mit der
aktuellen und wärmeren Periode 1991 bis 2020 (16,4 °C) ergab sich noch
ein deutliches Plus von 2,1 Grad. Insbesondere der Südwesten
kristallisierte sich hierbei als Wärmehotspot heraus, da sich dort
wiederholt warme Luftmassen aus Süden und Südwesten durchsetzen
konnten. Das Plus gegenüber dem Klimamittel lag dort teils über 4
Grad. Am Oberrhein gab es über zehn heiße Tage über 30°C.

Trockenheit fand ihre Fortsetzung

Mit gerade 61 Liter pro Quadratmeter (l/m²) war der zurückliegende
Juni erneut viel zu trocken. Damit war es seit Februar der fünfte
Monat in Folge, der weniger Niederschlag brachte als im
klimatologischen Mittel. Im Vergleich zur Referenzperiode 1961 bis
1990 (85 l/m²) betrug das Defizit fast ein Drittel. Vergleichen mit
der aktuelleren Referenzperiode 1991 bis 2020 (76 l/m²) wurde das Soll
um ein Fünftel unterschritten. Auch ein Blick auf das erste Halbjahr
2025 bestätigt die starke Trockenheit: Von Januar bis Juni fielen
deutschlandweit etwa 260 l/m². Das langjährige Mittel liegt bei rund
380 l/m² (Referenzperiode 1961 bis 1990) oder 366 l/m²
(Vergleichsperiode 1991 bis 2020). Besonders niederschlagsarm war es
im Juni 2025 in der östlichen Mitte und Teilen des Ostens, wo
gebietsweise nur 10 bis 25 l/m² Niederschlag vom Himmel kamen. Lokal
gab es aber dort ebenfalls heftige Gewitter, die beispielsweise am 15.
in Aue (Sachsen) mit 96 l/m² die deutschlandweit höchste
Tagesniederschlagsmenge brachten. Ergiebiger fielen die Niederschläge
im Süden aus. Im Schwarzwald, des Bayerischen Wald und am Alpenrand
fielen zwischen 100 und 150, lokal um 180 l/m².

Sonne leistete erneut Überstunden

Der vergangene Juni brachte mit etwa 277 Stunden Sonne satt. Das Soll
(203 Stunden) wurde um etwas mehr als ein Drittel überschritten
(Periode 1961 bis 1990). Im Vergleich zur Referenzperiode 1991 bis
2020 (216 Stunden) ergab sich eine positive Abweichung von 28 Prozent.
Besonders sonnenscheinreich war die zweite Junidekade, die allein für
über 120 Sonnenstunden sorgte. An einigen Tagen wurde dabei die
maximale astronomisch mögliche Sonnenscheindauer von circa 16 Stunden
erreicht. Auch am Monatsende zeigte sich die Sonne nochmals sehr
häufig. Besonders viel Vitamin D konnte man im Südwesten tanken. Fast
300 Sonnenstunden standen dort in den Büchern.

Das Wetter in den Bundesländern im Juni 2025

(In Klammern finden Sie die vieljährigen Mittelwerte der
internationalen Referenzperiode 1961 bis 1990. Der Vergleich aktueller
mit diesen vieljährigen Werten ermöglicht eine Einschätzung des
längerfristigen Klimawandels)

Baden-Württemberg: 
Rekordverdächtig warm präsentierte sich der Juni 2025 im Südwesten.
Die Mitteltemperatur lag bei 19,8 °C und so reihte sich der erste
meteorologische Sommermonat in der Messhistorie dort auf dem zweiten
Platz ein. Nur im Jahr 2003 war es noch wärmer. Deutschlandweit
bedeutete dieser Wert zusammen mit dem Saarland die Spitzenposition.
Die Abweichung gegenüber dem vieljährigen Mittel betrug
außergewöhnliche 4,7 Grad (15,1 °C). Besonders ab der Monatsmitte gab
es immer wieder Hitzewellen mit Höchstwerten über 30 °C. Auch beim
Niederschlag und der Sonnenscheindauer lag Baden-Württemberg auf dem
ersten Platz . Mit 77 l/m² wurde der Sollwert (107 l/m²) jedoch
trotzdem um ein Viertel unterschritten. Rund 298 Sonnenstunden
entsprachen einem Überschuss von nahezu 50 Prozent gegenüber dem
vieljährigen Mittel (202 Stunden).

Bayern: 
Der Freistaat Bayern verzeichnete im Juni ein Temperaturmittel von
19,1 °C. Das langjährige Mittel (14,9 °C) wurde damit um 4,2 Grad
überschritten. Die Niederschlagsmenge belief sich auf 68 l/m². Damit
fielen lediglich etwas mehr als 60 Prozent dessen, was man
normalerweise zu dieser Jahreszeit erwarten kann (112 l/m²).
Allerdings war die Verteilung der Niederschläge sehr inhomogen.
Während am Alpenrand und im Bayerischen Wald zwischen 100 und 150 l/m²
fielen, waren es in Unterfranken lediglich 20 bis 40 l/m². Die Sonne
schien mit 293 Stunden (200 Stunden) überdurchschnittlich oft.

Berlin: 
Die Bundeshauptstadt war im Juni mit 19,3 °C nach Baden-Württemberg
und dem Saarland das drittwärmste Bundesland. Die Abweichung gegenüber
dem vieljährigen Mittel (17,1 °C) lag bei 2,2 Grad. Es fielen
lediglich 30 l/m² Regen und damit nur 43 Prozent des Solls (70 l/m²).
Daran konnten auch die heftigen Gewitter, die in Verbindung mit Tief
Ziros vor allem mit schadensträchtigen Böen am Abend des 22. über
Berlin zogen, nichts ändern. Die Sonne schien mit 268 Stunden mehr als
üblich (226 Stunden).

Brandenburg: 
Mit einer Mitteltemperatur von 18,7 °C wurde das langjährige Mittel
(16,5 °C) in Brandenburg um 2,2 Grad überschritten. Vor allem die
teilweise kühlen Nächte mit einstelligen Tiefstwerten sorgten dafür,
dass der Temperaturüberschuss nicht noch deutlicher ausfiel. Mit
gerade einmal 38 l/m² (64 l/m²) Niederschlag gehörte das Bundesland zu
den trockensten Regionen in Deutschland. Auch dadurch stieg zum
Monatsende der Waldbrandgefahrenindex wieder auf Stufe 4 von 5. 269
Sonnenstunden (225 Stunden) trugen ebenfalls dazu bei, dass der Boden
durch intensive Verdunstung austrocknen konnte.

Bremen: 
Auch in der Hansestadt Bremen fiel der Juni mit einem Temperaturmittel
von 17,3 °C (15,5 °C) zu warm aus. Abkühlung gab es insbesondere zum
Ende der ersten Dekade und Mitte der dritten Dekade, als atlantische
Tiefausläufer auf den Nordwesten übergriffen und für wolkenreiches
sowie windiges Westwindwetter sorgten. Trotzdem schaffte es die Sonne
an 235 Stunden sich gegen die Wolken durchzusetzen. Das war etwa ein
Siebtel mehr als üblich (204 Stunden). Im Ländervergleich bedeutete
dieser Wert jedoch die rote Laterne. Bis zum Monatsende landeten
unterdurchschnittliche 63 l/m² (73 l/m²) in den DWD-Messbechern.

Hamburg: In Hamburg wurde vom DWD im Juni eine Mitteltemperatur von
17,4 °C gemessen. Im Vergleich mit dem vieljährigen Mittel (15,7 °C)
war es 1,7 Grad zu warm. 68 l/m² Niederschlag entsprachen etwa dem,
was man sonst im Juni in Hamburg erwarten kann (70 l/m²). Ein Großteil
des Niederschlags fiel in der ersten Dekade und zu Beginn der dritten
Dekade. Die Sonne schien 246 Stunden (216 Stunden).

Hessen: 
Im Mittel betrug die Temperatur im Juni in Hessen 18,7 °C (15,2 °C).
Dabei wurde ein deutlicher Nord-Süd-Kontrast sichtbar: Während es im
Süden des Bundeslandes rund 18 Sommertage und acht heiße Tage gab, lag
die Anzahl an Sommertagen im Norden bei etwa zehn und die 30-Gradmarke
wurde "nur" dreimal geknackt. Mit 57 l/m² fiel fast 30 Prozent weniger
Niederschlag als typisch sind (80 l/m²). Die Sonnenscheindauer lag bei
285 Stunden (192 Stunden), wovon zwei Drittel aus der zweiten
Monatshälfte stammten.

Mecklenburg-Vorpommern: 
Mecklenburg-Vorpommern war im Juni mit einer Mitteltemperatur von 16,9
°C ein sehr kühles Bundesland. Dennoch war es 1,5 Grad wärmer als im
vieljährigen Mittel (15,4 °C). Die Anzahl an Sommertagen lag in den
südlichen Landesteilen bei etwa 10, während an der Küste lediglich
zwei bis fünf verbucht wurden. Absolut durchschnittlich zeigte sich
die Monatsniederschlagssumme mit 61 l/m2 (63 l/m²). Am meisten regnete
es in der ersten Dekade sowie zwischen dem 22. und 26. Die Sonne
lachte 264 Stunden (236 Stunden) am Himmel. Insbesondere vom 12. bis
zum 14. und zu Beginn der dritten Dekade wurde teilweise die maximale
Sonnenausbeute von 16 Stunden erreicht.

Niedersachsen: 
In Niedersachsen war es zum Ende der ersten Junidekade und Mitte der
dritten Dekade durch atlantische Tiefausläufer recht wolkenreich und
auch verhältnismäßig kühl. Dennoch lag die Mitteltemperatur mit 17,5
°C gut 2 Grad über dem Referenzwert (15,4 °C). Während des Durchzugs
der Tiefdruckwetter fiel auch ein Großteil des Niederschlags von 62
l/m (76 l/m²). Der Juni war laut DWD der fünfte zu trockene Monat seit
Februar. Mit 241 Sonnenstunden überschritt man das Soll (200 Stunden)
um ein Fünftel.

Nordrhein-Westfalen: 
Im Westen lag das Temperaturmittel im Juni bei deutlich zu warmen 18,3
°C. Der vieljährige Mittelwert (15,4 °C) wurde um beinahe 3 Grad
überschritten. Nachdem die erste Dekade in Nordrhein-Westfalen meist
nur mäßig warm war, steigerte sich fortan die Wärme und es gab
wiederholt kurze Phasen mit Höchstwerten um oder über 30 °C. Das
Niederschlagssoll von 84 l/m² wurde mit 59 l/m² bei weitem nicht
erreicht und am Monatsende lag das Defizit bei etwa 30 Prozent.
Mächtig ins Zeug legte sich die Sonne. 267 Stunden strahlte sie über
dem bevölkerungsreichsten Bundesland und damit 45 Prozent mehr als im
Referenzzeitraum (184 Stunden). Seit Jahresbeginn war jeder Monat zu
sonnig.

Rheinland-Pfalz: 
Sehr sonnig fiel der vergangene Juni in Rheinland-Pfalz aus. Dies
belegten 291 Stunden mehr als eindrucksvoll. Der Referenzwert (192
Stunden) wurde um über die Hälfte überschritten. Die Sonne schaffte es
auch die Temperaturen ordentlich nach oben zu schrauben: So betrug die
Mitteltemperatur 19,2 °C. Im Vergleich zum Klimamittel (15,3 °C) ergab
sich eine positive Abweichung von knapp 4 Grad. Niederschlag fiel
besonders in der ersten Dekade, zur Monatsmitte und Mitte der dritten
Dekade - oftmals in Form von teils kräftigen Schauern und Gewittern.
Dennoch reichte die Niederschlagsmenge von 59 l/m² nicht, um den
vieljährigen Mittelwert von 76 l/m² zu erreichen.

Saarland: 
Ein Wärmehotspot war der Juni im Saarland. Mit einer Mitteltemperatur
von 19,8 °C (15,6 °C) war das Saarland zusammen mit Baden-Württemberg
das wärmste Bundesland. Beim Sonnenschein landete man im Länderranking
weit vorne: 297 Sonnenstunden standen am Monatsende in den Büchern.
Nur in Baden-Württemberg schien die Sonne noch geringfügig länger. Das
Klimamittel von 204 Stunden wurde bei weitem übertroffen. Der
Niederschlag hingegen war unterdurchschnittlich. Lediglich 61 l/m²
kamen vom Himmel (80 l/m²).

Sachsen: 
Der Juni fiel in Sachsen viel zu warm aus. Am Monatsende lag das
Temperaturmittel bei 18,1 °C (15,6 °C). Kühle Nächte mit Tiefstwerten
im einstelligen Bereich sorgten zum Ende der ersten und in der zweiten
Dekade für eine nicht noch höhere Mitteltemperatur. Am Morgen des 12.
war es besonders frisch und in Deutschneudorf-Brüderwiese wurde mit
1,1 °C der deutschlandweite Tiefstwert im Juni registriert.
Niederschlag war in Sachsen in der Fläche Mangelware. Mit 52 l/m²
fehlte rund ein Drittel zum Klimamittel (76 l/m²). Lokal gab es jedoch
heftige Schauer und Gewitter. So auch am 15. als in Aue eine
Tagesniederschlagsmenge von 96 l/m² gemessen wurde. Dies war die
höchste Tagessumme in Deutschland im vergangenen Juni. Die Sonne
schien 278 Stunden (201 Stunden).

Sachsen-Anhalt: 
Sachsen-Anhalt gehörte zu den trockensten Regionen. Mit einer
Niederschlagsmenge von 36 l/m² (63 l/m²) war es ein sehr trockenes
Bundesland. Die Monatsmitteltemperatur betrug 18,4 °C. Gegenüber dem
Klimamittel (16,1 °C) ergab sich damit eine Abweichung von +2,3 Grad.
Die Sonne schien 275 Stunden. Der Referenzwert von 205 Stunden wurde
um ein Drittel übertroffen.

Schleswig-Holstein: 
In Schleswig-Holstein lag die Mitteltemperatur bei 16,2 °C (15,1 °C).
Zu den etwas kühleren Temperaturen gesellten sich insbesondere in der
ersten Dekade und zu Beginn der dritten Dekade immer wieder
Niederschläge, wodurch sich am Monatsende die Niederschlagsmenge 73
l/m² (69 l/m²) erreichte. Schleswig-Holstein war damit das einzige
Bundesland, das im Juni beim Niederschlag den Sollwert überschritt.
248 Sonnenstunden waren 23 Stunden mehr als im langjährigen Vergleich
(225 Stunden).

Thüringen: 
Der Freistaat Thüringen wartete im Juni mit einem Temperaturmittel von
18,1 °C auf. Die Abweichung gegenüber dem vieljährigen Mittelwert
(14,9 °C) fiel durchaus signifikant aus. Mit einer Niederschlagsmenge
von 45 l/m² war seit Februar der fünften Monat in Folge zu trocken.
Das Soll (78 l/m²) wurde deutlich verfehlt. Die Sonne lachte 282
Stunden (194 Stunden). Ein Großteil davon entfiel auf die zweite
Dekade.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind vorläufige
Werte. Die Sonnenscheindauer wird seit August 2024 teilweise aus
Satellitendaten abgeleitet. Die für den letzten Tag des Monats
verwendeten Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss
standen nicht alle Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

Hinweis: 
Die bundesweiten Spitzenreiter bei Temperatur, Niederschlag und
Sonnenscheindauer finden Sie jeweils am zweiten Tag des Folgemonats
als "Thema des Tages" unter www.dwd.de/tagesthema. Einen umfassenden
klimatologischen Rückblick und eine Vorschau finden Sie ab dem 10. des
Folgemonats unter www.dwd.de/klimastatus.
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INITIATIVE/323: Keine Förderung von Erdgas vor Borkum - Abkommen mit den Niederlanden verhindern (DNR)

DNR

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen

Pressemitteilung - 1. Juli 2025

Keine Förderung von Erdgas vor Borkum: Abkommen mit den Niederlanden 
verhindern

20 Kilometer entfernt von der ostfriesischen Insel Borkum in der
Nordsee befindet sich ein großes Erdgasfeld



Berlin. Am Mittwoch wird das Bundeskabinett voraussichtlich das
sogenannte Unitarisierungsabkommen mit den Niederlanden verabschieden -
 ein bilateraler Staatsvertrag zur gemeinsamen Erschließung
grenzüberschreitender Erdgasvorkommen in der Nordsee. Im Fokus steht
dabei das umstrittene Förderfeld vor Borkum. Der Umweltdachverband
Deutscher Naturschutzring (DNR) kritisiert das Abkommen scharf, da es
einer konsequenten Klimapolitik widerspricht und klimapolitische
Vorgaben gänzlich fehlen: Weder das Pariser Abkommen noch das deutsche
Klimaschutzgesetz werden im Vertragstext erwähnt.

"Mitten in der Klimakrise stellt sich die Bundesregierung mit diesem
Vertrag gegen ihre eigenen Klimaziele. Statt den Ausstieg aus fossilen
Energien zu beschleunigen, wird neue Gasinfrastruktur für Jahrzehnte
zementiert", so Florian Schöne, Geschäftsführer des DNR. "Das Abkommen
stellt wirtschaftliche Interessen über Umwelt- und Klimaschutz. Es
enthält keine CO2-Bilanz, keine Nachhaltigkeitsstandards und keine
Perspektive für eine fossilfreie Zukunft", so Schöne weiter.

Umweltkontrolle geschwächt - Beteiligung ausgeschlossen 

Umweltverbände bemängeln zudem die Schwächung demokratischer
Kontrolle: Zwar ist eine Konsultation zwischen deutschen und
niederländischen Behörden vorgesehen, doch eine verbindliche
Umweltaufsicht oder Öffentlichkeitsbeteiligung fehlen. Besonders
kritisch: Der Vertrag soll noch vor Abschluss des parlamentarischen
Verfahrens vorläufig anwendbar gemacht werden.

DNR fordert: Fossile Abkommen stoppen - Energiewende beschleunigen


Der Deutsche Naturschutzring fordert die Bundesregierung auf, das
Abkommen morgen nicht im Kabinett zu beschließen, sondern es einer
klimapolitischen Neubewertung zu unterziehen.

"Die Förderung heimischen fossilen Erdgases schafft weder
Unabhängigkeit noch Klimaschutz", so Schöne. "Sie ist angesichts des
deutschen Gasverbrauchs nicht mehr als ein fossiler Tropfen auf den
heißen Stein. Stattdessen braucht es einen klaren Fahrplan zur
Reduktion des Gasbedarfs - durch Elektrifizierung, Energieeffizienz
und den konsequenten Ausbau der Erneuerbaren. Das schafft Resilienz
und Sicherheit, nicht neue Gasbohrungen."

 * 
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EUROPA/272: Fragen und Antworten zum EU-Klimazielvorschlag für 2040 (EK)

Europäische Kommission

Fragen und Antworten - Brüssel, 02.07.2025

Fragen und Antworten zum EU-Klimazielvorschlag für 2040



1. Warum schlägt die Kommission jetzt ein neues EU-Klimaziel für
2040 vor? 

Im Rahmen des Europäischen Klimagesetzes [1] haben sich die EU und
ihre Mitgliedstaaten verpflichtet, die EU bis 2050 zum ersten
klimaneutralen Kontinent zu machen. Mit dem Klimagesetz wurde ein
erstes Zwischenziel festgelegt, um die Nettotreibhausgasemissionen bis
2030 um mindestens 55% zu senken, und die Kommission wird
aufgefordert, ein nächstes Zwischenziel für 2040 vorzuschlagen, um den
vereinbarten Weg zur Klimaneutralität fortzusetzen. Dieser Vorschlag
ist nach der ersten globalen Bestandsaufnahme des Übereinkommens von
Paris im Dezember 2023 [2] erforderlich.

Die Kommission hat heute eine Änderung des Europäischen Klimagesetzes
vorgeschlagen, mit der das EU-Klimaziel für 2040 festgelegt wird, die
Netto-Treibhausgasemissionen um 90% gegenüber dem Stand von 1990 zu
senken [3]. Der Vorschlag sieht die Möglichkeit vor, eine Reihe von
Flexibilitätsmöglichkeiten in Anspruch zu nehmen, und unterstützt die
Schaffung des richtigen günstigen Umfelds. Dieser pragmatische und
flexible Weg zu einer dekarbonisierten Wirtschaft wird die notwendige
Vorhersehbarkeit und Stabilität für Investitionen in die Energiewende
der EU und die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie
bieten.

Auf internationaler Ebene muss die EU im Vorfeld der Klimakonferenz
der Vereinten Nationen (COP 30), die im November 2025 in Brasilien
stattfindet, einen aktualisierten national festgelegten Beitrag
(Nationally Determined Contribution, NDC) im Rahmen des Übereinkommens
von Paris vorlegen. Die Kommission wird nun mit dem Ratsvorsitz
zusammenarbeiten, um die Mitteilung des NDC der EU abzuschließen.

Die Änderung des Europäischen Klimagesetzes ist auch eine Reaktion auf
die starke Unterstützung der Bevölkerung für Klimaschutzmaßnahmen in
Europa. Aus der am 30. Juni veröffentlichten
Klima-Eurobarometer-Umfrage 2025 [4] geht hervor, dass 85% der
EU-Bürger den Klimawandel als ernstes Problem betrachten und 81% das
Ziel der EU unterstützen, bis 2050 klimaneutral zu werden.

Darüber hinaus hat die Kommission diesen Legislativvorschlag gründlich
ausgearbeitet, bevor er den EU-Mitgliedstaaten und dem Europäischen
Parlament förmlich vorgelegt wurde. Sie basiert auf einer
detaillierten Folgenabschätzung und Beratung wie dem
Zwischenstaatlichen Ausschuss für Klimaänderungen und dem Europäischen
Wissenschaftlichen Beirat für Klimaänderungen. Dieser
Legislativvorschlag folgt auf einen langen Zeitraum der Konsultation
und Zusammenarbeit mit den EU-Ländern, dem Europäischen Parlament,
Interessenträgern, der Zivilgesellschaft und den Bürgerinnen und
Bürgern, der mit der Mitteilung und Empfehlung der Kommission zum
Klimaziel für 2040 im Februar 2024 eingeleitet wurde.

2. Was sind die wichtigsten Elemente und Vorteile der Festlegung
dieses Klimaziels?

Der heutige Vorschlag für ein EU-Klimaziel für 2040 ist ein starkes
Signal für Stabilität und Vorhersehbarkeit für die europäische
Industrie und Investoren, um unternehmerische Entscheidungen und
Investitionen voranzutreiben. Er zeigt, dass die EU den Kurs mit einem
klaren Übergangspfad beibehält und darauf abzielt, einen Weg zu
Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit in Europa zu schaffen, der einen
fairen Übergang für alle unterstützt.

Die Festlegung des Klimaziels für 2040 wird es der EU nun ermöglichen,
die erforderlichen Maßnahmen und Investitionen zu ergreifen, um
sicherzustellen, dass der Übergang zur Klimaneutralität mit einer
starken und stabilen Wirtschaft, einer wettbewerbsfähigen Industrie
und zukunftssicheren Arbeitsplätzen in Europa einhergeht. eine
Wirtschaft, die mit nachhaltiger und erschwinglicher Energie,
Nahrungsmitteln und Materialien widerstandsfähiger gegen künftige
Krisen, Preisschocks und die Auswirkungen des Klimawandels sein wird;
und durch die die strategische Unabhängigkeit Europas gestärkt wird,
weg von importierten fossilen Brennstoffen.

Der heutige Vorschlag bietet den erforderlichen Pragmatismus und die
erforderliche Flexibilität. Er erkennt an, dass es weitere Maßnahmen
gibt, um die EU-Mitgliedstaaten und die Industrie bei der Erreichung
des Klimaziels für 2040 zu unterstützen.

Sie führt neue Flexibilitäten ein, wie die Ziele erreicht werden
können. Dazu gehören eine mögliche begrenzte Rolle für hochwertige
internationale CO2-Gutschriften in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts
2030-2040, die Nutzung des inländischen dauerhaften Abbaus im
EU-Emissionshandelssystem [5] (EU-EHS) und eine größere Flexibilität
in allen Sektoren. Die Kommission wird sicherstellen, dass sich diese
Flexibilität in der Gestaltung der sektoralen Rechtsvorschriften für
die Zeit nach 2030 widerspiegelt, die erforderlich sind, um das
Klimaziel für 2040 kosteneffizient zu erreichen und einen gerechten
und sozial gerechten Übergang für alle sicherzustellen.

Die Kommission hat ein breites Spektrum von Rahmenbedingungen
geschaffen, insbesondere die Gewährleistung der industriellen
Wettbewerbsfähigkeit der EU, eines fairen Übergangs für alle EU-Bürger
und gleicher Wettbewerbsbedingungen mit internationalen Partnern. Das
heute vorgelegte Klimaziel von 90% geht Hand in Hand mit dem "Clean
Industrial Deal" [6] sowie mit dem "Competitiveness Compass and
Affordable Energy Action Plan" [7] (Kompass für Wettbewerbsfähigkeit
und erschwingliche Energie).

Im Februar 2025 legte die Kommission den Clean Industrial Deal mit
umfassenden Maßnahmen vor, um die Dekarbonisierung und
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie weiter voranzutreiben.
Sie wird die EU als attraktiven Standort für das verarbeitende
Gewerbe, auch für energieintensive Industrien, sichern und saubere
Technologien und neue kreislauforientierte Geschäftsmodelle fördern.
Die vollständige Umsetzung ist von größter Bedeutung, um diese Ziele
zu erreichen. Die Kommission hat heute eine Mitteilung über die
Umsetzung des Deals für eine saubere Industrie [8] veröffentlicht, in
der sie einen Überblick über die erste Welle der durchgeführten
Maßnahmen, die laufenden Arbeiten und die Entschlossenheit, die
verbleibenden Maßnahmen entschlossen voranzubringen, gibt.

Auf internationaler Ebene zeigt der Vorschlag für ein Klimaziel von
90%, dass sich die EU weiterhin für das Übereinkommen von Paris und
das multilaterale System einsetzt, was umfassendere geopolitische
Vorteile mit sich bringt. Die Förderung globaler Ambitionen schafft
auch neue Möglichkeiten für europäische Unternehmen und Investoren auf
der ganzen Welt. Darüber hinaus fördern wir durch die begrenzte
Nutzung hochwertiger internationaler CO2-Gutschriften auch nachhaltige
Investitionen, die weltweit auf die Ziele des Übereinkommens von Paris
ausgerichtet sind.

3. Kann die EU bis 2040 ein Emissionsreduktionsziel von 90%
erreichen, und welche Rolle spielt der Clean Industrial Deal?

Die EU ist bereits dabei, ihre Klima- und Energieziele für 2030 zu
erreichen und gemeinsam die verbindliche Verringerung der
Treibhausgasemissionen um 55% zu erreichen. Dies ist eine solide
Grundlage, um das vorgeschlagene Ziel einer Verringerung der
Netto-Treibhausgasemissionen um 90% bis 2040 zu erreichen und
gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie durch den Clean
Industrial Deal zu fördern.

Nach der Bewertung der nationalen Energie- und Klimapläne (NEKP) der
Mitgliedstaaten durch die Kommission würde die vollständige Umsetzung
dieser endgültigen nationalen Pläne zusammen mit den bestehenden
nationalen Maßnahmen und den bereits bestehenden EU-Rechtsvorschriften
[9] die Netto-Treibhausgasemissionen bis 2030 um rund 54% gegenüber
dem Stand von 1990 senken und die Maßnahmen im Bereich der
erneuerbaren Energien und der Energieeffizienz erheblich ausweiten.
Die aktualisierten Pläne zeigen auch eine verbesserte Angleichung an
das Paket "Fit für 55" [10] und eine verbesserte sektorübergreifende
Koordinierung. Allerdings bestehen nach wie vor Ambitionslücken -
insbesondere bei der Energieeffizienz, dem CO2-Abbau im Landsektor und
der Anpassung -, was deutlich macht, dass die Politik weiter gestärkt
und Investitionen getätigt werden müssen.

Als Teil des günstigen Umfelds für das 90%-Ziel wird die Umsetzung des
Clean Industrial Deals als Motor für Wachstum und Dekarbonisierung von
entscheidender Bedeutung. Sie bietet gezielte Unterstützung für die
saubere Tech-Fertigung und energieintensive Industrien, unter anderem
durch CO2-Management-Infrastruktur, Vereinfachung der
Genehmigungsverfahren und spezielle Finanzierungsinstrumente. Der
Übergang zu einer sauberen Wirtschaft muss mit den entsprechenden
Finanzierungsmöglichkeiten einhergehen, die bestehende
Unterstützungsmechanismen mit neuen und innovativen
Finanzierungsquellen kombinieren.

In einer speziellen Mitteilung [11] hat die Kommission heute den
aktuellen Stand und die laufenden Arbeiten bei der Umsetzung des Deals
für eine saubere Industrie dargelegt und sich verpflichtet, die
übrigen Maßnahmen durch künftige Maßnahmen umzusetzen. Der Rahmen für
staatliche Beihilfen im Rahmen des Deals für eine saubere Industrie,
die Vereinfachung des CO2-Grenzausgleichssystems, Maßnahmen für
erschwingliche Energie zur Ausweitung der Herstellung von
Netzkomponenten und zur Unterstützung von Strombezugsvereinbarungen,
das Pilotprojekt für die kommende Bank zur Dekarbonisierung der
Industrie, der bevorstehende Aktionsplan für die chemische Industrie
oder die Fortsetzung der sektoralen Dialoge mit Interessenträgern
gehören zu den Maßnahmen, die zur Umsetzung dieser EU-Strategie
beitragen werden.

Unter den wichtigsten Ergebnissen nahm die Kommission am 25. Juni den
neuen Rahmen für staatliche Beihilfen im Rahmen des Deals für eine
saubere Industrie an [12], um Investitionen in die Energiewende weiter
zu unterstützen, das Verfahren für die Mitgliedstaaten zur Gewährung
von Beihilfen für energieintensive Industrien und den
Clean-Tech-Sektor zu vereinfachen, Investitionsrisiken für
Dekarbonisierungsprojekte zu verringern und private Finanzmittel zu
mobilisieren.

Um diesen Rahmen zu ergänzen, hat die Kommission die Empfehlung zu
Steueranreizen [13] herausgegeben, um Investitionen in saubere
Technologien und die Dekarbonisierung der Industrie durch Maßnahmen
wie beschleunigte Abschreibungen und Steuergutschriften zu fördern. In
der Mitteilung der Kommission wurden auch Empfehlungen und Leitlinien
vorgelegt, um [14] den Einsatz innovativer Technologien und Formen des
Einsatzes erneuerbarer Energien sowie den Ausbau und die Stärkung der
Stromnetze in Verbindung mit dem Einsatz von Speicherlösungen und
einer flexibleren und effizienteren Netznutzung zu beschleunigen.

Die Vereinfachung ist eine weitere wichtige Säule des Deals für
saubere Industrie. Die Vereinfachung des CO2-Grenzausgleichssystems
[15] wurde am 18. Juni vereinbart, wobei 90% der Einführer ausgenommen
wurden, um den Verwaltungsaufwand zu verringern und eine reibungslose
Umsetzung zu gewährleisten. Diese Vereinfachung ist der erste Schritt
vor einer allgemeineren Überprüfung des CO2-Grenzausgleichssystems
Ende des Jahres, begleitet von Legislativvorschlägen zur Ausweitung
des CO2-Grenzausgleichssystems auf nachgelagerte Produkte, zur
Einführung von Umgehungsmaßnahmen und einem neuen System zur
Vermeidung der Gefahr der Verlagerung von CO2-Emissionen bei der
Ausfuhr. In der heutigen Mitteilung werden die Ergebnisse der Analyse
der Kommission dargelegt, wie eine Lösung für die Verlagerung von
CO2-Emissionen bei der Ausfuhr gefunden werden kann. Diese Lösung wird
Ende des Jahres vorgeschlagen und die Produktionen unterstützen, die
einem solchen Risiko ausgesetzt sind.

Darüber hinaus bestätigt das detaillierte Klimaziel für 2040, dass
eine Verringerung der Treibhausgasemissionen um 90% sowohl notwendig
als auch erreichbar ist, sofern die Maßnahmen vollständig umgesetzt
und die Investitionen ausgeweitet werden. Gleichzeitig würde der
Übergang zu erheblichen langfristigen Einsparungen bei den Einfuhren
fossiler Brennstoffe führen und klimabedingte Schäden verringern.

Da die nationalen Energie- und Klimapläne einen Fahrplan enthalten,
der Deal für eine saubere Industrie den industriellen Wandel ankurbelt
und die Vorteile für Wirtschaft und Resilienz die Kosten überwiegen,
ist die EU gut positioniert, um bis 2040 eine Verringerung der
Netto-Treibhausgasemissionen um 90% zu erreichen und so ihren globalen
industriellen Vorsprung zu stärken.

4. Welche Rolle werden internationale CO2-Gutschriften und
CO2-Entnahmen bei der Erreichung des Klimaziels für 2040 spielen?


Die tatsächliche und rechtzeitige Verringerung der inländischen
Treibhausgasemissionen in der EU muss der Eckpfeiler des
EU-Klimaschutzes bleiben, ergänzt durch die Verbesserung des
CO2-Abbaus, auch durch natürliche und technologische Lösungen. Durch
die Priorisierung inländischer Maßnahmen wird sichergestellt, dass
Investitionen in die europäische Energiewende fließen, Innovation und
Kompetenzen gefördert und die Wettbewerbsfähigkeit und Resilienz der
EU gestärkt werden.

Der Vorschlag der Kommission für das Klimaziel für 2040 sieht die
Möglichkeit einer begrenzten Nutzung hochwertiger internationaler
CO2-Gutschriften von Partnerländern mit Zielen und
Klimaschutzmaßnahmen vor, die mit den Zielen des Übereinkommens von
Paris in Einklang stehen. Dies kann ein Sicherheitsnetz bieten, um
sicherzustellen, dass ein 90%-Ziel erreichbar ist, während wir uns der
Klimaneutralität nähern. Artikel 6 des Übereinkommens von Paris regelt
ausdrücklich die freiwillige internationale Zusammenarbeit bei der
Minderung. Die Kommission schlägt vor, ab 2036 im Einklang mit den
Anrechnungsvorschriften des Übereinkommens von Paris einen begrenzten
Beitrag von 3% der Nettoemissionen der EU aus dem Jahr 1990 für das
EU-Ziel 2040 zu verwenden. Mit diesem Zusatz strebt die EU ein
ausgewogenes Verhältnis zwischen innerstaatlichem Handeln und
internationaler Zusammenarbeit an.

Jede mögliche Verwendung internationaler CO2-Gutschriften wird einer
detaillierten und gründlichen Folgenabschätzung und der Ausarbeitung
von EU-Vorschriften unterzogen, in denen festgelegt wird, wann und wie
sie in bestehende oder künftige EU-Klimavorschriften integriert werden
könnten. Diese Vorschriften würden robuste und hohe
Integritätskriterien und -standards sowie Bedingungen für die
Herkunft, den Zeitpunkt und die Verwendung solcher Gutschriften
umfassen. Diese internationalen Gutschriften müssen daher aus
glaubwürdigen und transformativen Aktivitäten stammen, wie der
direkten CO2-Abscheidung und -Speicherung in der Luft (DACCS) und
Bioenergie mit CO2-Abscheidung und -Speicherung (BioCCS) in
Partnerländern, deren Klimaziele und Maßnahmen mit dem Temperaturziel
des Übereinkommens von Paris in Einklang stehen.

In Bezug auf den CO2-Abbau - sowohl naturbasierter als auch
industrieller Art - werden diese auch eine immer wichtigere Rolle bei
der Erreichung der Netto-THG-Emissionsziele spielen, einschließlich
des inländischen dauerhaften CO2-Abbaus im EU-EHS, um Restemissionen
aus schwer zu verringernden Sektoren auszugleichen. Sie sind von
wesentlicher Bedeutung für die Verwirklichung der Klimaneutralität bis
2050 und müssen bis 2040 erheblich ausgeweitet werden. Die
EU-Rechtsvorschriften enthalten bereits spezielle Rahmen zur
Verbesserung des Abbaus, wie die Verordnung über Landnutzung,
Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft [16] (LULUCF) und den
EU-Rahmen für die Zertifizierung von CO2-Entnahmen.[17]

5. Wie wird das EU-Klimaziel für 2040 zum national festgelegten
Beitrag der EU für 2035 beitragen?

Die erste globale Bestandsaufnahme im Rahmen des Übereinkommens von
Paris im Dezember 2023 [18] kam zu dem Schluss, dass die Länder zwar
zunehmend wirksame klimapolitische Maßnahmen ergreifen, aber ihr Ziel,
sich an einen Weg anzupassen, der die Welt auf den richtigen Weg
bringt, um das Ziel des Übereinkommens von Paris, den
Temperaturanstieg auf 1,5 °C zu begrenzen, zu erreichen, deutlich
steigern müssen.

Die EU ist wie alle anderen Vertragsparteien des Übereinkommens von
Paris verpflichtet, dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen
über Klimaänderungen (UNFCCC) vor der COP 30 im November 2025 in Belém
(Brasilien) einen aktualisierten national festgelegten Beitrag im
Rahmen des Übereinkommens von Paris vorzulegen.

Der NDC der EU wird einen Richtwert für 2035 enthalten. Die Kommission
wird nun mit dem dänischen EU-Ratsvorsitz und allen EU-Mitgliedstaaten
zusammenarbeiten, um die Mitteilung des NDC und die Vorlage beim
UNFCCC abzuschließen.

6.
Was sind die nächsten Schritte auf dem Weg zu einem Rechtsrahmen für
2040?

Der Vorschlag der Kommission wird nun den beiden gesetzgebenden
Organen der EU - dem Europäischen Parlament und dem Rat - zur
Verhandlung und Annahme im Rahmen des ordentlichen
Gesetzgebungsverfahrens vorgelegt.

Sobald das Klimaziel für 2040 festgelegt ist und sich auf diese
Erfahrungen und Elemente stützt, würde die Kommission prüfen, wie der
neue politische Rahmen für 2040 vereinfacht, flexibler gestaltet und
gleichzeitig die Einhaltung der Vorschriften sichergestellt und die
Konvergenz zwischen den Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung ihrer
Besonderheiten gefördert werden kann. Die künftige Architektur sollte
auch den notwendigen Investitionsbedarf und die Möglichkeiten zur
Bewältigung der sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen
Auswirkungen des Übergangs widerspiegeln.

Mit dem vorgeschlagenen Ziel für 2040 würde der wichtigste Richtwert
für die Ausarbeitung des klimapolitischen Rahmens für die Zeit nach
2030 festgelegt. Grundlage hierfür sind vorschlagsspezifische
Konsultationen mit Interessenträgern und Bürgern, spezielle
Folgenabschätzungen und Erkenntnisse aus der Umsetzung des Rahmens für
2030.

Die Kommission wird Vorschläge für den klima- und energiepolitischen
Rahmen für die Zeit nach 2030 ausarbeiten, um das Ziel für 2040 unter
Berücksichtigung von Fairness, Technologieneutralität und
Kosteneffizienz zu erreichen. Ziel ist es, die Wettbewerbsfähigkeit
der EU zu stärken, einen gerechten Übergang zu gewährleisten und die
ökologische Nachhaltigkeit zu verbessern. Die bestehenden
Klimavorschriften enthalten Überprüfungsbestimmungen für 2026. Daher
wird die Kommission weitere Informationen über den Zeitplan für die
Vorschläge im Arbeitsprogramm der Kommission 2026 vorlegen.


Für weitere Informationen

Pressemitteilung - EU-Klimagesetz stellt neuen Weg bis 2040 vor

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_25_1687

Factsheet zum EU-Klimazielvorschlag für 2040

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/fs_25_1689

Links:

[1] https://climate.ec.europa.eu/eu-action/european-climate-law_en

[2] https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_6591

[3] https://climate.ec.europa.eu/document/download/e1b5a957-c6b9-4cb2-a247-bd28bf675db6_en

[4] https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_25_1376

[5] https://climate.ec.europa.eu/eu-action/eu-emissions-trading-system-eu-ets_en

[6] https://commission.europa.eu/topics/eu-competitiveness/clean-industrial-deal_en

[7] https://energy.ec.europa.eu/strategy/affordable-energy_en

[8] https://commission.europa.eu/publications/delivering-clean-industrial-deal-i_en

[9] https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_25_1337

[10] https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_4754

[11] https://commission.europa.eu/publications/delivering-clean-industrial-deal-i_en

[12] https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_25_1598

[13] https://taxation-customs.ec.europa.eu/news/cbam-commission-announces-plan-mitigate-carbon-leakage-risk-exporters-2025-07-02_en
 
[14] https://energy.ec.europa.eu/news/commission-continues-action-lower-energy-bills-new-guidance-renewables-grids-infrastructure-and-2025-07-02_en

[15] https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_25_1563

[16] https://climate.ec.europa.eu/eu-action/land-use-sector_en

[17] https://climate.ec.europa.eu/eu-action/carbon-removals-and-carbon-farming_en

[18] https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_23_6591
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EUROPA/271: EU-Klimagesetz zeichnet neuen Weg bis 2040 vor (EK)

Europäische Kommission

Pressemitteilung - Brüssel, 02.07.2025

EU-Klimagesetz zeichnet neuen Weg bis 2040 vor



Die Europäische Kommission hat heute eine Änderung des
EU-Klimagesetzes vorgeschlagen: Danach soll ein EU-Klimaziel für 2040
[1] festgesetzt werden, nach dem die Netto-Treibhausgasemissionen
gegenüber 1990 um 90% zu senken sind, wie in den politischen
Leitlinien der Kommission 2024-2029 gefordert. Dies schafft Sicherheit
für Investoren und Innovationen, stärkt die führende Rolle unserer
Industrie und erhöht die Energieversorgungssicherheit in Europa.
Gerade in dieser Woche hat die jüngste Eurobarometer-Umfrage [2]
gezeigt, dass die Bürgerinnen und Bürger die Klimaschutzmaßnahmen der
EU nachdrücklich unterstützen, sodass ein solides Mandat für die
Fortsetzung der EU-Agenda für den Übergang zu sauberen Energien
besteht. Die EU ist auf einem guten Weg [3], das Ziel von 55% für 2030
zu erreichen. Der heutige Vorschlag baut auf dem bestehenden
rechtsverbindlichen Ziel der EU auf, die Netto-Treibhausgasemissionen
bis 2030 um mindestens 55% zu senken, und sieht einen pragmatischeren
und flexibleren Weg vor, um das Ziel im Hinblick auf eine
dekarbonisierte europäische Wirtschaft bis 2050 zu verwirklichen.

Im Einklang mit dem EU-Kompass für Wettbewerbsfähigkeit [4], dem Deal
für eine saubere Industrie [5] und dem Aktionsplan für erschwingliche
Energie trägt das vorgeschlagene Klimaziel für 2040 der derzeitigen
wirtschaftlichen, sicherheitspolitischen und geopolitischen Lage in
vollem Umfang Rechnung und bietet Investoren und Unternehmen die
Vorhersehbarkeit und Stabilität, die sie für die Energiewende in der
EU benötigen. Durch die Weiterverfolgung ihrer Dekarbonisierungsziele
wird sie Investitionen in Innovationen ankurbeln, mehr Arbeitsplätze
und Wachstum schaffen, unsere Widerstandsfähigkeit gegenüber den
Auswirkungen des Klimawandels erhöhen und energieunabhängiger werden.

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen erklärte: "Die
europäischen Bürgerinnen und Bürger bekommen die Auswirkungen des
Klimawandels zunehmend zu spüren. Darum erwarten sie, dass Europa
handelt. Die Industrie und Investoren erwarten von uns, dass wir einen
berechenbaren Kurs vorgeben. Heute zeigen wir, dass wir fest zu
unserer Verpflichtung stehen, die europäische Wirtschaft bis 2050 zu
dekarbonisieren. Das Ziel ist klar, der Weg ist pragmatisch und
realistisch."

Der heutige Vorschlag beruht auf einer eingehenden Folgenabschätzung
[6] sowie den Erkenntnissen des Weltklimarates und des Europäischen
Wissenschaftlichen Beirats für Klimawandel. Die Annahme erfolgte nach
einem umfassenden Austausch mit den Mitgliedstaaten, dem Europäischen
Parlament, Interessenträgern, der Zivilgesellschaft sowie Bürgerinnen
und Bürger, der mit der im Februar 2024 herausgegebenen Empfehlung der
Kommission zu diesem Ziel [7] eingeleitet wurde.

Auf der Grundlage dieser Konsultationen wird in dem Vorschlag
dargelegt, wie das Ziel für 2040 auf andere Weise erreicht werden
kann, als dies in der Vergangenheit der Fall war. Ein zentrales
Element sind Flexibilitätsregelungen, die die Kommission bei der
Gestaltung der künftigen Rechtsinstrumente zur Erreichung dieses
Klimaziels für 2040 erwägen wird. Dazu gehören eine begrenzte Rolle
für hochwertige internationale Gutschriften ab 2036, die Nutzung der
dauerhaften Entnahme in der EU im Rahmen des
EU-Emissionshandelssystems [8] (EU-EHS) und mehr Flexibilität über die
verschiedenen Sektoren hinweg, um zu einer kosteneffizienten und
sozial gerechten Verwirklichung der Ziele beizutragen. Konkret könnte
dies einem Mitgliedstaat die Möglichkeit geben, den mit
Schwierigkeiten konfrontierten Landnutzungssektor mit einer
Übererfüllung bei der Verringerung der Emissionen aus Abfällen und dem
Verkehr auszugleichen.

Der Vorschlag der Kommission hebt hervor, wie wichtig es ist, rasch
geeignete Rahmenbedingungen für die Umsetzung des 90%-Ziels zu
schaffen und zu stärken. Dazu gehören eine wettbewerbsfähige
europäische Industrie, ein gerechter Übergang, bei dem niemand
zurückgelassen wird, und gleiche Wettbewerbsbedingungen mit
internationalen Partnern.

Darüber hinaus gibt der Vorschlag einen klaren Rahmen für unsere
Rechtsvorschriften in den Bereichen Klima und Energie im Zeitraum nach
2030 vor. Dabei werden nationale Besonderheiten berücksichtigt.
Kosteneffizienz, Einfachheit und Effizienz werden zusammen mit der
Gewährleistung der Technologieneutralität und eines für alle fairen
und gerechten Übergangs als Leitprinzipien dienen.

Verwirklichung des Deals für eine saubere Industrie auf dem Weg
zum Klimaziel für 2040

Zudem hat die Kommission heute eine Mitteilung über die Umsetzung der
ersten Vorschläge für den Deal für eine saubere Industrie [9]
veröffentlicht, nur wenige Monate nachdem dieser vorgestellt wurde. Da
der Kompass der EU zur Gewährleistung von Wettbewerbsfähigkeit und die
Dekarbonisierung Hand in Hand gehen, ist seine Umsetzung für das
Klimaziel für 2040 unverzichtbar. Die heutige Mitteilung bietet einen
Überblick über die erste Welle der durchgeführten Maßnahmen, die
erzielten Fortschritte und die Maßnahmen, die noch folgen.

Eines der wichtigsten Ergebnisse ist der in der vergangenen Woche
angenommene Rahmen für staatliche Beihilfen für den Deal für eine
saubere Industrie [10], mit dem Investitionen in die Energiewende
weiter unterstützt werden sollen. Auch die Vereinfachung des
CO2-Grenzausgleichssystems (CBAM) wurde vereinbart [11], durch die 90%
der Einführer von der Regelung ausgenommen werden, sodass der
Verwaltungsaufwand verringert und eine reibungslose Umsetzung
sichergestellt wird. Diese Vereinfachung ist ein erster Schritt, bevor
Ende des Jahres eine allgemeinere CBAM-Überprüfung durchgeführt wird,
die von Legislativvorschlägen zur Stärkung des Mechanismus begleitet
werden wird. Die heutige Mitteilung umreißt die Ergebnisse der Analyse
der Kommission dazu, wie das Problem der Verlagerung von
CO2-Emissionen bei der Ausfuhr gelöst werden könnte.

Ergänzend zum Beihilferahmen und der heutigen Mitteilung hat die
Kommission außerdem die Empfehlung zu Steueranreizen [12]
herausgegeben, die durch Maßnahmen wie beschleunigte Abschreibungen
und Steuergutschriften Anreize für Investitionen in saubere
Technologien und die Dekarbonisierung der Industrie schaffen soll.
Außerdem legte sie eine Empfehlung und Leitlinien [13] zur Optimierung
der Anwendung der neuen EU-Vorschriften für erneuerbare Energien vor,
die auf den Ausbau erneuerbarer Energien und die Senkung der
Energiekosten abzielen.

Zu den Maßnahmen, die zur Umsetzung des Deals für eine saubere
Industrie beitragen werden, zählen Maßnahmen zur Förderung
erschwinglicher Energie durch den Ausbau der Herstellung von
Netzkomponenten und die Unterstützung von Strombezugsverträgen, das
Pilotprojekt für die künftige Bank zur Dekarbonisierung der Industrie,
der bevorstehende Aktionsplan für die chemische Industrie und die
sektorspezifischen Dialoge mit Interessenträgern. In den Vorschlägen
für den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen, die im Laufe dieses Monats
erwartet werden, wird u. a. dargelegt, wie der künftige EU-Haushalt
den Übergang zu sauberen Energien fördern soll.

Festlegung des EU-Klimaziels
für 2040 zur Umsetzung internationaler Klimaschutzverpflichtungen

Mit dem vorgeschlagenen 90%-Ziel sendet die EU auch eine Botschaft an
die Weltgemeinschaft: Sie wird den Kurs in Bezug auf den Klimawandel
fortsetzen, das Übereinkommen von Paris umsetzen und weiterhin mit
ihren Partnerländern zusammenarbeiten, um die weltweiten Emissionen zu
verringern.

Im Vorfeld der VN-Klimakonferenz (COP30) im November in Belém
(Brasilien) wird die Kommission nun mit dem Ratsvorsitz
zusammenarbeiten, um die Mitteilung des national festgelegten Beitrags
der EU abzuschließen.

Nächste Schritte

Der Vorschlag der Kommission zur Festlegung des Klimaziels für 2040
wird nun dem Europäischen Parlament und dem Rat zur Erörterung und
Annahme nach dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren vorgelegt.

Ein künftiges vereinbartes EU-Klimaziel wird auch als Maßstab für den
politischen Rahmen der EU für die Zeit nach 2030 dienen, der danach
ausgearbeitet wird.

Hintergrund

Im Europäischen Klimagesetz [14], das im Juli 2021 in Kraft trat, hat
sich die EU verpflichtet, bis 2050 Klimaneutralität zu erreichen und
die Netto-Treibhausgasemissionen bis 2030 um mindestens 55% gegenüber
dem Stand von 1990 zu senken. Um ihre vereinbarten
Dekarbonisierungsziele zu erreichen, hat die EU seither ein
Legislativpaket für 2030 mit dem Titel "Fit für 55" [15] angenommen,
dessen Umsetzung durch die EU-Mitgliedstaaten - von wesentlicher
Bedeutung für die Erreichung des Ziels für 2040 - derzeit läuft. Wie
die Bewertung der nationalen Energie- und Klimapläne durch die
Kommission vom 28. Mai [16] ergeben hat, nähert die EU sich gemeinsam
dem Klimaziel einer Verringerung der Treibhausgasemissionen bis 2030
um 55% an.

Das Klimagesetz schreibt rechtlich ein Zwischenziel für 2040 vor, um
das Tempo auf dem Weg zur Klimaneutralität beizubehalten - ein
entsprechender Vorschlag musste innerhalb von sechs Monaten nach der
ersten globalen Bestandsaufnahme des Übereinkommens von Paris im
Dezember 2023 [17] vorliegen.


Zitate

 Die europäischen Bürgerinnen und Bürger bekommen die Auswirkungen
des Klimawandels zunehmend zu spüren. Darum erwarten sie, dass Europa
handelt. Die Industrie und Investoren erwarten von uns, dass wir einen
berechenbaren Kurs vorgeben. Heute zeigen wir, dass wir fest zu
unserer Verpflichtung stehen, die europäische Wirtschaft bis 2050 zu
dekarbonisieren. Das Ziel ist klar, der Weg ist pragmatisch und
realistisch. 

Ursula von der Leyen, Präsidentin der Europäischen Kommission

 Die Einigung auf das 90%-Klimaziel setzt ein klares Zeichen, das
als Richtschnur für unsere künftigen Maßnahmen dienen kann. Dies ist
unsere Antwort an die Europäerinnen und Europäer, die nach wie vor
entschieden für den Klimaschutz eintreten. Deshalb haben wir heute
beschlossen, unsere Klimapolitik fortzusetzen, da sie für die
Verwirklichung anderer sozial- und wirtschaftspolitischer Ziele wie
die Sicherheit und den Wohlstand unserer Menschen und Unternehmen von
entscheidender Bedeutung ist. Wir wählen nicht zwischen Wirtschaft und
grüner Agenda, wir entscheiden uns für beide. Europa bekräftigt sein
Engagement für einen fairen, ambitionierten und wettbewerbsfähigen
grünen Wandel. 

Teresa Ribera, Exekutiv-Vizepräsidentin für einen sauberen, fairen und
wettbewerbsfähigen Wandel

 Mit unserem Ziel für 2040 bleiben wir auf Kurs beim Übergang zu
sauberen Energien. Wir wissen, warum wir das tun - aus
wirtschaftlichen, sicherheitspolitischen und geopolitischen Gründen.
Und wir haben einen Plan, um das Ziel zu erreichen - starke
Rahmenbedingungen, den Deal für eine saubere Industrie und drei
wirkungsvolle Flexibilitätsregelungen. So geben wir der Industrie und
den Mitgliedstaaten eine klare Richtung vor, unterstützen ihre
Investitionspläne und stellen gleichzeitig sicher, dass Europa auf dem
richtigen Weg bleibt, um bis 2050 Klimaneutralität zu erreichen. Dies
wird den EU-Bürgerinnen und -Bürgern, den Unternehmen und unserer
globalen Wettbewerbsfähigkeit zugutekommen. Darüber hinaus ist es ein
wichtiges Instrument für die internationale Diplomatie der EU bei der
Verringerung der Emissionen und bei der Entwicklung von CO2-Märkten im
Rahmen des Übereinkommens von Paris. 

Wopke Hoekstra, Mitglied der Kommission für Klima,
Netto-Null-Emissionen und sauberes Wachstum


Weitere Informationen

Fragen und Antworten

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_25_1688

Factsheet

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/fs_25_1689

Vorschlag für ein EU-Klimaziel für 2040

https://climate.ec.europa.eu/document/download/e1b5a957-c6b9-4cb2-a247-bd28bf675db6_en

Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen

https://climate.ec.europa.eu/document/download/d37baeeb-62ee-4981-a6f9-cbcd400371bd_en

Europäisches Klimagesetz - Seite zum Politikbereich

https://climate.ec.europa.eu/eu-action/european-climate-law_en

Empfehlung der Kommission zum EU-Klimaziel für 2040

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_24_588

Öffentliche Konsultation zum EU-Klimaziel für 2040

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13793-EU-climate-target-for-2040/public-consultation_en

Folgenabschätzung zum EU-Klimaziel für 2040

https://climate.ec.europa.eu/document/download/768bc81f-5f48-48e3-b4d4-e02ba09faca1_en

Klimaziel für 2040 - Seite zum Politikbereich

https://climate.ec.europa.eu/eu-action/climate-strategies-targets/2040-climate-target_en
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EUROPA/270: Europäer betrachten Bekämpfung des Klimawandels als Priorität (EK)

Europäische Kommission

Pressemitteilung - Brüssel, 30.06.2025

Die Europäer betrachten die Bekämpfung des Klimawandels als Priorität
und unterstützen die Unabhängigkeit der Energiewirtschaft*



Anfang Texteinschub

Diese Seite wurde automatisch übersetzt. Zurück zur Originalsprache
[*]. Die Europäische Kommission übernimmt keine Garantie für die
Qualität und Genauigkeit dieser Übersetzung.


Das sollten Sie über maschinelle Übersetzung wissen [**]

Ende Texteinschub

Eine große Mehrheit der Europäer ist der Ansicht, dass der
Klimawandel ein ernstes Problem ist (85%), so eine heute
veröffentlichte neue Eurobarometer-Umfrage [1]. 8 von 10 Befragten
(81%) unterstützen das EU-weite Ziel, bis 2050 Klimaneutralität zu
erreichen. Aus wirtschaftlicher Sicht stimmen mehr als drei Viertel
(77%) der Europäer darin überein, dass die Kosten für Schäden aufgrund
des Klimawandels viel höher sind als die Investitionen, die für einen
Übergang zu Netto-Null-Technologien erforderlich sind.

Die meisten Europäer (85%) sind sich einig, dass die Bekämpfung des
Klimawandels eine Priorität zur Verbesserung der öffentlichen
Gesundheit und der Lebensqualität sein sollte. 83% der Befragten sind
ebenfalls der Meinung, dass eine bessere Vorbereitung auf die
negativen Auswirkungen des Klimawandels das Leben der EU-Bürger
verbessern wird. Die europäischen Bürgerinnen und Bürger spüren auch
die Auswirkungen des Klimawandels in ihrem täglichen Leben. Im
Durchschnitt fühlen sich fast 4 von 10 Europäern (38%) persönlich
Umwelt- und Klimarisiken und -bedrohungen ausgesetzt. In acht
Mitgliedstaaten ist mehr als die Hälfte der Befragten der Ansicht,
dass dies der Fall ist; Vor allem in Südeuropa, aber auch in Polen und
Ungarn.

Förderung
erneuerbarer Energien, Energieeffizienz und Energieautonomie 

Nahezu neun von zehn Europäern (88%) halten es für wichtig, dass die
EU Maßnahmen zur Steigerung der erneuerbaren Energien ergreift, und
die gleiche Zahl (88%) hält es für wichtig, dass die EU Maßnahmen zur
Verbesserung der Energieeffizienz ergreift, indem sie beispielsweise
die Menschen ermutigt, ihr Zuhause zu isolieren, Solarpaneele zu
installieren oder Elektroautos zu kaufen. Drei Viertel (75%) sind der
Ansicht, dass die Verringerung der Einfuhren fossiler Brennstoffe die
Energieversorgungssicherheit erhöhen und der EU wirtschaftlich
zugutekommen wird. 77% der Europäer sind sich einig, dass die
Bekämpfung des Klimawandels Innovationen fördern wird. Mehr als acht
von zehn Europäern (84%) sind sich einig, dass europäische Unternehmen
stärker unterstützt werden sollten, um auf dem Weltmarkt für saubere
Technologien zu konkurrieren, was die öffentliche Unterstützung für
den Clean Industrial Deal zeigt.

Bürger, die sich für individuelle Maßnahmen und Strukturreformen
einsetzen

Eine große Mehrheit der EU-Bürger ergreift individuelle
Klimaschutzmaßnahmen (92%) und trifft nachhaltige Entscheidungen in
ihrem täglichen Leben. Auf die Frage, wer am besten in der Lage ist,
den Klimawandel zu bekämpfen, glauben jedoch nur 28%, dass sie am
besten in der Lage sind, die Flut durch individuelle Maßnahmen zu
wenden. Die Bürgerinnen und Bürger nannten die nationalen Regierungen
(66%), die EU (59%) sowie Unternehmen und Industrie (58%) als am
besten in der Lage, den Klimawandel zu bekämpfen. 44% sahen die
regionalen und lokalen Gebietskörperschaften auch in der Lage,
Klimaschutzmaßnahmen zu ergreifen.

Klima in den Medien

Während die Umfrage ergab, dass 84% der Bürger der Ansicht sind, dass
der Klimawandel durch menschliche Aktivitäten verursacht wird, stellt
mehr als die Hälfte der Befragten (52%) fest, dass traditionelle
Medien keine klaren Informationen über den Klimawandel, seine Ursachen
und Auswirkungen liefern. Bei einem breiteren Blick auf die
Kommunikationskanäle sind 49% der Ansicht, dass es schwierig ist, in
den sozialen Medien zwischen zuverlässigen Informationen und
Desinformationen über den Klimawandel zu unterscheiden.

Hintergrund

In der Eurobarometer-Sonderumfrage 565 zum Klimawandel wurden 26.319
EU-Bürger aus verschiedenen sozialen und demografischen Gruppen in
allen 27 EU-Mitgliedstaaten befragt. Die Erhebung wurde zwischen dem
18. Februar und dem 10. März 2025 durchgeführt. Alle interviews wurden
von angesicht zu angesicht durchgeführt, entweder physisch in den
häusern der menschen oder durch fernvideointeraktion.

Die EU ist seit langem ein weltweiter Vorreiter im Klimaschutz und hat
einen der weltweit umfassendsten politischen Rahmen geschaffen, um
Emissionen zu [2] reduzieren, Innovationen voranzutreiben und eine
nachhaltige, widerstandsfähige Wirtschaft aufzubauen. Mit
verbindlichen Zielen [3] für 2030 und der Klimaneutralität bis 2050
stärkt die EU weiterhin die Instrumente, die für einen fairen und
wirksamen Übergang erforderlich sind. Die am 28. Mai veröffentlichte
Bewertung der aktualisierten nationalen Energie- und Klimapläne (NEKP)
durch die Kommission [4] zeigt mehr Ehrgeiz und klarere nationale Wege
hin zu gemeinsamen Zielen für 2030. Neue Initiativen wie der Clean
Industrial Deal tragen dazu bei, Innovationen anzukurbeln und die
Klimapolitik in der langfristigen Wettbewerbsfähigkeit Europas zu
verankern, indem Investitionen in saubere Technologien beschleunigt
und die industrielle Basis gestärkt werden. Der Aktionsplan für
erschwingliche Energie [5] unterstützt Haushalte und Unternehmen bei
der Umstellung und sorgt für Energieversorgungssicherheit und
Erschwinglichkeit. Während die Vorbereitungen zur Änderung des
Europäischen Klimagesetzes [6] voranschreiten, um ein ehrgeiziges Ziel
für 2040 [7] aufzunehmen, und im nächsten Jahr einen neuen EU-Plan zur
Anpassung an den Klimawandel vorlegen, ist die EU weiterhin fest auf
dem Weg zur Klimaneutralität, die auf Innovation, gemeinsamem
Wohlstand und Resilienz beruht.


Zitate

 Die Europäerinnen und Europäer senden eine starke Botschaft: Sie
kümmern sich um das Klima, sie spüren die Risiken und sie glauben an
Maßnahmen. Der Grüne Deal ist kein abstraktes Ziel - er ist ein
gemeinsamer Weg zu einem gesünderen Leben, sicherer Energie und einer
Wirtschaft, die für die Menschen arbeitet. Diese Umfrage bestätigt,
dass die Bürger bereit sind, voranzukommen, und sie erwarten, dass wir
mit Klarheit und Ehrgeiz führen. Ihnen zuzuhören bedeutet, den
Übergang fair, schnell und in Solidarität und Würde verwurzelt zu
gestalten. 

Teresa Ribera, Exekutiv-Vizepräsidentin für einen sauberen, fairen und
wettbewerbsfähigen Wandel

 Diese Umfrage zeigt, dass die Europäer angesichts des Klimawandels
besorgt sind und konkrete und mutige Maßnahmen wünschen. Ihre starke
Unterstützung für EU-Initiativen, von sauberer Energie bis hin zu
industrieller Innovation, ist ein starkes Mandat, um weiterhin einen
fairen, sicheren und wettbewerbsfähigen Übergang zur Klimaneutralität
zu gewährleisten. Unsere Politik trägt dazu bei, dieses gemeinsame
Ziel europaweit umzusetzen. Unsere Aufgabe als Politiker und
politische Entscheidungsträger besteht darin, diese Unterstützung zu
nutzen und sicherzustellen, dass wir einen Übergang fördern und
gestalten, der fair für unsere Bürger und gut für unsere Wirtschaft,
Gesellschaft und Sicherheit ist. 

Wopke Hoekstra, Mitglied der Kommission für Klima,
Netto-Null-Emissionen und sauberes Wachstum

 Der Klimawandel ist nicht etwas, was passieren wird. Es ist etwas,
das bereits passiert und das Leben der Menschen beeinflusst. Die
Europäer sind eindeutig besorgt darüber, und die EU ist da, um
Lösungen zu finden. Die Unterstützung unserer Bürgerinnen und Bürger
für Maßnahmen zur Steigerung der erneuerbaren Energien, zur
Verbesserung der Energieeffizienz und zur Steigerung der
Energieversorgungssicherheit durch die Verringerung der Einfuhren
fossiler Brennstoffe zu sehen, ist äußerst motivierend und zeigt, dass
wir auf dem richtigen Weg sind. Die EU muss weiterhin eine
Vorreiterrolle bei der Förderung einer nachhaltigen Wirtschaft
übernehmen, die die Wettbewerbsfähigkeit sicherstellt und für alle
Bürgerinnen und Bürger gerecht ist. 

Dan Jørgensen, Mitglied der Kommission für Energie und
Wohnungswesen


Für weitere Informationen

Eurobarometer-Sonderumfrage zum Klimawandel

https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/3472

Umsetzung des europäischen Grünen Deals

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/european-green-deal/delivering-european-green-deal_en

Europäisches Klimagesetz

https://ec.europa.eu/clima/policies/eu-climate-action/law_en
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MELDUNG/221: Untätigkeit beim Klimaschutz könnte Deutschland 33 Milliarden Euro kosten (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - 30. Juni 2025

Klima-Allianz Deutschland warnt: Untätigkeit beim Klimaschutz
könnte Deutschland 33 Milliarden Euro kosten



Ein neues Policy Paper des Öko-Instituts im Auftrag der Klima-Allianz
Deutschland zeigt: die absehbare Verfehlung der Ziele der
EU-Klimaschutzverordnung kann den Bundeshaushalt mit bis zu 33
Milliarden Euro bis 2030 belasten, wenn Deutschland Emissionsrechte
von anderen EU-Staaten zukaufen müsste. Nichtstun beim Klimaschutz
wird also teuer - vor allem, weil in den Sektoren Verkehr und Gebäude
weiterhin wirksame Maßnahmen zur Senkung der Treibhausgasemissionen
fehlen. Genau das wird der morgen fällige Klimaschutzbericht der
Bundesregierung wiederholt feststellen. Daher fordert das
zivilgesellschaftliche Bündnis mit mehr als 150 Mitgliedern einen
politischen Kurswechsel: Die Bundesregierung muss schnellstmöglich ein
Klimaschutzprogramm auf den Weg bringen, um die nationalen und
europäischen Klimaziele einzuhalten.

"Nichtstun kostet Geld - stattdessen braucht es längst überfällige
Investitionen in die Zukunft", sagt Stefanie Langkamp, Politische
Geschäftsleiterin der Klima-Allianz Deutschland. "Die Menschen
erwarten Klimaschutz, der für sie funktioniert: mit bezahlbarem
Wohnraum und verlässlicher Mobilität. Jeder Euro, den die
Bundesregierung künftig für versäumten Klimaschutz ausgeben muss,
fehlt bei dringend benötigten Investitionen in die Lebensqualität und
Zukunft.

Das Policy Paper "Die EU-Klimaschutzverordnung und ihre Bedeutung für
Deutschland" zeigt deutlich: Die bisherigen Maßnahmen reichen nicht
aus, um die EU-Vorgaben in den besonders emissionsintensiven Sektoren
Verkehr und Gebäude zu erfüllen. Ohne kurzfristig wirksame und
zusätzliche Maßnahmen drohen teure Zukäufe von Emissionsrechten
anderer EU-Staaten, was hohe Kosten für den Bundeshaushalt verursacht.

"Wir begrüßen den Plan von Bundesumweltminister Schneider, bis
November ein Klimaschutzprogramm zu beschließen, mit dem Deutschland
seine Klimaziele erreicht", sagt Stefanie Langkamp weiter. "Wir
fordern, die Gelder aus dem Sondervermögen gezielt für sozial
gerechten Klimaschutz einzusetzen: mit sozial gestaffelten
Förderprogrammen für erneuerbare Heizungen und energetische
Gebäudesanierung, eine gezielte Förderung kleiner E-Autos für Menschen
mit geringem oder mittlerem Einkommen und einem konsequenten Ausbau
von ÖPNV und Schiene."

Hintergrund:

Der Klimaschutzbericht der Bundesregierung muss laut Klimaschutzgesetz
jährlich zum 30. Juni veröffentlicht werden. Er dokumentiert, wie
stark Deutschland zum Klimawandel beiträgt, welche Maßnahmen die
Bundesregierung ergreift und ob diese ausreichen, um die gesetzlich
festgelegten Klimaziele zu erreichen. Mit Blick auf die bisherigen
Veröffentlichungen des Expertenrats für Klimafragen (Prüfbericht) ist
zu erwarten, dass Deutschland insbesondere in den Sektoren Verkehr und
Gebäude die Ziele erneut verfehlt.

Die EU-Klimaschutzverordnung, auch Effort-Sharing-Regulation (ESR)
genannt, legt verbindliche nationale Klimaziele für mehr als 60
Prozent der EU-weiten Treibhausgasemissionen fest. Sie umfasst die
Sektoren Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft, kleine Energie- und
Industrieanlagen und Abfall. Für jeden EU-Mitgliedstaat gelten
konkrete Minderungsziele bis 2030 sowie jährliche Emissionsbudgets.
Die EU-Klimaschutzverordnung und die entsprechenden Sektorziele im
Bundesklimaschutzgesetz sind konsistent zueinander und werden
gemeinsam erfüllt bzw. verfehlt. Auf Grundlage der aktuellen Daten zu
den Treibhausgasemissionen für 2021 bis 2024 wird Deutschland seine
Vorgaben unter der EU-Klimaschutzverordnung voraussichtlich um 14
Prozent verfehlen. Statt der geforderten Minderung um 50 Prozent
gegenüber 2005 würde Deutschland bis 2030 nur rund 36 Prozent
erreichen. 


zum Factsheet:

https://www.klima-allianz.de/fileadmin/user_upload/Dateien/Daten/Publikationen/Positionen/2025_06_30_ESR_Factsheet_clean.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.06.2025

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

E-Mail: info@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Juli 2025 
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MELDUNG/220: Neuer Statusbericht zum Klimawandel in Österreich sieht dringenden Handlungsbedarf (GLOBAL 2000)

GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Presseaussendung,
17.06.2025

Neuer Statusbericht zum Klimawandel in Österreich sieht dringenden
Handlungsbedarf

GLOBAL 2000: Bundesregierung kann sich Sparen beim Klimaschutz nicht
länger leisten!



Der heute vom Austrian Panel on Climate Change (APCC) in
Zusammenarbeit mit dem Klima- und Energiefonds veröffentlichte zweite
Österreichische Sachstandsbericht zum Klimawandel (Austrian Assessment
Report, AAR2) zeigt klar: Auf Kurs für die Erreichung der Klimaziele
ist Österreich derzeit nicht. Die voranschreitende Klimakrise bedroht
Österreich mit verheerenden Folgen. "Nach Durchsicht der ersten
Kapitel des Berichts wird der Ernst der Lage schnell klar", stellt
Hannah Keller, Klima- und Energiesprecherin der
Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000, fest. Die weiteren Kapitel geben
aber Grund zur Hoffnung: "Sie zeigen Handlungsfelder für Politik und
Wirtschaft, die uns endlich auf den Zielpfad bringen könnten. Das
gelingt aber nur, wenn die Bundesregierung beim Klimaschutz nicht
länger den Rotstift ansetzt, sondern stattdessen umweltschädliche
Subventionen abbaut."

Auswirkungen der Klimakrise auf Österreich

Welchen Unterschied jedes einzelne Grad Celsius Erd-Erhitzung für
Österreich bedeutet, wird im Statusbericht detailliert behandelt.
Gleich zu Beginn zeigt sich, dass die Temperaturen im Vergleich zum
vorindustriellen Niveau rund doppelt so stark gestiegen sind wie im
globalen Durchschnitt. Diese Anstiege wirken sich auf
Starkniederschläge, Hitzeperioden und Dürren aus.

Bei einer Erwärmung von 1,5 Grad gibt es 3,5-mal mehr Hitzetage und
Dürreperioden sowie einen Anstieg von 12,3% bei Starkregenfällen.
Bei 4 Grad Erwärmung im globalen Schnitt müsste man hier mit rund
achtmal mehr Hitzetagen, fünfmal mehr Dürreperioden und einem 23,8%
Anstieg von Starkregenfällen rechnen.

Extremwetterereignisse und Hitzewellen stellen eine massive Gefahr für
unsere Sicherheit und unsere Gesundheit dar, richten jährlich Schäden
im Milliardenbereich an und gefährden noch intakte Ökosysteme. "Diese
Zahlen zeigen deutlich, dass jedes zehntel Grad an Erwärmung, das wir
verhindern können, einen Unterschied macht. Das Risiko für die
Lebensqualität der Österreicher:innen steigt rasant und gefährdet auch
die Zukunft unserer Wirtschaft und Energieversorgung", so Keller.

Wo lassen sich Emissionen einsparen?

Es gibt in allen Sektoren zahlreiche Optionen, um Emissionen zu
reduzieren. Das größte Potenzial zeigt hier die Elektrifizierung und
der Ausstieg aus fossilen Energiequellen, aber auch im
Industriesektor. Besonders bei Schlüsselbereichen wie der
Stahlerzeugung und im Verkehrsbereich besteht großes
Einsparungspotenzial. "Essenziell ist dabei der Ausbau erneuerbarer
Energien. Hier fordern wir eine bessere Zusammenarbeit zwischen Bund
und Ländern, vor allem im Bereich des Windkraftausbaus, wo Zonierungen
nicht willkürlich, sondern einheitlich und nach Windpotentialen
erfolgen müssen", verlangt Keller.

Maßnahmen müssen sozial verträglich sein

Alle getroffenen Maßnahmen müssen aber auch sozial verträglich
gestaltet sein, damit sie von der Gesellschaft mitgetragen werden.
"Haushalte mit niedrigem Einkommen sind unverhältnismäßig stark von
den Folgen der Klimakrise betroffen. Die Politik muss dafür sorgen,
dass sie nicht auch noch einen Großteil der Kosten für Klimaschutz-
und Klimaanpassungsmaßnahmen zahlen."

Der neue Bericht bestätigt auch hier, was GLOBAL 2000 schon lange
fordert. Effektive Klimapolitik muss tief in wirtschaftliche und
politische Strukturen eingreifen. "Eine sozial gerechte Transformation
von Wirtschaft und Gesellschaft gelingt nur, wenn Wohlstand aus der
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen, der Versiegelung von Flächen
und dem übermäßigen Konsum von Ressourcen gelöst wird", so Keller
abschließend.

Über den AAR2

Mehr als 200 Wissenschaftler:innen haben an diesem Bericht
mitgearbeitet, und über 100 externe Gutachter:innen haben an der
mehrstufigen wissenschaftlichen Evaluierung mitgewirkt. Der AAR2 baut
auf dem ersten österreichischen Sachstandsbericht zum Klimawandel aus
dem Jahr 2014 und einer Reihe von nachfolgenden Sonderberichten auf,
die vom Austrian Panel on Climate Change (APCC) und dem Climate Change
Centre Austria (CCCA) koordiniert wurden.

 * 

Quelle:

Presseaussendung, 17.06.2025

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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POLITIK/701: Deutschland intensiviert Klimadiplomatie im Vorfeld der Weltklimakonferenz (BMUKN)

Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare
Sicherheit 

Pressemitteilung - 02.07.2025

Deutschland intensiviert Klimadiplomatie im Vorfeld der Weltklimakonferenz



Staatssekretär Jochen Flasbarth trifft heute in Brasilien die
diesjährige Präsidentschaft der Weltklimakonferenz (COP30).
Anschließend reist er in das G20-Vorsitzland Südafrika sowie nach
China. Im Zentrum der Reise steht die Vorbereitung der
Weltklimakonferenz (COP30) in Brasilien und ein entschlossenes
Voranschreiten beim weltweiten Klimaschutz. Ein weiteres zentrales
Thema sind die internationalen Verhandlungen für ein globales
Plastikabkommen, die im August in Genf zum Abschluss kommen sollen.

Umwelt- und Klimastaatssekretär Jochen Flasbarth: "Angesichts der
aktuellen Hitzewelle in Deutschland und Europa liegt es auf der Hand:
beim Klimaschutz muss es vorangehen. In Anbetracht der krisengeplagten
Weltlage droht die Eindämmung des Klimawandels allerdings mancherorts
von der tagespolitischen Agenda zu verschwinden. Klimaschutz ist
jedoch zentral für die Verhinderung vieler Krisen. Zudem bergen
Klimaschutzmaßnahmen enorme Wachstumspotentiale. Der internationale
Klimaschutz bleibt ein zentrales Anliegen der Bundesregierung. Die
Zwischenverhandlungen in Bonn waren ein wichtiger Meilenstein auf dem
Weg zur COP30. Nun suche ich den direkten Austausch mit unseren
Partnern, um die Gespräche zu vertiefen und Weichenstellungen für eine
erfolgreichen COP 30 zu eruieren. Gleichzeitig nutze ich die
Gelegenheit, für ein starkes internationales Plastikabkommen zu
werben."

Erste Station der Reise ist am 2. und 3. Juli Brasília, um mit der
brasilianischen COP30-Präsidentschaft Erwartungen an die Konferenz zu
teilen und größtmögliche Unterstützung Deutschlands zuzusichern. Neben
klimapolitischen Fragen stehen auch weitere zentrale Umweltthemen auf
der Agenda. Mit Blick auf Brasiliens einzigartige Ökosysteme kommt dem
Schutz von Wäldern sowie die bilaterale Zusammenarbeit in Umweltfragen
eine besondere Bedeutung zu.

Anschließend besucht Staatssekretär Flasbarth vom 4. bis 6. Juli das
G20-Vorsitzland Südafrika. Bei dem Besuch geht es darum, wie die
wirtschaftlich stärksten Staaten der Welt die klimapolitischen
Verhandlungen und Umsetzungsmaßnahmen gemeinsam voranbringen können.
Zentrale Themen der Gespräche stellen neben der COP30 und den im
Vorfeld der Konferenz vorzulegenden nationalen Klimazielen (NDCs) auch
die Verhandlungen zum Plastikabkommen sowie die Zusammenarbeit im
Rahmen der Partnerschaft für eine sozial gerechte Energiewende (Just
Energy Transition Partnership/JET-P) dar.

Das dritte Ziel der Reise ist China, als weltweit zweitstärkste
Volkswirtschaft sowie größter Treibhausgas-Emittent und
Plastikproduzent ein Schlüsselstaat für die Klima- und
Plastikverhandlungen. Die Reise findet im Vorfeld des EU-China-Gipfels
statt. Im Mittelpunkt der Gespräche stehen die neuen NDCs sowie das
Thema internationale Klimafinanzierung. Die Reise von Staatssekretär
Flasbarth nach Peking am 7. Juli ist ein wichtiger Schritt in der
bilateralen Zusammenarbeit zwischen Deutschland und China im Bereich
Klimaschutz und unterstreicht die Bedeutung internationaler
Kooperation beim Schutz der globalen Güter.

02.07.2025 | Pressemitteilung Nr. 054/25 | Klimaschutz




Weitere Informationen

Pressemitteilung Klimaschutz | 27.06.2025

Schneider: "Konfliktlinien müssen endlich überwunden werden"

2025 entscheidendes Jahr für den internationalen Klimaschutz

https://www.bundesumweltministerium.de/pressemitteilung/schneider-konfliktlinien-muessen-endlich-ueberwunden-werden

Pressemitteilung Klimaschutz | 16.06.2025

Schneider: "Wir können die Erderhitzung weiter begrenzen"

Zwischen Klimafinanzierung und Abkehr von fossiler Energie -
UN-Konferenz in Bonn ebnet Weg zur COP30

https://www.bundesumweltministerium.de/pressemitteilung/schneider-wir-koennen-die-erderhitzung-weiter-begrenzen

COP30-Konferenzseite - externe Webseite (Englisch)

https://cop30.br/en

Klimaschutz - Themenseite

https://www.bundesumweltministerium.de/themen/klimaschutz/ueberblick-klimaschutz

Internationales - Themenseite

https://www.bundesumweltministerium.de/themen/internationales/ueberblick-internationales

 * 

Quelle:

BMUKN-Pressemitteilung, 02.07.2025

Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Tel.: 030 18 305-0, Fax: 0228 99 305-3225
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POLITIK/700: Umweltminister Schneider - "Konfliktlinien müssen endlich überwunden werden" (MUKN)

Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare
Sicherheit 

Pressemitteilung - 27.06.2025

Schneider: "Konfliktlinien müssen endlich überwunden werden"


2025 entscheidendes Jahr für den internationalen Klimaschutz

Gestern gingen die UN-Klimaverhandlungen in Bonn zu Ende. Brasilien
als kommende Präsidentschaft der COP 30 hat alle Vertragsstaaten des
Pariser Abkommens aufgerufen, bis September ihre nationalen Klimapläne
vorzulegen.



Brasilien als kommende Präsidentschaft der nächsten Weltklimakonferenz
(COP 30) hat bei den UN-Klimaverhandlungen alle Vertragsstaaten des
Pariser Abkommens aufgerufen, bis September ihre nationalen Klimapläne
vorzulegen und engagierter zur Einhaltung der 1,5-Grad-Celsius-Grenze
beizutragen. Auch wenn die Lücke seit dem Pariser Abkommen schon
deutlich kleiner geworden ist: sie ist noch gefährlich groß und eine
erfolgreiche COP 30 muss darauf entschieden reagieren. Das fordern
Deutschland, die EU und eine breite Staatenallianz aus dem Globalen
Norden und Süden. Sie unterstützen Brasilien dabei, auf der kommenden
Weltklimakonferenz zahlreiche Klimaschutzmaßnahmen wie die globale
Energiewende oder die Methanminderung, deutlich zu beschleunigen. Alle
notwendigen Grundlagen sind dafür gelegt. Dies wurde in den
vergangenen zwei Wochen auf den Zwischenverhandlungen (SB62) in Bonn
deutlich, wo die internationale Staatengemeinschaft Kernthemen zur
weiteren Umsetzung des Pariser Weltklimaabkommens verhandelt hat. Zur
Konferenz vom 16. Juni bis 26. Juni kamen bis zu 9000 Teilnehmer und
Teilnehmerinnen aus aller Welt zusammen, sowohl Vertreter und
Vertreterinnen der Regierungen als auch aus Wissenschaft,
Zivilgesellschaft und Wirtschaft. Es ist die größte UN-Konferenz, die
in Deutschland stattfindet.

Bundesumwelt- und Klimaschutzminister Carsten Schneider:

"Das Ergebnis von Bonn wird dem Ernst der Lage nicht gerecht. Es
dominieren immer noch zu sehr die alten Konfliktlinien: Norden gegen
Süden, die Treiber der Energiewende gegen fossile Bremser. Wir können
die Erderwärmung aber nur gemeinsam in den Griff bekommen. Darum gilt
es, die alten Konflikte hinter uns zu lassen. In Zeiten vieler
internationaler Konflikte und Kriege ist es umso wichtiger, die
Bekämpfung der Klimakrise in einem stabilen multilateralen Prozess
gemeinsam voranzutreiben. Der zunehmende Klimawandel ist eine der
großen Bedrohungen für Sicherheit und Freiheit - für die Menschen von
heute, für die Menschen von morgen. Die Verhandlungen in Bonn haben
noch einmal unterstrichen, wie wichtig es ist, dass alle Staaten
dieses Jahr neue, bessere Klimapläne vorlegen, um die große Lücke zur
1,5-Grad-Grenze noch zu schließen. Die Klimaschutz-Beiträge der
Vertragsstaaten sind das Herzstück des Pariser Abkommens. Die
technischen und ökologischen Lösungen, die den Klimawandel eindämmen
können, sind alle da. Die weltweite Verdreifachung der Erneuerbaren
Energien, effizientere Energienutzung, Waldschutz und
Kreislaufwirtschaft müssen jetzt weltweit in staatliches Handeln
einfließen. Sie müssen fair, sozial verträglich und ökonomisch
sinnvoll ausgestaltet werden - auch das hat die Weltgemeinschaft
klargemacht. Die EU wird hierzu einen entscheidenden Beitrag leisten."

Die brasilianische Präsidentschaft hat in Bonn angekündigt, die
subnationale Ebene, Teilstaaten, Regionen, Kommunen und Unternehmen
besser in die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens einzubeziehen und
deutlich stärken. So nahmen an den Zwischenverhandlungen auch
Bürgermeister, Expertinnen und Experten aus kommunalen oder regionalen
Verwaltungen und Regierungen teil, darunter auch aus den USA.

Viele Industrieländer unterstrichen zudem die Bedeutung der
öffentlichen Klimafinanzierung, betonten aber gleichzeitig, wie
wichtig es nun ist, dass sich auch weitere Länder an der
internationalen Klimafinanzierung beteiligen und im großen Umfang
private Mittel in die Lösungen der Klimakrise investiert werden. Nur
so lässt sich das Klimafinanzierungsziel für die Zeit nach 2025
erreichen.

Die Verhandlungen in Bonn verdeutlichten zudem die Wechselwirkung von
Klimakrise, Biodiversitätsverlust und Landdegradierung, verbunden mit
dem Ziel die Zusammenarbeit zwischen Klima-, der Biodiversitäts- und
Wüstenkonvention noch enger zu verzahnen und Synergien bei der
Umsetzung zu hebeln.

Die Konferenz wurde auch dazu genutzt, aktuelle Studien zum
volkswirtschaftlichen Nutzen von Klimaschutzmaßnahmen unter den
Vertragsstaaten zu diskutieren. Eine aktuelle Studie der OECD und der
Vereinten Nationen macht deutlich, dass ambitionierter Klimaschutz
nicht nur ökologisch sinnvoll, ist sondern sich auch wirtschaftlich
rechnet. Ein konsequenter Klimakurs, der mit dem 1,5-Grad-Ziel
vereinbar ist, würde das globale Wirtschaftswachstum bis 2040 um 0,2
Prozent steigern - im Vergleich zur aktuellen Politik. Bis 2100 könnte
das Plus sogar bis zu 13 Prozent betragen, vor allem durch vermiedene
Schäden infolge von Klimakatastrophen.

An der UN-Konferenz nahmen zahlreiche zivilgesellschaftliche
Organisationen sowie insbesondere Jugendliche aus Ländern des Globalen
Südens teil; es ist die erste multilaterale Verhandlung zur Umsetzung
des Pariser Abkommens seit der Austrittsankündigung der USA.

27.06.2025 | Pressemitteilung Nr. 051/25 | Klimaschutz


Weitere Informationen

Pressemitteilung Klimaschutz | 16.06.2025

Schneider: "Wir können die Erderhitzung weiter begrenzen"

Zwischen Klimafinanzierung und Abkehr von fossiler Energie -
UN-Konferenz in Bonn ebnet Weg zur COP30

https://www.bundesumweltministerium.de/pressemitteilung/schneider-wir-koennen-die-erderhitzung-weiter-begrenzen

Klima-Zwischenkonferenz des UN-Klimasekretariats - UNFCC externe
Webseite (Englisch)

https://unfccc.int/sb62

Klimaschutz - Themenseite

https://www.bundesumweltministerium.de/themen/klimaschutz/ueberblick-klimaschutz

Internationales - Themenseite

https://www.bundesumweltministerium.de/themen/internationales/ueberblick-internationales
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Sicherheit

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Tel.: 030 18 305-0, Fax: 0228 99 305-3225
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RECHT/052: Rechtsgutachten zum Sondervermögen für die Länder - Für gutes Klima in Kommunen (WWF)

World Wide Fund For Nature

WWF Pressemitteilung - 3. Juli 2025

Pressemitteilung zu neuem WWF-Rechtsgutachten zum Sondervermögen für
die Länder

Für gutes Klima in Kommunen



Berlin, 3.7.2025: Klimaschutz muss Kernkriterium für die Mittel aus
dem Sondervermögen für die Länder sein. Denn das Sondervermögen stellt
explizit Gelder für Klimaneutralität und Infrastruktur zur Verfügung.
Klimaschutz aus dem Errichtungsgesetz der Länder auszulassen, und dazu
auch noch das Kriterium der Zusätzlichkeit zu streichen, wäre
vermutlich verfassungswidrig. Das zeigt ein neues Rechtsgutachten der
renommierten Kanzlei Günther im Auftrag des WWF Deutschland. Darin
werden die wichtigsten Kriterien für das neu zu schaffende 
Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz gemäß Art. 143h 
Abs. 2 GG aufgezeigt. Der Gesetzesentwurf wurde am Mittwoch vom Bundeskabinett
beschlossen. Unterstützt wird das Rechtsgutachten vom Klima-Bündnis,
Europas größtem Städtenetzwerk für Klimaschutz und Klimaanpassung mit
über 600 Mitgliedskommunen in Deutschland.

"Für wirksamen Klimaschutz in Deutschland brauchen wir die Länder und
Kommunen. Es ist richtig und wichtig, dass sie Mittel aus dem neuen
Sondervermögen bekommen, denn sie brauchend dringend einen größeren
finanziellen Spielraum für die Daseinsvorsorge der Menschen in den
Städten und auf dem Land. Und die Daseinsvorsorge kann nur dann sozial
gerecht und langfristig erfolgreich sein, wenn sie Klimaschutz und
Klimaanpassung umfassend integriert. Dafür braucht es weitreichende
finanzielle Ressourcen - die Mittel aus dem Sondervermögen können nur
ein Teil davon sein", sagt Viviane Raddatz, Klimachefin beim WWF
Deutschland.

"Die finanzielle Lage vieler Kommunen ist prekär, dabei sind sie
Rückgrat der Energiewende und Schlüssel für eine lebenswerte Zukunft
der Menschen vor Ort. Die Gelder aus dem Sondervermögen bieten eine
große Chance, zukunftsgerichtet zu investieren. Dafür müssen sie
konsequent für den Klimaschutz und eine klimafreundliche Infrastruktur
eingesetzt werden. Die Auszahlung muss bürokratiearm erfolgen -
idealerweise im Rahmen einer Pro-Kopf-Pauschale für kommunale
Klimainvestitionen", fordert Andreas Wolter, Vorstandsvorsitzender des
Klima-Bündnis und Bürgermeister von der Stadt Köln.

Da Klimaneutralität und Infrastruktur als Ziele des Sondervermögens
gleichberechtigt nebeneinanderstehen und es einen Verfassungsauftrag
zum Klimaschutz gibt, dürfen Investitionen grundsätzlich dem Ziel der
Klimaneutralität nicht zuwiderlaufen, also z.B. nicht fossile Energien
finanzieren. Sinnvoll wäre, mindestens die Hälfte der Mittel direkt in
den Klimaschutz zu leiten. Rechtlich geboten ist, jede Investition
einem Klima-Check zu unterziehen. Und: Jede Investition des
Sondermögens muss "zusätzlich" erfolgen und darf keine Umwidmung
bereits bestehender Projekte sein. Dies gilt sowohl für die Mittel auf
Bundesebene als auch für die Mittel der Länder - und für die Kommunen,
wenn die Mittel weitergegeben werden.

"Der Bund-Länder-Beschluss, Steuersenkungen über das Sondervermögen zu
kompensieren, ist rechtlich nicht zu halten. Denn aus dem gerade
geänderten Grundgesetz lässt sich klar ableiten, dass das
Sondervermögen nur für zusätzliche Zukunftsinvestitionen vorgesehen
ist. Länder und Kommunen brauchen insgesamt eine bessere und
verlässliche Ausfinanzierung auch für den Klimaschutz. Verschiebungen
aus dem Sondervermögen schaffen aber nur auf Jahre
Rechtsunsicherheiten", sagt Roda Verheyen, Rechtsanwältin und
Co-Autorin des Gutachtens.

Von strategischen, langfristigen und wirkungsvollen Investitionen in
den Klimaschutz und die Klimaanpassung profitieren alle: Sie
unterstützen Planungssicherheit und wirtschaftliches Wohlergehen,
schaffen gleichwertige und gute Lebensverhältnisse und vermeiden
exorbitante Kosten durch eine ungebremste Klimakrise (etwa
Gesundheitskosten oder Schäden durch Extremwetterereignisse).


Eckpunkte zum Entwurf eines Länder- und
Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz

In Artikel 143h des Grundgesetzes (GG) wurden die
verfassungsrechtlichen Grundlagen für ein Sondervermögen geschaffen,
über das in den kommenden 12 Jahren bis zu 500 Milliarden Euro für
zusätzliche Investitionen in Infrastruktur und Klimaschutz
bereitgestellt werden können. PDF - 398,08 KB

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Klima/WWF-Eckpunkte-Infrastrukturfinanzierungsgesetz.pdf

Eckpunkte für ein verfassungskonformes Errichtungsgesetz
Sondervermögen Infrastruktur und Klimaschutz

Im März 2025 trafen SPD, CDU und Grüne die wohl bedeutsamste
fiskalpolitische Entscheidung seit Einführung der Schuldenbremse im
Jahr 2009. PDF - 14,05 MB

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Klima/Sondervermoegen-Infrastruktur-und-Klimaschutz.pdf

Analyse zur Mittelverwendung über die EU-ETS-Richtlinie und Folgen für
die Verwendung des Sondervermögens Infrastruktur und Klimaschutz

Dieser Vermerk analysiert, ob die rechtlichen Anforderungen darin
hinreichend abgebildet sind. Am Schluss findet sich eine
Formulierungshilfe. PDF - 273,03 KB

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Klima/Gesetz-Klima-Transformationsfonds.pdf
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STIMMEN/358: EU-Klimaziel gesetzt - Pfad unklar (WWF)

World Wide Fund For Nature / WWF - 2. Juli 2025

Pressestatement zum neuen EU-Klimaziel für 2040

Klimaziel gesetzt - Pfad unklar



Berlin, 2.7.2025: Das neue Klimaziel der EU von 90 Prozent
Treibhausgasreduktion bis 2040 ist laut WWF das bare Minimum
angesichts der historischen Verantwortung Europas für die Klimakrise.
Es dürfe zudem nicht mit fragwürdigen internationalen
Emissionszertifikaten oder durch massive vermeintliche CO2-Entnahmen
erreicht werden, warnt die Umweltorganisation anlässlich der
Vorstellung des Klimaziels von der EU-Kommission. Dazu sagt Viviane
Raddatz, Klimachefin beim WWF Deutschland:

"Das Timing passt zumindest: Während wir in Deutschland Temperaturen
bis zu 40 Grad erwarten, stellt die EU-Kommission in Brüssel ihr neues
Klimaziel für 2040 vor. Die aktuelle Hitze ist nur eine der spürbaren
Folgen der Klimakrise. Das neue Klimaziel ist ein wichtiger Schritt,
die Erderhitzung endlich einzudämmen und unser aller Gesundheit zu
schützen. Doch es darf nicht bei hehren Absichten bleiben: Wir müssen
in die Umsetzung kommen - und das schnell. Je mehr Emissionen wir
jetzt einsparen, desto besser sind die Folgen der Klimakrise noch zu
bewältigen, desto höheren Kosten entgehen wir, desto zukunftssicherer
machen wir uns. Wir müssen den Großteil der Emissionen vor 2035
einsparen. Das sollte sich auch in dem neuen Klimabeitrag der EU zum
Pariser Klimaabkommen (NDC) niederschlagen, der bis September
vorliegen muss.

Europa als Wiege der industriellen Revolution und der Klimakrise trägt
eine klare Verantwortung. Die EU muss zuhause klar Schiff machen,
anstatt die Emissionsreduktion über Zertifikate mit zweifelhafter
Klimawirkung auszulagern. Auch dürfen keine CO2-Entnahmen im
EU- Emissionshandel integriert werden - zumal die aktuellen Pläne zur
permanenten CO2-Entnahme massive Unsicherheiten und Risiken bergen,
etwa eine mögliche Schädigung der natürlich Senken Europas. Nicht
zuletzt erweckt dies den gefährlichen Anschein, dass Emissionen im
Industrie- und Energiesektor weniger stark reduziert werden müssen.

Die EU-Kommission hätte mit dem Klimaziel 2040 die Chance nutzen
müssen, drei getrennte Ziele zu formulieren: für Emissionsreduktionen,
für naturbasierte Entnahmen und für permanente Entnahmen. Dadurch
könnte verhindert werden, die nötigen Reduktionen mit unsicheren
Entnahmen schönverrechnen zu wollen. Das angekündigte "Fit for
90"-Paket kann den Weg bereiten für ein zukunftsfähiges Europa, wenn
es wirksame Maßnahmen zeitnah in die Umsetzung bringt.

Deutschland als wirtschaftliches Schwergewicht Europas muss seinen
Beitrag leisten, um uns vor den aktuellen und in den nächsten Jahren
umso spürbareren Folgen der Klimakrise zu schützen. Hier erwarten wir
insbesondere vom Sondervermögen, Meilenschritte in Richtung eines
klimafreundlichen Deutschlands zu finanzieren, anstatt schädliche
Strukturen etwa der Fossilindustrie aufrechtzuerhalten."

Hintergrund:

Die EU-Kommission hat als Klimaziel für 2040 eine
Treibhausgasreduktion von minus 90 Prozent bis 2040 vorgeschlagen.
Davon sollen bis zu 3 Prozent ab 2036 über internationale Zertifikate
erreicht werden können. Es soll zudem geprüft werden, ob die
Integration von permanenten CO2-Entnahmen in den EU-Emissionshandel
zur Zielerreichung beiträgt. Der Vorschlag wird nun in die Abstimmung
mit Parlament und Rat gehen. Nach wie vor fehlt das neue NDC der EU
unter dem Pariser Klimaabkommen: Für die Zeit bis 2035 hätte die EU
formell schon bis Februar einen neuen Klimabeitrag einreichen müssen.
Er muss nun bis spätestens September vorliegen, um noch in Analysen
für die Klimakonferenz COP30 im November in Brasilien einfließen zu
können. Ein ambitioniertes europäisches NDC wäre ein wichtiges Zeichen
gegenüber der internationalen Staatengemeinschaft.
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STIMMEN/357: EU-Kommission zum Klimaziel 2040 - Kompromissversuch schwächt Klimaambition (GW)

Germanwatch e.V. - Pressemitteilung, 2. Juli 2025

EU-Kommission zum Klimaziel 2040: Kompromissversuch schwächt
Klimaambition

Germanwatch fordert zu zügigen Verhandlungen und Vorreiterrolle der EU
bei zusätzlichem 2035-Klimaziel auf / Greenwashing-Gefahr bei
internationalen CO2-Zertifikaten



Brüssel/Berlin (2. Juli 2025). Die Umwelt- und
Entwicklungsorganisation Germanwatch bedauert, dass der Vorschlag der
EU-Kommission zum Klimaziel für 2040 hinter das Notwendige
zurückfällt. "Dieser Entwurf kommt spät und bleibt hinter den
Anforderungen des Pariser Abkommens zurück. Immerhin hat die
EU-Kommission dem Druck mehrerer Mitgliedstaaten nur teilweise
nachgegeben. So bleibt das vorgeschlagene Reduktionsziel der EU für
2040 formal bei 90 Prozent. Real würde es aber um drei Prozent
reduziert, wenn die EU wie nun vorgeschlagen in diesem Ausmaß die
Anrechnung internationaler Klimaschutz-Zertifikate mit all ihren
Risiken akzeptiert. Der Europäische Klimabeirat hatte ein höheres Ziel
für 2040 gefordert. Dies würde bei guter Umsetzung die
Wettbewerbsfähigkeit der EU stärken und Abhängigkeiten von fossilen
Autokratien massiv reduzieren", kommentiert Christoph Bals,
Politik-Vorstand von Germanwatch.

Bals weiter: "Immerhin fährt die EU-Spitze in zwei Wochen nicht mit
leeren Händen zu den wichtigen Gesprächen nach China, das in den
nächsten Monaten ebenfalls ein neues Klimaziel für 2035 vorlegen muss.
Die internationale Führungsrolle der EU wird sich nun daran
entscheiden, wie ambitioniert ihr eigenes Ziel für 2035 im September
ausfällt."

Germanwatch fordert, dass die EU und China rechtzeitig vor der
Weltklimakonferenz in Brasilien ambitionierte Zwischenziele für 2035
beschließen, die weltweit eine Dynamik zu mehr Klimaschutz entfachen
können. "Wenn die EU und China nicht vorangehen, fehlt der zentrale
Motor der Verhandlungen. Idealerweise sollte das Ziel der EU für 2035
bei mindestens minus 76 Prozent liegen, denn es wäre ökonomisch
sinnvoll, in der ersten Hälfte der 30er Jahre etwas schneller
vorzugehen, um den schwierigeren Part danach besser meistern zu
können. Würde man von 2030 bis 2040 gleichmäßig reduzieren, hätten wir
2035 nur 71 bis 72,5 Prozent. Alles darunter wäre grundgesetzwidrig,
da eine langsamere Reduktion zu Beginn die Freiheitsrechte junger
Generation einschränken würde. Das Klimaziel sollte die EU spätestens
im September beschließen, so dass es vor der Weltklimakonferenz in
Brasilien eingereicht werden kann", fordert Petter Lydén,
Bereichsleiter für Internationale Klimapolitik bei Germanwatch.

Risiken der Zertifikate durch klare Kriterien begrenzen

Charly Heberer, Referent für EU-Klimapolitik bei Germanwatch: "Die
Initiative, sich für drei Prozentpunkte des Ziels sogenannte
'hochwertige Artikel-6-Zertifikate' anrechnen lassen zu können, kommt
auch von der Bundesregierung. Diese steht nun in besonderer
Verantwortung, dass die dahinterstehenden Emissionsminderungsprojekte
außerhalb der EU zu wirklichen Minderungen und zusätzlichem
Klimaschutz führen - wie im Pariser Abkommen verlangt. Der Handel
internationaler Zertifikate ist für den Klimaschutz und die
Glaubwürdigkeit der EU-Klimapolitik ein Hochrisikogeschäft. Zentral
ist nun, dass die Zertifikate nicht im Emissionshandel der EU
akzeptiert werden, denn das könnte dort das Vertrauen in den Markt
untergraben und damit den finanziellen Anreiz für Unternehmen
schwächen, klimafreundlich zu produzieren."

Heberer weiter: "Es ist wichtig, dass nun die Vorgaben zu den
Zertifikaten im Koalitionsvertrag wie 'hochqualifiziert'
'zertifiziert' und 'permanent' seriös definiert werden. Die Nutzung
von internationalen Zertifikaten aus den sehr problematischen
Waldprojekten zum Beispiel schließt der Koalitionsvertrag mit diesen
Kriterien aus."
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STIMMEN/356: EU-Klimaziel 2040 - Starkes Ziel für Europas Resilienz, Unabhängigkeit und Wettbewerbsfähigkeit (DNR)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Pressemitteilung, 02.07.2025

EU-Klimaziel
2040: Starkes Ziel für Europas Resilienz, Unabhängigkeit und
Wettbewerbsfähigkeit 2040-Ziel



Berlin/Brüssel - Die EU-Kommission hat heute ihren Vorschlag für das
EU-Klimaziel 2040 vorgelegt: eine Emissionsminderung um 90% gegenüber
1990. Der Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR) begrüßt
dieses überfällige Signal - warnt jedoch vor gefährlichen
Schlupflöchern, die das Ziel politisch entkernen und wirtschaftlich
untergraben würden.

Dazu kommentiert DNR-Präsident Kai Niebert: "Ein starkes Klimaziel ist
kein Selbstzweck. Es ist der zentrale Rahmen, um Europas Industrie
klimaneutral, resilient und unabhängig von fossilen Autokratien zu
machen. Nur wer klare Zielpfade vorgibt, schafft
Investitionssicherheit und reduziert die Steuerungskosten im Detail."

Niebert verweist auf die aktuellen geopolitischen Verwerfungen und die
strukturellen Herausforderungen der europäischen Industrie. "Ein
verbindliches Klimaziel ist das, was früher der Wechselkurs war: ein
verlässlicher Anker für strategische Entscheidungen. Ohne Zielpfad
keine Planbarkeit, ohne Planbarkeit keine Transformation."

Schlupflöcher entwerten das Ziel - Verantwortung nicht auslagern


Kritisch sieht der DNR die vorgesehene Möglichkeit, bis zu drei
Prozent des Ziels über internationale Zertifikate zu erreichen. "Wer
Klimaschutz auslagert, verliert nicht nur Glaubwürdigkeit, sondern
auch Kontrolle. Europas Industrie braucht den Umbau im eigenen Haus -
nicht Kompensation auf dem Papier."

Auch die angedachte Anrechnung von Negativemissionen im
EU-Emissionshandelssystem (ETS) bewertet der DNR als riskante
Schwächung: "Das ETS ist das derzeit effektivste Steuerungsinstrument
der EU - es darf nicht verwässert werden, indem es mit hypothetischen
Senken verrechnet wird."

Industriepolitik braucht Zielpolitik 

Ein verbindliches 2040-Ziel ist Voraussetzung für die Umsetzung des
"Clean Industrial Deal" der EU. Es ermöglicht die Planung notwendiger
Infrastruktur, die strategische Ausrichtung von Förderinstrumenten und
den Aufbau sicherer europäischer Lieferketten - von grünem Stahl bis
Wasserstoff. "Ohne klares Klimaziel bleibt der industrielle Umbau eine
Aneinanderreihung von Einzelentscheidungen. Nur das Ziel schafft den
Rahmen, der Selbstvertrauen, Tempo und Richtung gibt", so Niebert.

Mit dem
2040-Ziel globale Verantwortung übernehmen - und europäische
Interessen sichern 

Mit Blick auf die kommende UN-Klimakonferenz fordert der DNR die
zügige Verabschiedung des Ziels - sowie die Ableitung eines
2035-Zwischenschritts. "Europa braucht in der Klimapolitik
strategische Führungsstärke - nicht als diplomatische Geste, sondern
aus eigenem Interesse. Wer Abhängigkeiten verringern, Lieferketten
stabilisieren und Wohlstand sichern will, braucht ambitionierte
Klimaziele als Leitinstrument."

DNR an Bundesregierung: Jetzt Führungsrolle annehmen 

Die Bundesregierung muss sich in den Verhandlungen klar zum 90%-Ziel
bekennen - und jede Abschwächung verhindern. Dazu Kai Niebert: "Die
EU-Kommission hat geliefert. Jetzt muss Berlin europapolitisch führen -
 und zeigen, dass Klimaschutz nicht mehr als moralischer Auftrag
gedacht wird, sondern als industrie- und sicherheitspolitische
Notwendigkeit."
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STIMMEN/355: Abschluss der UN-Klimaverhandlungen in Bonn - Dringlichkeit dringt nicht durch (WWF)

World Wide Fund For Nature / WWF - 26. Juni 2025

Pressemitteilung zum Abschluss der UN-Klimaverhandlungen in Bonn

Dringlichkeit dringt nicht durch



Berlin, 26.6.2025: Die UN-Klimaverhandlungen in Bonn enden ohne
nennenswerte Fortschritte. Weder beim Thema Emissionsreduktion noch
beim Thema Finanzierung haben die Verhandler:innen wirksame Schritte
in Richtung Umsetzung gemacht. Damit lastet noch mehr Druck auf der
großen Klimakonferenz COP30 Ende des Jahres im brasilianischen Belém,
damit sich Vereinbartes endlich in messbaren Maßnahmen niederschlägt.

"Die Dringlichkeit der Klimakrise hat sich bei den
Klimazwischenverhandlungen nicht in konkreten Verhandlungsergebnissen
niedergeschlagen. Es brauchte aus Bonn deutliche Signale für
ambitionierte nationale Klimabeiträge und einen Schub für deren
Umsetzung. Beides kam nicht. Bis zur COP in Brasilien muss jetzt
nachgeliefert werden", sagt Viviane Raddatz, Klimachefin beim WWF
Deutschland.

Der WWF fordert die brasilianische Präsidentschaft auf, den
Diskussionen zur Umsetzung der ersten globalen Bestandsaufnahme und
des neuen gemeinsamen Finanzierungsziels vor und in Belém den nötigen
Raum zu geben. Um die Emissionen zu senken, muss die Weltgemeinschaft
die Abkehr von Kohle, Öl und Gas beschleunigen und erneuerbare
Energien ausbauen. Das Ziel von 1,3 Billionen US-Dollar jährlich an
Klimafinanzierung bis 2035 ist keine Worthülse. Es ist eine der
wichtigsten Grundlagen für eine lebenswerte Zukunft für die Menschen
überall auf der Welt, auch in Deutschland. Dafür braucht es einen
klaren Plan für die Operationalisierung.

"Der Blick geht hier für uns eindeutig auch nach Deutschland. Die
Bundesregierung verschiebt Gelder, statt mit Verstand und
grundgesetzfest in Klimaneutralität zu investieren. Laut Haushaltsplan
werden auch die zugesagten sechs Milliarden Euro an jährlicher
internationaler Klimafinanzierung nicht erreicht. Die Folge wären
enorme Vertrauensverluste in den internationalen Verhandlungen und
unzureichender Klimaschutz. Das gefährdet unser Wohlergehen
unmittelbar", so Raddatz.

Auch beim Thema Minderung müssen besser gestern als heute wirksame
Maßnahmen umgesetzt werden. Dazu gehört insbesondere der Ausstieg aus
schädlichen fossilen Energien. "Auch hier muss sich Deutschland an die
eigene Nase fassen. Während uns auf ausgedörrten Böden die Wälder
wegbrennen, wirft die Bundesregierung noch die Gasfackel drauf: Im
Klimafonds beschließt sie Gassubventionen, anstatt sich an der im
Grundgesetz festgeschriebenen Klimaneutralität zu orientieren. Das ist
widersinnig. Der Bundestag ist nun gefordert, derartige Fehlplanungen
zu korrigieren."

Der WWF fordert auch die EU auf, Verantwortung zu zeigen und bis
spätestens September einen ambitionierten Klimabeitrag (NDC)
einzureichen. "Europa muss seiner historischen Verantwortung gerecht
werden. Hier liegt die Wiege der industriellen Revolution - und der
Klimakrise. Wir brauchen ein EU-Klimaziel von mindestens 90 Prozent
Treibhausgasreduktion bis 2040 - ohne Outsourcing der Verantwortung
über fragwürde Zertifikate - und davon abgeleitet ein starkes NDC für
2035", sagt Raddatz.

Vorsichtige Fortschritte gab es in Bonn beim Meeresschutz. So wurden
innerhalb des Meere-Klima-Dialogs konkrete Vorschläge gemacht, wie
Meeresbelange im globalen Anpassungsziel verankert werden und wie
Maßnahmen für gesunde Meere sich in den NDCs niederschlagen können.
Erstmals wurden außerdem eine langfristigere Planung und Zielsetzung
für den Dialog diskutiert - eine der Kernforderungen des WWF. "Als
oberste Priorität gilt für Klima und Meere gleichermaßen, aus fossilen
Energien auszusteigen. Die Meere dürfen nicht länger durch Gas- und
Ölförderung belastet werden. Gleichzeitig gilt, Erneuerbare mit
Sorgfalt und naturverträglich auszubauen", fordert Raddatz. "Nur durch
sofortige und drastische Emissionsreduktion kann auch die natürliche
Funktion der Meere als Kohlenstoffsenke aufrechterhalten werden."
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INITIATIVE/290: BUND-Appell für eine Offensive zum Schutz der Weidetiere (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 30. Juni 2025

BUND-Appell für eine Offensive zum Schutz der Weidetiere

Kurskorrektur in der Diskussion um Wölfe und Weidetier notwendig




• Bundesregierung muss Herdenschutz fördern

• Jagdzeiten helfen nicht

• Tierhalter*innen müssen unterstützt werden



In einem neu veröffentlichten Appell fordert der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) eine Kurskorrektur in der Diskussion um
das bessere Nebeneinander von Wölfen und Weidetieren. Der
Umweltverband fordert die Bundesregierung auf, den Herdenschutz zu
fördern und damit Nutztierrisse zu minimieren. Olaf Bandt,
Vorsitzender des BUND: "Gegen Nutztierrisse helfen keine Jagdzeiten.
Es braucht einen besseren und flächendeckenden Herdenschutz."

Mehr als 20 Jahre nach der Rückkehr des Wolfs finden jährlich immer
noch bis zu 75 Prozent aller Nutztierrisse auf den Weiden statt, die
nicht gegen Wölfe geschützt sind. Bandt: "Nichts würde die Zahl der
Risse schneller reduzieren, als ein flächendeckender Herdenschutz.
Klar ist aber auch, dass die speziellen Zäunen und Hunde nie einen
100prozentigen Schutz bieten können und zusätzlich der gezielte
Abschuss einzelner Wölfe nötig ist."

Der BUND begrüßt in dem Apell, dass der Koalitionsvertrag von CDU/CSU
und SPD das Thema Wolf mit einem ausdrücklichen Bekenntnis zum
Herdenschutz beginnt. Er bemängelt aber, dass keinerlei Aussagen zu
einem verbesserten Herdenschutz folgen, sondern stattdessen Abschüsse
und Bejagung angekündigt werden.

Die Wissenschaft sagt klar, dass nur der gezielte Abschuss einzelner,
besonders problematischer Wölfe, nicht aber eine pauschale Bejagung
aller Wölfe bei der Reduktion der Nutztierrisse hilft. Denn in
Bundesländern mit hohen Wolfsbeständen reagieren Wölfe auf die
Bestandsminderung im Rahmen einer Jagdzeit mit erhöhten
Nachwuchszahlen. In den meisten westdeutschen Bundesländern gibt es
hingegen so wenig Wölfe, dass dort eine Bestandsreduktion durch
Abschüsse gar nicht möglich ist. Auch dort können Probleme mit dem
Wolf nur durch Verbesserungen im Herdenschutz und den gezielten
Abschüssen einzelnen Schaden stiftender Wölfe gelöst werden.

In seinem "Appell für eine Herdenschutzoffensive zum Schutz der
Weidetiere" fordert der BUND deshalb:


	Herdenschutz mit den Tierhalter*innen:

	Bund und Länder sollten ihre kostenlosen Beratungsanstrengungen vergrößern.

	Vollständige Kostenübernahme durch den Staat:

	Es braucht eine vollständige Kostenübernahme des Herdenschutzes durch den Staat.

	Flächendeckender Herdenschutz:
 An ungeschützten Weidetieren lernen Wölfe wie leicht z. B. ein Schaf im Vergleich zu einem Reh erbeutet werden kann und werden so auf Weidetiere konditioniert. Diese Entwicklung ist fatal, weil der Wolf- Weidetier-Konflikt so in vielen Fällen erst entsteht und durch jeden einzelnen Fall verschärft wird. Herdenschutz muss deshalb überall in Deutschland gefördert werden. Er muss die landwirtschaftliche und die Hobby-Tierhaltung erfassen.

	Herdenschutz länderübergreifend denken und umsetzen:

	Wölfe kennen keine Landesgrenzen. Die heutige Praxis landesweit unterschiedlicher Regelungen muss beendet werden.

	Herdenschutz ist Tierschutz:
 Der Schutz der Weidetiere vor dem Wolf ist ebenso eine Tierschutzmaßnahme wie der Schutz der Hühner vor dem Habicht.

	Erfahrungen sammeln und lernen:
 Herdenschutz muss künftig unbedingt bundesweit als lernendes System organisiert werden. Bis heute gibt es keine verbindlichen Absprachen zwischen Bund und Ländern über Berichts- und Auswertungsformate, die die gemeinsame Evaluierung der Herdenschutzmaßnahmen ermöglichen.



Hintergrund:

Herdenschutz ist ein Präventionssystem, das Schäden durch Wölfe und
andere große Beutegreifer in Nutztierherden minimiert. Als bewährte
und grundsätzlich wirksame Herdenschutzmaßnahmen gelten
wolfsabweisende Zäune, der Einsatz von Herdenschutzhunden oder die
Behirtung von Weidetieren. Die Erfahrung aus der Praxis zeigt, dass
sich Kombinationen aus verschiedenen Herdenschutzmaßnahmen bewähren,
wenn sie zum Betrieb, in den Betriebsablauf und zum Standort
passen.


Mehr Informationen:

BUND-Apell

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/tiere_und_pflanzen/forderungen-appell-herdenschutz-massnahmen-weidetiere-wolf-bund-2025.pdf

Zur Rückkehr der Wölfe

https://www.bund.net/themen/tiere-pflanzen/tiere/saeugetiere/wolf/#c34481

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 30.06.2025

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Email: bund(at)bund.net

Internet: www.bund.net

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Juli 2025 
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INITIATIVE/289: Jahr der Weidelandschaften und des Hirtentums - Mit Hufen und Klauen für eine naturnahe Zukunft (Aktion Agrar)

Aktion Agrar - Pressemitteilung, 26.06.2025

Aktion:

Mit Hufen und Klauen für eine naturnahe Zukunft:

Neues Bündnis für nachhaltige Weidetierhaltung und Hirtentum in
Deutschland



Berlin, den 26.06.2025 - "Weiden für die Zukunft!" - mit diesem Slogan
machte das neu gegründete Bündnis zum Internationalen Jahr der
Weidelandschaften und des Hirtentums 2026 (IYRP) auf sich aufmerksam.
Vor dem Umweltministerium traf heute Dr. Gebauer, Abteilungsleiter für
Naturschutz, Nachhaltige Naturnutzung und Natürlicher Klimaschutz, als
Vertreter des Ministeriums die Bündnispartner:innen aus
Weidetierhaltung, Naturschutz und Landwirtschaft. "Weidetierhaltung
ist nicht nur artgerechte Tierhaltung, sondern auch aktiver
Naturschutz. Unsere Kulturlandschaften brauchen Hirten", sagt Sabine
Poth von der Liga für Hirtenvölker und Mitglied des Bündnisses.
Das Bündnis nimmt seine Arbeit zur Vorbereitung und Begleitung des
IYRP 2026 auf, welches von den Vereinten Nationen ausgerufen wurde.
Ziel ist, die herausragende ökologische und kulturelle Bedeutung der
Weidehaltung stärker in den öffentlichen Fokus zu rücken - und
konkrete politische Maßnahmen für nachhaltige Beweidung und Hirtentum
anzustoßen. Eines der zentralen Anliegen des Bündnisses: Nachhaltige
Beweidung muss in nationalen Umwelt- und Agrarprogrammen eine größere
Rolle spielen - allen voran in der Umsetzung der EU-Verordnung zur
Wiederherstellung der Natur - ein noch immer hart umkämpftes
Instrument und eine riesige Chance, unsere Lebensgrundlagen nachhaltig
zu schützen.

"Naturnahe Beweidung ist eine Schlüsselmaßnahme zur Renaturierung von
Ökosystemen. Wir fordern, sie in den nationalen Wiederherstellungsplan
aufzunehmen und gezielt zu fördern", so Sabrina Schulz,
stellvertretende Bereichsleiterin Naturschutz der Deutschen
Umwelthilfe e.V. (DUH) für das Bündnis. Sie ergänzt: "Wenn wir
tierhaltenden Betrieben eine langfristige, auf die Naturschutzleistung
ausgerichtete Agrar- und Umweltförderung bieten, können wir nationale
Ziele wie die Auen- und Moorwiedervernässung erfolgreich und Hand in
Hand erreichen."

Kirsten Wosnitza, selbst aktive Milchkuhhalterin, bringt die Position
aus der Praxis ein: "Milchkühe können und wollen Weide! Weil die
Wirtschaftlichkeit von Weidekühen oft geringer ist, bleiben heute
leider immer mehr Milchkühe im Stall. Wir können das ändern, wenn wir
Tierwohl und Biodiversität als Leistungen nachhaltiger Weidehaltung
endlich fair entlohnen. In diesem Zusammenhang ist die Verschiebung
der Ökoregelungen zur Förderung von Weidehaltung und Verbesserung der
Biodiversität ein Armutszeugnis! Wir brauchen eine bundesweite
Weideprämie für Milchkühe und eine gestärkte Verhandlungsposition von
Bäuerinnen und Bauern am Markt."

Auch Ortrun Humpert von der Vereinigung Deutscher
Landesschafzuchtverbände fordert "eine Politik, die hinter uns steht".
Sie führt aus: "Schafe bedeuten nicht nur Tradition, sondern vor allem
Zukunft für alle Bereiche unserer Gesellschaft: Wir brauchen eine
Politik, die deutlich macht, welch gute und wichtige Arbeit wir
tatsächlich leisten und Rahmenbedingungen schafft, sodass wir davon
leben können."

Mehrere Mitgliedsorganisationen planen bereits Aktionen zum
Internationalen Jahr 2026, darunter Bildungsangebote, politische
Kampagnen und öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen. Die
ausführlichen Forderungen des Bündnisses sind im gemeinsamen
Bündnispapier und auf der Bündniswebsite dargestellt.


Aktion Agrar bringt mit kreativen Kampagnen Bewegung in die
 Agrarwende.

 Wir streiten für die Zukunft einer bäuerlichen Landwirtschaft.





Links

Bündnispapier zum Herunterladen (PDF)

https://weidelandschaft-hirtentum.de/wp-content/uploads/2025/06/2025-06-24_Buendnispapier.pdf

Bündnis-Website

https://weidelandschaft-hirtentum.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 26.06.2025

Aktion Agrar e.V.

E-Mail: info@aktion-agrar.de

Internet: www.aktion-agrar.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 5. Juli 2025 
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Ressourcen/244: Ozean - Wertstoffausbeutung der USA betrifft die Welternährungslage ... (SB)




Der Meeresboden ist weniger erforscht als die Oberfläche des Mondes -
selbst wenn diese seit vielen Jahren kolportierte Behauptung
inzwischen punktuell nicht mehr gilt, wird damit etwas Treffendes
gesagt: Verglichen mit der Oberfläche des Erdtrabanten ist sehr wenig
über den Meeresboden bekannt, insbesondere den der Tiefsee. Mit
diesem mangelnden Wissen begründet der Umwelt- und Naturschutz, dass
die Tiefseeregionen mit ihren außergewöhnlichen Lebensformen
unbedingt geschützt werden müssen. Die Industrie dagegen fordert, die
dort anzutreffenden Rohstoffe zu heben und der Verwertung zuzuführen.

Auf den ersten Blick schließen diese beiden Positionen einander
gegenseitig aus. Doch das punktuelle Erkunden und Erforschen,
wenngleich im Zeichen der Nachhaltigkeit und vielleicht sogar
langsamer, als es den auf unmittelbaren Nutzen ausgerichteten
Wirtschaftsinteressen der Industrie genehm ist, könnte der
zukünftigen Wertstoffausbeutung des Tiefseebodens vorausgehen. Ein
Widerspruch, der seitens des Umwelt- und Naturschutzes nur durch eine
fundamentalkritische Position zu lösen wäre: Uneingeschränktes
Verbot, auf Hoher See (auch "Gebiet" bzw. engl. The Area genannt),
also in den Gewässern außerhalb der nationalen Jurisdiktion,
Tiefseebergbau zu betreiben.

Jetzt reicht's! Genug des Zögerns!, lässt sich der Standpunkt Gerard
Barrons, CEO des kanadischen Bergbauunternehmens The Metals Company,
auf den Punkt bringen. Er will baggern, bohren, schaben - so schnell
wie möglich. Die Elektromobilität und grüne Energietechnologien
brauchen Rohstoffe, so sein grün ummänteltes Verkaufsargument. Und
die Investoren seines Unternehmens scharren schon mit den Füßen und
wollen endlich Rendite sehen.

In einer öffentlichen Stellungnahme vom März 2025 nimmt Barron vor
allem die Internationale Meeresbodenbehörde (International Seabed
Authority - ISA) aufs Korn. Sie, die dem UN-Seerechtsübereinkommen
zugeordnet und seit ihrer Gründung 1994 für den Ozeanboden auf Hoher
See zuständig ist, habe seit vielen Jahren gemeinsam mit einer Reihe
von Mitgliedsstaaten und in Kooperation mit Umweltorganisationen
verhindert, dass ein Regelwerk zum Meeresbodenbergbau verabschiedet
wird, klagt Barron. Obwohl doch nach den Statuten des
UN-Seerechtsübereinkommens ein solcher Mining Code längst hätte
erstellt werden müssen. Die ISA verletze ihre rechtlichen
Verpflichtungen. Man habe es hier mit der "letzten grünen Trophäe" zu
tun, schwadroniert Barron, der der ISA vorwirft, industriefeindlich
eingestellt zu sein.

Was das jahrelange Ringen der ISA-Vertragsstaaten um ein Regelwerk,
das vor den absehbar weitreichenden ökologischen Folgen des
Tiefseebergbaus schützen soll, mit dem Erringen einer "Trophäe" zu
tun hat, erschließt sich wohl nur dem, der sich selbst als
Trophäenjäger sieht und es vorzieht, die Sorgen seiner Mitmenschen
über die Zukunft eines weitgehend unberührten Ökosystems auf eben
solch eine Kategorie zu vereinfachen.

Das UN-Seerechtsübereinkommen besitze kein exklusives Mandat, die
Aktivitäten am Meeresboden in der Area zu regulieren, schreibt der
TMC-Chef in seiner öffentlichen Stellungnahme. Mehr als zwei Dutzend
Staaten hätten das Abkommen nicht unterzeichnet und erkennten das
Recht der ISA nicht an. Geradezu pathetisch erklärt Barron: "Die
Freiheit, Bergbau am Tiefseeboden zu betreiben, ist wie die Freiheit
der Navigation, die Freiheit der Hohen See zum Wohle aller Nationen."

Ironischerweise werden jene Freiheiten und noch einige mehr in
Artikel 87 des von ihm kritisierten UN-Seerechtsübereinkommens
festgeschrieben. Doch von der angeblichen Freiheit, Tiefseebergbau zu
betreiben, steht dort nichts. Dafür ist die eigens zu diesem Zweck
eingerichtete Internationale Meeresbodenbehörde zuständig.

Die Vereinigten Staaten hätten richtig gehandelt, indem sie das
UN-Seerechtsübereinkommen nicht unterzeichneten. Und sie besäßen seit
1989 ein komplett ausgearbeitetes Regelwerk, das es US-Bürgern
erlaube, die Area zu erforschen und dort kommerzielle
Schürfaktivitäten durchzuführen. Mit solchen Aussagen trifft Barron
in der US-Administration auf offene Ohren. Die hat längst begonnen,
die Chancen für Tiefseebergbau auszuloten. Beispielsweise besuchte
Ende März 2025 US-Außenminister Marco Rubio den Karibikstaat Jamaika
und sprach dort mit Premierminister Andrew Holness unter anderem über
mögliche gemeinsame Projekte zum Meeresbodenbergbau, wie Reuters
berichtete. Der Besuch hatte auch deswegen "Geschmäckle", weil
Jamaikas Hauptstadt Kingston Sitz der Internationalen
Meeresbodenbehörde ist, die von den USA abgelehnt wird.


Trump torpediert UN-Seerechtsübereinkommen

Am 24. April 2025 dann der Trump-Hammer: Verabschiedung der Executive
Order UNLEASHING AMERICAS OFFSHORE CRITICAL MINERALS AND RESOURCES,
z. Dt.: Freisetzung Amerikas kritischer Offshore-Mineralien und
-Ressourcen.

In seinem präsidialen Erlass stellt Donald Trump fest, dass die
Rohstoffe vom Meeresboden für die USA von großer strategischer
Bedeutung sind, dass eine Konkurrenz insbesondere zu China besteht
und dass der Deep Seabed Hard Mineral Resources Act aus dem Jahr 1980
hinreichend rechtliche Handhabe zur Genehmigung des kommerziellen
Abbaus bietet. Über die Empfehlungen für Meeresbodenbergbau in der
eigenen nationalen Wirtschaftszone und den Aufruf zur Kooperation mit
Partnerländern hinausgehend wird in Abschnitt 3 der Executive Order
der Handelsminister aufgefordert, innerhalb von 60 Tagen die
Voraussetzungen zu schaffen, um Tiefseebergbau auch in Gebieten
"außerhalb der nationalen Jurisdiktion" genehmigen zu können. Dazu
solle er die NOAA einsetzen, die Nationale Ozean- und
Atmosphärenadministration.

Mit keinem Wort wird das UN-Seerechtsübereinkommen erwähnt, und doch
wird es mit diesem präsidialen Erlass geradezu mittschiffs
torpediert. Nach dem Motto: Was kümmert uns der Debattierclub der ISA
(an deren Sitzungen übrigens die USA stets als Beobachter
teilgenommen haben), wir machen unsere eigenen Regeln. The Area
gehört denen, die sie sich aneignen.

Da die Vereinigten Staaten im Zweifelsfall über enorme Gewaltmittel
verfügen, um ihre Interessen in der Area zu verfolgen und
gegebenenfalls zu verteidigen, könnte das der Todesstoß für das
UN-Seerechtsübereinkommen gewesen sein. Andere Staaten könnten folgen
und sich von dem Vertragswerk lossagen, sobald sie sich Vorteile
davon versprechen, und sei es auch nur, weil sie gegenüber den USA
nicht ins Hintertreffen geraten wollen.

Russland wird als möglicher Kandidat gehandelt, sich nicht mehr an
das UN-Seerechtsübereinkommen gebunden zu fühlen, zumindest nicht
hinsichtlich dessen Bestimmungen zur Arktis. Das sagte Nikolai
Charitonow, Vorsitzender des Staatsduma-Komitees für die Entwicklung
des Fernen Ostens und der Arktis, gegenüber der Zeitung "Iswestija"
(18.03.2024). Dieser Erklärung war allerdings eine einseitig erklärte
Expansion der Vereinigten Staaten in Richtung Arktis und damit über
den ihnen zugestandenen Festlandsockel hinaus vorausgegangen.

Mit Sicherheit wird durch die Trump-Regierung jetzt enormer Druck auf
die Internationale Meeresbodenbehörde ausgeübt, den Mining Code zu
verabschieden, auch wenn noch viele umweltrelevante Fragen ungeklärt
sind.

Das UN-Seerechtsübereinkommen war bereits in der Vergangenheit nicht
nur von den USA bemängelt worden. Selbst erklärte Befürworter des
1982 beschlossenen Vertragswerks haben zeitgemäße Reformen abgelehnt
oder nur behutsam zur Diskussion gebracht. Deswegen hatten die
Mitgliedsstaaten 2018 begonnen, nicht über das gesamte Vertragswerk,
sondern über einen weiteren Zusatz zu verhandeln. Dadurch sollten die
bestehenden Vereinbarungen unangetastet bleiben. Bei Neuverhandlungen
des Gesamtvertrags wären vermutlich niemals mehr auch die Interessen
wirtschaftlich schwächerer Staaten so weitreichend berücksichtigt
worden wie bei der gegenwärtigen Regelung. Am 4. März 2023 wurde
schließlich als Zusatz zum UN-Seerechtsübereinkommen das
Hochseeabkommen (auch Konvention zur Biodiversität jenseits
nationaler Jurisdiktionen - BBNJ - genannt) verabschiedet. Es ist
allerdings noch nicht in Kraft getreten und droht, in der
Bedeutungslosigkeit zu versinken, sollten sich die USA mit ihrem
Vorgehen durchsetzen.


Das "Erbe der Menschheit" zur Beute

Beim Tiefseebergbau sind drei typische Lagerstätten ins Visier der
potentiellen Rohstoffverwerter geraten:

Polymetallische Knollen, auch Manganknollen genannt, die in rund 4000
Meter Meerestiefe auf dem Ozeanboden liegen, zur Hälfte eingebettet
in Sedimente. Diese kartoffelartigen Knollen enthalten Mangan,
Kobalt, Kupfer, Nickel sowie Seltene Erden. Manganknollen brauchen
Millionen von Jahren, bis sie sich gebildet haben. Sogar in dieser
lichtlosen und kalten Umgebung, in der ein enorm hoher Wasserdruck
herrscht, existiert Leben. Das ist dort nicht besonders üppig
verbreitet - Wachstum und Reproduktionsrate der Arten sind sehr
gering -, aber das Leben hat sich dort ausgesprochen artenreich
entfaltet. Vor zwei Jahren waren im sogenannten Manganknollengürtel,
der sich im Pazifik über 5000 Kilometer zwischen Hawaii und Mexiko
erstreckt, mehr als 5.500 neue Arten entdeckt worden.

In den Zonen mit Manganknollen werden bis zu viermal mehr Lebewesen
angetroffen als in Zonen ohne Manganknollen. Diese werden von
unterschiedlichen Lebensformen, von Mikroorganismen bis zu Schwämmen,
besiedelt. Die Ökosysteme, die sich dort entwickelt haben, sind noch
weitgehend unverstanden und damit bleiben auch die möglichen
Schadensfolgen eines Tiefseebergbaus unklar.

Experimente zum Einsammeln und Heben von Manganknollen haben jedoch
gezeigt, dass die Spuren der Bergbauaktivität noch Jahrzehnte später
gut zu erkennen sind und dass die lokalen marinen Ökosysteme
weiterhin massiv beeinträchtigt waren. Der großflächige Abbau von
Manganknollen würde nicht nur den örtlichen Lebensraum zerstören, es
würden sich auch Sedimentfahnen bilden, die weit über die Grenzen des
Abbaugebiets hinausgetragen werden. Viele Arten, die ständig das
Meerwasser filtrieren, um sich Nährstoffe zuzuführen, kämen mit der
plötzlichen Überlast an Sedimenten nicht zurecht.

Zudem sehen die Konzepte zum Meeresbodenbergbau vor, dass die mit den
Manganknollen hinaufgepumpten Sedimente wieder ins Meer geleitet
werden, beispielsweise über Schläuche in 2000 Meter Meerestiefe. Dann
wären diese Sedimente ebenfalls Meeresströmungen ausgesetzt und
würden zudem weitere zwei oder mehr Kilometer absinken. Dadurch würde
das Leben in der Wassersäule verändert, und auch diese Sedimente
würden sich am Meeresboden beispielsweise auf ortsfeste Lebensformen
legen, die bisher von solchen verheerenden Einflüssen verschont
geblieben waren. Manche Lebewesen werden in der trüben Brühe
womöglich unter Orientierungslosigkeit leiden und es nicht schaffen,
rechtzeitig zu fliehen. Anderen könnte dies zwar gelingen, doch
hätten sie ihren angestammten Lebensraum verloren und wären den stets
drohenden Fressfeinden in diesen lichtlosen Regionen ausgeliefert.

Erst vor wenigen Jahren hat man entdeckt, dass an Manganknollen
Sauerstoff freigesetzt wird. Möglicherweise ist das eine der
Voraussetzungen dafür, dass sich überhaupt Leben unter
diesen extremen Bedingungen halten konnte. Was aber würde geschehen,
entzöge man endgültig auch nur einen Teil dieser potentiellen
Überlebensvoraussetzungen?

Die Fläche des Manganknollengürtels, der auch Clarion-Clipperton-Zone
(CCZ) genannt wird, ist größer als die der Europäischen Union und
wird punktuell erforscht, weil es sich um die weltweit größten
Vorkommen von Manganknollen handelt. Ausgerechnet hier will Gerard
Barron seine Ernte einfahren. Er verheißt der US-Administration, sie
könne sich von Importen an Mangan, Eisen und Nickel und teilweise
auch Kupfer unabhängig machen und den Konkurrenten China
übertrumpfen.

Eine weitere Kategorie von marinen Rohstofflagerstätten, die die
Begehrlichkeiten der Industrie geweckt haben, sind Kobaltkrusten. Sie
haben sich im Laufe von Jahrmillionen durch Ablagerungen von
Metallverbindungen an den Hängen vulkanischer Seeberge gebildet.
Neben Kobalt enthalten die Krusten auch Eisen, Mangan, Nickel und
andere Metalle. Kobaltkrusten entstehen häufig in sogenannten
Auftriebsgebieten, was in der Regel bedeutet, dass sie einen
Lebensraum für besonders viele Meeresbewohner bieten. Der Bergbau in
diesen strömungsstarken Gebieten würde Sedimentfahnen erzeugen, die
dann näher an die Meeresoberfläche verfrachtet werden. Damit gerieten
sie womöglich in Regionen, in denen bereits Fischfang betrieben wird.

Als dritte Hauptkategorie für marine Rohstoffe gelten Massivsulfide.
Das sind Ablagerungen mineralienreicher Fluide aus sogenannten
Schwarzen Rauchern. Aus diesen noch aktiven hydrothermalen Schloten
strömt stetig heißes, mineralienreiches Wasser aus dem Meeresboden.
Es enthält neben Schwefel auch Kupfer, Zink, Eisen, Gold und Silber.
Selbst wenn sich der Bergbau mit den nicht mehr aktiven Schloten
begnügen würde, wie es in manchen Konzepten beschrieben wird, wären
davon die marinen Ökosysteme im Umfeld ebenfalls schwerwiegend
betroffen.


Tiefseebergbau im Dunkeln



Ironischerweise behaupten Industrievertreter wie Barron, dass es für
die Umwelt schonender sei, Bergbau am Tiefseeboden zu betreiben, als
an Land. Das kann aber nur jemand sagen, für den die Untersuchungen
potentieller Umweltfolgen abgeschlossen sind und der die Augen sowohl
vor den vielen offenen Fragen als auch den Ergebnissen bereits
geleisteter Studien verschließt. Eines aber ist sicher: Unternehmen,
die in mehreren Kilometern Meerestiefe Schürfaktivitäten entfalten,
können weniger gut überwacht werden als an Land. Ein Argument, das
Wohlklang in den Ohren der Investoren erzeugen dürfte.

Die Internationale Meeresbodenbehörde beispielsweise hätte gar nicht
das Personal, um in dem von ihr verwalteten Gebiet, das rund 42
Prozent der Erdoberfläche umfasst, Tiefseebergbau zu kontrollieren.
Wenn jetzt die Vereinigten Staaten selbstmandatiert loslegen,
bestimmen sie auch die Regeln, nach denen Umweltschäden noch
akzeptabel sind. Was von einer Regierung zu erwarten ist, die
umfangreiche Gelder für Klima- und Umweltschutz gestrichen,
zahlreiche Stellen abgebaut und weitere Forschungen auf diesen
Gebieten verboten hat, muss hier nicht näher ausgeführt werden.

TMC-Chef Barron behauptet, dass sein Unternehmen die
Umweltauswirkungen des Tiefseebergbaus selber überwachen würde.
Sicherlich hat diese Erklärung die gleiche Glaubwürdigkeit wie die
des Ziegenbocks, dem die Aufsicht über die Salatbeete im Gemüsegarten
zugesprochen wird ...

Es zeugt von gewisser Brüderlichkeit im Geiste, wenn sich TMC-Chef
Barron an die Trump-Regierung wendet und sie bittet, ihn am geplanten
Raubzug in den Weltmeeren teilhaben zu lassen. Die ausgesuchte Beute
ist nichts Geringeres als "das Erbe der Menschheit" - als das
anerkannt zumindest von den Unterzeichnerstaaten des
UN-Seerechtsübereinkommens.


Auf Schmeichelkurs



Anscheinend hat Barron mit seiner Strategie Erfolg. Am 29. April 2025
durfte er seinen Standpunkt vor einem Unterausschuss des
US-Kongresses, dem House Natural Resources Subcommittee on Oversight
and Investigations, darlegen. Das Thema des Tages lautete: "Exploring
the Potential of Deep-Sea Mining to Expand American Mineral
Production", z. Dt.: Erkundung des Potentials von Tiefseebergbau zur
Erweiterung der amerikanischen Mineralienproduktion. Dabei
umschmeichelt Barron seine Gastgeber mit Worten wie:

"Mit Mineralien vom Meeresboden kann Amerika die kritische
Abhängigkeit von Mineralien beenden, die Führungsrolle bei
Offshore-Innovationen zurückgewinnen, Generationen von amerikanischen
Ingenieuren, Wissenschaftlern und Seeleuten inspirieren, über 100.000
amerikanische Arbeitsplätze schaffen und ein BIP von über 300
Milliarden Dollar erwirtschaften." (The Metals Company, 05.05.2025)

In seinem Redemanuskript zum Treffen mit dem Unterausschuss schreibt
Barron, man habe im Laufe der Jahre gelernt, dass eine
konsensgetriebene, multilaterale Organisation wie die Internationale
Meeresbodenbehörde keine Konstruktion ist, die einen tragfähigen
Mining Code verabschieden oder als Aufsichtsorgan agieren kann.

Ebenfalls am 29. April dieses Jahres hat die US-Tochter des
Unternehmens TMC in den USA eine Lizenz für Tiefseebergbau in
Gewässern außerhalb der nationalen Jurisdiktion beantragt.

Die Entscheidung der US-Regierung für Meeresbodenbergbau innerhalb
und außerhalb der eigenen ausschließlichen Wirtschaftszone kommt zu
einer Zeit, in der die Weltmeere bereits deutliche Veränderungen
erfahren, die zu einer künftigen Verknappung der Fischfangmengen
beitragen könnten.

Die Ozeane versauern in Folge der nicht nachlassenden anthropogenen
Kohlenstoffdioxidemissionen, sie verlieren an Sauerstoff und erwärmen
sich. Die Hälfte der von Weltmeeren eingenommenen Fläche erfährt
zunehmend länger anhaltende Hitzewellen. Fische versuchen in kühlere
Gewässer abzuwandern. Wichtige Meeresströmungen wie der
Nordatlantikstrom drohen zu versiegen.

Wenn das UN-Seerechtsübereinkommen nicht mehr gilt, sind auch
internationale Fischereiabkommen und andere mit der Nutzung der
Weltmeere verbundene Verträge gefährdet. Trumps Ablehnung der
Welthandelsorganisation (WTO) ist hinlänglich bekannt. Es ist zwar
möglich, dass seine Regierung ein neues WTO-Abkommen zur Begrenzung
von Fischereisubventionen benutzt, um dem Rivalen China an den Karren
zu fahren, aber die America-First-Regierung wird sich keinen Regeln
einer multilateralen Organisation wie der WTO und damit auch keinem
Vertrag, der den eigenen Fischfang begrenzt, unterwerfen.

Als Konsequenz aus dem unilateralen Vorstoß der USA in Richtung
Tiefseebergbau in der Area könnte auch das oben erwähnte
internationale Abkommen zum Schutz der marinen Biodiversität in der
Hochsee (BBJN), das von den USA sowieso nicht anerkannt wird, kippen.
Zumal Donald Trump am 17. April in einer anderen Executive Order
(RESTORING AMERICAN SEAFOOD COMPETITIVENESS, z. Dt.:
Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit amerikanischer
Meeresfrüchte) angekündigt hat, die USA zur führenden Fischfangnation
machen zu wollen. Eine der beschlossenen Maßnahmen besteht darin, das
Pacific Remote Islands Marine National Monument, ein über eine
Million Quadratkilometer großes Meeresschutzgebiet westlich von
Hawaii, für den kommerziellen Fischfang zu öffnen.

Das ist ziemlich kurzfristig gedacht, denn Meeresschutzgebiete
begrenzen nur vordergründig den Fischfang. Da sich die Bestände in
den Schutzgebieten erholen, wandern die Fische auch über die fiktiven
Grenzen hinaus in Regionen, in denen dann Fischfang betrieben werden
darf.


Nahrungsnot - Grenzen des Wachstums



Die Meere stellen einen wichtigen Nahrungslieferanten dar. Fischerei
und Aquakulturen liefern inzwischen rund 15 Prozent der tierischen
Proteine, heißt es in dem SOFIA-Report 2024, dem aktuellsten
Statusbericht der FAO. In manchen Ländern Asiens und Afrikas machen
sie sogar über 50 Prozent der Nahrung aus.

Aus den Weltmeeren ist nicht viel mehr Fisch herauszuholen als
gegenwärtig. 50,5 Prozent der angelandeten Fangmenge werden nach dem
Kriterium des "maximalen nachhaltigen Dauerertrages" (maximum
sustainable yield, MSY) befischt. Würde man darüber hinausgehen,
ließe dies die Bestände schrumpfen. Lediglich 11,5 Prozent haben den
MSY-Wert noch nicht erreicht; theoretisch wäre hier eine Steigerung
denkbar. Aber 37,7 Prozent der Fischfangbestände sind entweder
überfischt, bereits zusammengebrochen oder müssen sich noch
regenerieren. Jener rote Bereich hat in den letzten Jahren weiter
zugenommen, schreibt die FAO. Der Trend weist also in Richtung Mangel
und nicht in Richtung Produktivitätssteigerung.

Trumps Executive Order, in der er den Meeresbodenbergbau innerhalb
der eigenen marinen Wirtschaftszone wie auch auf Hoher See forciert,
steht in einer Reihe mit weiteren Erlassen und Maßnahmen, durch die
die Lebensqualität und Überlebensvoraussetzungen vieler Menschen
gefährdet werden. Das betrifft nicht zuletzt die eigene Bevölkerung.
Wie in frühindustriellen Zeiten werden sich in den USA die Lebens-
und Arbeitsverhältnisse verschlechtern. Schon heute leiden mehr als
47 Millionen Menschen in den USA Hunger, meldet "Feeding America".
Betroffen sei auch jedes fünfte Kind.

Weltweit sind 600 Millionen Menschen chronisch unterernährt, viele
Millionen von ihnen sterben jedes Jahr, weil sie nicht genügend zu
essen haben. Die Weltmeere als Proteinlieferanten bilden ein
wichtiges Standbein der sowieso schon ganz und gar ungenügenden
Ernährungslage der Menschheit. Jedes Prozent, das die Ozeane an
Potential verlieren, Nahrung bereitzustellen, würde den globalen
Nahrungsmangel erhöhen. Den Meeresboden umzupflügen und geologische
Strukturen abzubaggern dürfte einer der Einflussfaktoren werden, die
dazu beitragen, dass die Nahrungsnot wächst.

Wenn sich nun die US-Regierung über die berechtigten Bedenken
hinsichtlich des Tiefseebodenbergbaus hinwegsetzt und sie für nichtig
erklärt, setzt sie sich in der Konsequenz über die Überlebensnot
vieler Menschen hinweg.

Die absehbaren Umweltfolgen sind schon verheerend genug - von den zu
erwartenden noch unbekannten Risiken ganz zu schweigen. Dem
generellen Rollback in der Klima-, Natur- und
Umweltschutzgesetzgebung der Trump-Administration liegt eine Politik
zugrunde, bei der sich die Wohlhabenden und gesellschaftlichen
Funktionseliten weitreichender denn je von der übrigen Gesellschaft
absetzen, einer Gesellschaft, die ihnen überhaupt erst die
Inanspruchnahme solcher Privilegien ermöglicht hat.

Das gemeine Volk dagegen wird mit einer riesigen Portion an Ideologie
und Religion abgespeist. Es lässt sich aber auch bereitwillig
abspeisen und jubelt zu Phrasen wie "Make America Great Again", mache
Amerika wieder großartig! Worauf bezieht sich das "Wieder"? Etwa auf
die Zeit, als weiße Invasoren die ursprüngliche Bevölkerung des
nordamerikanischen Kontinents weitgehend ausgerottet und den
verbliebenen Rest in Reservate gesteckt haben?

Die Vereinigten Staaten haben einen selbstverliebten Lügenbold zum
Präsidenten gewählt, anscheinend nicht trotz seiner charakterlich
miesen Art, sondern wegen ihr. Ob seinem Versprechen, mit dem
Washingtoner Establishment aufräumen zu wollen, geglaubt wurde oder
nicht - ein Blick in die golden-prunkvolle Suite im New Yorker Trump
Tower, in deren Glanz sich der Narziss so gerne ablichten lässt,
hätte eigentlich genügen müssen, um zu erkennen, dass unter Trump
alles so bleiben wird wie immer - nur schlimmer.

Tiefseebergbau erfordert hohe Investitionen. Damit sich der
Maschinenpark amortisiert, muss man davon ausgehen, dass mit Trumps
Executive Order der Startschuss für langfristig angelegte Projekte
gegeben wurde. Die beteiligten Unternehmen werden vermutlich nicht so
schnell wieder aufhören, sobald sie ihre stählernen Zähne in den
Meeresboden versenkt haben. Und es sind keineswegs nur die USA unter
Donald Trump, die sich auf den Bergbau in der Tiefsee vorbereiten.
Auch beispielsweise die Europäische Union fördert millionenschwere
Forschungsprojekte und die Entwicklung von Schürftechnologien für die
Tiefsee. Der Unterschied zu den USA besteht darin, dass sich die EU
der Internationalen Meeresbodenbehörde und damit dem
Multilateralismus verpflichtet hat.

Der geplante Tiefseebergbau könnte sich zu einem weiteren Feld
entwickeln, auf dem die Nationalstaaten um kurzfristiger Vorteile
willen zu Lasten der Umwelt miteinander konkurrieren. Ein einzelnes
Bergbauprojekt am Tiefseeboden wird noch nicht die Welternährung
gefährden. Aber umgekehrt setzt sich der globale Nahrungsmangel aus
vielen einzelnen solcher politischen Maßnahmen, mit denen die
existentielle Not von Menschen missachtet wird, zusammen. Die
Umweltauswirkungen von Meeresbodenbergbau werden unumkehrbar sein.
Wer auch immer sich am gemeinsamen Erbe der Menschheit bereichert, ob
im Alleingang oder in Gemeinschaft, tut dies auf Kosten zukünftiger
Generationen.

28. Mai 2025
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COMIC STRIP/0204: Magus Rolf - Bulette, groß und fett ... (SB)
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COMIC STRIP/0203: Hartze - Kumpelbier ... (SB)
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ERSTAUFLAGE/1199: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3331 (SB)

Wim Vandemaan

Königsmörder

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3331



Milchstraße, Iternorsystem, Iternor IV, Anfang November 2250 NGZ

In der Peripherie des Sternengeleges der Topsider ist es bereits zu
mehreren seltsamen Vorfällen gekommen: Eine Prospektorengenossenschaft
verlor den Kontakt zu einer ihrer Siedlungen, eine Künstlerkolonie
verschwand und der Kontakt zu Sturmseglern in einem Gasriesen brach
ab. Die Solare Residenz kontaktierte die topsidische Regierung, um in
Erfahrung zu bringen, ob sie etwas darüber wisse, aber der war das gar
nicht aufgefallen. Vermutlich weil es sich bei den Verschwundenen
nicht um Topsider, sondern um Terraner handelte. Zuletzt verschwand
bei Iternor IV im Iternorsystem das Terraforming-Schiff BEBELSHEIM. Da
dies im Gegensatz zu den anderen Vorkommnissen erst jüngst geschah,
sieht USO-Chef Monkey dies als Glücksfall an. Er will der Ursache
dieser seltsamen Ereignisse auf den Grund gehen.

Obwohl er zu einer Anhörung vor dem galaktischen Parlament bestellt
wurde, geht er mit dem USO-Anwärter Dale Fortune und dem
Siganesen-Team Leni Hazard, Nora Concorde, Sina Everest und Ellis
McAlistair in einen geheimen Einsatz und landet mit einer
Mini-Spacejet auf Iternor-IV. Sie können die BEBELSHEIM zwar nicht
finden, entdecken aber auf einem Bergplateau eine 300 Meter
durchmessende Öffnung, wie sie nur von einem Desintegrator geschaffen
worden sein kann. Sie reicht 40 Meter tief in den Berg hinein.

Würmer schnellen aus der Tiefe hervor und greifen das Einsatzteam an.
Nora Concorde wird von ihnen betäubt und verschleppt. Weder Dale
Fortune noch Monkey können sie befreien, weil die Gänge, die in die
Tiefe führen, zu eng sind. Ihr SERUN sendet jedoch weiter Daten, so
dass die drei anderen Siganesinnen folgen können. Sie können
beobachten, wie ein normal großer Mann in einer 50 Meter
durchmessenden Kaverne Nora aus den Fängen der Würmer befreit und in
Sicherheit bringt. Er nennt sich George und kommt mit ihr an die
Oberfläche, wo er von Monkey empfangen wird. Die beiden Männer ziehen
sich in ein Zelt zurück, um ein Vier-Augen-Gespräch zu führen, über
das Fortune und die Siganesinnen nichts erfahren. Sie werden dazu
verpflichtet, über die gesamten Vorkommnisse auf dem Planeten
Stillschweigen zu wahren.

Unterdessen versucht Chrekt-Chur, der Galaktische Sekretär für
Inneres, Monkey auf dem USO-Schiff SCIMITAT zu kontaktieren, hat aber
keinen Erfolg, was den Unmut der Parlamentarier schürt. Denn Monkey
soll vor dem Rat des Dritten Galaktikums zu den Vorwürfen, Cameron
Rioz umgebracht zu haben, befragt werden.

Im Jahr 1265 NGZ, als Monkey gerade 22 Jahre alt war und dem TLD
angehörte, wurde von der damaligen Leiterin die Abteilung Null
eingerichtet, die Liquidationen durchführte.

Mokey bekam, zusammen mit der Agentin Mora Valbone, die im Gegensatz
zu ihm ganz versessen darauf war zu töten, den Auftrag, den
charismatischen Politiker Oskar Krull umzubringen, weil Positroniken
ihn als potentiell gefährlich eingestuft hatten. Sie drangen in das
Privathaus des Politikers ein, wo sie nicht auf Krull, sondern auf
eine Frau stießen, die Mora sofort erschoss. Als ein Kind auftauchte,
wollte sie auch dieses erschießen, was Monkey verhinderte, indem er
ihr die Waffe wegschlug und dabei die Schulter zertrümmerte. Trotzdem
konnte sie noch auf Krull anlegen, der ihr jedoch gerade noch
rechtzeitig eine Flasche auf den Kopf schlagen konnte, was sie nicht
überlebte. Monkey verzichtete darauf, diesen Mann umzubringen und bot
ihm an, die Leichen verschwinden zu lassen, wenn er über die
Vorkommnisse Stillschweigen bewahrte und sich aus der Politik
zurückzog, was dann auch geschah.

Chrekt-Chur lässt sich auf die SCIMITAT versetzen und macht Monkey,
als dieser von seinem Einsatz zurückkommt, klar, dass die
Öffentlichkeit der Ansicht sei, die USO sollte einen anderen Anführer
bekommen. Man brauche die Organisation zwar, will aber eine
bereinigte, eine, die vom Ballast der Vergangenheit befreit sei. Zwar
könne man ihm kein Fehlverhalten nachweisen, aber allein der Umstand,
dass er bereits über Jahrhunderte der Chef der USO sei, störe die
Allgemeinheit. Man wolle jemand anderen an der Spitze sehen, damit es
einen Neustart geben kann.

Monkey macht dem Sekretär einen Vorschlag, der darauf hinausläuft,
dass Chrekt-Chur selbst die USO leiten wird und Monkey sich
zurückzieht. Als ein Parlamentarier ihn bei der Anhörung auf das
Verschwinden von Valbone Mora und Aine Vezorius anspricht - letzteres
ist der Name der von Mora ermordeten Frau, als sie und Monkey vor ca.
1000 Jahren den Auftrag bekamen, Oskar Krull zu ermorden - verlässt
Monkey wortlos den Parlamentssaal, was seinem Rücktritt gleichkommt.

Seinen Agenten hat er bereits im Vorfeld mitgeteilt, dass er sie nicht
mehr würde schützen können und er daran gehindert sein wird, den
Vorkommnissen auf Iterno IV nachgehen zu können. Er bittet Dale
Fortune, mit einer veralteten Space-Jet aus den Beständen der USO
bestimmte Koordinaten anzufliegen. Er würde an einer dieser
Koordinaten jemanden treffen, dem er einen Datenkristall übergeben
soll. Der USO-Anwärter darf mit niemandem darüber sprechen, merkt
jedoch auf dem Flug, dass er einen blinden Passagier hat - Leni
Hazard, für die er schon seit längerem romantische Gefühle hegt, die
sie erwidert. Beim letzten der Koordinaten treffen die beiden auf die
HALUTA VII mit Icho Tolot, Cameron Rioz und Jasper Cole an Bord.

4. Juli 2025
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ERSTAUFLAGE/1198: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3330 (SB)



Michelle Stern

Eine Handvoll Nichts

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3330

Agolei, Sternwürfel, 4. - 7. September 2250 NGZ

Shrell ist an Bord des PHOENIX mit 18 Begleitschiffen der Restauraten
zum Sternwürfel aufgebrochen, dessen Koordinaten nur sie allein kennt.
Atlan bemüht sich um sie, um ihr das Gefühl zu vermitteln, sich auf
ihn verlassen zu können. Er schärft seinen Gefährten ein, dies
ebenfalls zu tun, um die Leun in Sicherheit zu wiegen, was den anderen
sichtlich schwerer fällt.

Als man an den Koordinaten ankommt, scheint es sich nur um einen
leeren Raumabschnitt zu handeln. Doch dann schält sich plötzlich ein
gigantisches Gitterkonstrukt aus identischen Sternen aus dem All. Neun
mal neun mal neun Sonnen bilden einen Kubus, dessen Kantenlängen 5,92
Lichtjahre betragen. Das ist der Sternwürfel, der vom Normalraum aus
nicht zu sehen ist, da er von einem Ortungsschutz umgeben ist, einem
blasenartigen Schirm von sieben Lichtjahren Durchmesser, der neben der
Ortung auch die normaloptische Sicht blockiert. Jede Sonne ist
üblicherweise von zwei Planeten umgeben, mit Ausnahme der Sonnen, die
für die Transition des Sternwürfels bereits eine Steuerwelt
zurückgelassen haben. Das wycondrische Rugyra ist ein solcher Planet.

Das Zentrum ist unsichtbar. Um nach 5-5-5 zu gelangen, wo sich
Reginald Bull aufhält, muss man einen Zyklonwall durchdringen. Der
PHOENIX macht sich auf den Weg dorthin, denn laut Shrell hat Reginald
Bull für den Fall, dass Perry Rhodans Zellaktivatorsignatur an Bord
eines terranischen Schiffes auftaucht, eine Freischaltung
programmiert.

Perry Rhodan hat den Klonkörper Sichu Dorksteigers, in dem sich der
Symbiont Aelor aufhält, in seiner Kabine versteckt, so dass Shrell
nicht auf den Fremden aufmerksam wird. Auch Atlan, Dr. Barstow und
Gucky wissen nichts von dem blinden Passagier. Der Klon ist inzwischen
derart rasch gealtert, dass er zu sterben droht. Aelor braucht
unbedingt einen neuen Körper. Er kann sich mittlerweile nicht mehr
selbstständig bewegen, weshalb Phoenix sich mit Perry Rhodan in
Verbindung setzt und unspezifisch mitteilt, im Bugbereich gäbe es ein
Problem. Atlan und Barstow wollen sich darum kümmern und entdecken auf
diese Weise den Klonkörper, den Barstow, nachdem Phoenix erklärt hat,
um wen es sich dabei handelt, heimlich an Shrell vorbei in einen
Medotank bringt, damit er noch ein paar Stunden überlebt.

Zwei Schiffe der Hiesigen werden auf den PHOENIX aufmerksam und
Shrells Begleitschiffe müssen Ablenkungsmanöver fliegen, während sich
der PHOENIX dem Zyklonwall nähert. Wie Shrell erklärt, ist dieser
absolut undurchdringlich, wenn keine Passage freigeschaltet wird. Nur
Conduiten können ihn auch ohne eine solche durchqueren. Allerdings
können sie dabei niemanden mitnehmen. Der Zyklonwall stellt sich als
riesiges Brennendes Nichts heraus, bei dem es sich laut Shrells
Aussage um das Original handelt, von dem alle anderen abstammen. Vor
ihrer Verdammung hatte sie Keime davon geerntet und in Ovoidcontainern
an Bord der ELDA-RON gebracht. Diese Keime sind jedoch mittlerweile
aufgebraucht. Bull hatte sie der Möglichkeit beraubt, weitere Keime zu
ernten. Perry Rhodan entgeht bei diesen Worten der kurze Blick auf
seine Schattenhand nicht, was ihn darauf schließen lässt, dass das
Ernten der Keime mit ihr zu tun hat.

Der PHOENIX weigert sich, in dieses Brennende Nichts einzutauchen. Mit
Recht, denn als er dazu von Liam Barstow überredet wird, geschieht
eine Katastrophe, die nur durch Rhodans schnelles Eingreifen nicht
tödlich für alle ausgeht. Bulls Freischaltung für Perry Rhodan ist
offenbar inzwischen zurückgenommen worden. Bei der Berührung des Walls
wird die Spitze des PHOENIX weggerissen und zwei Kabinen gehen
verloren. Hätte Rhodan nicht sekundenschnell reagiert und
zurückgesteuert, wären sie verloren gewesen. Die Frage ist, hat
Reginald die Vernichtung Rhodans mit einkalkuliert? Gucky lässt auf
seinen alten Freund nichts kommen, während Atlan und Perry den
Gedanken zulassen, dass Bull sich im Laufe der Zeit verändert haben
könnte.

Die Hiesigen sind auf die Verletzung des Walls aufmerksam geworden und
greifen an. Unter Shrells Begleitschiffen, die den PHOENIX abschirmen,
gibt es etliche Verluste, bis das kleine Schiff wieder in der Lage
ist, in den Hyperraum einzutauchen. Die Schäden sind nicht so
gravierend wie befürchtet und können notdürftig behoben werden. Nun
kann man sich auch einer Nachricht von Phoenix widmen. Er hatte schon
vor der Beinahe-Katastrophe Dutzende Unterhaltungen der Kommandanten
der hiesigen Sternenspitze ausgewertet. Dabei ist er auf die
Information gestoßen, dass ein Conduit zu den Restauraten übergelaufen
ist.

Ein Conduit könnte die Barriere überwinden und möglicherweise etwas im
Sinne Shrells bewirken. Also will man nun herausfinden, wo sich der
Überläufer aufhält. Er muss zu den Restauraten gehören, die sich im
Sternwürfel verborgen halten. Gucky, der bestrebt ist, auf Yuits zu
stoßen, geht an Bord eines von Shrells Begleitschiffen, um sich auf
die Suche nach dem Conduiten zu machen. Darüber hinaus hält er
Ausschau nach einem Wirtskörper für Aelor.

Unterdessen ist Shrell bereit, Rhodan in der Handhabung der
Schattenhand zu trainieren. Dazu fliegen sie einen einzelnen Planeten
einer der Sterngitter-Sonnen an. Rhodan, der es gewohnt ist, seine
Gefühle unter Kontrolle zu halten, muss nun lernen, Wut gegen einen
Gegner zu schüren, um die Schattenhand zu aktivieren. Doch er traut
sich nicht, die Schattenhand einzusetzen, weil er befürchtet, mit ihr
ein Brennendes Nichts zu schaffen, obwohl Shrell behauptet, dass diese
Gefahr nicht bestünde.

Nachdem sie ihn vergeblich mit Wurfgeschossen attackiert hat, bekommt
er es mit einer Horde Tiere zu tun, gegen deren zahlenmäßige Übermacht
er sich nicht wehren kann. Er wird von ihnen verschleppt und in ein
Netz geworfen, wo er als Nahrung für den Nachwuchs dienen soll. Das
Netz hängt so hoch an einem Felsen, dass es für die Kleinen einen
Anreiz bietet, das Klettern zu üben. Als ihm eines der Tiere
tatsächlich gefährlich wird, lernt Perry nun endlich seine Hemmungen,
die Schattenhand einzusetzen, zu überwinden. Und als er merkt, dass er
tatsächlich kein Brennendes Nichts erzeugt, schafft er es sehr
schnell, sie zu beherrschen. Shrell, die seine Funkanrufe die ganze
Zeit ignoriert hat, ist begeistert, als er sie Dank einer von Atlan
ausgesandten Sonde wiederfindet. Und das, obwohl Rhodan ihr zur
'Begrüßung' gezielt den Schwebesessel umterm Hintern wegschießt, weil
Shrell seinen Schutzanzug mit einem Lockmittel für die Tiere versehen
hatte.

Rhodan soll nun mit der Schattenhand in den Zyklonwall greifen, um
einen Korridor zu öffnen. Dazu müsste er jedoch mit dem PHOENIX ganz
nah heranfliegen, was dieser schon befürchtet hatte. Doch da Liam
Barstow ihm in einem Gespräch klar gemacht hat, dass von ihm erwartet
wird, sich nötigenfalls wie ein Held zu opfern, ist er bereit, das
Wagnis einzugehen.

An Bord der GARU-TOR ist Gucky frustriert, weil er die Leun nicht
telepathisch erfassen kann und sich auch keine Yuit auf dem Raumer
aufhalten. Die Besatzung meidet ihn, da er bei der Aufspürung anderer
Restauraten-Raumer bisher noch keine große Hilfe war. Der Kommandant
will mit ihm nichts zu tun haben. Es gibt nur ganz bestimmte, in einem
Bassin schwimmende Wesen, die er mit seinen Parasinnen erfassen kann.
Diese Yuit-tik haben eine beruhigende Wirkung auf alle, die in ihrer
Nähe sind. Gucky mutmaßt, dass sich solche Tiere auch auf anderen
Raumern befinden könnten und erfasst sogar welche auf einem anderen
Schiff.

Als er an Bord dieses Raumers teleportiert, trifft er dort tatsächlich
auf Restauraten, die ihm aber nicht abnehmen, dass ihre verbannte
Anführerin Shrell zurückgekehrt ist. Er soll es beweisen, indem er sie
an Bord bringt. Tatsächlich kann er Shrell erreichen und ein Treffen
mit diesen Restauraten herbeiführen, die wissen, wo sich der Conduit
aufhält. Es ist ein Yuit namens Coyn. Dieser ist zu einer
Zusammenarbeit mit Shrell bereit, wird von ihr abgeholt und auf den
PHOENIX gebracht. Gucky ist ganz aufgeregt, einen anderen Ilt
kennenzulernen, doch Coyn weist all seine Kontaktversuche zurück und
ignoriert ihn weitgehend. Er will alleingelassen werden.

Aelor sieht seine Chance gekommen, in einen neuen Wirt zu wechseln.
Heimlich entwendet der Klonkörper noch mit letzter Kraft einem
Serviceroboter Mini-Gravitatoren, mit denen sich Aelor, nachdem er den
toten Sichu-Körper über ein Ohr verlassen hat, zu dem schlafenden Yuit
bringen lässt. Er dringt über die Nase in Coyn ein, der sich
schlaftrunken nur wenig wehrt.

Nun kann sich Aelor im Körper des Yuit als Verbündeter von Shrell
ausgeben und über sie an Daten kommen, die ihm helfen könnten, sich
daran zu erinnern, welche Mission er zu erfüllen hat. Womöglich gibt
es Legenden darüber, was ihm zugestoßen ist. Aelor will, um seinen
Plan durchzusetzen, nicht nur Shrell täuschen, sondern auch Rhodan und
die übrige PHOENIX-Besatzung. Dazu muss er die Positronik so
manipulieren, dass sie sein Verschwinden nicht sofort meldet.

Der PHOENIX fliegt nun so nah an das Brennende Nichts heran, dass
Perry Rhodan von seiner lädierten Spitze aus, deren Innenbereich
mit einem Energiewall gegen das All abgeschottet wird, hineingreifen
kann. Als er dann aber das Nichts berührt, wird seinem Zellaktivator
ungeheuer viel Vitalenergie entrissen. Rhodan kann sich nicht mehr
bewegen, sich also auch nicht zurückziehen. Sein Zellaktivator droht
zu explodieren. Shrell fordert ihn auf, ihr die Schattenhand zu
überlassen, nur so könne er überleben. Perry erkennt, dass sie es bei
dieser Aktion die ganze Zeit nur auf die Schattenhand abgesehen hat.
Ihr muss klar gewesen sein, welche Wirkung das Nichts auf den
Zellaktivator haben wird. Obwohl es ihm ungeheure Schmerzen bereitet,
will er ihr die Schattenhand nicht überlassen, da sie damit nur mehr
Unheil anrichten wird. Er ist sich auch sicher, dass sie nie vorhatte,
die Anomalien auf Terra zu löschen.

Bevor Shrell ihm die Nicht-Hand entreißen kann, stößt er sich ab und
springt mitten ins Brennende Nichts hinein. Nachdem das Gefühl, jede
Zelle in ihm drohe zu explodieren, abgeklungen ist, entdeckt er einen
schimmernden Raum, der von einer Membran umgeben ist. Rhodan kann sie
aber durchdringen, indem er sich voll auf das Licht dahinter
konzentriert. Er materialisiert plötzlich vollkommen nackt in einem
Raum. Jemand zerrt ihn grob nach oben. Es ist Anzu Gotjian, die einst
auf dem Chaoporter FENERIK die Reise mit Reginald Bull angetreten hat.
Sie rügt Rhodan, er hätte wirklich Nerven, hier aufzutauchen, wirft
ihm ein Bündel Kleidung zu und fordert ihn auf, zu helfen, den
Schlamassel zu beheben, den er angerichtet hat.

5. Juli 2025
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